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Aktuelle Hinweise

Hülfskasse Kl. Johannisstraße 6
Deutscher Rechtsanwälte 20457 Hamburg

Telefon (040) 365079
Telefax (040) 374645

Huelfskasse.Rae@t-online.de
Nähere Informationen erhalten
Sie unter www.Huelfskasse.de

Aufruf zur Weihnachtsspende 2008
Oktober 2008

Sehr geehrte Frau Kollegin,
sehr geehrter Herr Kollege,

auch in unserem Kollegenkreis gibt es immer wieder unverschuldete Notsituationen mit massiven finanziellen Schwierigkeiten,
teils aus Alters-, teils aus Krankheitsgründen oder nach sonstigen Schicksalsschlägen. Diese Kolleginnen und Kollegen bzw.
deren Hinterbliebene aus allen Kammerbezirken Deutschlands unterstützt die Hülfskasse.

Mit den eingegangenen Spenden im Jahr 2007, für die wir allen Spendern nochmals herzlich danken, wurde es möglich, dass
die Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte in 26 Kammerbezirken bundesweit 273 Unterstützten das Weihnachtsfest verschönern
konnte:

Ausgekehrt wurden insgesamt rund 160.000,00 Euro an Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bzw. deren Witwen, 88 Kin-
dern konnten Buchgutscheine übersandt werden. Viele der Spendenempfänger erhalten nur eine geringe staatliche Unterstüt-
zung oder eine minimale Rente, und die Dankbarkeit über diese Zuwendung ist groß.

Daher unser Aufruf:

Helfen Sie zu Weihnachten mit Ihrer Spende!

Jede Spende ist steuerabzugsfähig. Für Beträge bis einschließlich 200,00 Euro gilt der von Ihrem Kreditinstitut quittierte Beleg
als Zuwendungsbestätigung. Für Beträge über 200,00 Euro erhalten Sie unverzüglich eine Spendenquittung.

Mit kollegialen Grüßen

Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte

– Bernd-Ludwig Holle –
Vorstandsvorsitzender

P.S.: Sollte Ihnen im Kollegenkreis ein Notfall bekannt sein, bitte informieren Sie uns.
Wir helfen gern!

Präsident Vorstandsvorsitzender Geschäftsführerin

Rechtsanwalt u. Notar Dr. Wolfram Schröder Rechtsanwalt Bernd-Ludwig Holle, Hamburg Sigrid Kuhlmey

Konten: Deutsche Bank Hamburg Konto 0309906 (BLZ 200 700 00) / Postbank Hamburg Konto 474 03-203 (BLZ 200 100 20)
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Die BRAK in Brüssel

In der EU schreiten die Gesetzgebungs-
arbeiten zur Schaffung einer Europäi-
schen Privatgesellschaft („Societas Pri-
vata Europaea“, nachstehend SPE) voran.
Mit dem Statut der SPE soll eine – neben
den nationalen Gesellschaftsformen ste-
hende – einheitliche europäische Rechts-
form geschaffen werden, die insbeson-
dere kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) die Niederlassung und Tätigkeit
im Binnenmarkt erleichtern soll. Eine
SPE soll in allen Mitgliedstaaten gemäß
den gleichen und flexiblen Gesellschafts-
rechtsvorschriften gegründet – oder eine
Gesellschaft in eine SPE umgewandelt –
werden können.
Treibende Kraft ist das Europäische Par-
lament. Dieses hatte bereits im Februar
2007 die Kommission zur Vorlage eines
Vorschlags für ein Statut der SPE aufge-
fordert. Nachdem die Kommission dieser
Forderung im Juni 2008 mit der Vorlage
eines Verordnungsvorschlages über das
Statut der SPE nachgekommen ist, hat
der Berichterstatter im Rechtsausschuss
des Europäischen Parlaments, MdEP
Klaus-Heiner Lehne, am 9.9.2008 sei-
nen Berichtsentwurf zum Verordnungs-
vorschlag vorgelegt. Die am Gesetzge-
bungsverfahren Beteiligten hoffen, die
Verordnung in 2008 verabschieden zu
können. Noch gibt es jedoch kontrovers
diskutierte Punkte.
So sieht der Berichtsentwurf – anders als
der Verordnungsvorschlag der Kommis-
sion – das Erfordernis eines grenzüber-
schreitenden Bezugs bei der Gründung
der SPE vor. Auch über die Höhe des er-
forderlichen Mindestkapitals gehen die
Auffassungen auseinander: Die Kommis-
sion hält bei der Beurteilung der Solvenz
andere Gesichtspunkte als das Kapital
für maßgeblicher und will einen Euro
Mindestkapital ausreichen lassen. Dem-
gegenüber sieht der Berichtsentwurf ein

Gründungsmindestkapital von 10.000 €
vor. Denn ein bestimmter Betrag an Min-
destkapital könne, obwohl das Stamm-
kapital in der Praxis nicht mehr dem
Gläubigerschutz diene, eine für das An-
sehen der SPE förderliche Seriositäts-
schwelle darstellen. Eine gewisse Kapi-
talaufbringung sei die Gegenleistung für
die nur beschränkte Haftung der Gesell-
schafter. Auch hinsichtlich der Regeln
zur Arbeitnehmermitbestimmung weicht
die Auffassung des Berichterstatters vom
Kommissionsvorschlag ab: Statt die Mit-
bestimmung von den jeweiligen Rege-
lungen des Sitzlandes abhängig zu ma-
chen, sollten die Mitbestimmungsrechte
der Arbeitnehmer in die Verordnung auf-
genommen werden, um ihre Umgehung
durch Unternehmen möglichst auszu-
schließen.
Die BRAK steht der Schaffung der neuen
Gesellschaftsform grundsätzlich positiv
gegenüber und erarbeitet in ihren Aus-
schüssen derzeit eine Stellungnahme zu
den Details des Vorhabens.
Das von der Generaldirektion Wettbe-
werb im April 2008 vorgelegte Weiß-
buch zu Schadensersatzklagen wegen
Verletzung des EG-Wettbewerbsrechts
war am 8. und 9.9.2008 Thema der Be-
ratungen des federführenden Wirtschafts-
und Währungsausschusses (ECON) und
des Rechtsausschusses (JURI) des Euro-
päischen Parlaments.
Hintergrund der Vorlage des Weißbu-
ches sind die Bestrebungen, die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für Geschä-
digte zu verbessern, um eine vollständi-
ge Entschädigung der durch Wettbe-
werbsverstöße geschädigten Bürger und
Unternehmen zu gewährleisten. Gegen-
wärtig würden Geschädigte häufig aus
Kosten-Nutzen-Erwägungen von gericht-
lichen Anspruchsdurchsetzungen abse-
hen und so unkompensiert bleiben,
während das Unternehmen keine Konse-

quenzen für sein rechtswidriges Verhal-
ten zu tragen habe.
Die Kommission hält zwei Mechanismen
für denkbar, die ein Vorgehen gegen Ver-
stöße gegen das EG-Wettbewerbsrecht
ermöglichten: Qualifizierte Einrichtun-
gen könnten Verbandsklagen für eine
Gruppe bezeichneter oder identifizier-
barer Einzelpersonen erheben. Außer-
dem könnten sich die Geschädigten zu
„Opt-in-Gruppenklagen“ zusammen-
schließen, um ihre jeweiligen Schadens-
ersatzansprüche in einer einzigen Klage
zusammenzufassen.
Die Überlegungen zur Einführung von
Kollektivklagen wurden vom ECON-Be-
richterstatter MdEP Lehne für Fälle be-
grüßt, in denen eine Vielzahl von Ge-
schädigten lediglich einen geringen
Schaden erlitten hat. Dabei müssten –
und hierin sind sich alle Beteiligten einig
– Sammelklagen nach dem US-Vorbild
auf jeden Fall vermieden werden. Die
Parlamentarier betonen zudem, dass die
private Rechtsdurchsetzung die behörd-
liche Kartelldurchsetzung zwar unter-
stützen, nicht aber ersetzen dürfe. Auch
dürfe keine Zersplitterung des Prozess-
rechts herbeigeführt werden. Daher sei
ein horizontaler Ansatz in Betracht zu
ziehen, um das Phänomen der Streu-
schäden in allen in Frage kommenden
Rechtsgebieten ausreichend zu berück-
sichtigen. Hintergrund dieser Erwägun-
gen, die die BRAK in ihrer Stellungnah-
me Nr. 24/2008 teilt, sind die parallelen
Überlegungen der Generaldirektion Ver-
braucherschutz, Instrumente der kollek-
tiven Rechtsdurchsetzung einzuführen.
Das Europäische Vertragsrecht war An-
fang September 2008 Thema der Plenar-
sitzung des Europäischen Parla-
ments. Das Parlament begrüßte die Vor-
lage des akademischen Entwurfs eines
Gemeinsamen Referenzrahmens (der
„Draft Common Frame of Reference“
[DCFR]) durch die Study Group on a Eu-
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ropean Civil Code und die „Acquis Group“ im Dezember
2007. Aufgrund einer von MdEP Lehne initiierten mündli-
chen Anfrage wurde über die Fragen zum weiteren Um-
gang der Kommission mit dem DCFR diskutiert. Der Forde-
rung nach Übersetzungen des Textes, um ihn für alle be-
troffenen Akteure verfügbar zu machen, die auch die BRAK
mit der Stellungnahme Nr. 9/2008 erhoben hatte, erteilte
die Kommissarin Kuneva eine Absage: Da die Kommission
das geplante Weißbuch über einen – politischen – Ge-
meinsamen Referenzrahmen für das Europäische Vertrags-
recht nur auf Grundlage von Teilen des DCFR erarbeite,
mache eine vollständige Übersetzung keinen Sinn. Die
Akademiker hätten indes selbst vor, den DCFR in Deutsch
und Französisch zu übersetzen.
Auf die Frage, ob der Gemeinsame Referenzrahmen aus
Sicht der Kommission zu einem optionalen Instrument für
das Europäische Vertragsrecht werden könne, erläuterte
Kommissarin Kuneva das hinter dieser Vorstellung zurück-
bleibende Ziel der Kommission: Geschaffen werden solle
ein Instrument für den Gesetzgeber, um die Rechtssetzung
durch die Bereitstellung von Definitionen, Rechtsgrundsät-
zen und Modellregeln im Bereich des Vertragsrechts zu
verbessern. Aus der – in Stellungnahme Nr. 34/2008 darge-
legten – Sicht der BRAK sollte dieses wichtige Vorhaben
indes nur Zwischenziel sein. Mittel- bis langfristig sollte
den Unternehmern und Verbrauchern ein optionales In-
strument des Europäischen Vertragsrechts zur Verfügung
gestellt werden, das neben den existierenden nationalen
Rechtsordnungen stehen und statt dieser vereinbart wer-
den können sollte, um europaweit die Rechtssicherheit zu
erhöhen und den Rechtsverkehr zu vereinfachen.

RAin Mila Otto, LL.M.

Buchbesprechungen

Teubel/Schons: Erfolgshonorar für Anwälte, Gebühren-
und Vergütungsvereinbarungen nach neuem Recht.
Beck-Verlag 2008, ISBN 978-3-406-57630-0, 187 Seiten,
38 Euro.
Die Neuregelung des Erfolgshonorars ist am 1. Juli 2008 in
Kraft getreten. Nur wenige Wochen danach erscheint das
hier zu besprechende Werk.
Ein Schnellschuss? Nach Wahrig Deutsches Wörterbuch ist
ein Schnellschuss eine besonders eilige, schnell zu erledi-
gende Arbeit. Das trifft zu.
Joachim Teubel ist Rechtsanwalt in Hamm. Er ist Vorsitzen-
der der Gebührenabteilung der RAK Hamm, Mitglied des
BRAK-Ausschusses „Erfolgshonoar“, Mitautor des Kom-
mentars zum RVG Mayer/Kroiß.
Herbert B. Schons ist Rechtsanwalt in Duisburg. Er ist Vize-
präsident der RAK Düsseldorf, Vorsitzender deren Gebüh-
renabteilung, Vorsitzender des BRAK-Ausschusses „Erfolgs-
honorar“, Vorsitzender der Gebührenreferententagung der
BRAK, Mitautor von Madert/Schons Die Gebührenverein-
barung des Rechtsanwalts, des Kommentars zum RVG Har-
tung/Römermann/Schons.
Ich wage zu behaupten: Kein Rechtsanwalt kann nur aus
dem Gesetzestext der missglückten Neuregelung der §§ 3a
bis 4b RVG eine Honorarvereinbarung basteln, die wirk-
sam ist.
Teubel/Schons bringen 21 Muster. Mit ihnen kann jeder
Anwalt eine Vergütungsvereinbarung formulieren. Wer mit
einem Mandanten eine Vergütungsvereinbarung schließen
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Fortsetzung Seite IX

Sie finden in Ihrem langjährig bewährten Erfolgsstandard-
werk selbstverständlich auch „Halt“ rund um das neue
Elektronische-Mahnverfahren, ob mit oder ohne Signatur-
karte, auf leichte und verständliche Weise.

Genau wie Sie es gewohnt sind.

FM-VerlagTM und
Service für die Rechtsanwalt-Sekretärin

und ihren Chef seit 1995
Konstanze Halt

Rotdornweg 9, 26532 Großheide
Tel.: 0 49 36/91 78 13, Fax: 0 49 36/91 78 15

www.fm-verlag, k.halt@fm-verlag.de

„Der ,Palandt’ nicht nur für das Kanzleisekretariat.“
RA Martin Lang - Forum junge Anwaltschaft im DAV e.V. AdVoice 3/04
„Ein Muss für jedes Anwaltsbüro“ in HAV Info 12/07, „Bürobibel,

ohne die es nicht mehr geht“, „Buch des Jahres 2006“,
„damit schon zig tausende EURO eingespielt“ u.v.a.m.

Inhalte: Vom Management über Mahnwesen zum Gebührenrecht bis
hin zur Zwangsvollstreckung. Von der Beratungshilfe/PKH über RS-
Versicherungen bis hin zu Vergütungsvereinbarungen. Fast alles, was
Ihnen und Ihren Mitarbeitern den Kanzleialltag erleichtert. Mehr als
1.500 aktualisierte Rechtsprechungen, über 500 Beispiele, Fälle,
Muster aus der Praxis, 1.000 Seiten der Große (gbd.), 320 Seiten
der Kleine (gbd.). Leichte Schreibweise für Anfänger, viele Tipps und
Tricks für Fortgeschrittene.

Testen Sie IhrenGroßen und kleinen Begleiter.
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An dieser Stelle möchte ich mich vielmals bei Ihnen für
Ihr Vertrauen und Ihre langjährige Treue bedanken. Auch
zukünftig werde ich keine Anstrengungen scheuen, Sie
zufrieden zu stellen. Herzliche Grüße IhreKonstanze Halt

Kanzleistempel/Absender: ..................................................................................................................................................

..............................................................................................................................................................................................................................................

..............................................................................................................................................................................................................................................

..............................................................................................................................................................................................................................................

Datum/Unterschrift: ........................................................................................................................................................................

 Ja, ich bestelle mit vierwöchigem Rückgaberecht den Großen und
Kleinen Halt für zusammen nur 99 EUR inkl. USt. zzgl. 6 EUR Versand.
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Der Barcode-Mahnbescheid
(Auch) Pflicht zum 1.12.2008!
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Das Gesetz zur Änderung der Telekommunikationsüberwa-
chung sieht bekanntlich vor, bei der Anordnung von verdeckten
Ermittlungsmaßnahmen (beispielsweise Telefonüberwachung)
grundsätzlich zwischen Geistlichen, Strafverteidigern und
Abgeordneten auf der einen Seite und Rechts-
anwälten, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern,
Ärzten und anderen Berufsgeheimnisträgern
auf der anderen Seite zu unterscheiden. Wäh-
rend erstere ausnahmslos von solchen Maßnah-
men ausgenommen sind, können bei Rechtsan-
wälten, Steuerberatern, Ärzten und anderen
Berufsgeheimnisträgern grundsätzlich Telefon-
überwachungen usw. durchgeführt werden.

Die BRAK hat bereits in ihrer Resolution auf
der Herbsthauptversammlung 2007 vor einer
„Zweiklassengesellschaft“ innerhalb der Be-
rufsgeheimnisträger gewarnt. Eine Differenzie-
rung in der Zulässigkeit von Überwachungs-
maßnahmen ist sachlich nicht gerechtfertigt
und mit Blick auf Artikel 12 GG verfassungs-
widrig. Bei einem nur eingeschränkten Schutz
bei Rechtsanwälten, Ärzten oder Psychothera-
peuten greift man tief in das Vertrauensverhältnis
zum Mandanten oder Patienten ein.

Das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant ist ein
essentieller Bestandteil unseres demokratischen Rechtssystems.
Das gilt nicht nur für den Strafverteidiger, sondern auch für den
Scheidungsanwalt oder den Steueranwalt. Für eine rückhaltlose
Offenbarung muss der Mandant darauf vertrauen können, dass
kein Dritter von seiner persönlichen Situation erfährt. Die Frage
der Verwertbarkeit des Gesprächsinhaltes kann erst nach
Kenntnisnahme vom Inhalt des Gesprächs entschieden werden.
Diese künstliche Unterscheidung im § 160a StPO birgt daher
ein erhebliches Missbrauchspotential, um verdächtige Rechts-
anwälte abzuhören, bis sich deren Strafverteidigereigenschaft
erwiesen hat. Es gibt keine Veranlassung, die Strafverfolgungs-
behörden mit einem derartigen Vertrauensvorschuss auszustat-
ten, anderenfalls wären Beweiserhebungsverbote grundsätzlich
überflüssig.

Es widerspricht den Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts, den Bedürfnissen einer funktionstüchtigen Strafrechts-
pflege den prinzipiellen Vorrang vor den Freiheitsrechten des
Einzelnen einräumen. Ein solches Verfassungsverständnis

würde das dem Grundgesetz immanente Ver-
hältnis von Freiheit und staatlicher Gewalt
geradezu umkehren.

Nicht die Freiheitsrechte müssen sich gegen-
über der Strafrechtspflege rechtfertigen. Viel-
mehr bedürfen die mit der Strafverfolgungstä-
tigkeit verbundenen Eingriffe in die Freiheits-
rechte stets einer besonderen Legitimation. An
dieser rechtsstaatlichen Prämisse gilt es auch
in Zeiten erhöhter gesellschaftlicher Sicher-
heitsbedürfnisse festzuhalten.

An der verfehlten „Zwei-Klassen-Gesellschaft“
innerhalb der Berufsgeheimnisträger soll auch
im Entwurf eines BKA-Gesetzes zur Gefahren-
abwehr bei internationalem Terrorismus fest-
gehalten werden. Um so erfreulicher ist es,
dass die FDP Ende August einen Gesetzent-

wurf zur Änderung des § 160a StPO vorgelegt hat, der diese
nicht sachgerechte Differenzierung wieder aufheben möchte
und die Berufsgeheimnisträger insgesamt wieder mit einem
absoluten Beweiserhebungsverbot ausstatten will, sofern der
Berufsträger nicht selbst einer Straftat verdächtig ist. Die BRAK
hat diesen Entwurf unterstützt und begrüßt und hofft, dass sich
die anderen Fraktionen diesem Entwurf anschließen. Ein sach-
gerechter Schutz der Berufsgeheimnisträger ist keine parteipoli-
tische Frage, sondern gelebtes Verfassungsrecht. Auch sollte es
der Politik zu denken geben, dass beim Bundesverfassungsge-
richt bisher noch kein Sicherheitsgesetz so gebilligt wurde, wie
es dem Gericht vorgelegt wurde. Die BRAK wird sich weiterhin
bei allen Fraktionen für einen sachgerechten Schutz des Ver-
hältnisses zwischen Mandanten und Berufsgeheimnisträgern
einsetzen.

Axel C. Filges

5/2008
15. 10. 2008 39. Jahrgang

Akzente

Hartnäckig bleiben!

www.Foto-Anhalt.de

Axel C. Filges
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125 Jahre Geschichte deutscher Rechtsanwaltskammern

Rechtsanwalt Dr. jur. Dipl.-Journ. Gerhard Baatz, Torgau*

Runde Geburtstage sind Anlass, mittels einiger Festschriften1

zurückzublicken und den Blick auf die Gegenwart und Zukunft
zu richten.

Mit der vom Reichstag verabschiedeten Rechtsanwaltsordnung
(RAO) für das deutsche Reich vom 1.7.1878, die am 1.10.1879
in Kraft trat, schlug die Geburtsstunde der freien Advokatur und
der für den jeweiligen Oberlandesgerichtsbezirk zu schaffen-
den Rechtsanwaltskammern in Deutschland. Bis dahin hatte es
Jahrhunderte gedauert, bis aus der in Advokaten – der nur die
Schriftsätze fertigte – und Prokuratoren – der nur mit dem Ge-
richt verkehren durfte – geteilten Anwaltschaft der aus der
Staatsdienerschaft entlassene Rechtsanwalt (später auch für
Rechtsanwältin verwandt) wurde. Ein Begriff, der erstmals in
der Novelle von Heinrich Kleist „Michael Kohlhaas“ auftaucht.

Zu den grundlegenden Prinzipien der RAO gehörte u.a. die mit
der freien Anwaltszulassung verbundene Lokalisation (Amtsge-
richtsanwalt, Landgerichtsanwalt, Oberlandesgerichtsanwalt).
Den Rechtsanwaltskammern (RAK) wurden u.a. folgende Funk-
tionen übertragen: überprüfen, ob die Rechtsanwälte die „Stan-
despflichten“ einhalten; Beratung der Justiz bei der Anwaltszu-
lassung und Interessenvertretung der Anwaltschaft. Alsbald
nach dem o.a. 1.10.1879 erblickten die regionalen Rechtsan-
waltskammern das „Licht der Welt“ (z.B. Braunschweig:
30.10.1879, Dresden: 1.11.1879, Berlin: 22.11.1879).

Wenngleich die Kammergeschichte im Mittelpunkt dieses Bei-
trags steht, wird die Geschichte auch durch Leistungen einzel-
ner Anwaltspersönlichkeiten, (z.B. Schaffrath)2 und tragische

Schicksale einiger Rechtsanwälte sichtbar, die nicht unerwähnt
bleiben sollen.

Nicht zuletzt sei auch der Rechtsanwälte gedacht, die als Sol-
daten Opfer zweier sinnloser Weltkriege wurden. In den Jah-
resberichten von Berlin für den Ersten Weltkrieg wird hierzu im
Stil kaiserlicher Bürokraten unter der Rubrik „Abgang“ der „Tod
für das Vaterland“ erwähnt (Berlin 121).

Die sog. „Anwaltsschwemme“ beherrschte von den Anfängen
bis zur Gegenwart die Kammergeschichte. So heißt es bei-
spielsweise in einer Denkschrift der Deutschen Anwaltskam-
mervorstände vom 11.12.1886: „Man erspare dem Stande, daß
bei einer weiteren Verschlechterung seiner Vermögenslage un-
vermeidliche Los zahlreiche alte und von dem Ringen um das
Dasein erschöpfte Standesgenossen in Armenhäusern landen
zu sehen“ (Berlin 23). In der Kammerversammlung von Hamm
vom 15.11.1975 wurde die „drohende Überflutung des Berufs-
standes mit ausgebildeten Juristen beklagt“ (Hamm 41).

In diesem Zusammenhang warnt der Vorstandsvorsitzende der
RAK Berlin, Wolff, bereits Anfang 1933 vor einem „Numerus
clausus“ mit den Worten: „Freiheit ist das Lebenselement der
Anwaltschaft, wir geraten dadurch in die Abhängigkeit der Re-
gierung und sägen selbst den Ast ab, auf dem wir sitzen“ (Ber-
lin 171).

Kein Ruhmesblatt für die Anfangszeit der Kammergeschichte ist
die Haltung der „Herren Kollegen Rechtsanwälte“ zur Zulas-
sung von Frauen zur Anwaltschaft. Noch 1919 sprachen sich
die Vorstände der deutschen Rechtsanwaltskammern mit der
Begründung gegen eine solche Zulassung aus, weil Frauen
nicht in gleicher Weise wie Männer der Rationalität und Ob-
jektivität zugänglich seien, sondern sich von ihren Gefühlen
überwältigen ließen (Frankfurt 31).

Das „Gesetz über die Zulassung der Frauen zu den Ämtern und
Berufen der Rechtspflege“ v. 11.7.1922 ebnete Frauen den Zu-
gang zur Anwaltschaft. Zur Ehrenrettung der Anwaltschaft äu-
ßerte hierzu Julius Magnus: „Wir begrüßen die Frauen gern als
Kolleginnen in unserer Mitte und freuen uns ihrer Erfolge“ (Ber-
lin 37).

Als erste deutsche und zugleich promovierte Rechtsanwältin
wurde Frau Dr. Anita Augspurg 1922 in München als Rechtsan-
wältin zugelassen. Dies war möglich, da ihr Jurastudium nicht
in Deutschland, sondern in der Schweiz (Zürich) erfolgt war
und sie dort bereits 1897 promoviert hatte. Ab 1935 erfolgte
wegen des „Willens des Führers“, was zugleich in der Zeit des
Nationalsozialismus Gesetz war, keine Zulassung von Frauen
zur Anwaltschaft mehr.

Heute ist eine Frau als Rechtsanwältin eine Selbstverständlich-
keit Dies drückt sich auch darin aus, dass 1999 Frau RAuN Re-
gina Wüstenhagen als erste Rechtsanwältin 120 Jahre nach den
Kammergründungen als Präsidentin der RAK Braunschweig ge-
wählt wurde (Braunschweig – 80/1). Im Jahr 2004 wurde Frau
Rechtsanwältin Dr. Margarete Gräfin von Galen zur Präsidentin
der Rechtsanwaltskammer Berlin gewählt.

Die Wahrung der Freiheit des Verteidigerstandes war – soweit
nicht durch die Zeit der Nazidiktatur daran gehindert – ein be-
sonderes Anliegen der Kammern. So verurteilte die RAK Berlin
den Ausschluss des Verteidigers Hans Litten im laufenden Ver-
fahren des Felsenecke-Prozesses durch Schwurgerichtsbe-

1 Fest- u.a. Schriften; Kurzbezeichnung der Rechtsanwaltskammern in
Klammern
– Jungfer, G., König, St.; Hrsg.; „125 Jahre Rechtsanwaltskammer Ber-

lin“ R. Boorberg Vlg., 2006, 415 S., (Berlin);
– Isermann, E.; Schlüter, M., Hrsg.; „Justiz und Anwaltschaft in Braun-

schweig 1879–2004 – 125 Jahre Oberlandesgericht und Rechtsan-
waltskammer Braunschweig“; Joh. Heinr. Meyer Vlg., 236 S., 2004
(Braunschweig);

– Brand, Hans-Joachim, „Historisches und Persönliches aus der Rechts-
anwaltskammer Celle“; 2004, Zweite durchgesehene und erweiterte
Auflage im Selbstverlag Brand, 336 S., (Celle);

– „Rechtsanwälte und ihre Selbstverwaltung 1878–1998“ Hrsg. Rechts-
anwaltskammer Frankfurt am Main, 300 S., (Frankfurt);

– „Die Rechtsanwaltschaft im Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 1879–
2004“ Festschrift zum 125-jährigen Bestehen der Rechtsanwaltskam-
mer für den Oberlandesgerichtsbezirk Hamm, 108 S., (Hamm);

– 10 Jahre Rechtsanwaltskammer Mecklenburg-Vorpommern“, 56 S.,
(Schwerin);

– „Festschrift zum 125-jährigen Bestehen der Rechtsanwaltskammer für
den Oberlandesgerichtsbezirk München“, 2004, Richard Boorberg
Vlg., München; 118 S., (München);

– Festschrift „Rechtsanwälte links der Weser – 50 Jahre Rechtsanwalts-
kammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg“; Hrsg. Rechts-
anwaltskammer Oldenburg, 219 S., (Oldenburg);

– Festschrift „25 Jahre Pfälzische Rechtsanwaltskammer Zweibrücken“,
Hrsg. Pfälzische Rechtsanwaltskammer Zweibrücken, Zweibrücken
2004; 296 S., (Zweibrücken);

– Wettmann-Jungblut, P.; „Rechtsanwälte an der Saar 1800–1860:
Geschichte eines bürgerlichen Berufsstandes“; Hsrg. vom Saarländi-
schen Anwaltsverein, Saarbrücken 2003, 572 S., (Saarbrücken);

– „Festschrift anlässlich des 120-jährigen Gründungsjubiläums der
Rechtsanwaltskammer Sachsen“; 1999, 40 S., (Dresden 1);

– Festschrift „15 Jahre Wiedergründung Rechtsanwaltskammer Sachsen
am 23. November 2005“', 101 S., (Dresden 2).

2 Baatz, G. 125 Jahre Rechtsanwaltskammern, Wilhelm Michael Schaff-
rath, erster Vorsitzender des Vorstandes der Anwaltskammer im König-
reich Sachsen von 1879–1891, BRAK-Mitt. 2004, 204 ff.

* ehemaliger Präsident der Rechtsanwaltskammer Sachsen
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schluss des Kammergerichts v. 15.10.1932. Begründet wurde
der Beschluss wegen angeblich unzulässiger Ermittlungen Lit-
tens während des Verfahrens. Der Vorstandsvorsitzende Wolff
äußerte hierzu: „Es rührt an die Wurzel unseres Standes, wenn
die Gerichte den Versuche machen, die Freiheit des Verteidi-
gerstandes und damit der Anwaltschaft überhaupt anzutasten.“
(Berlin 186).

Auf dieser Ebene liegt auch ein von Wolff an das Preußische
Ministerium des Innern gerichtetes Schreiben vom 3.3.1933,
mit dem gegen die Verhaftung der Verteidiger A. Apfel, L. Bar-
basch u. H. Litten in der Nacht des Reichstagsbrandes (27./
28.2.1933) protestiert wird (Berlin 196 ff.).

Im Zusammenhang mit dem Ausschluss eines unbequemen
Verteidigers ist auch der Fall Schilly (Berlin 31) zu sehen. Hier-
bei ging es darum, dass O. Schilly 1972 durch Beschluss des
BGH als Strafverteidiger von Gudrun Ensslin wegen angebli-
chen Kassiberschmuggels ausgeschlossen wurde. In einer Er-
klärung des Kammervorstandes v. 23.6.1972, wird u.a. ausge-
führt: „Der Vorstand mißbilligt, ... die freie Wahl ... unbeque-
mer Verteidiger zu verhindern ...“ (Berlin 338). 1973 hob das
BVerfG den vorgen. Beschluss auf.

Ende 1990 wurde bekannt, dass zahlreiche Rechtsanwälte und
Referendare wegen ihrer Tätigkeit in politischen Verfahren und
vermuteter Hilfe für Inhaftierte vom Landesamt für Verfassungs-
schutz beobachtet wurden. Die RAK verurteilte diese Prakti-
ken, aber das Amt ließ sich lediglich eine Entschuldigung ab-
ringen (Berlin 340, 395 ff.).

In gleicher Weise wendet sich eine RAK 1979 gegen die mona-
telange Abhörung eines Kammermitgliedes durch die Staats-
schutzbehörde wegen angeblicher kommunistischer Umtriebe
(München 8).

Vor der faschistischen Machtergreifung gab es auch wegen der
Freiheit der Advokatur Widerstand gegen die braunen Macht-
haber. So machte der SPD-Abgeordnete Gehrmann am
22.6.1932 im Preußischen Landtag auf zahlreiche Straf- und
Ehrengerichtsverfahren gegen den Kasseler Rechtsanwalt Ro-
land Freisler (den späteren berüchtigten Präsidenten des Volks-
gerichtshofes) aufmerksam. Daraufhin entgegnete der Abgeord-
nete der Nazipartei Kube mit Blick auf die Anwaltskammern:
Hier befinden sich „derart viele Judenjungen der hemmungslo-
sesten Art, dass wir diesen Burschen ... nicht das Recht einräu-
men, über einen von uns zu Gericht zu sitzen“. (Berlin 186).
Rechtsanwalt R. Dix, Vorsitzender des DAV, empörte sich in ei-
nem offenen Brief über die „menschliche und politische Kultur-
losigkeit, die in solchen antisemitischen Ausfällen gegen meine
jüdischen Kollegen liegt“. (ebenda)

Nachdem die Nacht des Faschismus über Deutschland mit der
Machtergreifung Hitlers am 30.1.1933 hereinbrach, war es mit
der Freiheit der Advokatur ohne eine nennenswerte Gegen-
wehr – auch seitens der dritten Gewalt – alsbald vorbei.

Die Nazis brachten hierzu kommissarisch den Justizbeamten
Hanns-Kerrl als preußischen Justizminister „in Stellung“. Seine
wesentliche Qualifikation für diese Funktion ging auf seinen
bereits 1923 erfolgten Eintritt in die NSDAP zurück. Von ihm
ging der berüchtigte „Kerrl-Erlass“ v. 31.3.1933 aus. Dieser Er-
lass verfolgte u.a. das Ziel, dass ein Gesamtrückstand der Kam-
mervorstände erfolgt und mit der vorläufigen Wahrnehmung
der Kammergeschäfte ein Kommissar beauftragt wird (Braun-
schweig 70 ff.).

Um die Gleichschaltung der Anwaltschaft zu vollenden, be-
stimmte Kerrl durch eine Rundverfügung v. 11.4.1933, dass in
allen RAKn am 22.4.1933 15.00 Uhr auf der Grundlage einer
Vorschlagsliste der Nazis ohne Aussprache Vorstand„wahlen“
stattzufinden haben (Berlin 231/2).

Als ein Rechtsanwalt hierbei eine geheime Wahl beantragte,
wurde er von anwesenden SA-Leuten in Schutzhaft genommen
(Braunschweig 71). Bei der RAK Hamm erfolgte die „Wahl“
durch Erheben von den Sitzen, nur ganz wenige blieben sitzen
(Hamm 8). In Berlin wurde RA Neubert zum Vorstandsvorsit-
zenden „gewählt“ (Berlin 233/34). Bei der vorher im Januar
1933 erfolgten letzten freien Vorstandswahl war Neubert
durchgefallen (Berlin 194/5). Neubert wurde später Präsident
der Reichsrechtsanwaltskammer.

Der Reichskommissar von Sachsen verfügte am 6.4.1933 die
sofortige Auflösung des Kammervorstandes und die Zusam-
mensetzung eines neuen Vorstandes. Am 18.11.1933 wurden,
„auf Vorschlag des juristischen Gauführers des Bundes Natio-
nalsozialistischer Juristen“ – einstimmig Mitglieder des Kam-
mervorstandes „gewählt“.3

Bezeichnend für die so nach dem Führerprinzip gleichgeschal-
teten Kammervorstände mag folgender Aufruf eines Kammer-
vorstandes vom 16.8.1933 sein: „Adolf Hitler ist Deutschland
und Deutschland ist eine unzerstörbare Einheit in diesem Na-
men.“ (Frankfurt 88).

Nach dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums v. 7.4.1933 waren u.a. Rechtsanwälte zu ermitteln, bei
denen Zweifel bestanden, ob sie aus rassischen oder sonstigen
Gründen Rechtsanwälte bleiben konnten. Ein Kammervorstand
ließ dem Preußischen Justizministerium eine Liste vom
11.5.1933 mit Namen von Rechtsanwälten zukommen, die
sich kommunistisch betätigt haben. Der antisemitische Charak-
ter dieser Liste kam auch dadurch zum Ausdruck, da diese bei
Hilde Benjamin den Zusatz enthielt: „arisch, aber mit einem Ju-
den verheiratet“ (Berlin 211 ff.). Eilfertig sandte dieser Kammer-
vorstand eine weitere Liste „derjenigen Rechtsanwälte, gegen
die ein Vertretungsverbot in Betracht kommen könnte, weil sie
weder Arier noch Kriegsteilnehmer zu sein scheinen“ an den
Kammergerichtspräsidenten (Berlin 222). So wurden mit Hilfe
des Kammervorstandes den Nazis eine Vielzahl von Rechtsan-
wälten regelrecht zwecks Zulassungsentzugs ans Messer gelie-
fert. So auch im Fall eines Rechtsanwalts Dr. Silbermann, zu
dem der Kammervorstand ausführte: „Hat bei einer Gerichts-
verhandlung in gröblicher Weise die SA verhöhnt und das
Horst Wessel-Lied in typisch jüdischer Weise in den Dreck ge-
zogen“ (Hamm 90).

Um künftige Rechtsanwälte „rund zu schleifen“ wurde durch
eine Anordnung von Kerrl vom 29.6.1933 in der brandenburgi-
schen Militärstadt Jüterbog ein Gemeinschaftslager eingerich-
tet, in dem alle preußischen Referendare 6 Wochen zwischen
der Abgabe der schriftlichen Arbeit und der mündlichen Prü-
fung verbringen mussten. Die Leitung des Lagers hatte OStA
und Obersturmbannführer Spieler; Ausbilder sind SA- u. SS-
Männer sowie Frontsoldaten. Schulungsthemen u.a.: Rasse und
Recht, der Jude als Träger internationaler Lügenhetze (Saarbrü-
cken 209/10).

Mit dem „Zweiten Gesetz zur Änderung der Rechtsanwaltsord-
nung v. 13.12.1935 wurden die Reste einer nur noch formal
bestehenden freiheitlichen Advokatur hinweggefegt (Berlin
241 ff.). U.a. wurde Folgendes geregelt: Über einen Zulas-
sungsantrag zur Anwaltschaft entscheidet der Reichsminister
der Justiz (§ 16); grundsätzlich ist der anwaltliche Eid auf den
Führer Adolf Hitler zu leisten (§19); die regionalen RAKn besit-
zen keine Rechtsfähigkeit mehr, aber die Vorsitzenden des Vor-
standes können sich nunmehr – gewissermaßen ein Trostpflas-
ter – Präsident nennen (§ 49); Wahlen sind sämtlichst über
Bord geworfen, nach dem Führerprinzip wird alles von oben –

3 Baatz, G.; Sailer, G. 120. Jahrestag der Gründung der Rechtsanwalts-
kammer Sachsen, BRAK-Mitt. 1999, 209 ff.
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Reichsminister der Justiz – bis unten – Präsident der regionalen
Kammer – ernannt, selbstverständlich „im Einvernehmen mit
dem Reichsführer des Bundes Nationalsozialistischer Deut-
scher Juristen“. Die so zur Bedeutungslosigkeit und nur noch
als Befehlsempfänger herabgestuften regionalen Kammern wur-
den später durch die „Zweite KriegsmaßnahmenVO“ v. Sep-
tember 1944 faktisch aufgelöst.

Die Strafverteidigung in dieser Zeit war eine Gratwanderung
zwischen Leben und Tod. Eine hierzu von Rechtsanwalt Kurt
Behling vor dem „Internationalen Militärgericht“ in Nürnberg
abgegebene „Erklärung unter Eid“ ist das erschütternde Doku-
ment eines mutigen Verteidigers vor dem Volksgerichtshof (Ber-
lin 276 ff.).

Allerdings gab es auch Pflichtverteidiger vor dem Volksge-
richtshof, wie z.B. RA Dr. Weißmann, der in seinem Plädoyer
für Generalfeldmarschall Erwin von Witzleben den berüchtig-
ten „Blutrichter“ Freisler noch überbot (Berlin 290).

RA Joseph Wirmer aus Berlin, der nach einem gelungenen At-
tentat vom 20.7.1944 Justizminister werden sollte, verteidigte
sich mutiger als sein Pflichtverteidiger (Berlin 275).

Die Kammergeschichte wäre unvollständig, wenn das tragische
Schicksal der jüdischen Anwaltschaft nicht erwähnt wird. Be-
reits durch das „Gesetz über die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft“ v. 7.4.1933 verloren viele jüdische RAe ihre Zulassung,
soweit sie nicht als Altanwälte (Zulassung vor dem 1.8.1914)
oder Frontkämpferanwälte (Kriegsdienst als Frontkämpfer,
„Heldentod“ eines Vaters oder des Sohnes) privilegiert waren
(Frankfurt 68).

Mancher jüdischer RA verlor nicht nur die Zulassung, sondern
auch sein Leben. So schied z.B. RA Dr. N. Regensburger durch
Suicid am 26.4.1933 aus dem Leben, als er durch ein Zeitungs-
inserat seiner Sozien davon erfuhr, angeblich einvernehmlich
aus der Rechtsanwaltskanzlei ausgeschieden zu sein (Braun-
schweig 72).

Durch die „5. VO zum Reichsbürgergesetz“ v. 27.9.1938 verlo-
ren alle noch tätigen jüdischen Anwälte zum 30.11.1938 ihre
Zulassung. Nur wenige jüdische Anwälte konnten noch zur Be-
treuung der jüdischen Bevölkerung als Konsulenten tätig sein
(Frankfurt 77 ff.).

Über diesen Zulassungsentzug hinaus waren jüdische Anwälte
regelrecht zum „Freiwild“ erklärt worden. RA Dr. Paul Tuteur I
wurde z.B. „brutal verprügelt und von Polizeibeamten unter
dem Gejohle zuschauender Bürger abgeführt“ (Zweibrücken
104). Nach dem Verlust der Zulassung emigriert das Ehepaar
Tuteur im Juli 1939 nach London. In dem guten Glauben, ihre
beiden Kinder Carola, geb. 1927, und Claus, geb. 1927, im un-
besetzten Belgien sicher zu wissen, bringen sie die Kinder dort
in ein Internat. Nach dem Einmarsch deutscher Truppen in Bel-
gien schrieb Carola zwar noch an die Eltern am 9.9.1940 fol-
genden Brief:

„ ... Ach, meine Eltern, Gott gebe, daß der Tag des Wiederse-
hens bald komme! ... Jeden Tag bete ich. ... Wenn wir uns wie-
dersehn, werde ich schon ein großes Mädchen sein ...“

Zu dem ersehnten Wiedersehen kommt es nicht. Beide Kinder
werden deportiert und sterben in den Gaskammern von Ausch-
witz (Zweibrücken 105).

Aber auch lange vor 1938 waren jüdische RAe die Gejagten.
Am 10. März 1933 wird in München RA Dr. Michael Siegel in
Schutzhaft genommen. In einem unwürdigen Aufzug wird er
durch die Straßen getrieben. Seine Hosen waren bis oberhalb
der Knie abgeschnitten. Ihm wurde ein Schild mit der Aufschrift
umgehängt: „Ich bin ein frecher Jude und werde mich nie mehr
beschweren.“ RA Siegel hatte für einen in Schutzhaft genom-
menen Klienten eine Beschwerde eingelegt. Der schändliche

Anblick befindet sich in der Gedenkstätte Yad Vashem in Jeru-
salem (Hamm 78).

Einzelschicksale verfolgter Anwälte jüdischer Herkunft von
Hannover, Hameln und Bad Pyrmont werden beschrieben. Bei-
spielhaft geht hieraus hervor: In der Regel überlebte nur der
Emigrant. Mehrheitlich kamen sie auf ihrem Leidensweg um,
wurden im Konzentrationslager ermordet oder nahmen sich
selbst das Leben (Celle 215 ff.).

Einzelne RAe riskierten ihr Leben im Interesse der Menschlich-
keit. So z.B RAuN Hans Calmeyer – 1903–1972 – aus Osna-
brück. Im Generalkommissariat „Verwaltung und Justiz“ in Den
Haag tätig, hatte er Anträge von Juden, die zur Deportation in
die Vernichtungslager vorgesehen waren, daraufhin zu prüfen,
ob sie unter die Judengesetzgebung fielen. Die „Prüfung“ fiel so
aus, dass Calmeyer etwa 14–18 Tausend Juden das Leben rette-
te. Hierfür wurde er in der Holocaust-Gedenkstätte Yad Vas-
hem in Jerusalem als „Gerechter unter den Völkern“ aufgenom-
men (Celle 264).

RA Dr. Erich Krämer aus St. Wedel wurde in der Reichspro-
gromnacht im November 1938 beschimpft, misshandelt und
zeitweilig in Schutzhaft genommen, weil er sich für Belange
der Juden eingesetzt hatte (Saarbrücken 271 ff.).

Sicherlich hatte der Antisemitismus auch seine historischen
Wurzeln, an die die Nazis anknüpfen konnten. So musste sich
der Vater von Karl Marx, Heinrich Marx, 1817 taufen lassen,
um in der kurz vorher Preußen zugefallenen Rheinprovinz wei-
terhin seinen Beruf als Rechtsanwalt ausüben zu können (Saar-
brücken 234). Sowohl in der Kaiserzeit als auch in der nachfol-
genden Weimarer Republik wurden viele jüdische Juristen in
den Anwaltsberuf abgedrängt.

Nicht wenigen deutschen Rechtsanwälten war die Verdrän-
gung eines Teils der jüdischen Kollegen von den „Futterkrip-
pen“ sogar sehr willkommen (Zweibrücken 57).

Erst sehr spät begann sich die Anwaltschaft mit diesem dunklen
Kapitel ihrer Geschichte zu befassen. Aus Anlass des 50. Jah-
restages der Vertreibung jüdischer Juristen führte die RAK Ber-
lin 1988 eine Gedenkveranstaltung durch, die zu der Publikati-
on „Anwalt ohne Recht“ und schließlich zu einer Wanderaus-
stellung der BRAK mit vielen regionalen und internationalen
Veranstaltungen und Veröffentlichungen führte (Berlin 348).

Im Justizpalast von München wurde 1998 eine Gedenktafel al-
ler im Kammerbezirk verfolgten jüdischen Kollegen angebracht
(München 13).

Nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands am 8.
Mai 1945 war ein demokratischer Neuanfang bei der Anwalt-
schaft nicht leicht, da fast 80 % der Rechtsanwälte der NSDAP
angehörten (Saarbrücken 370).

Von den jeweils zuständigen Militärregierungen wurden die
Anwaltszulassungen als erloschen angesehen. Regionale
Rechtsanwaltskammern geschweige denn eine zentrale Ein-
richtung hierfür gab es nicht mehr.

Der notwendige Neuanfang lag auf den Schultern von den we-
nigen politisch unbelasteten Rechtsanwälten. In Berlin tagte
seit Mitte Mai 1945 eine „Arbeitsgemeinschaft Berliner Rechts-
anwälte“. Eine führende Rolle nahm hierbei Rechtsanwalt Dr.
Kurt Wergin ein, den der für Berlin zuständige „Alliierte Kon-
trollrat“ mit Wirkung vom 15.1.1946 zum ersten Präsidenten
der Rechtsanwaltskammer bestimmte. Der Kammervorstand
wirkte nicht nur bei den Anwaltszulassungen mit, bei denen
der „Alliierte Kontrollrat“ das letzte Wort hatte. Er kümmerte
sich auch darum, der Anwaltschaft u.a. Lebensmittelkarten und
Ausweispapiere zu beschaffen (Berlin 293 ff.).

Analog verlief die Entwicklung in anderen Kammerbezirken in
den Westzonen Deutschlands. Die für das betreffende Territori-
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um zuständige Militärregierung setzte politisch unbelastete
Rechtsanwälte ein, die als Vorsitzende des Vorstandes und als
Vorstandsmitglieder wirkten (Busch für Oldenburg 128 ff.;
Flesch für Frankfurt 49 ff.; Riegler für Saarbrücken 347 ff. usw.).

Wenngleich die Kammervorstände der ersten Stunde haupt-
sächlich auch mit der Beschaffung und Verteilung von Heizma-
terial, Schreibpapier, Glühbirnen, Essenscheinen u.Ä.m. befasst
waren (z.B. Oldenburg 131), gab es u.a. in folgender Hinsicht
bemerkenswerte Anfänge: Flesch rief bereits 1945 dazu auf,
eine neue NJW herauszugeben (Frankfurt 49). Der Kammervor-
stand von Oldenburg forderte bereits in der ersten Sitzung am
30. März 1946 die Anwaltszulassung von der Justizverwaltung
auf die RAK zu übertragen (Oldenburg 128).

Zur Sicherung einer territorial gleichmäßigen Vertretung der
Anwaltschaft im Kammervorstand beschließt die RAK Olden-
burg bereits im Mai 1949 folgende auf die Landgerichtsbezirke
maßgebliche Quotelung der 16 Vorstandsmitglieder: 7 Olden-
burg, 6 Osnabrück und 3 Aurich. Außerdem gibt es die Rege-
lung, dass je ein Vizepräsident für diese 3 Bezirke zu wählen ist
(Oldenburg 14 u. 194). Die RAK München verfährt ähnlich.

Für den demokratischen Neubeginn spricht es, dass sich die
RAK Oldenburg beim niedersächsischen Justizminister mit Er-
folg dagegen wendet, dass RA Dr. W., der ein überzeugter An-
hänger des Naziregimes war und wegen erwiesener Untreue
vor Gericht stand, weiterhin Mitarbeiter des Generalanklägers
in Hannover ist (Oldenburg 137).

Eine besondere Leistung der Nachkriegskammervorstände be-
steht auch in der erfolgreichen Integration vieler Flüchtlingsan-
wälte (z.B. Oldenburg 133).

Bereits in die Nachkriegszeit fallen die Anfänge der BRAK. Es
bildet sich eine Vereinigung der Rechtsanwaltskammern der
britischen Zone. Ab 1947 gibt es eine Arbeitsgemeinschaft der
Anwaltskammervorstände für die britische, amerikanische und
französische Besatzungszone, die u.a. an einer einheitlichen
BRAO arbeitete. Als diese Arbeitsgemeinschaft am 17./
28.10.1955 in Goslar tagte, wird beschlossen, den Namen in
„Bundesrechtsanwaltskammer“ zu ändern, mit dem Untertitel
„Rechtsanwaltskammern im Bundesgebiet“ (Braunschweig 77).
Dies erinnert an eine vor 100 Jahren erfolgte Anregung des
Vorsitzenden des Sächsischen Kammervorstandes Dr. Mittasch,
die im Mai 1907 zu einer Versammlung von Abgeordneten
sämtlicher deutscher Kammervorstände in Berlin führte. Diese
Versammlung beschloss die Gründung der Vereinigung der
Vorstände der deutschen Anwaltskammern (Dresden 2, S. 17).

Die Organisation der Anwaltschaft in Berlin nach 1945 spiegelt
die im Zuge des kalten Krieges sich vollziehende Spaltung
Deutschlands sehr eindrucksvoll wieder. Zunächst war diese
Anwaltschaft nach dem Krieg unter einem Dach – der Rechts-
anwaltskammer Berlin – vereinigt. Nachdem im Frühjahr 1948
in Westberlin die Westmark und als Folge davon in Ostberlin
die Ostmark eingeführt wurde, begann die wirtschaftliche Tei-
lung und dann die politische Teilung Berlins und Deutschlands.
Der für Berlin einheitliche Magistrat hörte auf zu existieren.
Ostberlin und Westberlin gingen eigene Wege. Eine Klammer,
die Berlin auf dem Gebiet der Rechtspflege noch zusammen-
hielt, war die Rechtsanwaltskammer Berlin. Es gab allerdings
drei Arten von Rechtsanwälten: „die von den Alliierten bei al-
len Gerichten Berlins zugelassenen Anwälte, die nur bei den
Westberlinern sowie die nur bei den Ostberlinern Gerichten
zugelassenen Rechtsanwälte“ (Berlin 329).

Die für die DDR einschließlich Ostberlin erlassene „VO über
die Bildung von Kollegien der Rechtsanwälte“ vom 15.5.1953
setzte in Berlin die getrennte Entwicklung der Anwaltschaft fort.
Bereits Ende Mai 1953 wurde ein Kollegium der Rechtsanwälte
für Ostberlin gegründet, dem im Laufe der Zeit die Mehrzahl

der in Ostberlin tätigen Rechtsanwälte beitraten. Soweit aller-
dings bis dahin Rechtsanwälte aus Ostberlin bei der RAK Berlin
als Rechtsanwalt zugelassen waren (z.B. RA Prof. Dr. Friedrich
Karl Kaul), behielten sie ihren dortigen Status und konnten bei
westlichen Gerichten, d.h. in Westberlin und der Bundesrepu-
blik, auftreten (Berlin 330).

Anlässlich der bereits erwähnten Gedenkveranstaltung der RAK
Berlin zum 50. Jahrestag der Vertreibung jüdischer Juristen am
30.11.1988 kam es zu einer den damaligen Verhältnissen ge-
schuldeten vorsichtigen Annäherung zwischen der Anwalt-
schaft aus Ost und West. Auf Einladung der RAK nahmen
hieran der Vorsitzende des Rates der Kollegien der Rechtsan-
wälte der DDR, Rechtsanwalt Dr. Gregor Gysi und der Vorsit-
zende des Kollegiums der Rechtsanwälte von Ostberlin,
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Wolff, teil (Berlin 329 ff. u. 372).

Diese Annäherung setzte sich im Oktober 1989 in Leipzig an-
lässlich einer Gedenkveranstaltung des DAV zum 120. Ge-
burtstag von Martin Drucker, dem langjährigen Herausgeber
der JW, fort.

Nach dem Fall der Mauer im November 1989 und der sich spä-
ter abzeichnenden Wiedervereinigung konnte an diese Kontak-
te angeknüpft werden. Wolff sprach im März 1990 auf Einla-
dung der RAK zu dem Thema „Berufsrecht der Rechtsanwälte
der DDR“. Im Gegenzug nahmen Vorstandsmitglieder der RAK
an einer Mitgliederversammlung des Kollegiums der Rechtsan-
wälte in Ostberlin teil (Berlin 350).

Ausdruck einer Normalisierung zwischen Ost und West war es
auch, dass die RAK dem Ostberliner Kollegium bundesdeut-
sche Gesetze einschließlich Kommentare zur Verfügung stellte
und für Ostberliner Juristen Fortbildungsveranstaltungen orga-
nisierte (Berlin ebenda).

Analog verlief die Annäherung auch zwischen der Anwalt-
schaft der Bundesrepublik und den Rechtsanwälten bzw. den
Kollegien der Rechtsanwälte in den Bezirken der DDR (z.B. Ol-
denburg 161; Celle 90/91; Braunschweig 78; Dresden 2, S. 9–
13; Schwerin 4).

Zutreffend hat der langjährige Präsident der RAK Mecklenburg-
Vorpommern, Rechtsanwalt D. Schumann, mit folgenden Wor-
ten auf den Punkt gebracht, warum es bereits in kurzer Zeit zu
einer Verständigung zwischen der Anwaltschaft aus Ost und
West kam: „Die Fragen des Berufsrechts waren uns jedoch
nicht fremd. Die Anwaltschaft der DDR hatte sich alte berufs-
rechtliche Grundsätze bewahrt. Die Kollegien der Rechtsan-
wälte der DDR waren über Jahre um die Ausarbeitung eines ei-
genen Berufsrechts bemüht“ (Schwerin 11).

Nachdem die Regierung der DDR durch eine Verordnung vom
Februar 1990 den Weg dafür geebnet hatte, dass Kollegiumsan-
wälte ihre Tätigkeit in eigener Praxis fortsetzen konnten,4 be-
schlossen die o.a. Kollegien der Rechtsanwälte nach und nach
ihre Auflösung (z.B. Rostock und Neubrandenburg zum
30.6.1990, Leipzig zum 31.7.1990, Berlin zum 30.9.1990)
(Berlin 352).

Da das von der Volkskammer der DDR am 13.9.1990 verab-
schiedete „Rechtsanwaltsgesetz“ (RAG) lt. Einigungsvertrag
fortgeltendes Recht war, blieben die bisherigen Anwaltszulas-
sungen fortbestehend. Des Weiteren konnten Diplomjuristen
der DDR unter bestimmten Voraussetzungen zeitlich auf 2 Jah-
re befristet eine Anwaltszulassung erlangen. Erst mit dem „Ge-
setz zur Neuordnung des Berufsrechts der Rechtsanwälte ...“
vom Jahr 1994 wurde das RAG aufgehoben. Nunmehr galt für
die Anwaltschaft ein einheitliches Berufsrecht.

4 Schümann, D.; Ein Beitrag zur Geschichte der Mecklenburgischen
Anwaltschaft, Vlg. C. H. Beck München 2000, S. 71/2.
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Weil das RAG weitgehend an die BRAO angelehnt wurde, war
es nach der Wiedervereinigung notwendig, in den neuen Bun-
desländern Rechtsanwaltskammern zu schaffen. Für einige re-
gionale Kammern geschah dies zu folgenden Zeiten: Sachsen
23.11.1990 (Dresden 2 S. 15) und Mecklenburg-Vorpommern
1.12.1990 (Schwerin 8/9). Mit den hierbei erfolgten Vorstands-
wahlen gab es erstmals seit 1933 eine frei gewählte Anwalts-
vertretung und eine freie Advokatur.

Für die in den Kammervorständen tätigen Rechtsanwälte war
gemäß dem Sprichwort „Aller Anfang schwer“. Materiell be-
stand die Rechtsanwaltskammer „aus der Aktentasche“ des Prä-
sidenten. Der Elan, mit dem alles angepackt wurde, half eben-
so Schwierigkeiten überwinden, wie die materielle und ideelle
Hilfe der Rechtsanwaltskammern aus den alten Bundesländern
(Schwerin 6–23 u. Dresden 2, S. 14–19).

Nicht zuletzt war es der Mithilfe der Rechtanwaltskammer
Stuttgart, insbesondere Rechtsanwalt Eckhardt, zu danken, dass
die sächsische Anwaltschaft bereits am 1.10.1993 den Be-
schluss fasste, ein Rechtsanwaltsversorgungswerk zu schaffen
(Dresden 2, S. 17).

Auf den Weg von der Fürsorge zur Vorsorge, d.h. zu einem
Rechtsanwaltsversorgungswerk, hatte sich als erste Rechtsan-
waltkammer Celle bereits 1981 gemacht (Celle 307). Später
folgten u.a. Oldenburg 1982 (Oldenburg 168), München 1984
(München 104 ff.) und Berlin 1995 (Berlin 377).

Trotz der geschaffenen anwaltlichen Versorgungswerke blieben
bei den Kammern bereits bestehende Fürsorgemaßnahmen
nicht auf der Strecke. Z.B. ist bei Celle der Sozialverein zur Un-
terstützung notleidender Anwälte und Hinterbliebener neben
einer Sterbegeldkasse bestehen geblieben und Zweibrücken er-
hebt auf freiwilliger Grundlage eine Sterbegeldumlage, mit der
Hinterbliebenen geholfen wird.

Welch hohen Stellenwert die Aus- und Weiterbildung der An-
waltschaft einschließlich für Rechtsanwaltsfachangestellte hat,
sei beispielweise dargelegt: Das „Deutsche Anwaltsinstitut
e.V.“ – DAI – mit Sitz in Bochum, dass aus den Aus- und Fort-
bildungsangeboten nicht mehr wegzudenken ist, geht letztlich
auf eine Initiative der RAK Hamm zurück (Hamm 15/6).

Dank der Zusammenarbeit der RAK Zweibrücken, Koblenz
und Saarbrücken werden in Verbindung mit der Hans-Soldan
GmbH Seminare zur Qualifikation als Bürovorsteher/in und
Geschäftsleiter/in angeboten – inzwischen auch bundesweit
(Zweibrücken 146/7); die RAK München organisiert u.a. so-
wohl für Fachanwälte als auch für Mitarbeiter Fortbildungsver-
anstaltungen (z.B. für 2 Stunden in dem Räumen der Kammer
mit Skripten und Fortbildungsnachweis) – München 74/5; die
RAK Oldenburg bietet gemeinsam mit der RAK Bremen einen
Fortbildungskurs für Rechtsanwaltsfachangestellte an, in dem
Rechtsanwälte und Bürovorsteher gemeinsam unterrichten,
Fortbildungskurse für Referendare werden unterstützt und Ein-
führungslehrgänge für junge Rechtsanwälte werden durch er-
fahrene Kammermitglieder an den Wochenenden durchgeführt
(Oldenburg 187/8).

Aus heutiger Sicht ist davon auszugehen, dass die vorgenann-
ten Maßnahmen der RAK zur Aus- und Weiterbildung den heu-
tigen Erfordernissen angepasst sind.

Da die Kammerarbeit „ein weites Feld“ ist, sind hierbei über
den Kammervorstand hinaus auch viele Kammermitglieder eh-
renamtlich tätig. Braunschweig (81/82) kommt bei den „Ehren-
amtlichen“, „die sich im Rahmen der Ausbildung als Referen-
dar, AG-Leiter; als Prüfer im zweiten juristischen Examen, als
Prüfer bei den Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten/in-
nen, als Vertreter in der Satzungsversammlung, als Mitglied der
Fachausschüsse für die Fachanwaltsverleihungen, als Mitglied

in der Ehrengerichtsbarkeit engagieren ... auf 10 % der gesam-
ten Kammermitglieder“.

Weil es nach Cicero die „wichtigste Pflicht ist Dank zu sagen“
sind Auszeichnungen einzelner Kammern zu begrüßen (RAK
Koblenz: Karl-Weber-Plakette; RAK Sachsen: Wilhelm-Micha-
el-Schaffrath Medaille; Ehrenmedaille der RAK Hamm).

Beispielhaft sei angeführt, wie sich die Kammern auf einzelnen
Gebieten für grundsätzliche Interessen der Anwaltschaft einge-
setzt haben: Von der RAK Hamm ging im Januar 1971 ein ent-
scheidender Impuls dafür aus, dass „die Pflichtverteidigerge-
bühren auf das Vierfache des Grundbetrages erhöht und die
Festgebühr bei Ehesachen im Armenrechtsverfahren ersatzlos
gestrichen wurden“ (Hamm 45/6), in gleichere Weise setzte
sich die RAK Hamm durch Schreiben v. 27.8.2002 an die Bun-
desministerin für Justiz für eine unverzügliche Verabschiedung
des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes ein (Hamm 50/51); die
RAK Celle trat nachdrücklich für die gesetzliche Verankerung
der Beratungshilfe ein (Celle 162); gem. dem Ausspruch: „Jeder
Tropfen höhlt den Stein“ lief die RAK Sachsen gegen den 10%-
tigen Gebührenabschlag Ost „Sturm“, der 2004 mit dem RVG
wegfiel (u.a. Resolution der Kammerpräsidenten der neuen
Bundesländer vom März 2000; die die 87. BRAK-HV im Mai
2000 verabschiedete; Anfang 2000 Verfassungsbeschwerde un-
ter Mitwirkung der RAK Sachsen-Anhalt, „Offener Brief“ der
vorgen. Präsidenten in der NJ 5/2001 – Dresden 2, S. 1617);
massive Protestaktionen der BRAK und der regionalen Kam-
mern – auch mittels großformatiger Zeitungsanzeigen – gegen
die sog. große Justizreform – ZPO – wegen der hierbei vorgese-
henen Einschränkung der Parteirechte (Hamm 52/3).

Mit den o.a. Zeitungsanzeigen soll angedeutet werden; dass es
in einer Mediengesellschaft nicht ohne eine systematische und
qualifizierte Öffentlichkeitsarbeit in allen Medien geht. In die-
sem Sinne ist es der Sache dienlich, wenn eine Kammer einen
mit eigenen Haushaltsmitteln ausgestatteten Öffentlichkeitsre-
ferenten hat (Oldenburg 192) und eine Abteilung für Öffent-
lichkeitsarbeit besteht (Celle 121).

Das anwaltliche Berufsbild hat im Laufe der Zeit eben bedeut-
samen Wandel erfahren. Hand in Hand ging damit die techni-
sche Revolution, die im Büroalltag Einzug hielt. Während für
die anfängliche Kammergeschichte die Einzelkanzlei oder eine
Bürogemeinschaft typisch war, bei der der Einzelanwalt nur als
Organ der Rechtspflege „in seinem stillen Kämmerlein“ der
Mandanten harrte, ist die heutige Anwaltschaft diesen Kinder-
schuhen gänzlich entwachsen.

Durch die zunehmende Spezialisierung des Rechts kann der
Generalist weder den aktuellen juristischen Spezialbedarf noch
die diesbezügliche rechtliche Vor- noch Nachsorge abdecken.
Vielmehr ist hierfür das Spezialwissen eines Fachanwalts ge-
fragt. Hinzu kommt, dass der Wettbewerb der globalisierenden
Wirtschaft größere und gegebenenfalls überörtliche Sozietäten
benötigt.

Nach Rasor (Frankfurt 171–207) und F. Kempter/Kopp (Mün-
chen 84–107) hat dies zwangsläufig auch entsprechende ge-
sellschaftsrechtliche Organisationsformen anwaltlicher Tätig-
keit zur Folge. Allerdings stimmen diese Autoren darin überein,
dass trotz unverzichtbarer Großsozietäten die meisten Anwälte
als Einzelanwälte oder in kleinen und mittleren Sozietäten tätig
sein werden.

Egal auf welcher Ebene sich Anwaltsarbeit realisiert, sie ist
nicht mehr auf den Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege
beschränkt. Vielmehr erfasst sie alle Lebens-, und Wirtschafts-
bereiche. Der Rechtsanwalt muss auf diese Arbeit zugehen und
kann nicht mehr im Büro auf sie warten.

Für den Bürger „vor Ort“ ist es wichtig, seine rechtlichen Nöte
und Sorgen einem Rechtsanwalt anvertrauen zu können. Für
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alle Mandanten ist es wichtig zu wissen, dass der Anwalt wirt-
schaftlich unabhängig, zur Verschwiegenheit berechtigt sowie
verpflichtet ist und keine widerstreitenden Interessen vertreten
darf.

Diese Entwicklung der Anwaltschaft sprengte die Fesseln der
von der BRAK am 11.5.1957 beschlossenen Standesrichtlinien
durch die Entscheidungen des BVerfG v. 14.7.1987 und führte
zu der von der Satzungsversammlung beschlossenen „Berufs-
ordnung für Rechtsanwälte“ (BORA) v. 29.11.1996. Nach § 1
Abs. 3 BORO ist der Anwalt nicht mehr in erster Linie Organ
der Rechtspflege, sondern auch Berater und Vertreter der Man-
danten, die er rechtsgestaltend begleitet. Mit dieser Entwick-
lung ging die Liberalisierung des anwaltlichen Werbeverbotes
und des Sachlichkeitsgebotes einher.

Vor diesem Hintergrund erscheinen aus heutiger Sicht bei-
spielsweise folgende anwaltliche Maßnahmen wie aus grauer
Vorzeit: 1879 ließ ein Gerichtsvorsitzender aus Ärger über ei-
nen Strafverteidiger der Saal räumen, weil der Verteidiger da-
raufhin den Richter zum Duell aufforderte, brachte dies dem
Verteidiger einen Verweis des Ehrengerichtshofes ein (Mün-
chen 6); 1903 wird ein Rechtsanwalt wegen Duldung des un-
sittlichen Lebenswandels seiner Frau aus der Anwaltschaft aus-
geschlossen (Berlin 106); für ein Kanzleischild wurde 1950 die
Größe 30 x 40 als angemessen angesehen und noch 1957 ver-
stieß es gegen das Standerecht, wenn Anwälte im örtlichen Te-
lefonbuch ihre Namen im Fettdruck erscheinen ließen (Hamm
36).

Die BORA „entschied“ durch den § 20 den „Braunschweiger
Robenkrieg“ zwischen Gericht und Anwaltschaft (Braun-
schweig 78/9) durch folgende Regelung: „Der Rechtsanwalt
trägt vor Gericht als Berufstracht die Robe, soweit es üblich ist.
Eine Berufspflicht zum Erscheinen in Robe besteht beim Amts-
gericht in Zivilsachen nicht.“

Die RAK München lud 1997 die anderen Kammern zwecks
einheitlicher Anwendung der BORA zu einer Berufsrechtskon-
ferenz nach München ein, der weitere Zusammenkünfte dieser
Art in München und Hamburg folgten (München 62).

Im Zusammenhang mit der o.a. Liberalisierung wurden auch
andere „Anwalts- und Justizfestungen geschleift“. Seit 1.1.2000
wurde die lokalisierte Postulationsfähigkeit für die Landgerichte
und Familiengerichte und ab 1.8.2002 die für die Oberlandes-
gerichte abgeschafft. Die Anwaltszulassungen erfolgen nicht
mehr durch die Justiz, sondern durch die regionale RAK. Als
erste Kammer machte die RAK Zweibrücken bereits Anfang

1999 von diesem Recht Gebrauch (Zweibrücken 7, 58). Dies
verkürzt den Zulassungsweg, da der „Umweg“ über die Justiz
entfällt.

Die europäische Integration gebietet es aus berufsrechtlicher
Sicht über den Tellerrand zu schauen (Frankfurt 272–292 –
Weil, H.). Hiernach wäre u.a. Folgendes festzustellen: Der Be-
ruf eines Rechtsanwaltes wird als freier und unabhängiger Be-
ruf ausgeübt; Freiheit bedeutet weitgehende Selbstverwaltung
und Unabhängigkeit; Ausdruck der Selbstverwaltung ist es,
dass in den meisten Ländern die Anwaltszulassung durch ge-
wählte Vertretungen der Anwaltschaft erfolgt; Einigkeit besteht
zwischen den europäischen Repräsentanten der Anwaltschaft
darüber, dass sich die anwaltlichen Berufsvertretungen nicht
auf die verwaltende und disziplinierende Funktion beschrän-
ken dürfen, vielmehr ist der Dienstleistungssektor zu entwi-
ckeln; der einzelne Anwalt, selbst eine große Sozietät, ist nicht
in der Lage, gegenüber dem Staat und den Mächten der Gesell-
schaft die Freiheitsrechte der Mandanten zu verteidigen, hierfür
ist der Rückhalt der Gesamtheit, verkörpert durch die Kammer,
unerlässlich; die BRAK ist gem. § 177 BRAO Interessenvertreter
gegenüber Gerichten und Behörden; eine Besonderheit in
Deutschland besteht im Vergleich zu den anderen EU-Ländern
darin, dass neben dem obligatorischen Zusammenschluss der
Anwälte in Rechtsanwaltskammern ein erheblicher Teil der An-
waltschaft in örtlichen Anwaltsvereinen zusammengeschlos-
sen ist, die auf Bundesebene den DAV bilden.

Das Nebeneinander von DAV bzw. örtlichen Anwaltsvereinen
und BRAK bzw. regionalen RAKn ist allerdings kein Hinde-
rungsgrund für eine Zusammenarbeit im Interesse der gesam-
ten Anwaltschaft. In diesem Sinne gibt es im Rahmen dieses
Nebeneinander einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch
(Hamm 53/ Oldenburg 197).

Der Integration der europäischen Anwaltschaft sind von den
Kammern mit europäischen Anwaltsvertretungen geschlossene
Partnerschaftsverträge sehr dienlich (z.B. Celle mit der Rechts-
anwaltskammer Rouen – Celle 308 ff.; RAK Sachsen mit der
RAK Prag; München mit Bordeaux – München 10/1).

Es gibt jährlich eine Tagung der befreundeten Kammern aus
Süddeutschland, Österreich und Süditalien.

Die Frage des Fortbestandes der anwaltlichen Selbstverwaltung
kann mit der 125-jährigen Kammergeschichte bejaht werden,
allerdings ergänzt durch die Worte Goethes: „Ältestes bewahrt
mit Treue, freudig aufgefasst das Neue.“

130 Jahre Aufgaben der Rechtsanwaltskammern

Rechtsanwalt Dr. Rudolf Lauda, Hauptgeschäftsführer der RAK Frankfurt

Modelle für Rechtsanwaltskammern der Zukunft

Um die Zukunft der anwaltlichen Selbstverwaltung im 21. Jahr-
hundert zu sichern, werden derzeit zwei verschiedene Modelle
angeboten. Nach Ansicht des DAV wird das System der Selbst-
verwaltung der Anwaltschaft in Deutschland „im europäischen
Kontext nur durch die Selbstbeschränkung“ gesichert.1 Er setzt
sich für eine enge Auslegung des Gesetzestextes zu den Aufga-

ben der Organe der Rechtsanwaltskammer ein und ist der Auf-
fassung, dass die herrschende Lehre mit einer „bunten“ Reihe
von Aufgaben die Ermächtigung des Gesetzes überschreite. Der
BRAO-Änderungsvorschlag des DAV will daher in § 62 Abs. 2
die Aufgaben der Rechtsanwaltskammer auf die „zugewiese-
nen staatlichen Aufgaben“ begrenzen sowie in § 89 Abs. 1
Satz 2 die „Angelegenheiten, die von allgemeiner Bedeutung
für die Rechtsanwaltschaft sind“, einschränkend ersetzen durch
die „Angelegenheiten der Kammer“, sowie im Aufgabenkatalog
des § 89 Abs. 2 das Wort „insbesondere“ streichen, um einen
abschließenden Katalog der Kammeraufgaben ohne weiteren

1 Begründung zum BRAO-Änderungsvorschlag zu Nr. 63, AnwBl.
2007, 699.
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Gestaltungsspielraum zu erhalten.2 Dagegen zeichnen die
Rechtsanwaltskammern in ihren nunmehr veröffentlichten The-
sen zur anwaltlichen Selbstverwaltung3 ein umfassenderes Bild
der unteilbaren Selbstverwaltung. Diese erfasst unter den Stich-
punkten „Qualitätssicherung“, „Wahrung der Belange der Mit-
glieder“ und „Internationale Zusammenarbeit“ auch die beruf-
lichen und damit verbundenen wirtschaftlichen Belange der
Mitglieder als Aufgabe zusammen. Die Rechtsanwaltskammern
haben danach als „Dienstleister“ die „Interessen der Recht-
suchenden und der staatlichen Gemeinschaft an einer qualifi-
zierten Rechtspflege zu wahren“.4

Es liegt auf der Hand, dass das Beschränkungskonzept des DAV
und das umfassende Selbstverwaltungskonzept der Kammern
im Einzelfalle zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Bei-
spiele aus jüngster Zeit sind die unterschiedlichen Einschätzun-
gen bei der Mitwirkung der Rechtsanwaltskammer für die Juris-
tenausbildung5 und die Fortbildungstätigkeit von Rechtsan-
waltskammern.6 Weitere Konfliktfelder können Tätigkeitsberei-
che wie die Öffentlichkeitsarbeit und internationales Engage-
ment von Rechtsanwaltskammern sein. Dieser Befund verwun-
dert, ist doch die Einrichtung der Rechtsanwaltskammern nun-
mehr seit 130 Jahren mit der Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli
1878 in Gesetzesform gegossen7 und arbeitet seitdem mit gro-
ßem Erfolg. Seit damals die Freisetzung der Anwaltschaft in die
Selbstverwaltung Wirklichkeit wurde, unterlagen auch die
Kammern und deren Funktionsbereich „dem ständigen Wandel
in Staat und Gesellschaft“, auf den die Thesen der deutschen
Rechtsanwaltskammern ausdrücklich8 abstellen. Dieser Wan-
del vom 19. ins 21. Jahrhundert war geprägt von zunehmender
Trennung von Staat und Gesellschaft bei gleichzeitiger Abnah-
me des staatlichen Anteils, von Demokratisierung, von Stär-
kung der Privatautonomie und Zulassung von mehr Wettbe-
werb, sowie von Stärkung des Verbraucherschutzes.9 Diese
Wandlungen der letzten 130 Jahre können nicht ohne Auswir-
kungen auf die Ansichten über die Aufgaben der Rechtsan-
waltskammer geblieben sein und berechtigen zu der Frage, ob
die Idee einer Selbstbeschränkung auf staatlich delegierte Auf-
gaben den rechtlichen und tatsächlichen Wandel reflektiert.

Legitime öffentliche Aufgaben

Die Rechtsauffassung zum Funktionskreis der Rechtsanwalts-
kammern entwickelte sich von Anfang an – selbst im 19. Jahr-
hundert, als die Kammern begannen, sich aus dem staatlichen
Bereich zu lösen – auf der Basis einer umfassenden Kompetenz
für die Belange der Anwaltschaft. Der Gesetzgeber der Rechts-
anwaltsordnung von 1878 ließ Sympathie für eine offene Auf-
gabenbeschreibung und nicht für einen strikten unveränder-
baren Aufgabenkatalog erkennen. Nach den Motiven zum Ent-
wurf der Rechtsanwaltsordnung von 1872 zielten die vorgese-
henen Anwaltskammern „nicht blos auf die Bildung eines den
Stand der Rechtsanwälte in gewissen Beziehungen vertreten-

den und zur Handhabung der Disziplin berufenen Ausschus-
ses, Disziplinar- oder Ehren-Raths“, sondern „auf eine fortwäh-
rende Organisation des ganzen Standes“ ab.10 Diese Regelung,
die von den restriktiven Bestimmungen des Preußischen Rechts
gerade abwich,11 hielt man „für wohl geeignet, das Gefühl der
Zusammengehörigkeit und der Standespflichten zu heben“.12

Es waren also bereits am Beginn der Diskussion zur Rechtsan-
waltsordnung die Gesamtinteressen der Berufsmitglieder, die
im Vordergrund standen, und nicht nur die Handhabung ein-
zelner staatlich gesetzter Funktionen. Der Entwurf von 1872
gab daher als Zweck der Organisation auch nur allgemein die
Förderung der gemeinsamen Interessen der Mitglieder an.13

Dementsprechend enthielt die Rechtsanwaltsordnung vom
1.7.1878 neben einem Aufgabenkatalog im § 49 auch die Re-
gelung des § 50, wonach der Vorstand sowie die Kammer be-
rechtigt wurden, „Vorstellungen und Anträge, welche das Inter-
esse der Rechtspflege oder der Rechtsanwaltschaft betreffen, an
die Landesjustizverwaltung zu richten“. Die Interessen der
Rechtspflege waren damals nicht gegenüber dem Verbraucher
der Dienstleistung Rechtsberatung zu vertreten, sondern gegen-
über der Landesjustizverwaltung, die im staatsorientierten Sys-
tem des 19. Jahrhunderts gedanklich die Allgemeininteressen
vertrat.

Die erst im 20. Jahrhundert einsetzende Kommentarliteratur
nahm auf dieser Grundlage eine umfassende Betätigungsmög-
lichkeit der Rechtsanwaltskammern an. Gemeinschaftliche An-
gelegenheiten waren alle Angelegenheiten, „welche den Kam-
mermitgliedern gemeinschaftliche Interessen betreffen, mögen
diese materieller oder ideeller Natur sein“.14 Zu diesen Angele-
genheiten gehörten z.B. „Veranstaltungen zur Förderung der
Standesinteressen und der Berufstätigkeit, sei es durch Unter-
stützung der wissenschaftlichen Fortbildung der Rechtsanwälte
(z.B. durch Herausgabe einer besonders die Judikatur des
Oberlandesgerichts berücksichtigten Zeitschrift), sei es durch
Mitwirkung bei der Heranbildung des anwaltlichen Hilfsperso-
nals, oder auf ähnliche Weise“ oder auch in der „Wahrneh-
mung von Repräsentationspflichten“.15

Auch der Gesetzgeber der Bundesrechtsanwaltsordnung vom
1.8.1959 betonte mit einer „weiten Fassung“16 des Absatzes 1
des § 73 BRAO einer offenen Entwicklung in Richtung neuer
Aufgaben der Rechtsanwaltskammer Rechnung tragen zu wol-
len. Ausdrücklich formulierte er, dass zu den in der BRAO da-
mals geregelten Aufgaben neue Aufgaben hinzutreten können,
die sich erst später aus einem kommenden Gesetz ergeben
können. Er fasste die Wahrnehmung der Allgemeininteressen
an der Rechtspflege durch den Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer nicht mehr nur dahingehend auf, dass diese gegen-
über der Justizverwaltung wahrzunehmen seien, sondern pos-
tulierte allgemein die Wahrung und Förderung der Belange der
Kammer gemäß § 73 Abs. 1 Satz 2 a.F. gegenüber dem ganzen
Rechtssystem. Die gesamte Tätigkeit des Vorstandes stehe unter
„dem allgemeinen Gebot, dass er die Belange der Kammer zu
wahren und zu fördern“ habe.17 Unter den Belangen der Kam-
mer waren für den Gesetzgeber von 1959 selbstverständlich
die Gesamtheit der Rechtsanwälte zu verstehen, da gemäß

2 Entwurf des DAV zu einer Änderung der Bundesrechtsanwaltsord-
nung, Textvorschlag, AnwBl. 2007, 687.

3 BRAK-Mitt. 2008, 91/92.
4 Krenzler, Selbstverwaltung – Staatsverwaltung – Marktfreiheit. Eine

Einführung zu den Thesen der deutschen Rechtsanwaltskammern
zur anwaltlichen Selbstverwaltung, BRAK-Mitt. 2008, 90.

5 BGH, NJW 2005, 1710
6 Siehe dazu die divergierenden Gutachten von Ehlers/Lechleitner,

Die Aufgaben der Rechtsanwaltskammern, AnwBl. 2006, 361 und
Kloepfer, Fortbildungskompetenz der Rechtsanwaltskammern, 2006.

7 Rechtsanwaltsordnung vom 1.7.1878, RGBl. 1878, 177 ff.
8 BRAK-Mitt. 2008, 91.
9 Vgl. zur Bedeutung solcher Wandlungen für die Anwaltschaft auch

jüngst Hellwig, Die Anwaltschaft zwischen Rechtspflege und kom-
merziellem Wettbewerb, BRAK-Mitt. 2008, 92 ff.

10 Motive 1872, S. 28.
11 Schubert, Entstehung und Quellen der Rechtsanwaltsordnung von

1878, Vittorio Klostermann, Frankfurt am Main, 1985, S. 55.
12 Motive 1872, S. 28.
13 Vgl. Motive 1872, S. 30.
14 A. und M. Friedländer, Kommentar z. Rechtsanwaltsordnung z.

1.7.1878, München 1908, Anmerkung 12 zu § 48 m.w. Nachw.
15 Friedländer, a.a.O., Anmerkung 13 zu § 48.
16 Amtliche Begründung zu § 73 in BRAO mit der amtlichen Begrün-

dung, C.H. Beck, München/Berlin, 1959.
17 Amtliche Begründung zu § 73.
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§ 60 Abs. 1 BRAO a.F. „die Rechtsanwälte … eine Rechtsan-
waltskammer“ bildeten. Die Kammer ist keine Verwaltungsein-
heit mit eigenen Belangen, sondern stellt die Gesamtheit der in
ihr organisierten Mitgliedschaft dar.18 Der Gesetzgeber nahm
bei der Wahrung und Förderung der Belange der Kammer nur
eine einzige Einschränkung vor, dass es sich dabei nicht „etwa
um rein wirtschaftliche Interessen der Mitglieder handeln“ kön-
ne, weil diese nicht zu dem Aufgabengebiet der Rechtsanwalts-
kammer als Körperschaft des Öffentlichen Rechts gehören
könnten.19 Die Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung
für die Rechtsanwaltschaft können nicht „typische Koalitions-
zwecke“ sein, vielmehr müssen die Aufgaben die „Rechtspfle-
ge als solche, an der mitzuwirken die Rechtsanwaltschaft beru-
fen ist, irgendwie berühren“20, wobei dieser allgemeine Bezug
zur Rechtspflege als „weit gespannt“ angesehen wurde.21

Die danach einsetzende Rechtsprechung verlangt, dass der
Verband nur „legitime öffentliche Aufgaben“ übernimmt.22 Da-
mit sind Aufgaben gemeint, an deren Erfüllung „ein gesteigertes
Interesse der Gemeinschaft besteht, die aber weder alleine im
Wege privater Initiative wirksam wahrgenommen werden kön-
nen, noch zu den im engeren Sinne staatlichen Aufgaben zäh-
len, die der Staat selbst durch seine Behörden wahrnehmen
muss“23. Soweit der Vorstand Aufgaben übernimmt, die nicht
ausdrücklich gesetzlich zugewiesene Aufgaben sind, können
diese sich nur auf den Bereich erstrecken, „der im Blick auf den
mit dem korporativen Zusammenschluss ihrer Mitglieder er-
kennbar verfolgten Zweck als der Körperschaft zugedachter
Wirkungskreis festzustellen ist“.24 Der zulässige Aufgabenbe-
reich erstreckt sich auf „alle Angelegenheiten, welche von all-
gemeiner – nicht nur rein wirtschaftlicher – Bedeutung für die
Rechtsanwaltschaft sind“.25

Diese dogmatischen Formeln können zu dem allgemein aner-
kannten Ergebnis führen, dass die Wahrnehmung eines allge-
meinpolitischen Mandats vom Funktionskreis ausgeschlossen
ist.26 Sie scheitern aber daran, den Funktionskreis inhaltlich
von rein staatlichen und rein privaten Angelegenheiten abzu-
grenzen. Sie haben keine konzeptionelle Kraft, das zu be-
schreiben, was den Funktionskreis der Kammern inhaltlich
zwischen Staat und Gesellschaft ausmacht. Dagegen hat die
Gegenauffassung durchaus konzeptionelle Kraft, wenn sie ein
bilaterales Delegationsmodell vom Staat an die Körperschaft
beschreibt, das sich nicht nur auf die Gründung der Kammer,
sondern auch auf ihren zu lebenden Wirkungskreis bezieht.
Dieser Gedanke der Delegation staatlicher Aufgaben – wie er
wohl dem BRAO-Änderungsvorschlag des DAV zugrunde liegt
– behauptet, „was nicht Aufgabe des Staates sein kann, ist auch
den Körperschaften verwehrt“.27 So klar sich diese Formel an-
hört, so deutlich steht sie aber auch unter dem Verdacht, dass
sie mit den heutigen Verhältnissen der Trennung von Staat und
Gesellschaft nicht mehr übereinstimmt. Es ist daher durchaus
plausibel, dass weder die in den letzten 130 Jahren gepflegten
dogmatischen Formeln noch ein reines Delegationsmodell aus-
reichend in der Lage sind, die Kammeraufgaben zukunftsfest zu
formulieren. Man sollte daher im Folgenden versuchen, aus ei-

ner Gesamtdarstellung der in der Vergangenheit tatsächlich
entwickelten und anerkannten Aufgaben den Wirkungskreis
neu und aus sich selbst heraus zu erfassen.

Kammern als eigenständiger sachnaher Funktionskreis

Die Rechtsanwaltskammern haben in der Entwicklung des letz-
ten Jahrhunderts einerseits viel an hoheitlicher Bedeutung ver-
loren. Zunächst gliederte der BRAO-Gesetzgeber von 1959 die
richterliche Funktion aus, indem die Ehren(Anwalts-)Gerichts-
barkeit nicht mehr in der Kompetenz des Vorstands behalten
wurde.28 Sodann gliederte die BRAO-Änderung v. 2.9.199429

die Regelungskompetenz in die Satzungsversammlung aus.
Beide Vorgänge sind im Sinne einer internen Gewaltenteilung
sehr zu begrüßen, machen aber auch deutlich, dass die Rechts-
anwaltskammern bezüglich ihres Funktionskreises insoweit
nicht mehr der staatlichen Legitimation bedürfen, wie dies
noch für den Gesetzgeber 1872 und 1959 galt. Verblieben ist
eine Verwaltungsebene mit reduzierten staatlichen Funktionen,
die aber innerhalb des verbliebenen Funktionskreises sich zu
einer eigenständigen Einheit entwickelte, die immer weiter in
die Rechtspflege und in die Gesellschaft hineinwuchs. Eine
wertende Aufzählung dieser zugewachsenen Aufgaben ergibt
nicht bloß eine Liste von Einzelfunktionen, sondern die Summe
zeigt eine neue Qualität des Funktionskreises auf:

Eigenständige Verantwortung für den Status von Berufsträgern

Durch das Gesetz zur Stärkung der Selbstverwaltung der
Rechtsanwaltskammern v. 16.3.2007 wurden alle im Zusam-
menhang mit der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, ihrer
Rücknahme und ihrem Widerruf stehenden Aufgaben und Be-
fugnisse einschließlich der Vereidigung neu zugelassener
Rechtsanwälte gesetzlich von der Landesjustizverwaltung auf
die Rechtsanwaltskammern übertragen. Sie werden nicht mehr
als verlängerter Arm der Justizverwaltung tätig, sondern sind ei-
gener Akteur bezüglich Begründung und Rücknahme des Sta-
tus als Rechtsanwalt. Nach dem Gesetz über die Tätigkeit euro-
päischer Rechtsanwälte in Deutschland (EURAG) gilt dies auch
für die Niederlassung europäischer Rechtsanwälte, Rücknahme
und Widerruf von deren Aufnahme in die Rechtsanwaltskam-
mer, sowie deren Zulassung als Rechtsanwälte nach dreijähri-
ger Tätigkeit. Die Zulassung von Rechtsanwaltsgesellschaften
i.S.d. § 59c BRAO sowie deren Rücknahme und Widerruf
(§ 59h) sind eigenständige berufsrechtliche Verfahren, die selb-
ständig neben der notwendigen Eintragung ins Handelsregister
stehen. Die Rechtsanwaltskammern wurden damit zu der ei-
genständigen Körperschaft, die alleine aufgrund der gesetzli-
chen Vorgaben über den Zugang zum Beruf entscheidet.

Dokumentation des Status der Berufsträger im Rechtsverkehr

Da außer der Rechtsanwaltskammer niemand mehr an den Zu-
lassungs- und Rücknahmeverfahren beteiligt ist, ist auch nur
noch die Rechtsanwaltskammer originär in der Lage, eine ver-
bindliche Liste der Zulassungen gemäß dem in § 31 BRAO be-
schriebenen Rechtsanwaltsverzeichnis zu erstellen. Die Kam-
mer haftet gegenüber Behörden, Gerichten, Rechtsuchenden
sowie anderen am Rechtsverkehr Beteiligten für die Richtigkeit
des Rechtsanwaltsverzeichnisses. Sie stellt bundeseinheitliche
Ausweise aus, mit denen der Status nachgewiesen werden
kann. Die Rechtsanwaltskammer hat als zuständige Stelle i.S.d.
§ 16 Abs. 1 SigG den akkreditierten Zertifizierungsdienste-
anbietern die für ihre Tätigkeit benötigten qualifizierten Zertifi-
kate auszustellen und hat jederzeit für jeden über öffentlich er-
reichbare Kommunikationsverbindungen nachprüfbar und ab-

18 Es ist deshalb nicht richtig, wenn der DAV in seinen Vorschlägen an-
führt, dass es nur um die Belange der Kammer und nicht der Rechts-
anwaltschaft gehe, s. AnwBl. 2007, 699.

19 Amtliche Begründung zu § 73.
20 Amtliche Begründung zu § 89.
21 Kalsbach, Bundesrechtsanwaltsordnung, Köln 1960, Anm. 1 zu § 89
22 Vgl. BVerfG, NJW 1959, 1675; NJW 1963, 195; NJW 1975, 1265;

NVWZ 2002, 335.
23 BVerfG NVWZ 2002, 335 (336).
24 BGHZ 33, 381; 35, 292; 64, 301; 66, 297; NJW 1986, 992.
25 BGH, Beschl. v. 18.4.2005, Az: ANBZ (B) 27/04 = NJW 2005, 1710.
26 BVerwG, Urt. v. 17.12.1989 = BVerwGE 64, 281.
27 Redeker, NJW 1982, 1267.

28 S. Amtliche Begründung vor § 92.
29 BGBl. I S. 2278 ff.
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rufbar die erforderlichen Informationen gem. § 16 Abs. 2 SigG
zu halten. Diese Dokumentationsfunktionen dienen aus-
schließlich der Sicherheit im Rechtsverkehr.

Sicherung des Fortgangs der Rechtspflege

In bestimmten Fällen hat die Rechtsanwaltskammer auf Antrag
einen Vertreter für einen verhinderten Rechtsanwalt zu bestel-
len und muss bei fehlender Einigung zwischen Vertreter und
Vertretenem über eine angemessene Vergütung diese auf An-
trag festsetzen und dafür wie ein Bürge haften. Für einen frühe-
ren oder gestorbenen Rechtsanwalt ist bei Bedarf von der
Rechtsanwaltskammer ein Abwickler zu bestellen, damit die
anvertrauten Mandate weiter bearbeitet werden können und
die Kammer muss bei fehlender Einigung der Beteiligten über
eine angemessene Vergütung diese auf Antrag festsetzen und
dafür wie ein Bürge haften. Die Kammer hat bei Verfahren be-
treffend die Ausschließung des Verteidigers nach §§ 138a,
138b StPO nach näherer Maßgabe der §§ 138c Abs. 2 Satz 3
und 4, 138d Abs. 6 Satz 2 mitzuwirken. Alle Maßnahmen sol-
len gewährleisten, dass auf Seiten der Mandanten kein Rechts-
verlust entsteht.

Sicherung der Einhaltung von Anwaltspflichten

Die Beratung der Mitglieder der Rechtsanwaltskammer in Fra-
gen der Berufspflichten ist den Kammern als Aufgabe übertra-
gen, sowie der belehrende Hinweis auf die Rechtsauffassung
der Kammer. Der Rechtsanwaltskammer obliegt die Überwa-
chung der gesetzlichen Berufshaftpflichtversicherung ihrer Mit-
glieder, sie ist zuständige Stelle i.S.d. § 158c Abs. 2 VVG. Die
den Mitgliedern der Kammer obliegenden Pflichten müssen
von der Rechtsanwaltskammer im Wege des Aufsichtsverfah-
rens überwacht werden. Als hoheitliches Mittel zur Durchset-
zung der Aufsichtspflicht hat sie die Möglichkeit der Andro-
hung und Festsetzung von Zwangsgeld und das Rügerecht. Da-
mit kann die Rechtsanwaltskammer dazu beitragen, dass ohne
gerichtliche oder staatliche Maßnahme die Schutzfunktion der
anwaltlichen Pflichten auch den Rechtsuchenden zukommt.

Sicherung der Funktionsfähigkeit anwaltlicher Einrichtungen

Vorschläge für die Ernennung von Mitgliedern des Anwaltsge-
richts und des Anwaltsgerichtshofes sind durch die Kammer der
Landesjustizverwaltung zu unterbreiten. Personelle Vorschläge
sind von der Rechtsanwaltskammer bezüglich der anwaltlichen
Beisitzer beim Senat für Anwaltsachen des BGH und der
Rechtsanwaltschaft beim BGH zu machen. Die Rechtsanwalts-
kammer hat die erforderlichen Bürokräfte, die Räume und die
Mittel für den sonstigen sächlichen Bedarf der Geschäftsstelle
des Anwaltsgerichts zur Verfügung zu stellen. Sie hat damit
Verantwortung für die qualitative Besetzung wichtiger Funktio-
nen.

Maßnahmen der Qualitätssicherung anwaltlicher Arbeit

Auf verschiedenen Ebenen ist die Rechtsanwaltskammer dazu
aufgerufen, das vom Rechtsuchenden erwartete Qualitäts-
niveau anwaltlicher Leistung zu sichern. Sie ist zuständige Stel-
le gem. § 71 Abs. 4 BBiG und damit zuständig für das gesamte
Ausbildungswesen der Rechtsanwaltsfachangestellten, von der
Registrierung der Ausbildungsverträge über deren Überwa-
chung einschließlich Überwachung der Ausbildungsbetriebe
und Ausbilder bis hin zur mündlichen Abschlussprüfung und
Zeugniserteilung. Dies dient nicht nur der Sicherstellung der
Ausbildung, sondern auch der Unterstützung der Qualität an-
waltlicher Arbeit durch ausgebildete Mitarbeiter. Ein Kammer-
beschluss, in dem bestimmt wird, dass die in der Kammer zu-
sammengeschlossenen Rechtsanwälte den Lehrkräften, die an
den Berufsschulen des Kammerbezirks nebenberuflich Rechts-
kundeunterricht für Anwaltsgehilfen erteilen und dafür eine un-
zureichende Vergütung erhalten, Zuschüsse gewähren, solange
die öffentliche Hand die gebotene Abhilfe nicht schafft, ist

rechtlich nicht zu beanstanden.30 Auch bei der Ausbildung und
Prüfung der Studierenden und der Referendare hat die Rechts-
anwaltskammer mitzuwirken, insbesondere qualifizierte Ar-
beitsgemeinschaftsleiter und Prüfer vorzuschlagen. Eine fun-
dierte Ausbildung in der Anwaltsstation dient der Vorbereitung
auf den Anwaltsberuf, woraus sich die Befugnis der Rechtsan-
waltskammer ergibt, nicht nur an der Juristenausbildung maß-
geblich mitzuwirken, sondern auch die finanziellen Mittel für
diese Ausbildung zur Verfügung zu stellen. Von den staatlichen
Ausbildungsstellen kann die zusätzliche finanzielle Belastung
für angemessene Vergütungen der Arbeitsgemeinschaftsleiter
und Prüfer im Hinblick auf die Finanzsituation der Länder nicht
erwartet werden, aber auch nicht durch die qualifizierten An-
wälte, deren Arbeitskraft nicht unerheblich ihrer Kanzlei entzo-
gen wird.31 Weiterhin hat die Rechtsanwaltskammer nicht nur
für Werbezwecke der Anwälte, sondern auch aus Gründen der
Markttransparenz für den Rechtsuchenden Fachanwaltschafts-
bezeichnungen zu verleihen und, wenn die Fortbildung nicht
nachgewiesen und das vom Fachanwalt erwartete Qualitäts-
niveau nicht gewährleistet ist, diese zu widerrufen.

Herstellung des Rechtsfriedens

Die Rechtsanwaltskammer hat mehrere Möglichkeiten, bei
Streitigkeiten aus dem Mandant oder zwischen Kollegen
Rechtsstreitigkeiten vor Gericht zu vermeiden, indem sie ihren
Sachverstand schlichtend einbringt. Auf Antrag muss die
Rechtsanwaltskammer bei Streitigkeiten unter den Mitgliedern
der Kammer vermitteln. Auch bei Streitigkeiten zwischen Mit-
gliedern der Kammer und ihren Auftraggebern obliegt es der
Kammer, Vermittlungsversuche zu unternehmen. In einer Ge-
bührenvereinbarung kann es dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer überlassen werden, die Vergütung nach billigem Er-
messen festzusetzen. Seine Tätigkeit ist „zugleich eine Tätigkeit
nach § 73 BRAO“.32 In einem Rechtsstreit um eine anwaltliche
Rahmengebühr hat der Vorstand der Rechtsanwaltskammer auf
Anforderung des Gerichts ein kostenloses Gutachten zu erstat-
ten, soweit die Höhe der Gebühr streitig ist. Die Rechtsanwalts-
kammer hat unter zu prüfenden Voraussetzungen Dritten zur
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen Auskunft
über den Berufshaftpflichtversicherer zu erteilen, damit bei die-
sen kein Rechtsverlust eintritt. Bevor gegen einen Rechtsanwalt
wegen einer Steuerordnungswidrigkeit, die er in Ausübung sei-
nes Berufs bei der Beratung in Steuersachen begangen hat, ein
Bußgeldbescheid erlassen wird, hört die Finanzbehörde die zu-
ständigen Kammer gem. § 411 AO.

Sachbezogene Amtshilfe im Rechtsverkehr

Die Sachnähe der Rechtsanwaltskammer ist insbesondere dann
gefragt, wenn andere Teilnehmer am Rechtsverkehr im Wege
der Amtshilfe ihre Unterstützung brauchen. Die Rechtsanwalts-
kammer hat Gutachten zu erstatten, die eine Landesjustizver-
waltung, ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde des Landes
anfordert. Vor Eintragung einer Partnerschaftsgesellschaft oder
Änderung einer Eintragung soll das Partnerschaftsregistergericht
den betroffenen Berufskammern in zweifelhaften Fällen Gele-
genheit zur Stellungnahme geben. In Fällen der Erteilung einer
Rechtsberatungserlaubnis wird nach der Rechtsverordnung
zum Rechtsdienstleistungsgesetz dem Vorstand Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben. Die Rechtsanwaltskammern ha-
ben Amtshilfe gegenüber den Versorgungswerken der Rechts-
anwälte zu leisten und ihnen die für die Zwecke der Versor-
gungswerke erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

30 BGH, Beschl. v. 17.5. 1976, AnwZ (B) 39/75 = BGHZ 66, 297.
31 BGH, Beschl. v. 18.4.2005, AnwZ (B) 27/04 = NJW 2005, 1710.
32 Hartmann, Kostengesetze, 36. Aufl., 2006, § 4 Rdnr. 29.
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Verband zur Förderung selbständiger beruflicher Interessen

Seit dem In-Kraft-Treten des UWG v. 3.7.2004 sind die Verbän-
de zur Förderung „selbständiger beruflicher Interessen“, zu de-
nen nach dem Willen des Gesetzgebers die Berufskammern ge-
hören, in § 8 Abs. 3 Nr. 2 aufgenommen worden. Das BVerfG
hat bestätigt, dass berufsständischen Kammern grundsätzlich
eine Klagebefugnis gem. § 13 Abs. 2 UWG wegen Verletzung
von Berufspflichten durch ihre Mitglieder zusteht, da die Über-
wachung der Einhaltung der Berufspflichten zu den Aufgaben
der Kammern gehört.33 Dies mag ein Instrument nach innen
gegenüber den Mitgliedern sein, um in der BRAO nicht gere-
gelte Unterlassungsansprüche der Gesamtheit der Mitglieder
gegen Einzelne durchzusetzen, aber bedeutungsvoller ist dieses
Instrument hinsichtlich seiner Auswirkungen auf den Rechtsbe-
ratungsmarkt. Die Rechtsanwaltskammern bekamen damit die
Möglichkeit bestätigt, wie Wettbewerbs- und Verbraucherver-
bände auch zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs auf dem
Markt nicht-anwaltlicher Rechtsdienstleistungen tätig zu wer-
den.

Hilfe für Rechtsuchende beim Zugang zum Recht

Ein besonderes Anliegen der Anwaltschaft ist der über ihre Ar-
beit laufende Zugang zum Recht und der Unterstützung der
Rechtsuchenden hierin. Die außergerichtliche Rechtshilfe für
Minderbemittelte ist eine Angelegenheit von allgemeiner Be-
deutung für die Rechtsanwaltschaft. Ein Kammerbeschluss, in
dem bestimmt wird, dass die in den Kammern zusammenge-
schlossenen Rechtsanwälte nach näherer Maßgabe kostenlose
außergerichtliche Rechtshilfe für Minderbemittelte leisten, ist
rechtlich nicht zu beanstanden.34 Die Einrichtung eines An-
waltsuchservices gehört ebenfalls zu den Aufgaben der Rechts-
anwaltskammer. Ein solcher Service erleichtert es den Rechtsu-
chenden, einen ihren Bedürfnissen entsprechenden Rechtsan-
walt zu finden. Damit verbessert ein solches Auskunftssystem
die Effizienz und den Ruf der Anwaltschaft insgesamt.35 Eine
Zugangshürde zum Recht kann damit gemildert werden.

Information der Öffentlichkeit

Auch Öffentlichkeitsarbeit gehört zu den Aufgaben der Rechts-
anwaltskammern. Der Kammervorstand darf von der Kammer-
versammlung für Öffentlichkeitsarbeit bewilligtes Geld nach
seinem pflichtgemäßen Ermessen für entsprechende Einzel-
maßnahmen ausgeben.36 Er kann dazu eine PR-Firma beauftra-
gen. Der Umstand, dass die Einzelmaßnahmen im Rahmen der
Öffentlichkeitsarbeit im Zeitpunkt des Beschlusses der Kam-
merversammlung noch nicht festgelegt worden sind, macht die
Erhebung der erforderlichen Mittel durch Umlage nicht unzu-
lässig.37 Seit der Zulassung weiterer Rechtsberatungsmöglich-
keiten durch das RDG unterliegt der Anwaltsmarkt einem fort-
schreitenden Wandel, aufgrund dessen sich die Anwaltschaft
auch im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit neu orientieren
muss.38 Gerade die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit, die ohne
Bezugnahme auf das Leistungsangebot einzelner Anwälte oder
Kanzleien sachlich über die Anwaltschaft als solche, ihr Leis-
tungsspektrum und ihre Kompetenzen im Vergleich zu anderen
Anbietern rechtsbezogener Dienstleistungen informiert, betrifft
so unmittelbar die Stellung der Anwaltschaft als Teil der Rechts-
pflege und des Selbstverständnisses anwaltlicher Tätigkeit, dass
sie von allgemeiner Bedeutung für die Rechtsanwaltschaft ist

und „somit als Teil des Aufgabenbereichs der Anwaltskammer“
angesehen werden muss.39

Engagement für die Rechtspflege

Die Frage, wie die Rechtspflege am besten und wirkungsvolls-
ten ausgestaltet werden soll, ob es insbesondere vorzuziehen
ist, die „Beurkundung von Rechtsvorgängen und andere Aufga-
ben auf dem Gebiete der vorsorgenden Rechtspflege“ (§ 1
BNotO) Nur-Notaren oder Anwalts-Notaren anzuvertrauen, be-
rührt nicht nur die wirtschaftlichen Interessen der Rechtsanwäl-
te, sondern mit der Organisation der Rechtspflege auch die
Stellung und den Tätigkeitsbereich der Rechtsanwaltschaft und
der Rechtsanwälte im Allgemeinen. Wenn eine Rechtsanwalts-
kammer hierzu eine Gesetzesänderung für geboten hält, so
kann es ihr nicht verwehrt werden, dasjenige Gutachten zu fi-
nanzieren, das ihr geeignet erscheint, die Mehrheit der Rechts-
anwaltskammern von der Richtigkeit ihrer Auffassung zu über-
zeugen.40 Auch tätige Hilfe bei der Rechtspflege ist der Rechts-
anwaltskammer gestattet. Der Beschluss einer Rechtsanwalts-
kammer, 50 Rechtsanwälten bei einer Solidaritätsaktion in den
neuen Bundesländern finanzielle Unterstützung aus Kammer-
mitteln zu gewähren, ist als von § 89 gedeckt anzusehen.41

Durch die Mitarbeit dieser Rechtsanwälte wurde die Anwen-
dung des VermG beschleunigt und erleichtert.

Interessenvertretung für eigene Mitgliedschaft

Der Beitritt einer Rechtsanwaltskammer zu privatrechtlich or-
ganisierten Dachverbänden ist dann zulässig, wenn die Mit-
gliedschaft innerhalb des der berufsständischen Kammer ge-
setzlich zugewiesenen Aufgabenbereichs liegt und erforderlich
und angemessen ist, um die zugewiesenen Aufgaben zu för-
dern und zu wahren. Eine Mitgliedschaft von Rechtsanwalts-
kammern im Verband Freier Berufe ist dann erlaubt, wenn des-
sen Satzung regelt, dass die Wahrung der Interessen für die An-
gehörigen eines bestimmten freien Berufes ausgeschlossen ist,
soweit damit nicht auch berufsübergreifende Bestrebungen für
die Gesamtheit der freien Berufe verbunden sind. Das Engage-
ment in der Vertretung allgemeiner freiberuflicher Interessen ist
damit zulässig.42

Diese nach Einzelfunktionen bewertende Aufzählung macht
deutlicher als die formelhaften dogmatischen Begriffe, dass es
bei allen Kammeraufgaben nicht um gruppenspezifische Inter-
essen eines Berufsstandes, sondern ausschließlich um Belange
des Rechtsverkehrs geht. Allgemeine Belange der Rechtsan-
waltschaft und der Kammer sind solche Belange, bei denen die
Rolle des Anwalts Außenwirkung auf die Rechtspflege und den
Rechtsdienstleistungsmarkt hat und deshalb von allgemeinem
Interesse sind. Fehlt dieses Allgemeininteresse an der Angele-
genheit der Rechtsanwälte (z.B. „rein wirtschaftlich“), dann ist
sie aus dem Funktionskreis ausgeschlossen. Alle aufgezählten
Aufgaben können nicht mehr sinnvoll vom Staat wahrgenom-
men werden, nicht nur weil ihm das Geld dazu fehlt, sondern
eben auch, weil ihm die Sachnähe der Betroffenen fehlt. Wei-
sen diese Funktionen über das hinaus, was der Staat zu leisten
vermag, so können sie allerdings auch nicht erfolgverspre-
chend von Privaten erledigt werden.

Funktionskreis mit Gestaltungsspielraum

Gestaltungsspielräume konnte man auch schon aufgrund der
herrschenden Meinung zur Generalklausel über die Wahrung33 BVerfG, Beschl. v. 26.10.2004 – 1 BvR 981/00 = NJW 2004, 3765.

34 BGH, Beschl. v. 12.5.1975, AnwZ (B) 2/75 = BGHZ 64, 301.
35 Hess. AGH, Beschl. v. 9.6.1997, 1 AGH 4/96.
36 AGH Celle, Beschl. v. 27.8.1996, AGH 3/96 = BRAK-Mitt. 1996,

207.
37 AGH Bremen, Beschl. v. 24.11.1995, 1 EGH 2/95 = BRAK-Mitt.

1996, 86.
38 Hess. AGH, Beschl. v. 5.11.2007, 2 AGH 18/06 = BRAK-Mitt. 2008,

29–31.

39 Ebda.
40 BGH, Beschl. v. 10.7.1961, AnwZ (B) 18/61 = BGHZ 35, 292.
41 EGH München, Beschl. v. 13.10.1992, BayEGH I – 6/92 = BRAK-

Mitt. 1993, 48, bestätigt durch BayVerfGH Entscheidung v.
7.10.1994, Vf.138-VI-92 = BayVerfGHE 47, 203.

42 AGH Celle, BRAK-Mitt. 1996, 207.
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und Förderung der Belange der Kammer sehen, indem man
den Rechtsanwaltskammern einen Ermessenspielraum ein-
räumte,43 durch die Generalklausel eine Zuständigkeit für wei-
tere Aufgaben begründet sah44 oder die Aufgabengeneralklau-
sel als vereinbar mit dem grundrechtlichen Bestimmtheitsgebot
hielt.45 Die Erkenntnisse über den eigenständigen Funktions-
kreis müssen aber auch zusammenfließen mit der neueren For-
schung zur Selbstverwaltung. Die verfassungsrechtliche und
rechtsdogmatische Befassung mit der „funktionalen Selbstver-
waltung“ hat sich unter diesen Gesichtspunkten erst in den
letzten 15 Jahren entwickelt.46 Die Kammerorganisation wird
durch das Grundgesetz zwar nicht erfasst, dennoch sind in der
Wissenschaft hierzu Kriterien entwickelt worden. Aus den ver-
fassungsrechtlichen Selbstverwaltungsgarantien47 und dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit kommt in vielen Fällen eine
Übertragung als Selbstverwaltungsaufgabe in Betracht. Voraus-
setzung ist insoweit, dass es sich um eine Aufgabe handelt, die
„inhaltlich eine enge Beziehung zum jeweiligen Berufsstand
besitzt, sodass von einer Betroffenen-Selbstverwaltung oder der
Nutzung des besonderen Sachverstandes des Berufsstandes“
ausgegangen werden kann.48 Dann besteht sogar die grund-
sätzliche Pflicht des Gesetzgebers, diesen Weg zu wählen.49 Es
handelt sich dann bei der Selbstverwaltung um öffentlich-recht-
liche Organisationseinheiten, die gegenüber dem staatsunmit-
telbaren Behördensystem institutionell verselbständigt, aber
gleichwohl dem Staatsverband eingegliedert sind und sich da-
durch auszeichnen, dass „bestimmte öffentliche Angelegenhei-
ten von den davon besonders berührten Personen, den Betrof-
fenen, eigenverantwortlich (d.h. höchstens unter staatlicher
Rechtsaufsicht) verwaltet werden“.50 Danach sind drei konstitu-
tive Merkmale der Selbstverwaltung festzuhalten, nämlich die
öffentlich-rechtliche Rechtsform, die eigenverantwortliche Auf-
gabenerfüllung und die Betroffenenmitwirkung.51 Selbstverwal-
tung ist so denkbar als Teilung und damit Begrenzung der staat-
lichen Macht. Der Betroffenenschutz wird durch Betroffenen-
teilnahme gewährleistet.52 Selbstverwaltung ist nicht gleichzu-
setzen mit mittelbarer Staatsverwaltung, sondern stellt schlicht
die öffentliche Verwaltung außerhalb des staatsunmittelbaren
Behördensystems dar, die durch rechtsfähige juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts wahrgenommen wird.53 Dem
kommt durchaus entgegen, dass die freiberufliche Selbstver-
waltung einer Rechtsanwaltskammer auch Mitgliederinteressen
gegenüber dem Staat zum Ausdruck bringen muss und es sich
insoweit nicht um Staatsaufgaben handeln kann.54 Als solcher
gegenüber dem Staat eigenständigen Einheit wird den Rechts-
anwaltskammern ein „begrenztes Aufgabenerfindungsrecht“
zugestanden.55 Voraussetzung für eine solche Übertragung in
die Selbstverwaltung ist, dass es sich um eine Aufgabe handelt,
die „inhaltlich eine enge Beziehung zum jeweiligen Berufs-
stand besitzt, sodass von einer Betroffenen-Selbstverwaltung
oder der Nutzung des besonderen Sachverstandes des Berufs-

standes ausgegangen werden kann“.56 Wesentliches Element
des Wesens der funktionalen Selbstverwaltung ist die „eigen-
verantwortliche Wahrnehmung von öffentlichen Aufgaben
durch die Betroffenen“.57 Soweit Aufgaben zugewiesen wer-
den, muss die Art der Zuweisung auf das Selbstverwaltungs-
recht Rücksicht nehmen, also den Kammern genügend Raum
für die Ausgestaltung in den Einzelheiten belassen. Das für die
Kammern lebensnotwendige ehrenamtliche Engagement wird
nur dort erfolgen, wo auch Gestaltungsmöglichkeiten bestehen.
Darüber hinaus ist den Kammern das Recht einzuräumen, sich
mit allen ihre Mitglieder betreffenden Angelegenheiten zu be-
fassen, die nicht von ihrer Zuständigkeit ausgeschlossen oder
einer anderen Stelle übertragen sind (Art. 2 der Charta). Zur
Selbstverwaltung gehört eben auch das „Aufgaben(er)findungs-
recht“ für die Aufgaben, für die es keiner gesetzlichen Ermäch-
tigung bedarf, also vor allem, wenn es sich um leistendes Ver-
waltungshandeln handelt.58 Im Unterschied zum staatlichen
Bereich können die Kammermitglieder Einfluss auf den Um-
fang der wahrgenommenen und zu finanzierenden Aufgaben
nehmen, da den Kammern ein erheblicher Entscheidungs- und
Gestaltungsspielraum vor allem im Bereich der Dienstleistun-
gen zusteht.

Interessenkollisionsfreie Leistungsverwaltung

Die Rechtsanwaltskammer als „Dienstleister“ im Sinne der vor-
gelegten Thesen zur anwaltlichen Selbstverwaltung ist damit
teils anerkannte Realität, teils Desiderat für das 21. Jahrhun-
dert. So wird man die Fortbildung der Mitglieder als legitime
öffentliche Aufgabe im Wirkungskreis der Rechtsanwaltskam-
mer ansehen können.59 Fortbildungsangebote, die den Mitglie-
dern der Regionalkammern, insbesondere auch den neu zuge-
lassenen Mitgliedern, die Möglichkeit bieten, auch auf regiona-
ler Ebene, kostengünstig ohne aufwendige Reisen, durch Rich-
ter und Anwaltskollegen aus ihrem alltäglichen Umfeld fortge-
bildet zu werden, befriedigen ein Bedürfnis, das nicht immer
von privaten Anbietern abgedeckt wurde und vielleicht auch
ökonomisch vertretbar gar nicht abgedeckt werden kann. So-
lange der private Fortbildungsmarkt so gestaltet ist, dass der Zu-
gang zur notwendigen und im allgemeinen Interesse liegenden
Fortbildung erschwert oder unmöglich gemacht wird, wird man
überlegen müssen, ob nicht die Kammern „Geld in die Hand
nehmen müssen“.60 Auch die von den Thesen angesprochene
internationale Zusammenarbeit ist etwas, was vom privaten
Markt nicht geleistet werden kann, aber im allgemeinen Inter-
esse liegt. Völlig anders als zu Zeiten der Gesetzgebung sieht
heute die Stellung des Rechtsanwaltes im internationalen Gefü-
ge aus. Inzwischen sind alle Lokalisationsschranken anwaltli-
cher Arbeit aufgehoben und die Tätigkeit des Anwaltes in die
europäischen oder globalen Beziehungen seiner Mandant-
schaft eingebunden. Es ist daher nicht nachvollziehbar, dass
den Regionalkammern internationale Kontakte auf europäi-
scher und globaler Ebene untersagt61 sein sollen. Es gibt gerade
auf der Ebene der Regionalkammern, denen die Mitglieder an-
gehören, die Notwendigkeit, sich auf europäischer Ebene aus-
zutauschen und zusammenzuschließen wie in der Féderation

43 Feuerich/Weyland/Weyland, § 73 Rdnr. 8.
44 Henssler/Prütting/Hartung, § 73 Rdnr. 9.
45 Kloepfer/Quast, BRAK-Mitt. 2007, 3.
46 S. grundsätzlich hierzu Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997.
47 S. hierzu Kluth, Die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Kam-

merrechts, Hdb. d. Kamerrechts, S. 114 ff.
48 Ebda., S. 120.
49 Ebda.
50 Hendler, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip, S. 284; ähnlich

auch Jestaedt, Demokratieprinzip und Kondominalverwaltung,
S. 69.

51 Hendler, in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts IV, § 106
Rdnr. 23.

52 Hendler, DÖV 1986, 678.
53 Hendler, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip, S. 299 f.
54 Kleine-Cosack, Berufsständische Autonomie, S. 56 f.
55 Kluth, Hdb. Kammerrecht S. 52.

56 Ebda., S. 120; s. dazu auch § 62 Rdnr. 10 ff.
57 S. Charta der funktionalen Selbstverwaltung durch Wirtschafts- und

Berufskammern, hrsg. v. Institut für Kammerrecht e.V.
58 Begründung zu Art. 2 Abs. 2 der Charta, a.a.O.
59 Kloepfer/Quast, BRAK-Mitt. 2007, 3; vgl. dazu die grundsätzliche

Auseinandersetzung Kloepfer, Fortbildungskompetenz der Rechtsan-
waltskammern, 2006 und Ehlers/Lechleitner, Die Aufgaben der
Rechtsanwaltskammern, 2006.

60 Huff, NJW 2005, 1692 f.
61 So Feuerich/Weyland/Weyland, § 79 Rdnr. 22.
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des Barreaux d’Europe. Ein solcher Austausch der Regional-
kammern auf Verbandsebene, oder auch bilateraler Austausch
kann sicherlich nicht nur auf der Ebene von Reisetätigkeit ein-
zelner Funktionäre stattfinden, sondern muss strategische Ziele
zugunsten der Mitglieder und ihrer Arbeit haben.62 Eine Zu-
sammenarbeit von Rechtsanwaltskammern über Grenzen hin-
weg hat dann einen legitimatorischen Sinn, wenn sie z.B. fol-
gende Interessen ihrer Mitglieder verfolgt:

Austausch von Mitgliedern beider Rechtsanwaltskammern,
die im Bereich der jeweiligen Gastkammer ein Praktikum in
einer dortigen Kanzlei sowie begleitende Vorträge erhalten.
Großkanzleien können dies selbst leisten, die meisten Mit-
glieder einer Rechtsanwaltskammer hingegen nicht.

Austausch von Fortbildungsangeboten zwischen Kammern,
der den eigenen Mitgliedern den Zugang zu Fortbildungs-
maßnahmen ausländischer Kammern ermöglicht, um sich im
dortigen Recht fortzubilden.

Wenn eine Regionalkammer sich insoweit besonders engagiert
und ihre Mitglieder dies im Rahmen des jährlichen Haushalts-
planes befürworten, kann dagegen nicht der Einwand gebracht
werden, die Rechtsanwaltskammer dürfe nur „staatliche Aufga-
ben“ erfüllen. Solche Veranstaltungen können sinnvoll weder
vom Staat noch von Privaten in Gang gebracht werden, sie sind
legitime Tätigkeiten einer Rechtsanwaltskammer im freien Ge-
staltungsbereich ihrer Leistungsverwaltung.

Dieser Gestaltungsspielraum im Bereich der Leistungsverwal-
tung unterliegt natürlich der vom Gesetzgeber beschriebenen
Grenze, dass die darin entfalteten Tätigkeiten die Rechtspflege
„irgendwie berühren“ muss, bringt aber gleichzeitig eine eige-
ne neue Grenzziehung hervor. Wie die Thesen der Rechtsan-
waltskammern ausführen, sind „Interessenkonflikte zu vermei-
den“.63 Selbstverständlich dürfen diese Tätigkeiten der Leis-

tungsverwaltung nicht mit den hoheitlichen Aufgaben kollidie-
ren. Eine solche „Interessenkollision“ wurde bislang als mög-
lich angesehen nur im Bereich der Fortbildungsangebote durch
Kammern. Sie ist denkbar zwischen der regulierenden und prü-
fenden Funktion einerseits und dem privatwirtschaftlichen
Zweck der Fortbildungsveranstaltung andererseits.64 Danach
können die Rechtsanwaltskammern nicht „Anbieter und Aufse-
her“ zugleich sein und nicht ihre eigenen Fortbildungsangebote
zertifizieren.65 An dieser Stelle wird es den Rechtsanwaltskam-
mern sicherlich gut anstehen, sich selbst zu beschränken.

Rechtsanwaltskammern der Zukunft

Die anwaltliche Selbstverwaltung der Zukunft hat daher von
folgenden historisch gewachsenen Voraussetzungen auszuge-
hen:

– autonome Stellung der Kammern zwischen Staat und Gesell-
schaft für Aufgaben, die sinnvoll weder vom Staat noch von
Privaten erledigt werden können,

– Verlagerung der Sachkompetenz in Fragen der Rechtsbera-
tung vom Staat auf die Betroffenen,

– Notwendigkeit der Legitimation der Kammertätigkeit nicht
gegenüber dem Staat, sondern gegenüber dem Allgemein-
interesse der Rechtsuchenden,

– Legitimität der Entwicklung von Leistungsangeboten, die im
Allgemeininteresse der Rechtsuchenden liegen.

Die historische Wahrheit liegt daher nicht bei einer Beschrän-
kung auf staatliche Aufgaben, sondern bei einer aktiven Gestal-
tung des im öffentlichen Interesse anvertrauten Rechts- und So-
zialbereichs, also eher bei den Thesen der Rechtsanwaltskam-
mern, als bei dem BRAO-Änderungsvorschlag des DAV.

62 S. dazu Lauda, Bedeutung der Regionalkammern im Europa ohne
Binnengrenzen, BRAK-Mitt. 2003, 259.

63 BRAK-Mitt. 2007, 92.

64 S. zum Konflikt von wirtschaftlicher Tätigkeit neben der Regulie-
rungsfunktion Hellwig, NJW 2005, 1224 und zur Angreifbarbeit der
Selbstregulierung bei Interessenkonflikten ders., AnwBl. 2007, 259.

65 Ders., AnwBl. 2007, 262.

Braucht Deutschland die Erbschaftsteuer?

Rechtsanwalt Dr. Joachim Borggräfe, Frankfurt/M.*

Der Gesetzgeber ist durch das Bundesverfassungsgericht aufge-
rufen, bis zum 31.12.2008 die Erbschaftsteuer neu zu gestal-
ten. Grundlage der Neuregelung ist das Bewertungsgebot des
Gerichts, alle Vermögensgegenstände vergleichbar, nämlich
mit ihrem Verkehrswert (Ertragswert), zu bewerten. Kommt es
nicht zu einer verfassungskonformen Ausgestaltung der Erb-
schaftsteuer, darf diese nach dem 1.1.2009 nicht mehr erhoben
werden.

Die Gesetzesvorlage

Die Bundesregierung hat bereits im November 2007 einen Ge-
setzesentwurf für die neue Erbschaft- und Schenkungsteuer und
ein angepasstes Bewertungsgesetz vorgelegt. Diese Gesetzes-

texte werden, wenn sie nach der Landtagswahl in Bayern Ende
September verabschiedet werden, ab dem Jahre 2009 die Steu-
erlast (oberhalb der angepassten Freibeträge für die Kleinfami-
lie) bei Erbschaft- und Schenkungsteuer erhöhen. Dies sowohl
für das Betriebsvermögen, dem eine Mindest-Zahllast (15 %)
auferlegt wird, als auch für familienfremde Erben (u.a. auch
Neffen, Nichten, Dritte), für die die Steuertarife drastisch erhöht
werden sollen (30 % bis 6 Mio. Euro, 50 % darüber). Die durch
die neu gestaltete Erbschaftsteuer erfolgende Substanzbesteue-
rung soll damit zu einer erhöhten Geld-Wegnahme durch den
Fiskus führen, die verstärkt in die Erbrechtsgarantie, mithin das
Eigentum an dem Nachlass, eingreift.

Die politische Diskussion

Es sieht so aus, als wenn der bereits in 1. Lesung im Bundestag
verabschiedete Entwurf politisch nicht konsensfähig ist. Wäh-* Der Autor ist Mitglied im Ausschuss Steuerrecht der BRAK.
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rend die SPD – gestützt auf die Beschlussfassung der Bundesre-
gierung und des Koalitionsausschusses – die Verabschiedung
des Gesetzes bis Ende 2008 fordert, hat jetzt Nordrhein-West-
falen den Gesetzestext als nicht „administrierbar“ und nicht
„wachstumsfreundlich“ abgelehnt. Bayern fordert zudem eine
„landesspezifische Öffnungsklausel“, um zu „landesspezifi-
schen Hebesätzen“ zu kommen. Diese sollen u.a. Bewertungs-
unterschiede z.B. bei Immobilien ausgleichen, die sich bei
sonst vergleichbarem Wirtschaftsgut im Nachlass aus dem regi-
onal unterschiedlichen Preisniveau ergeben.

Derzeit wird daher an einer Neufassung des ersten Gesetzes-
entwurfs zur Neuregelung der Erbschaftsteuerreform parteien-
übergreifend (CDU/CSU/SPD) gearbeitet. Erste Kompromisse
zeichnen sich insoweit ab, als die sog. Haltefrist für Firmener-
ben von 15 Jahren auf ggf. 10 Jahre verkürzt werden soll. Zu-
dem erscheint eine zeitanteilige Abschichtung der Erbschaft-
steuerschuld während dieser Behaltensfrist denkbar.

Die Grundsatzfrage

Die o.a. Konfliktsituation wirft erneut die Grundsatzfrage auf:
Braucht Deutschland überhaupt die Erbschaftsteuer?

Die nachfolgenden Überlegungen knüpfen an den bisherigen
Gesetzesentwurf an. Sie versuchen den Widerstreit zwischen
angestrebtem Haushaltsaufkommen (ca. 4 Mrd. Euro p.a.) und
offenen und verdeckten Lasten einer Erbschaftsteuer aufzuzei-
gen. Daraus folgt die Forderung, auf die Erhebung einer Erb-
schaftsteuer zu verzichten. Deutschland als Fiskal-Standort
ohne Erbschaftsteuer fährt nach Überzeugung des Autors ge-
sellschaftspolitisch und fiskalisch besser als mit einer Erbschaft-
steuer!

Die Bewertungsfrage – Substanzwerte als Ertragsmindest-
werte?

Bei betrieblichem Vermögen, das in nicht-börsennotierten Ka-
pitalgesellschaften verwaltet wird, wird es bei höheren Nach-
lasswerten zukünftig nicht mehr gelingen, das größere Famili-
en-Unternehmen im Eigentum der Erben zu behalten (bzw.
fortzuführen). Denn der Fiskus hat bei der „Neu“-Regelung zur
Bewertung nicht-börsennotierter Kapitalgesellschaften Min-
destwerte für die Besteuerung vorgesehen: Danach soll das
Unternehmen mindestens so viel wert sein, wie die Summe der
Substanzwerte aller Wirtschaftsgüter der Gesellschaft
(§ 11 Abs. 2 BewG).

Hat das Familien-Unternehmen z.B. eine gute Marke, die den
Ertrag der Produkte am Markt absichert, steht der Markenwert
dieses immateriellen Wirtschaftsguts in keiner Handels- und/
oder Steuerbilanz. Wenn zukünftig die Unternehmung – anders
als vom Verfassungsgericht gefordert (!) – bei der Erbschaftsteu-
er den „Substanzwert“ auch der eigenen Marke ermitteln und
versteuern soll/muss, dann wären für diesen Wert die Wieder-
beschaffungskosten dieses Markenwertes zu erfassen. Baut sich
eine Marke erst im Laufe der Jahre auf, würden z.B. die Werbe-
budgets der letzten 5–10 Jahre des Unternehmens für erb-
schaftsteuerliche Zwecke kapitalisiert.

Da die selbst geschaffenen immateriellen Wirtschaftsgüter, zu
denen z.B. auch der Kundenstamm, die selbst geschaffenen Pa-
tente, das nicht patentierte Produkt und/oder das geheime Ver-
fahrens-Know-how gehört, weder vom Erben, von der Unter-
nehmung und/oder von den Finanzbeamten einfach zu ermit-
teln sind (= die Substanz-Werte als „Mindestwerte“ können
nirgendwo abgelesen werden), sind im Rahmen der zukünfti-

gen Verwaltung der Erbschaftsteuer neue Bürokratie-(Verwal-
tungs-)kosten vorprogrammiert, über deren Berechtigung die
Parlamentarier nachdenken sollten: In eine Ertragsbewertung
des Vermögens ist ein Substanzwert gerade nicht additiv einzu-
beziehen. Vielmehr ist die Substanz (und sind die Kosten für
ihre Erhaltung, zu denen z.B. auch Forschungs- und Entwick-
lungskosten gehören!) die Grundlage für den nachhaltigen Er-
trag des Betriebsvermögens! Ein Substanzwert kann und wird
beim Unternehmenserwerb nicht (doppelt?) neben dem kapita-
lisierten Ertrag bezahlt. Die fiskalisch intendierten Mindestwer-
te des neuen § 11 Abs. 2 BewG schaffen (mittels der Erbschaft-
steuer) eine neue parlamentarisch bisher so nicht diskutierte
Vermögensteuer!

Die Verwaltungskosten

Bleibt es bei der geplanten Regelung für die Mindestwerte, die
als Schutz gegen eine aggressive „Niedrig“-Bewertung versier-
ter Wirtschaftsprüfer und Investmentberater bei der Nachlass-
bewertung „eingezogen“ worden sind, werden die zukünftigen
Verwaltungskosten zur Ermittlung der Erbschaftsteuer geradezu
explodieren. Heute kommt es zu ca. 250.000 Erbschaftsteuer-
veranlagungen pro Jahr. Diese „erwirtschaften“ für die Länder
als Steuergläubiger ein Steueraufkommen in Höhe von ca. 4
Mrd. Euro p.a. Von diesem Aufkommen müssen die Steuer-
gläubiger bisher ca. 25 % bis 30 % (1,0-1,2 Mrd. Euro p.a.) als
Verwaltungskosten erübrigen: Sie müssen bei jedem – im Er-
gebnis nicht steuerpflichtigen – Erbfall prüfen, ob die Erbschaft-
steuer mit dem Tode des Erblassers anfällt oder nicht. Diese
Kosten werden sich bei einer nach der Ertragswertbesteuerung
(inklusive der betrieblichen Mindest-Steuer und der Ermittlung
von Mindestwerten) drastisch erhöhen: Bei den Familien-Un-
ternehmen müssen die Erben über die Wertfindung des Be-
triebsvermögens mittels Gutachtern mit der Finanzverwaltung
streiten, wollen sie sich Gehör verschaffen. In der Finanzver-
waltung selbst gibt es kein praxiserfahrenes Know-how, das im
betrieblichen Bereich operativ fundierte Planungsrechnungen
in steuerlich belastbare Ertragswerte umsetzen könnte. Daher
ist die Erbschaftsteuer auf Grundlage von Ertrags(verkehrs-)wer-
ten für die Finanzverwaltung (derzeit) nicht (einfach) adminis-
trierbar.

Angenommen werden darf daher, dass die bisherigen 1,0 bis
1,2 Mrd. Euro Verwaltungskosten des Fiskus sich auf 1,8 bis 2,0
Mrd. Euro p.a. erhöhen werden: Der Fiskus benötigt mehr und
qualifiziertes Verwaltungspersonal. Die Veranlagungen werden
bis zu ihrer jeweiligen Bestandskraft noch länger dauern als
bisher. Die Zahl der Finanzgerichtsverfahren wird sich deutlich
erhöhen. Die neue Ausgestaltung der Erbschaftsteuer wird so-
mit die Bürokratiekosten des Standortes Deutschland – entge-
gen dem erklärten Ziel der Bundesregierung – nachhaltig erhö-
hen! Bereits heute belasten als Bürokratiekosten die steuerli-
chen Verwaltungskosten aller Steuern den Standort jährlich mit
deutlich mehr als 10 Mrd. Euro.

Anders als bei der Umsatzsteuer gibt es keine „automatische“
Erhebung der Steuer über den Preis der Lieferung oder der
sonstigen Leistung. Anders als bei der Lohnsteuer gibt es keine
„Standard-Fälle“, da in jedem Erbfall wegen der erbrechtlichen
Situation (Erben nur in der Kleinfamilie; Erbengemeinschaft ggf.
unter Beteiligung Familienfremder; Testamentsvollstreckung –
ggf. mit Verwaltern im Ausland; internationale Erbfälle; Adopti-
onsfälle; Lebenspartnerschaften; Pflichtteilsansprüche; Ver-
mächtnisse; Nießbrauchsrecht; Versorgungs- und Altlasten) und
der Zusammensetzung des jeweiligen Nachlass-Vermögens (in-
ländisches und ausländisches Vermögen; fehlende erbschaft-
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steuerliche Doppelbesteuerungsabkommen; Ermittlung der
ausländischen Erbschaft – oder Nachlasssteuer; privates und/
oder betriebliches Vermögen; Ermittlung von Ertrags- und Min-
destwerten von auch ausländischen privaten Kapitalgesell-
schaften; Ermittlung der vom Erblasser geschuldeten Einkom-
mensteuern) jeweils ein hochkomplexer individueller Sachver-
halt zu ermitteln und zu veranlagen ist. Da bis zum Tode des
Erblassers z.B. auch die Steuerpflicht für vorangegangene, dem
Finanzamt nicht gemeldete Schenkungen nicht verjährt, erfor-
dert eine zutreffende erbschaftsteuerliche Veranlagung aus
Sicht der Verwaltung ausreichende Zeit, Personal und Kosten –
zukünftig in jedem Falle mehr als bisher.

Die bereits diskutierten Ausweichstrategien gegen die höheren
Belastungen werden zudem neue Konflikte (und Verwaltungs-
kosten) schaffen. Gibt es z.B. keinen Unternehmensnachfolger
in der Familie, drängt sich die Erwachsenen-Adoption auf, um
dem progressiven fiskalischen Zugriff der Steuerklasse II in
Höhe von 50 % zu entkommen. Ansonsten ist bei nur zwei
Erbfällen innerhalb kurzer Zeit die Substanz der Familien-Un-
ternehmung „wegbesteuert“ (= „enteignet“!). So sinnvoll eine
Erwachsenen-Adoption aus Sicht des Familien-Unternehmens
sein mag, sie schafft in der Alt-Familie regelmäßig Konflikte,
die diese emotional zerstören können.

Bleibt es zudem bei der Behaltensfrist zur Verschonung des
Betriebsvermögens, drängt sich die Testamentsvollstreckung
zur Sicherstellung der Fristwahrung auf. Dass diese bei einer
mehrgliedrigen Erbengemeinschaft, in der ihre Mitglieder per-
sönlich und lebenszeitbezogen unterschiedliche Interessen
verfolgen (müssen), zu einer massiven Belastung der persön-
lichen und familiären Beziehungen führen wird, liegt auf der
Hand.

Die Ausgestaltung der Erbschaftsteuer verschärft damit die Kon-
flikte einer betrieblichen Erbengemeinschaft, die sich – in der
Regel wegen unterschiedlicher operativer und Bewertungs-In-
teressen – oft jahrelang um den Nachlass streitet. Auseinander-
setzungen, die im Einzelfall länger als 20 Jahre dauern, sind
nicht ungewöhnlich, insbesondere wenn zu den Mitgliedern
einer Erbengemeinschaft nicht nur Deutsche zählen. Die Fi-
nanzverwaltung hat zudem die Streitanfälligkeit bereits im Jah-
re 2006 drastisch erhöht. Nach ihrer Ansicht soll das Ausschei-
den eines Erben aus der betrieblichen Erbengemeinschaft we-
gen der stillen Reserven einkommensteuerpflichtig sein (wer-
den), wenn der Erbe unter Mitnahme seines Anteils am Be-
triebsvermögen im Wege der Realteilung ausscheidet, die Er-
bengemeinschaft im Übrigen aber fortbesteht. Für den Fall der
sog. Aufgabebesteuerung soll es also zu einer Doppel-Besteue-
rung des Nachlasses mit Einkommen- und Erbschaftsteuer kom-
men!

Die Verwaltungs- und Komplexitätskosten auf Seiten der
Steuerpflichtigen

Die erwarteten Verwaltungskosten werden nicht nur auf Seiten
der Verwaltung steigen, sondern erst recht auf Seiten der betrof-
fenen Erben. Ohne einen Fachanwalt (für Erb- und Steuerrecht),
einen qualifizierten Steuerberater, einen erfahrenen Wirt-
schaftsprüfer kommt zukünftig kein Erbe mittelständischen Be-
triebsvermögens mehr aus. Anders als bei der Einkommensteu-
er kann die Erbschaftsteuererklärung mangels eigener Erfahrun-
gen vom Erben nicht zutreffend erstellt werden. Im Falle einer
Erbengemeinschaft und der für diese angeordneten Testaments-
vollstreckung belaufen sich die Kosten der Verwaltung im Ein-
zelfall auf bis zu 2 % p.a. des Nachlasswertes. Gelingt die Auf-
teilung des Erbes wegen der Behaltensfrist in den nächsten 15

Jahren nicht, haben die Erben 30 % des Nachlasses über diese
Kosten verloren.

Liegt das Betriebsvermögen nicht nur im Inland, sondern auch
im Ausland, verdoppeln (bzw. vervielfachen) sich die Verwal-
tungskosten für die Erben. Bereits das internationale Erbrecht ist
nicht harmonisiert. Erbschaftsteuerliche Doppelbesteuerungs-
abkommen gibt es nur eine Handvoll. Das bestehende DBA mit
Österreich ist von Deutschland soeben gekündigt worden. Die
Rechtsunsicherheit – und damit die verdeckten Kosten der Ver-
waltung der Erbschaftsteuer – werden umso größer, je mehr
erbschaftsteuerliche Doppelveranlagungen in Folge der Mobili-
tät der Steuerbürger durch das globalisierte Wirtschaften entste-
hen.

Geht man von zukünftig ca. 200.000 Erbfällen p.a. aus, bei de-
nen jeder einzelne Fall wegen der Vorgabe der Verkehrswert-
Ermittlung zukünftig immer umstritten sein wird, und ordnet je-
dem der Erbfälle Mindestverwaltungskosten der Erben in Höhe
von 20.000 Euro je Erbfall zu, dann werden zukünftig allein die
bei den Steuerpflichtigen anfallenden Steuerverwaltungskosten
mit ca. 4. Mrd. Euro p.a. genauso hoch sein, wie das gesamte
jährliche Steueraufkommen des Fiskus!

Es gibt wohl kaum eine andere Steuer, bei der der Lästigkeits-
druck für den Steuerpflichtigen so hoch ist, wie bei der Erb-
schaftsteuer! Bei großen Familiengesellschaften, die ihre Kapi-
talbeteiligungen an der Unternehmung zur Bündelung der Inte-
ressen über (Verwaltungs-)Kommanditgesellschaften halten, ist
die Bedeutung des „family offices“ bald höher, als die der Fir-
men-/Steuerabteilung!

Die Erben, die Familien-Unternehmen erben, erben oft unter
Auflagen und Pflichtteilsrechten. Weichende Erben sind als
Pflichtteilsberechtigte in Geld abzufinden. Dieses ist regelmä-
ßig erst durch die Liquidation von Nachlassgegenständen zu
schaffen. Zuvor sind aber die Verbindlichkeiten des Nachlasses
zu bedienen. Zu diesen gehört wirtschaftlich auch die Erb-
schaftsteuer! Vor der endgültigen erbschaftsteuerlichen Veran-
lagung wird in der Praxis der Testamentsvollstrecker deshalb
zukünftig kaum „freie Liquidität“ an die Erben (und Pflichtteils-
berechtigten) verteilen. Schätzt man zutreffend, dass sich die
Dauer der Veranlagungen bei Erbschaft- und Schenkungsteuer
zukünftig massiv erhöht, haben die Erben als zivilrechtliche
Rechtsnachfolger des Erblassers mit dessen Tode zwar dessen
Vermögen in vollem Umfang rechtlich übertragen erhalten,
können aber über dieses lange Zeit tatsächlich nicht frei und
unternehmerisch sinnvoll verfügen. Wird aber Betriebsvermö-
gen nicht aktiv unternehmerisch betreut, verfällt im heutigen
globalen Wettbewerb sein Wert sehr schnell. Dies hat gravie-
rende finanzielle Folgen, wenn der Ertragswert des Unterneh-
mens auf den Todestag festzustellen und zu versteuern ist, beim
Verkauf der Unternehmung zur Finanzierung u.a. der Erb-
schaftsteuer dieser Wert aber nicht mehr realisierbar ist. Die
tatsächliche Belastung des Nachlasses mit Erbschaftsteuern ist
in einem solchen Fall (relativ) höher, als dies in den Tarifen
zum Ausdruck kommt.

Die Liquiditätsplanung im going concern

Dieser Umstand muss den Erblasser bei einer Familien-Kapital-
gesellschaft veranlassen, schon lange vor dem Erbfall eine Li-
quiditätsplanung zu betreiben, die im Unternehmen die erhöh-
te Liquidität, die im Erbfall nach dem 1.1.2009 für die Erb-
schaftsteuer benötigt wird, vorhält. Probebewertungen haben
gezeigt, dass wegen des vom Verfassungsgericht geforderten Er-
tragswert-Ansatzes zukünftig die Werte bei Land- und Forst-
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wirtschaft, forschungsintensiven Maschinenbauern und/oder
export-orientierten Chemie- und Pharmaunternehmen unter
Anwendung des Regierungsentwurfs fünf- bis sechsfach höher
liegen können (in Einzelfällen ergeben sich 50- bis 60fach hö-
here Werte!), als nach den bisherigen Bewertungsansätzen! Da
formal aber nicht das Familien-Unternehmen die erhöhte Steu-
er schuldet, sondern der oder die Erben, tritt regelmäßig bei ei-
ner Ausschüttung (Dividende) oder bei einem Anteilsverkauf
die Einkommensteuer (Abgeltungssteuer) neben (vor!) die Erb-
schaftsteuer: Wird für die Erbschaftsteuer z.B. ein Betrag in
Höhe von 10 Mio. Euro benötigt, erfordert dessen Finanzierung
eine Dividende in Höhe von 13,3 Mio. Euro. Es kommt wegen
der erhöhten Wertansätze zu einer massiven Liquiditätsbin-
dung in der Unternehmung. Diese erhöht sich nochmals, wenn
im Dividendenfall auch ein außenstehender Gesellschafter be-
dient werden will! Die Erbschaftsteuer hat also bereits weit vor
jedem Erbfall, der wegen seiner zeitlichen Ungewissheit nicht
geplant werden kann, verdeckte Kosten für die Unternehmung:
Die für die Erbschaftsteuer vorgesehene Liquidität steht für In-
vestitionen, Forschung und Entwicklung und Markterschlie-
ßung nicht zur Verfügung. Die Erbschaftsteuer führt damit zu
einer merklichen Belastung deutscher Unternehmen im globa-
len Wettbewerb – völlig unabhängig von dem zukünftig erhöh-
ten Liquiditätsabfluss, der erst durch den eingetretenen Erbfall
veranlasst wird.

Die Unternehmensfinanzierung und die Erbschaftsteuer

Spätestens unter diesem Aspekt wird das Thema ein solches der
die Familien-GmbH (oder AG) finanzierenden Banken. Diese
haben zukünftig ihre Kreditvergabe an das Unternehmen vor-
rangig auch unter erbschaftsteuerlichen Gesichtspunkten zu
prüfen. Im going concern stützt die Liquiditätsvorsorge für die
Erbschaftsteuer die Bilanz und den Liquiditätsausweis der Fa-
milien-GmbH. Die Liquiditätsvorhaltung ist aber in der Praxis
an den bisherigen (Probe-)Bewertungen der Wirtschaftsprüfung
und/oder Steuerberatung orientiert. U.a. deshalb ist ja die
Rechtsform der GmbH & Co. KG, bei der statt Verkehrswerten
vergangenheitsbezogene Steuerbilanzwerte der Unterneh-
mensbewertung zugrunde gelegt werden konnten, in der Praxis
so attraktiv!

Reicht die bisher eingeplante Liquidität im Erbfall wegen der
zukünftig höheren Wertansätze, des Wegfalls des Betriebs-
vermögensabschlags, der höheren Tarife des nicht mehr zum
engeren Familienkreis gehörenden Unternehmenserben und
der 15%-Mindestzahllast für das Betriebsvermögen, für die
die geplanten Verschonungsregelungen nicht greifen sollen,
nicht mehr aus, fehlt ggf. die Grundlage für neue Betriebs-
mittel- und Investitionskredite. Unter Umständen sind aber
auch bestehende Kredite im Hinblick auf den Erbfall zu über-
prüfen. Im schlimmsten Fall sind Engagements von Beteili-
gungsgesellschaften (z.B. der Landesbanken und von Sparkas-
sen mitgetragene Kapital-Engagements) wegen der erhöht
drohenden Erbschaftsteuer in Frage zu stellen! Denn wenn
die Beteiligungsgesellschaft vor dem drohenden oder im ein-
getretenen Erbfall mit den Erben verkaufen muss, weil sie
selbst die Unternehmung operativ nicht betreiben kann, er-
zielt sie in den seltensten Fällen ihren going concern-Ein-
standswert!

Für die Familien-Gesellschaft schränkt die durch die Erbschaft-
steuer veranlasste Liquiditätsbindung den unternehmerischen
Handlungsspielraum noch stärker als bereits bisher ein. Damit
verschlechtern sich volkswirtschaftlich die Rahmenbedingun-
gen für den Erhalt und die Schaffung neuer Arbeitsplätze im Fa-

milien-Unternehmen. Dies nicht erst mit dem möglichen Erb-
fall, sondern bereits lange vorher. Die von – steuerpflichtigen –
Familienstiftungen getragenen Unternehmungen, bei denen
alle 30 Jahre eine sog. Erbersatz-Steuer anfällt, haben gegen die
zukünftig höhere Erbschaftsteuer-Zahllast anzusparen, sonst
laufen sie das Risiko der Insolvenz (Illiquidität), wenn sie von
ihnen verwaltetes Vermögen nicht rechtzeitig „versilbern“ (ver-
kaufen) können. Land- und insbesondere Forstwirtschaften, die
nach neuem Recht erstmals mit den Verkehrswerten zur Erb-
schaftsteuer herangezogen werden sollen, droht im Erbfall fast
immer die Zerschlagung durch den Verkauf der Unterneh-
mung.

Die Erbschaftsteuer und die Arbeitsplätze

Damit ist offensichtlich, dass die neue Erbschaftsteuer im Be-
reich der Familien-Unternehmen Arbeitsplätze kosten wird.
Dies nicht erst im Erbfall! Der Betrieb, der aus der von ihm er-
wirtschafteten Liquidität Vorsorge für die Erbschaftsteuer betrei-
ben muss, kann nicht gleichzeitig investieren, forschen, entwi-
ckeln und wachsen. 95 % aller Unternehmen in Deutschland
sind Familiengesellschaften. Sie erwirtschaften 41% aller Un-
ternehmensumsätze in Deutschland (ca. 1,9 Bil. Euro p.a.) und
beschäftigen ca. 13,4 Mio. Mitarbeiter. Durch die Belastung
(bzw. den Wegfall) auch nur eines Teils dieser Arbeitsplätze
wird die Erbschaftsteuer wegen ihrer Folgewirkung von der
„Reichensteuer“ zu einer „Armensteuer“. Während der Unter-
nehmenserbe den Verlust seines Erbes ggf. finanziell überlebt,
führt der Verlust des familienunternehmensgebundenen Ar-
beitsplatzes für den einzelnen Arbeitnehmer zum Verlust der
sozialen Existenz! Es ist nicht zu erwarten, dass ein bisheriger
Arbeitsplatz im (deutschen) Familien-Unternehmen bei dessen
Verkauf oder Liquidierung von einem Arbeitsplatz im (auslän-
disch beherrschten) Groß-Konzern ersetzt wird oder ersetzt
werden kann!

Die Erbschaftsteuer und der fiskale Ertrag

Damit aber ist der national agierende Haushalts- und Finanz-
politiker in den alten Bundesländern gefragt. Dessen eigentli-
ches Risiko liegt in der staatlichen Finanzierung der hohen (So-
ckel-)Arbeitslosigkeit in Deutschland. Bereits heute können die
Kosten der Arbeitslosigkeit (bei 3,5 Mio. Arbeitslosen ca. 70
Mrd. Euro p.a.) von der Erbschaftsteuer (Netto-Aufkommen ca.
3 Mrd. Euro p.a.) nicht finanziert werden. Gehen aber über die
zukünftig höhere Erbschaftsteuer weitere ca. 500.000 Arbeits-
plätze (dies wären nur ca. 3,7% der Arbeitsplätze in den Fami-
lien-Unternehmen) mittelfristig in Deutschland verloren, kostet
dies 10 Mrd. Euro p.a. Steuereinnahmen! Folglich ist eine Erb-
schaftsteuer, die auf Verkehrswert-Basis erhoben wird, nicht
nur für die Familien-Unternehmen desaströs, die Steuer ist
auch für den Fiskus hoch risikoreich und im Endergebnis ein si-
cheres Minus-Geschäft: Mit dem Verlust des im Familienunter-
nehmen gebundenen Arbeitsplatzes verliert der öffentliche
Haushalt das bisherige Aufkommen aus Lohn- und Umsatz-
steuer. Zugleich entstehen im ungünstigsten Fall zusätzliche
Kosten aus der sozialen Fürsorge! Die erhöhte Arbeitslosigkeit
muss also aus dem sonstigen Steueraufkommen finanziert wer-
den. Der erwartete Ertrag aus der höheren Erbschaftsteuer
rechtfertigt dieses Haushaltsrisiko in jedem Fall nicht. Denn
dieses Risiko materialisiert sich ja bereits auch ohne Erbfall,
weil durch die operativ nicht genutzte Liquiditätsreserve der
Unternehmen neue Arbeitsplätze nicht in entsprechender Zahl
entstehen!
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Wer braucht die Erbschaftsteuer?

Wird vom Bund (der bei der Erbschaftsteuer kein Steuergläubi-
ger ist) und von den Ländern über die Erbschaftsteuer keine be-
wusste weitere Umverteilung (Sozialisierung) von Vermögen
angestrebt, so fragt es sich, wer eigentlich die Erbschaftsteuer
braucht. Die persönlich betroffenen Steuerpflichtigen sicher
nicht. Die nicht persönlich betroffenen Steuerpflichtigen auch
nicht; dazu ist relativ zum jährlichen Gesamtsteueraufkommen
Deutschlands (ca. 555 Mrd. Euro in 2008) das Aufkommen aus
der Erbschaftsteuer zu gering (ca. 4 Mrd. Euro oder nur noch
erwartete ca. 0,72 %)! Die neuen Bundesländer auch nicht,
denn bei ihnen ist die Anzahl der steuerpflichtigen Erbfälle
marginal; bei ihnen finanziert ggf. das Brutto-Aufkommen an
eigener Erbschaftsteuer noch nicht einmal die öffentlichen Fis-
kal-Verwaltungskosten.

Bleiben die alten Bundesländer, und von diesen vor allem die
CDU/CSU-geführten Länder Bayern, Baden-Württemberg,
Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen. Diese erwirt-
schaften mehr als 80 % des jährlichen Gesamt-Erbschaftsteuer-
Brutto-Aufkommens in Deutschland. Die SPD beziffert dieses
allein für NRW auf ca. 1 Mrd. Euro p.a., in Baden-Württemberg
sollen es ca. 600 Mio. Euro p.a. sein. Dieses Aufkommen dür-
fen die vorgenannten Länder allerdings nicht für sich behalten,
da über den Länder-Finanzausgleich bis zu 70 % des Brutto-
Aufkommens haushaltseitig an die „ärmeren“ Bundesländer
wieder abfließen. Also selbst für die Erbschaftsteuer – „Haves“
unter den Steuergläubigern ist bei einer Netto-Liquiditätsbe-
trachtung die Erhebung der Erbschaftsteuer ein „marginales“
Geschäft, das bei einem Verlust von Arbeitsplätzen in diesen
Ländern definitiv ein fiskales Verlustgeschäft wird!

Die Erbschaftsteuer als Zeitbombe für die deutsche
Volkswirtschaft

Wenn dies aber alles so ist, dann brauchen wir die Erbschaft-
steuer in Deutschland zukünftig nicht. Sie ist eine finanzielle
Zeitbombe für die deutsche Volkswirtschaft. Deren Gelingen ist
auch zukünftig von dem persönlichen Engagement – betrieb-
lich und sozial – des unmittelbar dem Kapitalmarkt nicht ver-
pflichteten Familienunternehmers abhängig. Warum dessen In-
vestitions- und Finanzierungskraft durch eine auf Grundlage
des Verkehrswertes erhobene Erbschaftsteuer nachhaltig ge-
schwächt und gemindert werden soll, können die CDU/CSU-
Regierung weder in Bayern, Baden-Württemberg, Hamburg
und Hessen noch in Nordrhein-Westfalen den Wählern und
Staatsbürgern erklären. Die zukünftig höhere Erbschaftsteuer-
last, die mit seinem Tode den Konsumverzicht des Erblassers
posthum „bestraft“, indem bei den Erben ein höherer „govern-
ment take“ zum Tragen kommt, konterkariert jede nachhaltige,
über Generationen angelegte Unternehmensplanung in der Fa-
milie und in der Volkswirtschaft. Damit ist die Erbschaftsteuer
alles andere als wachstumsfreundlich. Sie wird in ihrer neuen
Ausgestaltung volkswirtschaftlich ein lang laufendes Anti-Kon-
junktur-Programm werden: Außer Kosten nichts gewesen!

Die Erbschaftsteuer im Standort-Wettbewerb

Bliebe es bei der Erbschaftsteuer, stehen – bei ihrem Fortbe-
stand in Deutschland nach dem 1.1.2009 – in Europa zukünftig
andere erbschaftsteuerfreie Standorte für die Familie als Vermö-
gensträger zur Verfügung. Zuletzt ist Anfang August 2008 die
Erbschaftsteuer in Österreich weggefallen. Nicht umsonst weiß
die jüdische Tradition um die Kraft des in jeder Generation er-
haltenen und vermehrten Familienvermögens, das in Israel kei-

ner Erbschaftsteuer unterworfen wird. Diejenigen Schweizer
Standorte (Kantone), die auf die Erhebung der Erbschaftsteuer
verzichten, sind nachhaltig diejenigen mit der insgesamt ge-
ringsten Steuerlast und dem nachhaltigsten (relativen) Wachs-
tum. Nicht umsonst bietet der gesamte angelsächsische Bereich
(z.B. USA, UK) über die Vermögensplanung mittels z.B. auslän-
discher – steuerfreier – Trusts der Unternehmensfamilie die le-
gale Möglichkeit, Erbschaftsteuern nicht anfallen zu lassen
oder den fiskalen Zugriff auf die Substanz mildern zu können.
Der Wettbewerb mit den VAR-Staaten (z.B. Dubai) wird zu-
künftig auch über die Erbschaftsteuer ausgetragen. Deutschland
läuft bei der erhöhten Erbschaftsteuer das Risiko der Abwande-
rung weiterer Unternehmer-Familien!

Die Erbschaftsteuer und das Wachstum

Ist stattdessen ein nachhaltiges Wachstum in Deutschland zur
Sicherung und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze aber gewollt,
ist die Erbschaft- und Schenkungsteuer in Deutschland über-
flüssig! Die Politiker in Bayern, Baden-Württemberg, Hamburg,
Hessen und NRW sollten zusammen die Kraft haben, dieses ih-
ren Wählern noch vor der Bayern-Wahl zu erklären. Die Lan-
desregierung in Nordrhein-Westfalen hat dies – unter heftigem
Protest der gesamten SPD-Führung – Mitte August 2008 getan.
Wenn die Bundesregierung der CSU-Steuerpolitik bei einer Be-
steuerung nur des Netto-Einkommens nicht folgen will (z.B. im
Hinblick auf eine zutreffende Entfernungspauschale), so sollte
der Bund zu seinem eigenen Nutzen und Frommen durch Ta-
ten davon überzeugt werden, dass Deutschland zukünftig eine
Erbschaftsteuer nicht mehr braucht.

Der Wachstumsschub bei Wegfall der Erbschaftsteuer

Wohl kaum eine steuerpolitische Botschaft würde von den
Steuerpflichtigen im In- und Ausland höher goutiert – und wäre
zugleich in der Lage, dem demografischen Problem des deut-
schen Standortes nachhaltig entgegenzuwirken, wenn es zum
Wegfall der Erbschaftsteuer in Deutschland käme. Ist bei Weg-
fall der Erbschaftsteuer die Liquiditätsvorsorge für den Erbfall
nicht mehr erforderlich, führt dies (quasi automatisch) zu ei-
nem Wachstumsschub, der die direkten Ertragsteuern nachhal-
tig steigen lässt. Geht man von einem Erbschaft-Steueraufkom-
men in Höhe von 4 Mrd. Euro p.a. aus, erscheint bisher eine Li-
quiditätsreserve bei allen deutschen Familien-Unternehmen in
Höhe von 40 Mrd. Euro (10-Jahres-Zeitraum) als realistisch.
Wird dieser Betrag zur Schaffung von Arbeitsplätzen eingesetzt,
könnten ca. 160.000 Arbeitsplätze (Kosten je Einrichtung des
Arbeitsplatzes ca. 250.000 Euro) neu entstehen. Dies zieht
nachhaltig ein neues Steueraufkommen in Höhe von ca. 3,2
Mrd. Euro p.a. nach sich! Diese zusätzliche Ertragsteuer aber ist
leistungsgerechter, da sie sich nicht aus der Substanz, sondern
aus dem Ertrag (im Rahmen der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit des Steuerpflichtigen) finanziert.

Damit führt der Wegfall der Erbschaftsteuer zu einem Konjunk-
tur- und Wachstumsprogramm, das nicht aus öffentlichen Sub-
ventionen oder mittels Fremdkapital finanziert werden muss
und daher besonders nachhaltig wirkt. Der Bund (als beteiligter
Steuergläubiger an den Ertrag- und Konsumsteuern) wäre der in
erster Linie unmittelbar begünstigte Fiskus!

Damit könnte der Bund, der bis zum Jahre 2011 die Bürokratie-
kosten um 25 % senken will, den Ländern bei Wegfall der Erb-
schaftsteuer einen Haushaltsausgleich anbieten. Mit der Erb-
schaftsteuer werden die Bürokratiekosten steigen und zemen-
tiert!
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Die Erbschaftsteuer und die laufende Steuerbelastung

Der Fiskus sollte folglich in der Lage sein, seinen „Todes-Ge-
winn“, den er mittels der Erbschaftsteuer anstrebt und erzielt,
aufzugeben. Denn die Erbschaftsteuer führt zu einer partiellen
Enteignung der Erben-Familie, ohne dass zum Zeitpunkt des
Erblasser-Todes eine Vermögensmehrung eintritt oder ein Ertrag
erzielt wird. Da der Ertrag des Erblasser-Vermögens zuvor be-
reits mehrfach steuerlich belastet worden ist, ehe es vererbt
werden kann (u.a. Einkommensteuer, Abgeltungsteuer, Veräu-
ßerungsgewinnsteuer), dabei der umverteilenden Progression
und Inflation unterlegen ist und zudem zugunsten der Allge-
meinheit auch noch die inzwischen hohen Umsatz- und sonsti-
gen Verbrauchsteuern finanziert hat (Mehrwertsteuer, Mineral-
ölsteuer, Erdgassteuer, Stromsteuer, Grundsteuer, Grunderwerb-
steuern), erscheint es auch moralisch-ethisch angezeigt, auf die
Erhebung der Erbschaftsteuer zugunsten eines freiheitlich ori-
entierten Bürgerstaates zu verzichten. Aufgrund der hohen
steuerlichen Vor-Belastung des Ererbten, die über die Lebens-
und Erwerbszeit des Erblassers regelmäßig mehr als 70 % des
jemals vom Erblasser erwirtschafteten Ertrags ausmacht, verbie-
tet es sich auch, steuerpolitisch „im Erben“ eine leistungslose
Bereicherung zu sehen, wegen der der Erbe die Besteuerung
beim „Handwechsel“ hinzunehmen hat. Materiell ist die Erb-
schaftsteuer nachlaufende Soll-Ertragsbesteuerung des bereits
bei dem Erblasser besteuerten Vermögens. Dies wird bei der
Erbschaftsteuer in Form der Nachlass-Steuer, wie sie in angel-
sächsischen Ländern (z.B. UK, USA) erhoben wird, ganz deut-
lich: Noch ehe der Sarg-Deckel geschlossen worden ist, ist der
letzte Steuerbescheid zu Lasten des vom Erblasser Erwirtschaf-
teten (gegenüber dem Nachlass) fällig geworden. Aber auch bei
der deutschen Ausgestaltung der Erbschaftsteuer in Form der
Erbanfall-Steuer, die den/die Erben trifft, ist die Erbschaftsteuer
als Substanz-Steuer eine Soll-Ertragsteuer, die den Erben neben
dessen (zukünftiger) Einkommen- und Verbrauchsteuern etc.
aus dem Nachlass trifft. Da aber die laufende Ertrag- und Ver-
brauchsbesteuerung in Deutschland im Wege des „government
take“ bereits mehr als 70 % des vom Erben zukünftig Erwirt-
schafteten wegnimmt, passt unter dem „Halbteilungsgrund-
satz“, der vom Fiskus in jedem Falle bei einer Substanzsteuer
zu beachten ist, die Erbschaftsteuer nicht mehr in ein freiheit-
lich orientiertes, am Bestand des privaten Eigentums ausgerich-
teten Besteuerungssystem hinein. Mit einer am Ertragswert ori-
entierten Erbschaftsteuer laufen Erben (und Erblasser) das Risi-
ko, mehr als 100 % des von ihnen jemals Erwirtschafteten an
den Fiskus abliefern zu müssen. Bei einer am Erhalt des Fami-
lien-Eigentums orientierten Betrachtung, die auch das Bundes-
verfassungsgericht fordert, ist daher für die Erbschaftsteuer bei
Einbeziehung der laufenden Steuerlasten des heutigen Sozial-
staates kein Platz mehr! Die Erbschaftsteuer ist daher weder fair
noch gerecht.

Die Erbschaftsteuer als Enteignung des Erblassers/der Erben

Statt im Todesfall den Konsumverzicht des Erblassers, der die
Nachlasswerte, die Arbeitsplätze in Familien-Unternehmen fi-
nanziert haben und finanzieren, geschaffen und zusammenge-
tragen hat, als für die Allgemeinheit förderlich anzuerkennen,
„bestraft“ die Erbschaftsteuer (bei den Erben) nachträglich das
sinnvolle Planen des Verstorbenen, das aus Sicht des Erblassers
von seinen Erben fortgesetzt werden kann und soll. Die Steuer
ist politisch (Macht- und Enteignungs-)Instrument des Staates
gegen seine Steuerbürger. Sie führt zu einer wirtschaftlichen
Doppel-Besteuerung des fiskalen Vermögens, da neben die Ist-
Ertragsteuer (Einkommen-/ Körperschaftsteuer) mittels der Sub-
stanzwegnahme eine Soll-Ertragsteuer tritt! Mit der Erhebung

der Erbschaftsteuer läuft der Fiskalstaat bei hohen Einkommen-
und Verbrauchsteuern immer das Risiko, gegen das Verbot ei-
ner Übermaß-Besteuerung zu verstoßen. Der Erblasser läuft das
Risiko, bei hohen von ihm geschaffenen immateriellen Werten
mittels der Erbschaftsteuer dem Staat im Wege des kumulierten
„government take“ mehr als 100 % dessen abgeben zu müs-
sen, das er jemals während seiner Lebenszeit verdient hat! Es
darf daher keinen deutschen Politiker mehr wundern, wenn er-
folgreiche deutsche Unternehmer nicht nur ihren Lebensabend
mit ihrer gesamten Familie nicht mehr in Deutschland verbrin-
gen wollen!

Die Familie des Erblassers ist durch das Versterben des Erblas-
sers bereits einem psychologischen Lebens-Stress ausgesetzt,
der durch einen besonderen steuerlichen Fiskal-Stress – bezo-
gen auf die erreichbaren fiskalen Ergebnisse – nur völlig unnö-
tig erhöht wird. Eine deutsche Gesellschaft ohne Erbschaft-
steuer kann eine andere, nämlich gesündere, familienfreundli-
chere und lebensbejahendere werden. Deutschland sollte vor
dem Hintergrund der schrumpfenden Bevölkerungszahlen ein
solches Ziel als attraktiv ansehen. Diejenigen Familien-Unter-
nehmer, die in den letzten Jahren ihren Familien-Wohnsitz
wegen der Erbschaftsteuer, die ihr unternehmerisches Lebens-
werk bedroht, ins Ausland verlegt haben, könnten zum Nut-
zen Aller nach Deutschland zurückkommen. Die Familien-
Stiftung, deren Aufkommen inzwischen bei ihrer Errichtung
und infolge der Erbersatz-Steuer mehrfach „gemolken“ wird,
könnte in Deutschland ihren Platz in einer sinnvollen Unter-
nehmensnachfolge-Planung finden. Da mit der Erbschaftsteuer
auch die Schenkungsteuer in Wegfall käme (sie ist fiskal nur
dazu da, Erbschaftsteuer-Umgehungen zu unterbinden), wäre
es der Familie viel leichter, sinnvolle vermögensmäßige Dispo-
sitionen von Eltern auf Kinder frühzeitiger als bisher denkbar
zu treffen. Diese lassen eine Dynamik auf operativer Seite er-
warten, die heute steuerlich unterbunden wird, weil der Fami-
lien-Inhaber/-unternehmer u.a. wegen der Erbschaft- und
Schenkungsteuer einen zu frühen Generationenwechsel zu
vermeiden sucht. Es ist in der heutigen Praxis des Familien-
Unternehmens nicht selten, dass der vitale Senior noch die
Hände am Ruder hält, der vorgesehene Unternehmens-Nach-
folger selbst aber schon kurz vor der Pensions-Altersgrenze
steht.

Welcher führende deutsche Politiker wagt es, offensiv die Bot-
schaft an seine Wähler heranzutragen, dass der Wegfall der
Erbschaftsteuer ein sinnvolles fiskalisches Vorgehen darstellt?
Welcher Fiskal-Politiker ist offen genug, über das Netto-Auf-
kommen und die explodierenden Verwaltungskosten der zu-
künftigen Erbschaftsteuer zu sprechen? Der Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts sollte politisch unterstützt werden,
wenn er zur Absicherung des Rechtsstaates den Bürokratieab-
bau fordert! Welcher Liberale hat den Mut, offen gegen das die
Erbschaftsteuer bisher tragende Neid- und Umverteilungsstre-
ben sozialistischer (und kommunistischer) Weltverbesserer an-
zutreten? Ohne die Erbschaftsteuer in Deutschland haben alle
mehr – die Bürger und der Staat! Nachdem der Fiskus das Steu-
eraufkommen in Deutschland in den letzten 5 Jahren um mehr
als 100 Mrd. Euro p.a. gesteigert hat (Steueraufkommen 2005
ca. 452 Mrd. Euro) und in den nächsten 5 Jahren dieses Steuer-
aufkommen auch ohne Erbschaftsteuer in Folge u.a. von Inflati-
on und Lohn-/Preiserhöhungen um weitere 100 Mrd. Euro stei-
gen soll/wird, sollte ein „Verzicht“ auf ein 2–3 Mrd. Euro zu-
künftiges erbschaftsteuerliches Netto-Aufkommen fiskalisch
und haushaltspolitisch im Jahre 2008 möglich sein („Mehr Net-
to vom Brutto“). Wie hieß doch das Motto der Regierungserklä-
rung der Bundeskanzlerin im Jahre 2005: Mehr Freiheit wa-
gen...!
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Besprechung und Arbeitsvorbereitung mit dem amtlich bestellten Vertreter und
dem Abwickler

Rechtsanwältin Gerlinde Fischedick, Celle*

Mit diesen Hinweisen setzt der Ausschuss der Bundesrechts-
anwaltskammer „Vertreter/Abwickler“ seine Berichterstattung
über die Arbeit des Ausschusses fort. Bezug genommen wird
auf die Ausführungen in BRAK-Mitt. 4/2008, 156 bis 158. In
dem zuletzt genannten Artikel wurde beschrieben, welche
Personen geeignet sind, als amtlich bestellter Vertreter zu
fungieren. Die häufigsten Fälle der amtlich bestellten
Vertretung sind die Bestellungen nach § 161 i.V.m. § 16 Abs. 6
und 7 BRAO. Nur diese problematischen Vertreterbestellungen
werden im Weiteren erörtert. Einem Rechtsanwalt ist die
Zulassung entzogen worden. Die sofortige Vollziehung nach
§ 16 Abs. 7 BRAO wird angeordnet. In diesem Moment ist
sofort ein amtlicher Vertreter zu bestellen. Der Vertretene wird
angehört. Er kann einen geeigneten Vertreter benennen, muss
es jedoch nicht. Der Rechtsanwaltskammer steht das volle
Ermessen hinsichtlich der Auswahl des Vertreters zu.

Rechtsanwälte, die aufgrund einer Anordnung der sofortigen
Vollziehung nicht mehr arbeiten dürfen, sind häufig sehr ge-
schockt und neigen dazu, einen Vertreter zu benennen, der für
sie unterschreibt. Sie möchten ihren Anwaltsberuf weiter aus-
üben. Vor allem wollen sie den Mandanten nicht immer die
Wahrheit sagen, weil sie hoffen, dass sie bald ihren Vermögens-
engpass regeln und die Anordnung wieder aufgehoben wird.

Entscheidet sich die Rechtsanwaltskammer für einen Vertreter,
den der Rechtsanwalt selbst benannt hat, weil gegen ihn nichts
einzuwenden ist, stellt sich zunächst die Frage, inwieweit die
Schweigepflicht nach § 76 BRAO auch gegenüber diesem amt-
lich bestellten Vertreter gilt.

1. Einführung des amtlich bestellten Vertreters in sein Amt

Der Vertreter, der vom Vertretenen selbst benannt wurde, ist
zunächst zu befragen, was der Vertretene ihm gesagt hat, wa-
rum die Vertretung notwendig ist. Es kommt nicht selten vor,
dass der Vertretene dem Vertreter mitteilt, dass es sich um ei-
nen vorübergehenden krankheitsbedingten oder familienbe-
dingten Ausfall handelt. Es wird häufig nicht offengelegt, dass
ein Vermögensverfall vorliegt, der dazu geführt hat, dass die so-
fortige Vollziehung des Widerrufs der Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft angeordnet wurde. Im Interesse der Rechtspflege –
und aus diesem Grund wird der Vertreter bestellt – müssen ihm
die Hintergründe mitgeteilt werden, warum er als amtlich be-
stellter Vertreter eingesetzt worden ist. Insoweit wird die
Schweigepflicht durchgesprochen. Der amtlich bestellte Vertre-
ter erhält die Hinweise für die Tätigkeit des amtlich bestellten
Vertreters, die der BRAK-Ausschuss „Vertreter/Abwickler“ ent-
wickelt hat. Diese Hinweise können bei der örtlichen Rechts-
anwaltskammer angefordert werden.

a) Tätigwerden in eigener Verantwortung

Dem Vertreter ist klarzumachen, dass er im Interesse, für Rech-
nung und auf Kosten des Vertretenen (§ 53 Abs. 9 BRAO) tätig
wird. Als Vertreter ist er auskunfts-, rechnungs- und herausga-

bepflichtig. Einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen hat
er nur gegenüber dem Vertretenen. Mit dem Vertretenen sollte
sofort eine Vergütung vereinbart werden. Die Praxis zeigt, dass
häufig der Vertretene eine Vergütung anpreist, die er, was nur
der Rechtsanwaltskammer bekannt ist, gar nicht bezahlen
kann. § 53 Abs. 10 BRAO sieht vor, dass der vertretene Anwalt
dem Vertreter eine Sicherheit für die Vergütung im Voraus zu
leisten hat. Darauf ist der berufene amtlich bestellte Vertreter
hinzuweisen.

Erhält der Vertreter das versprochene Geld nicht im Voraus,
muss er sofort die Festsetzung der Vergütung oder die Festset-
zung eines Vorschusses nach § 53 Abs. 10 BRAO beantragen.
Denn, wenn der vertretene Rechtsanwalt vermögenslos bleibt
und die sofortige Vollziehung nicht vom Anwaltsgerichtshof
aufgehoben wird, kann er den Vertreter nicht bezahlen. Der
Vertreter muss eine Sicherheit in der Form haben, dass sämtli-
che Geldeinnahmen, die er erzielt, ihm zustehen. Dafür richtet
er ein Anderkonto ein, das nicht von Gläubigern des Vertrete-
nen gepfändet werden kann. Für die festgesetzte Vergütung tritt
die Rechtsanwaltskammer als Bürge ein. Selbstverständlich
sind die Einnahmen nach Abzug der Auslagen abzuziehen. Die
Bürgenhaftung umfasst keine Personalkosten und Auslagen,
vgl. BGH, BRAK-Mitt. 2004, 32 ff.

Andererseits müssen aber die Kanzleiräume und ggf. die Mitar-
beiter und die Leasingraten bezahlt werden, so dass sich die
Frage stellt, wie die vertretene Kanzlei weiterlaufen soll, ob-
wohl der Widerruf zur Anwaltschaft noch nicht rechtskräftig ist.

Das Amt des amtlich bestellten Vertreters eines von der Insol-
venz bedrohten Rechtsanwalts ist sicherlich eine schwierigere
Aufgabe, als eine Kanzlei abzuwickeln.

Der Vertreter ist berechtigt, die Kanzleiräume zu betreten und
die zur Kanzlei gehörenden Gegenstände einschl. des der an-
waltlichen Verwahrung unterliegenden Treuguts in Besitz zu
nehmen und herauszuverlangen (§ 53 Abs. 10 S. 1 BRAO). Der
Vertreter ist an Weisungen des Vertretenen nicht gebunden.
Sollte der Vertretene ihn bei der Arbeit stören, darf er sogar die
Schlösser auswechseln lassen, um ungehindert zur Aufrechter-
haltung der Rechtspflege, seine amtlich bestellte Vertretung
ausüben zu können. Gleichzeitig ist er aber gegenüber dem
Vertretenen berichtspflichtig. Er muss ihm Auskunft darüber er-
teilen, was er einnimmt und ausgibt. Er wird jedoch nicht Inha-
ber der Mietverhältnisse und der Arbeitsverträge bzw. der Lea-
singverträge.

Schuldner bleibt der zu vertretene Anwalt. Er muss also sämtli-
che Gläubiger der Kanzlei einschl. der Mitarbeiter an den ver-
tretenen Rechtsanwalt verweisen.

b) Was gehört zur Aufrechterhaltung der Rechtspflege?

Der amtlich bestellte Vertreter wird zur Aufrechterhaltung der
Rechtspflege bestellt.

Zunächst ist die Buchhaltung zu sichten, um festzustellen, ob
noch Fremdgeld in Umlauf ist. Es wird dem amtlich bestellten
Vertreter von Seiten der Rechtsanwaltskammer dringend emp-
fohlen, ein Anderkonto einzurichten und die Mandanten bzw.* Die Autorin ist Mitglied im Ausschuss Abwickler/Vertreter der BRAK.
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auch die Rechtsschutzversicherungen nur noch auf dieses An-
derkonto zahlen zu lassen und nicht mehr auf das Konto des
vertretenen Rechtsanwalts. Er ist auch berechtigt, das vorgefun-
dene Barvermögen an sich zu nehmen, um Portokosten, Ge-
richtskosten u.ä. zu bezahlen. Er muss eine eigene Buchhal-
tung ab dem Tag der Bestellung errichten, um ggf. für die Ein-
nahmen, die er aus offenen Rechnungen erzielt, eine Umsatz-
steuererklärung abzugeben. Selbstverständlich ist er für weitere
Steuererklärungen nicht zuständig. Er muss versuchen, bei der
Post eine Postvollmacht zu erhalten, damit er die Post, und
zwar nur die Geschäftspost, für den Vertretenen erhält.

Dann ist es wichtig, die Akten zu sichten. Im Einzelfall kann
das schwierig sein. Der amtlich bestellte Vertreter ist selbstver-
ständlich berechtigt, die Akten auch mit in seine Kanzlei zu
nehmen, um sie von dort aus zu bearbeiten. Er muss nicht in
der Kanzlei des Vertretenen verweilen, es sei denn, der Vertre-
tene wünscht es und bezahlt es. Als amtlich bestellter Vertreter
wird er nicht Vertragspartner des bestehenden Anwaltsvertra-
ges. Er ist lediglich Erfüllungsgehilfe bzw. gesetzlicher Vertreter
des Vertretenen nach § 278 BGB. Er ist alleine zeichnungsbe-
rechtigt, vor allen Dingen im Gerichtsverkehr, weil der Vertre-
tene anwaltlich nicht mehr zeichnen darf. Anordnungen von
sofortigen Vollziehungen werden in das nach § 31 Abs. 1
BRAO geltende Rechtsanwaltsregister eingetragen. Seit dem es
keine Gerichtszulassungen mehr gibt, führt die Bundesrechts-
anwaltskammer ein bundesweites Rechtsanwaltsregister, das
von den örtlichen Rechtsanwaltskammern jede Nacht aktuali-
siert wird. Unter www.rechtsanwaltsregister.org findet jeder, ob
ein Rechtsanwalt noch tätig werden darf. Den Mandanten ist
durch einen Informationsbrief anzuzeigen, dass der Vertreter
amtlich bestellt worden ist und jetzt die Mandate für den Ver-
tretenen führt und er auch berechtigt ist, Gebühren einzuneh-
men. Er ist in der Regel verpflichtet, neue Mandate anzuneh-
men. Dies ist schon deshalb wichtig, um die Kanzlei aufrecht
zu erhalten, sofern eine Rettung der Kanzlei noch möglich ist.
In den gerichtlichen Verfahren hat der amtlich bestellte Vertre-
ter mit einer Durchschrift seiner amtlich bestellten Vertretungs-
urkunde dem Gericht anzuzeigen, dass er jetzt tätig ist. Er ist
nicht dafür zuständig, die Altakten des Vertretenen aufzube-
wahren. Nach außen hin haftet weiter der vertretene Anwalt.
Wie bereits gesagt, der amtlich bestellte Vertreter tritt nicht in
die Mandatsverhältnisse ein. Im Innenverhältnis haftet der amt-
lich bestellte Vertreter dem Vertretenen gegenüber. Dies ist
heute unproblematisch. Die Innenhaftung ist nach § 51 BRAO
mitversichert.

Dem neubestellten amtlichen Vertreter sind alle diese Informa-
tionen in einem persönlichen oder telefonischen Gespräch zu
erteilen. Sinnvoll ist, dass er einen Ansprechpartner in jeder
Rechtsanwaltskammer erhält, an den er sich immer wenden
kann. Gerade bei der amtlich bestellten Vertretung ist nicht
ausgeschlossen, dass die Staatsanwaltschaft wegen des Tatbe-
standes des § 266 StGB Akten beschlagnahmt. Dem Vertreter
ist jederzeit bei Problemen, von Seiten der Rechtsanwaltskam-
mer, Auskunft zu erteilen.

2. Einführung des Abwicklers in sein Amt

Hier wird Bezug genommen auf den Aufsatz von Rechtsanwäl-
tin Elisabeth Schwärzer in den BRAK-Mitt. 3/2008, 108–111. In
diesem Aufsatz sind die wesentlichen Merkmale der Tätigkeit
eines Abwicklers im Detail dargelegt. Im Unterschied zu der
Bestellung des amtlich bestellten Vertreters wird ein Abwickler
z.B. benannt, wenn ein Rechtsanwalt rechtskräftig seine Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft verloren hat.

In diesem Fall kann der abzuwickelnde Anwalt nicht mehr da-
rüber hinwegtäuschen, dass er nicht mehr als Rechtsanwalt tä-

tig werden kann. Ganz vereinzelt gibt es Fälle, in denen ein
Abwickler tätig wird und die Kanzlei abwickelt und der ausge-
schiedene Rechtsanwalt, sozusagen verdeckt, noch als Anwalt
tätig ist, d.h. einen Titelmissbrauch begeht. Die Praxis zeigt,
dass das Ausnahmefälle sind. Der Abwickler wird in der Regel
die Akten mit in seine Kanzlei nehmen und von dort aus, wie
es § 55 Abs. 2 BRAO verlangt, die schwebenden Angelegen-
heiten abwickeln.

a) Was sind schwebende Angelegenheiten?

Dem Abwickler obliegt es, zu eruieren, was laufende Aufträge
sind. Im Einzelfall kann dies schwierig sein, insbesondere
dann, wenn der ausgeschiedene Rechtsanwalt in der Vergan-
genheit keine geordnete Kanzlei mehr geführt hat und nicht
einmal mehr Akten hat anlegen lassen. Das kommt häufiger
vor, als man denkt, da der Rechtsanwalt, der vermögenslos ge-
worden ist und seine Situation nicht mehr regeln kann, Aufträ-
ge annimmt, Kostenvorschüsse einnimmt und dann die Unter-
lagen ungeordnet auf einem Stapel liegen lässt. Aus diesem
Grunde muss in den ersten 2 bis 3 Wochen der Abwicklung ein
ständiges Gespräch mit dem Abwickler von Seiten der Rechts-
anwaltskammer geführt werden, um ihm ggf. Hilfestellung zu
geben, wie er die besondere Situation bewältigen kann. Meis-
tens lassen sich jedoch die Unterlagen zusammenführen und
die Mandanten werden angeschrieben. Ihnen wird mitgeteilt,
dass nunmehr der Abwickler in das Mandatsverhältnis einge-
treten ist und die laufenden Mandate fortführt.

Die Mandanten haben das Recht, die Anwaltsverträge zu kün-
digen und ihre Akten herauszuverlangen. Das kommt jedoch
sehr selten vor, weil die Mandanten, bei Beauftragung eines
neuen Anwalts, noch einmal alles vergüten müssen. Der Ab-
wickler tritt in die Anwaltsverträge ein und gilt per Gesetz als
von der Partei bevollmächtigt. Die Hinweise für die Tätigkeit
des Abwicklers sind dem Abwickler auszuhändigen. Sie kön-
nen auch im Internet auf den Seiten einer jeden Kammer oder
auch unter www.brak.de abgerufen werden. Diese Hinweise
enthalten wichtige Antworten auf Fragen, die der Abwickler
sich stellt.

Wichtig ist, neben den Mandatsverhältnissen auch den Geld-
und Postverkehr zu sichten und sofort ein Anderkonto für
Fremdgelder und Honorareinnahmen einzurichten.

Dem Abwickler ist bei der Einweisung mitzuteilen, dass er, so-
fern es geht, eruieren sollte, was der Mandant bis zum rechts-
kräftigen Ausscheiden des abzuwickelnden Rechtsanwalts be-
zahlt hat. Er ist darauf hinzuweisen, dass er immer nach Quit-
tungen bzw. Überweisungsbelegen fragen muss. Es kommt
nicht selten vor, dass Mandanten das Ausscheiden nutzen und
mitteilen, sie hätten schon auf die noch vom ausscheidenden
Rechtsanwalt gestellte Rechnung gezahlt, obwohl das gar nicht
der Fall ist. Das erfordert Fingerspitzengefühl. Hat der Mandant
gezahlt und kann dies nachweisen und handelt es sich um ein
laufendes Mandat, ist der Abwickler nur noch berechtigt, die
Leistung in Rechnung zu stellen, die von dem Mandanten noch
nicht vergütet wurde. Wie der amtlich bestellte Vertreter darf
auch der Abwickler etwa noch vorhandene Bargelder in Besitz
nehmen, nicht um Eigentümer zu werden, sondern um davon
Portokosten u.ä. zu zahlen. Er wird durch die Abwicklung nicht
Steuerschuldner des abzuwickelnden Rechtsanwalts. Er hat nur
eine Umsatzsteuererklärung für die Einnahmen abzugeben, die
als Abwickler auf dem von ihm neu eingerichteten Anderkonto
eingehen.

Mit der Abwicklerurkunde beantragt er bei der Post, dass ihm
die Geschäftspost auszuhändigen ist. In allen laufenden Verfah-
ren zeigt er dem Gericht bzw. dem Gegner an, dass er jetzt die
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Dienstleistung erbringt und in die Mandatsverhältnisse einge-
treten ist.

b) Die Kanzlei des ausgeschiedenen Rechtsanwalts

Wie der amtlich bestellte Vertreter wird der Abwickler nicht In-
haber von Verträgen, die mit Dritten bzw. Arbeitnehmern und
Auszubildenden bestehen. Er zahlt keine Miete und keine Ge-
hälter. Er ist jedoch berechtigt, Dritten Auskunft darüber zu er-
teilen, dass der Ausgeschiedene nicht mehr als Rechtsanwalt
tätig werden darf. Er zeichnet nur im rechtlichen Mandatsver-
kehr. Dort macht er kenntlich, dass er Abwickler des ausge-
schiedenen Rechtsanwalts ist. Er kann in den ersten 6 Monaten
neue Mandate annehmen, schon um seine eigene Vergütung
zu sichern, vgl. insofern Schwärzer in BRAK-Mitt. 3/2008,
S. 110.

c) Verhältnis ausgeschiedener Rechtsanwalt und Abwickler

Der Abwickler ist gegenüber dem ausgeschiedenen Rechtsan-
walt ebenfalls auskunfts-, rechnungs- und herausgabepflichtig.
Dies kommt aber nur dann in Betracht, wenn sich der ausge-
schiedene Rechtsanwalt noch um die Kanzlei kümmert oder
die Erben des verstorbenen RA. In der Regel kümmert sich ein
ausgeschiedener, vermögensloser Rechtsanwalt nicht mehr um
seine Kanzlei. Dem Abwickler ist unter dem Siegel der Ver-
schwiegenheit mitzuteilen, was der Rechtsanwaltskammer im
Hinblick auf die Kanzlei und die Zahlungsunfähigkeit des aus-
geschiedenen Rechtsanwalts bekannt ist, aber immer nur inso-
fern, als dies für die Tätigkeit des Abwicklers erforderlich ist.
Ansonsten gilt die strenge Schweigepflicht nach § 76 BRAO.
Schwierig ist, inwieweit der Abwickler eines ausgeschiedenen
vermögenslosen Rechtsanwalts die Mandanten darauf hinwei-
sen muss, dass im Haftungsfalle der ausgeschiedene Rechtsan-
walt nicht mehr solvent ist. Welche Auskünfte der Abwickler
den Mandanten des ausgeschiedenen Rechtsanwalts geben
darf, ist in der Rechtsprechung nie geklärt worden. Einfach ist
die Angelegenheit, wenn der ausgeschiedene Rechtsanwalt In-
solvenz angemeldet hat. Dann kann der Abwickler den Man-
danten den Insolvenzverwalter nennen, ggf. sogar den Be-
schluss der Insolvenzanordnung herausgeben. Da die Rechts-
anwaltskammern über diese Beschlüsse verfügen, sind diese
notfalls auch dem Abwickler zur Verfügung zu stellen. Es han-
delt sich um gerichtsbekannte, nicht der Schweigepflicht unter-
liegende, Tatsachen. Schwieriger ist es, wenn der ausgeschie-

dene Rechtsanwalt zwar vermögenslos ist, aber kein Gläubiger
einen Insolvenzantrag gestellt hat und der ausgeschiedene
Rechtsanwalt selbst auch keinen stellt. Häufig versuchen die
ehemaligen Rechtsanwälte mit Hilfe ihrer Familie oder sonsti-
gen Verwandten, sich noch „über Wasser“ zu halten. Detaillier-
te Auskünfte zur Person des Rechtsanwalts dürfen dann nicht
erfolgen. Allerdings muss den Mandanten klargemacht werden,
dass der Abwickler nicht für die Versäumnisse des ausgeschie-
denen Rechtsanwalts haftet und vor allen Dingen nicht Fremd-
geld auszahlt, das nicht mehr vorhanden ist, bzw. das der aus-
geschiedene Rechtsanwalt nicht weitergeleitet und verbraucht
hat. Das verstehen die Mandanten oft nicht und darauf ist der
Abwickler hinzuweisen. Sämtliche Tatsachen aus den Akten,
z.B. dass die Versicherung gezahlt hat, dass das Geld an einem
bestimmten Tag auf dem Konto des ehemaligen Rechtsanwalts
eingegangen ist und dann vermutlich nicht weitergeleitet wur-
de, dürfen dem betroffenen Mandanten natürlich mitgeteilt
werden. Das sind Fakten aus dem Mandatsverhältnis, die der
Mandant wissen muss.

Auch der Abwickler braucht einen verlässlichen Ansprechpart-
ner in der Rechtsanwaltskammer. Ob Vertreter oder Abwickler,
beide sollten immer engen Kontakt zur Rechtsanwaltskammer
halten und umgekehrt.

Checkliste für die erste Besprechung und Einweisung des amt-
lich bestellten Vertreters/Abwicklers

1. Umfang der Tätigkeit = Aufgabe des amtlich bestellten
Vertreters/Abwicklers nach der BRAO;

2. Hinweise zu der Person des vertretenen bzw. ausgeschie-
denen Rechtsanwalts;

3. Information über die ersten Tätigkeiten (Bestandsaufnahme,
Sichtung des Geld- und Postverkehrs, Einrichtung eines
Anderkontos, Bargelder, Buchhaltung, Vertragsverhältnisse);

4. Verhältnis gegenüber dem Vertretenen bzw. Abzuwickeln-
den;

5. Rechtsverhältnis gegenüber den Mandanten;

6. Umfang der Haftung;

7. Fakturierung von ausstehenden Anwaltsgebühren und für
das eigene Tätigwerden;

8. Vergütung des amtlich bestellten Vertreters/Abwicklers.

Das aktuelle Urteil

Haftung in der gemischten Sozietät

Eine rückwirkende Haftung von berufsfremden Mitgliedern einer
gemischten Sozietät im Hinblick auf die Rechtsprechung zur
Rechtsfähigkeit der BGB-Gesellschaft scheidet aus.

BGH, Urt. v. 26.6.2008 – IX ZR 145/05, WM 2008, 1563; ZIP
2008, 1432

Besprechung:

Dass die Grundsatzentscheidung des BGH v. 29.1.2001 (NJW
2001, 1056) zur Rechtsfähigkeit der BGB-Gesellschaft das Haf-
tungskonzept von Rechtsberatersozietäten mit vielen Fragezei-
chen versehen würde, zeichnete sich von Anfang an ab. Mitt-
lerweile sind in verschiedenen Entscheidungen Probleme ange-
sprochen, aber nur ganz vereinzelt gelöst worden. Dies beruht
nicht zuletzt darauf, dass die Gerichte offenbar Hemmungen
haben anzuerkennen, dass berufsrechtliche Besonderheiten die
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Anwendung handelsrechtlicher Vorschriften nicht unbedingt
nahelegen und im Einzelfall quasi verbieten. Zu nennen ist in
diesem Zusammenhang die Haftung neu eintretender Sozien
für Altschulden. Die Anwendbarkeit des § 130 HGB auf Berufs-
fehler hat der II. ZS des BGH im Urt. v. 7.4.2003, NJW 2003,
1803, ausdrücklich offen gelassen. Die grds. Sozienhaftung für
deliktisches Handeln hat der BGH hingegen bestätigt (Beschl.
v. 3.5.2007, WM 2007, 1530), im Hinblick auf nichtanwaltli-
che Tätigkeit für Scheinsozien aber abgelehnt (Urt. v.
16.4.2008, WM 2008, 1136). Mit der Haftung berufsfremder
Mitglieder einer gemischten Sozietät steht ein weiteres span-
nendes Thema auf der Agenda.

In der Sache ging es um einen möglichen Beratungsfehler eines
Rechtsanwalts bei Verhandlungen über die Fortführung eines
Pachtverhältnisses. Ansprüche auf Durchführung von Schön-
heitsreparaturen bzw. entsprechende Ausgleichsansprüche
waren nach Beendigung des Pachtvertrages verjährt. Zu der
Frage, ob ein entsprechender Hinweis des Anwalts im Rahmen
des Mandatsumfangs erfolgen musste bzw. erfolgt ist, hat der
BGH hier zurückverwiesen. Mit verklagt worden war aber auch
die Steuerberatersozia des betroffenen Anwalts. Der BGH hatte
zu entscheiden, ob eine gesamtschuldnerische Haftung dieser
nicht als Anwältin zugelassenen Sozia überhaupt in Betracht
kommt.

Folgt man der neuen Rechtsprechung des II. ZS des BGH ohne
Wenn und Aber, so scheint eine akzessorische Haftung aller
Gesellschafter einer interprofessionellen Sozietät analog § 128
HGB zwingend. So hatte das OLG München in der Berufungs-
instanz die Sozia – offenbar ohne jedes Problembewusstsein –
„als BGB-Gesellschafterin nach der neuen höchstrichterlichen
Rechtsprechung zur BGB-Gesellschaft zusammen mit dem
Beklagten zu 1) auch analog § 128 HGB für Pflichtverletzun-
gen, die im Zusammenhang mit dem Kanzleibetrieb stehen
und damit Verbindlichkeiten der Kanzlei, einer BGB-Gesell-
schaft, darstellen“, mithaften lassen (s. dazu die Urteilsanmer-
kung von Gladys, Stbg. 2006, 178).

Der IX. ZS folgt dieser Ansicht schon unter zeitlichen Aspekten
nicht: Die streitgegenständliche Pflichtverletzung fällt ggf. in
das Jahr 2000, also in die Zeit vor Verkündung der Grundsatz-
entscheidung vom 29.1.2001. Somit war die seinerzeitige
Sozietät noch nicht als rechtsfähig anzusehen, ein Beratungs-
vertrag mit der Sozietät kam nicht in Betracht. Die Haftung
richtet sich daher noch nach den damals herrschenden Vorstel-
lungen. Konkret bedeutet dies, dass der Anwaltsvertrag nur mit
den Sozien geschlossen wurde, die zur Rechtsberatung befugt
waren. Der BGH führte im Urteil vom 16.12.1999 (NJW 2000,
1333) aus, dass „die Vertragsparteien im Zweifel nicht einen
solchen Sozius in einen Vertrag über die Besorgung von
Rechtsangelegenheiten einbeziehen wollen, der diese Rechts-
beratung nicht ausüben darf. Es handelt sich um besondere
Umstände, die bei einer Auslegung der zum Vertrag führenden
Willenserklärungen einschränkend zu berücksichtigen sind.
Dementsprechend kommt bei Sozietäten unterschiedlicher
Berufsangehöriger der Vertrag im Zweifel nur mit denjenigen
Sozien zustande, die auf dem zu bearbeitenden Rechtsgebiet
tätig werden dürfen.“ Damit war die Klage gegen die Steuerbe-
ratersozia abzuweisen.

Die möglichen Konsequenzen der neuen Rechtsprechung reißt
der Senat leider nur an und beantwortet die Frage der akzesso-
rischen Haftung nicht abschließend, da sie hier nicht entschei-
dungserheblich war. Es ist zu bedauern, dass er den Fall nicht
gleichwohl zum Anlass genommen hat, zumindest Erwägungen
im Hinblick auf die heutige Rechtslage zu äußern. Eine
Gesamtschau der neueren Entscheidungen lässt aber vermuten,
dass erhebliche Bedenken bestehen, die berufsfremden Sozie-
tätsmitglieder mithaften zu lassen.

Dies zeigt sich beispielsweise in zwei Urteilen vom 26.1.2006
– IX ZR 229/04 bzw. 225/04 (NJW-RR 2006, 1071). Dort ging
es um die Frage, ob ein Beratungsvertrag mit einer Steuerbera-
tersozietät geschlossen werden kann. Der Senat hält eine ana-
loge Anwendung des § 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 StBerG auf Sozietä-
ten für denkbar, jedoch allenfalls dann, wenn sämtliche Sozien
in eigener Person nach § 3 StBerG zur Hilfeleistung befugt
sind, mithin die – formalisierten – Anforderungen an Ausbil-
dung, Qualifikation sowie persönliche Eignung und Zuverläs-
sigkeit erfüllen, die in der Zulassung zu den in § 3 Nr. 1 StBerG
genannten Berufen zum Ausdruck kommt. Entsprechend dürf-
ten wohl auch Bedenken dagegen bestehen, dass ein Anwalts-
vertrag mit einer BGB-Gesellschaft geschlossen wird, deren
Gesellschafter nicht sämtlich zur Rechtsberatung befugt sind
(dazu Sassenbach, AnwBl. 2006, 304).

Käme man allerdings zu einem Vertrag mit der Sozietät, dann
wäre § 128 HGB auch nach Ansicht des IX. ZS grds. anzuwen-
den („Der erkennende Senat hat sich der neueren Rechtspre-
chung des II. Zivilsenats im Ansatz bereits angeschlossen“, so
BGH, WM 2007, 1530). Ein Lösungsweg könnte dann wohl
nur auf der Ebene der Haftungsbeschränkung liegen. Die
Inkongruenz der verschiedenen Berufsrechte von Rechtsanwäl-
ten, Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern, insbesondere auch
die unterschiedlichen Pflichtversicherungssummen, legen den
Gedanken nahe, dass eine gesamtschuldnerische Haftung
berufsfremder Sozien vom Gesetzgeber nicht vorgesehen war.
Zu denken wäre an eine konkludente Haftungsbeschränkung
auf die jeweiligen Berufsträger, die der Senat hier auch aus-
drücklich erwähnt, allerdings nicht bewertet.

Zur Vermeidung des Haftungsrisikos kann derzeit weiterhin nur
auf die einzelvertragliche Haftungsbeschränkung zurückgegrif-
fen werden. Die jeweiligen Berufsrechte (§ 51a BRAO, § 67a
StBG, § 54a WPO) ermöglichen grds. eine Haftungskonzentra-
tion auf einzelne Sozien, somit auch auf die betroffenen Berufs-
träger, zu den Anforderungen s. Furmans, NJW 2007, 1400.
Praxisnah ist das allerdings nicht.

Rechtsanwältin Antje Jungk

Rechtsprechungsleitsätze

Vorgehen bei Fehlern im Gesetzestext

Verwirklicht sich in der Versäumung einer Rechtsbehelfsfrist
gerade ein durch einen Fehler in der Veröffentlichung des Geset-
zestextes geschaffenes Risiko, so darf das Vertrauen in die Richtig-
keit der Veröffentlichung nicht zum Grund der Versagung der
Wiedereinsetzung gemacht werden.

Die Annahme, dass es bei zweifelhafter Rechtslage geboten sein
kann, einen Rechtsbehelf vorsorglich einzulegen, ist verfassungs-
rechtlich unbedenklich, selbst wenn dies zu der Notwendigkeit
führen kann, zwei Rechtsbehelfe parallel anhängig zu machen.
Voraussetzung ist dabei allerdings, dass der Anwalt die Rechtslage
überhaupt für zweifelhaft halten musste. (eigene Leitsätze)

BVerfG, Beschl. v. 26.2.2008 – 1 BvR 2327/07, NJW 2008, 2167

Anmerkung:

In der Neubekanntmachung des GWB vom 20.7.2005 fehlte in
§ 120 II die Verweisung auf § 71a GWB (Anhörungsrüge). Die-
ser Fehler hatte zur Folge, dass in den verbreiteten Gesetzestex-
ten und auch in der Kommentarliteratur die Verweisung des
§ 120 GWB auf die Vorschrift über die Anhörungsrüge nicht
enthalten ist. Der Bf. hatte daher unmittelbar Verfassungsbe-

Haftung
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schwerde gegen eine Entscheidung in einem vergaberechtli-
chen Nachprüfungsverfahren erhoben, die vom BVerfG nicht
zur Entscheidung angenommen wurde. Erst nachdem der
Bekanntmachungsfehler offenbar wurde, legte der Bf. die
Anhörungsrüge ein und beantragte Wiedereinsetzung. Das
OLG Naumburg gewährte diese nicht.

Das OLG sah allerdings – im Einklang mit dem BVerfG – das
Verschulden nicht darin, dass der Fehler im Gesetz nicht
erkannt worden war: Beruht eine Fristversäumung auf Fehlern
des Gerichts, sind die Anforderungen an eine Wiedereinset-
zung mit besonderer Fairness zu handhaben. In gleicher Weise
darf es sich auch nicht zu Lasten des Betroffenen auswirken,
wenn sich die Fristversäumung zwar nicht auf einen Fehler des
Gerichts, jedoch auf Fehler der für die amtliche Veröffentli-
chung von Gesetzestexten zuständigen Stellen zurückführen
lässt. Denn mehr noch als im Falle gerichtlicher Fehler müssen
Verfahrensbeteiligte, die ihr Handeln am amtlich veröffentlich-
ten Gesetzestext ausrichten, auf die Fehlerfreiheit der Veröf-
fentlichung vertrauen dürfen.

Das OLG erkannte aber ein Verschulden darin, dass der
Rechtsanwalt der Bf. nicht im Vertrauen auf den veröffentlich-
ten Gesetzestext in analoger Anwendung von § 71a GWB oder
§ 321a ZPO vorsorglich neben der eingelegten Verfassungsbe-
schwerde eine Anhörungsrüge erhoben habe. Das BVerfG
erwägt dies auch: Die Annahme, dass es bei zweifelhafter
Rechtslage geboten sein kann, einen Rechtsbehelf vorsorglich
einzulegen, ist verfassungsrechtlich unbedenklich, selbst wenn
dies zu der Notwendigkeit führen kann, zwei Rechtsbehelfe
parallel anhängig zu machen. Bei zweifelhafter Rechtslage
muss der Anwalt so handeln, wie es bei einer für seinen Man-
danten ungünstigen Entscheidung zur Wahrung seiner Belange
erforderlich ist. Voraussetzung ist dabei allerdings, dass der
Anwalt die Rechtslage überhaupt für zweifelhaft halten musste,
dass er hier also gehalten war, ernsthaft in Betracht zu ziehen,
dass ein fachgerichtlicher Rechtsbehelf eröffnet sein könnte.
Die Auswertung der Rechtsprechung und gängigen Fachlitera-
tur hätte, soweit ersichtlich, im fraglichen Zeitpunkt hierzu
nichts erbracht. Der Bf. durfte davon ausgehen, dass das
Rechtsbehelfssystem in Bezug auf Gehörsverstöße den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen gemäß ausgestaltet sei und
daher alle einlegbaren Rechtsbehelfe in der geschriebenen
Rechtsordnung geregelt seien.

Dennoch hat das BVerfG dem OLG aufgegeben zu prüfen, ob
eine Verletzung anwaltlicher Sorgfaltspflichten gegebenenfalls
darin liegen könnte, dass der Rechtsanwalt etwaige fachliterari-
sche Stellungnahmen nicht zur Kenntnis genommen hat, die
sich in der Zeit zwischen der Veröffentlichung des Anhörungs-
rügengesetzes und der fehlerhaften Neubekanntmachung des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit dem
zunächst zutreffend veröffentlichten Gesetzestext zur Einfüh-
rung der Anhörungsrüge befasst haben.

Rechtsanwältin Antje Jungk

Phobie gegen amtliche Schreiben kein Wiedereinsetzungs-
grund

Eine Phobie gegen amtliche Schreiben ist kein Wiedereinset-
zungsgrund, denn es handelt sich dabei nicht um eine schwere
und plötzliche Erkrankung, die die Einhaltung der Frist unmöglich
macht. (eigener Leitsatz)

FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 23.4.2008 – 1 K 2525/07

Anmerkung:

Die Klägerin sollte Nachweise über die Ausbildung ihrer Toch-
ter beibringen, reagierte aber nicht rechtzeitig, so dass schließ-
lich der Kindergeldbezug gestrichen und erhaltenes Kindergeld
zurückgefordert wurde. Der Einspruch hiergegen war verspätet,
mit der Klage wurde ein Wiedereinsetzungsantrag verbunden,
der mit einer bereits seit längerem bestehenden Phobie gegen
amtliche Schreiben begründet wurde. Amtliche Schreiben wür-
den bei der Klägerin panische Angstzustände auslösen, so dass
entsprechende Post oft monatelang ungeöffnet liegen bleiben
oder sogleich entsorgt würde.

Das FG ließ das nicht gelten. Dabei konnte durchaus unterstellt
werden, dass ein ernsthaftes Krankheitsbild vorlag. Allerdings
seien Krankheiten als Wiedereinsetzungsgrund nur dann geeig-
net, wenn sie plötzlich auftreten und aufgrund der Schwere den
Betroffenen an der Fristeinhaltung hindern. Das sei nach der
eigenen Einlassung der Klägerin hier nicht der Fall gewesen,
denn die behauptete Phobie habe schon länger bestanden, was
der Klägerin auch bewusst gewesen sei. Sie hätte sich umge-
hend um Unterstützung bemühen müssen und können, bei-
spielsweise durch die im Haushalt lebende volljährige Tochter.

Rechtsanwalt Bertin Chab

Demnächstige Zustellung

Eine schuldhafte Zustellungsverzögerung i. S. v. § 167 ZPO liegt
erst dann vor, wenn der Vorschuss nicht spätestens drei Wochen
nach Zugang der Einzahlungsaufforderung bei der Gerichtskasse
eingeht. (eigener Leitsatz)

OLG München, Urt. v. 10.7.2008 – 19 U 5500/07

Anmerkung:

Die Einreichung einer Klage oder eines Mahnbescheids kurz
vor Verjährungseintritt ist nicht ungefährlich, denn eine Rück-
wirkung der Verjährungshemmung gemäß § 167 ZPO erfordert
eine Zustellung „demnächst“. Nach der Rechtsprechung
bedeutet dies, dass die Klagepartei allenfalls geringfügige Ver-
zögerungen der Zustellung zu vertreten hat. Typischerweise
werden solche Verzögerungen dadurch hervorgerufen, dass der
Gerichtskostenvorschuss nicht unverzüglich gezahlt wird.
Grds. darf die Partei zwar die Kostenanforderung durch das
Gericht abwarten – wenn diese kommt, muss aber schnell
gehandelt, d. h. gezahlt werden. Gemeinhin werden hier Ver-
zögerungen von bis zu 14 Tagen von den Gerichten akzeptiert.
Das OLG München rechnet großzügiger: „Da auch für eine
zügige Vorschusseinzahlung unter Berücksichtigung der Über-
weisungszeiten ein Zeitraum von einer Kalenderwoche ange-
messen erscheint, läge eine schuldhafte Zustellungsverzöge-
rung i. S. v. § 167 ZPO erst dann vor, wenn der Vorschuss nicht
spätestens drei Wochen nach Zugang der Einzahlungsaufforde-
rung bei der Gerichtskasse eingeht.“ Darauf, dass andere
Gerichte dies genau so großzügig handhaben, sollte man aber
besser nicht vertrauen …

Rechtsanwältin Antje Jungk

Prüfungspflicht nach Vorlage der Akten wegen Vorfrist

Dem Rechtsanwalt obliegt eine Pflicht zur eigenverantwortlichen
Prüfung, ob das Fristende von seiner Fachangestellten richtig
ermittelt worden ist, wenn ihm die Akten – etwa auf Vorfrist – zur
Bearbeitung vorgelegt werden (Anschluss an Senat, Beschlüsse
vom 28. September 1998 – VI ZB 16/98 – BRAK-Mitt. 1998, 269
und vom 9. März 1999 – VI ZB 3/99 – VersR 1999, 866; BGH,
Beschlüsse vom 6. Juli 1994 – VIII ZB 12/94 – NJW 1994, 2831

Fristen
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und vom 24. Oktober 2001 – VIII ZB 19/01 – VersR 2002,
1391 f., jeweils m.w.N.).

BGH, Beschl. v. 10.6.2008 – VI ZB 2/08

Anmerkung:

Das erstinstanzliche Urteil wurde dem Bevollmächtigten des
Klägers am 14.9.2007 zugestellt, dieser legte am Montag, den
15.10.2007 (rechtzeitig) Berufung ein und beantragte dann mit
Schriftsatz vom 15.11.2007 – also zu spät – die Verlängerung
der Begründungsfrist um einen Monat. In der Begründung des
Wiedereinsetzungsantrages wird ausgeführt, die Fachange-
stellte habe die Berufungsfrist korrekt auf den 15.10., dann
aber die Begründungsfrist irrig auf den 15.11.2007 notiert.
Wegen nicht vorhersehbarer Arbeitsüberlastung durch urlaubs-
und krankheitsbedingte Ausfälle im Büro sei eine rechtzeitige
Bearbeitung nicht möglich gewesen, so dass der Prozessbevoll-
mächtigte am Tag des eingetragenen Fristablaufs eine Mitarbei-
terin angewiesen habe, den Verlängerungsantrag zu stellen.

Mit geradezu stoischem Gleichmut erläutert der BGH ein ums
andere Mal – siehe die im Leitsatz zitierten Vorentscheidungen
–, dass der Anwalt zeitnah in die Akte sehen muss, wenn ihm
diese als Vorfristsache vorgelegt wird. Er muss das nicht bereits
am selben Tag tun, sondern kann sich damit auch noch bis
zum nächsten Tag Zeit lassen; er darf aber keinesfalls die Akte
bis zum letzten Tag der eingetragenen Frist unberührt liegen
lassen. Die Vorfrist ist in der Regel dazu da, die für die Bear-
beitung aufwendigerer Sachen notwendige Zeit sicherzustel-
len. Ist absehbar, dass die Vorfrist nicht benötigt wird, kann
auch die Verfügung ergehen, die Akte erst zum Fristende wie-
der vorzulegen. Ist schon bei Vorfrist klar, dass ein Verlänge-
rungsantrag gestellt wird, dann sollte man das sofort erledigen,
um so noch die Chance zu haben, eine Antwort innerhalb der
gesetzlichen Frist zu erhalten. Was aber in keinem Fall ver-
säumt werden darf, ist die Kontrolle, ob die Frist lt. Aktenein-
trag auch wirklich richtig berechnet wurde. Den Kalender
selbst muss sich der Anwalt nicht vorlegen lassen. Daraus
ergibt sich zwingend, dass erstens die eingetragene Frist auch
in der Akte an geeigneter Stelle vermerkt sein muss und dass
zweitens ein Wiedereinsetzungsantrag in aller Regel dann
scheitert, wenn die Akte zur Vorfrist rechtzeitig vorgelegt
wurde, sich die falsch eingetragene Frist tatsächlich aus der
Akte ergab und dann die Frist aufgrund der falschen Eintragung
doch versäumt wird. Der BGH stellt im vorliegenden Beschluss
klar, dass sich an diesen Grundsätzen auch dann nichts ändert,
wenn plötzliche Ausfälle zu einer unvorhergesehenen Arbeits-
last führen. In diesen Fällen ist ein Fristverlängerungsantrag
möglich. Zumutbar ist auch in solchen Situationen, dass die
Frist rechtzeitig kontrolliert und die Verlängerung dann auch
rechtzeitig beantragt wird. Im Ergebnis würden sich etliche
Versäumnisse, die zu Haftpflichtfällen führen, vermeiden las-
sen, wenn mehr Sorgfalt auf diese eigentlich einfache Routine-
tätigkeit gelegt würde.

Rechtsanwalt Bertin Chab

Unterschriebener Schriftsatz als PDF-Datei per E-Mail ist
fristwahrend

Eine Berufungsbegründung ist in schriftlicher Form eingereicht,
sobald dem Berufungsgericht ein Ausdruck der als Anhang einer
elektronischen Nachricht übermittelten, die vollständige Beru-
fungsbegründung enthaltenden Bilddatei (hier: PDF-Datei) vor-
liegt. Ist die Datei durch Einscannen eines vom Prozessbevoll-
mächtigten unterzeichneten Schriftsatzes hergestellt, ist auch
dem Unterschriftserfordernis des § 130 Nr. 6 ZPO genügt.

BGH, Beschl. v. 15.7.2008 – X ZB 8/08, BB 2008, 1741 (Leitsatz)

Anmerkung:

Weil die Übermittlung einer Berufungsbegründung am Tag des
Fristablaufs per Fax fehlschlug, scannte die Sekretärin des
Anwalts den unterschriebenen Schriftsatz ein und sandte die so
erzeugte PDF-Datei (PDF = Portable Document Format) entspre-
chend zuvor erfolgter telefonischer Absprache als Dateianhang
per E-Mail an die Geschäftsstellenbeamtin beim Berufungsge-
richt, die den Schriftsatz noch am gleichen Tag ausdruckte und
mit Eingangsstempel versah. Das OLG sah diese Übermittlung
jedoch nicht als fristwahrend an, wies einen Wiedereinset-
zungsantrag zurück und verwarf die Berufung als unzulässig.
Für das OLG sei eine Zulassung der Übersendung elektroni-
scher Dokumente gem. § 130a ZPO durch Rechtsverordnung
nicht erfolgt. Die Übersendungsform genüge auch nicht dem
Unterschriftserfordernis nach § 130 Nr. 6 ZPO; insbesondere
liege keine dort zugelassene Übersendung per Telefax vor.

Der BGH hob die Entscheidung auf. Die Übermittlung der
Berufungsbegründung sei fristwahrend erfolgt. Die Berufungs-
begründung habe dem OLG fristgerecht in Schriftform, nämlich
als ausgedruckter Schriftsatz mit der in Kopie wiedergegebenen
Unterschrift des Anwalts vorgelegen. Maßgeblich sei allein die
auf Veranlassung des Absenders am Empfangsort (Gericht)
erstellte körperliche Urkunde (GmS-OGB BGHZ 144, 160,
165). § 130 Nr. 6 ZPO trage der elektronischen Übermittlungs-
form nur insofern Rechnung, als er an Stelle der erforderlichen
Unterschrift auf der Urkunde die Wiedergabe dieser Unter-
schrift in der bei Gericht erstellten Kopie genügen lasse.

Zwar habe der Gesetzgeber diese bloße Wiedergabe der Unter-
schrift ausdrücklich nur für die Übermittlung per Telefax zuge-
lassen. Damit habe der Gesetzgeber jedoch andere Formen der
elektronischen Übermittlung einer Schriftsatzkopie nicht aus-
schließen wollen. § 130a ZPO betreffe nur solche elektroni-
schen Dokumente, deren Empfang und weitere Bearbeitung bei
den Gerichten besondere technische und organisatorische Vor-
kehrungen erfordere, insbesondere Dokumente mit einer elek-
tronischen Signatur (BT-Drucks. 14/5561, S. 20).

Die elektronische Übermittlung per Fax oder Computer-Fax sei
von der Rechtsprechung bereits vorbehaltlos für zulässig erach-
tet worden (zuletzt GmS-OGB a.a.O.). Diese Übersendungsfor-
men unterlägen nicht dem Zulässigkeitsvorbehalt des § 130a
ZPO. Bestehe, wie hier aufgrund der zuvor mit der Geschäfts-
stellenbeamtin erfolgten telefonischen Absprache, eine beson-
dere Möglichkeit, den elektronisch übermittelten Schriftsatz in
schriftlicher Form einzureichen, sei es sachlich nicht zu recht-
fertigen, anders als bei einem Telefax die Wiedergabe der
Unterschrift in der Kopie nicht genügen zu lassen.

Trotz dieser aus Anwaltssicht positiven Entscheidung ist Vor-
sicht geboten: Während es bei der Übersendung per Fax ausrei-
chend ist, wenn die gesendeten Signale noch vor Ablauf des
letzten Tages der Frist vom Empfangsgerät des Gerichts vollstän-
dig empfangen und gespeichert werden (BGHZ 167, 214), hat
der BGH im vorliegenden Fall ausdrücklich auf den rechtzeitig
erfolgten Ausdruck bei Gericht abgestellt. Da dies regelmäßig
nicht in der Hand des Anwalts liegt, bedarf es, wie vorliegend
erfolgt, einer konkreten Zusage eines Ansprechpartners bei
Gericht bzw. einer Bestätigung, dass der Ausdruck erfolgt ist.

Rechtsanwalt Holger Grams

Fristen nach PKH-Bewilligung bei Beschwerden
Beantragt eine unbemittelte Partei Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand gegen die Versäumung der Einlegungs- und Begrün-
dungsfrist für eine Rechtsbeschwerde, läuft die Frist für deren
Begründung ab der Bekanntgabe der Gewährung von Prozesskos-
tenhilfe und nicht erst ab Bekanntgabe der Bewilligung von Wie-
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dereinsetzung gegen die Versäumung der Einlegungsfrist (Abgren-
zung zu BGH, Beschl. v. 19. Juni 2007 – XI ZB 40/06, NJW 2007,
3354, für BGHZ 173, 14).

BGH, Beschl. v. 29.5.2008 – IX ZB 197/07, ZIP 2008, 1349

Anmerkung:

Die Rechtsprechung zur Berechnung der Rechtmittel- und
Rechtsmittelbegründungsfristen im PKH-Verfahren entwickelt
sich scheinbar zur „never-ending-story“ und zur Haftungsfalle
für Anwälte. Erst in Heft 5 des letzten Jahrgangs (BRAK-Mitt.
2007, 201) berichteten wir von zwei BGH-Beschlüssen, die
sich mit dem Thema befassten. Nun hatte der IX. ZS Gelegen-
heit zu einer weiteren Klarstellung. Ausgangspunkt war die Ver-
sagung einer Restschuldbefreiung gegenüber einem Schuldner.
Zunächst hatte das AG die Restschuldbefreiung angekündigt,
ein Gläubiger legte sofortige Beschwerde ein. Die Versagung
der Restschuldbefreiung wurde dem Schuldner zugestellt, der
seinerseits zunächst PKH für eine beabsichtigte Rechtsbe-
schwerde beantragte. Diese wurde ihm auch gewährt, die Pro-
zessbevollmächtigte legte dann erst einmal Rechtsbeschwerde
ohne weitere Begründung ein verbunden mit dem Antrag auf
Wiedereinsetzung. Nach Ablauf der Begründungsfrist wies der
Berichterstatter des Senats auf diesen Umstand hin und kün-
digte an, das Rechtsmittel deshalb zu verwerfen. Daraufhin
wurde zusätzlich ein Antrag auf Wiedereinsetzung bzgl. der
Beschwerdebegründung gestellt.

Der Senat führt in seinem Beschluss aus, dass die Monatsfrist
des § 234 Abs. 1 Satz 2 ZPO mit Zustellung des Bewilligungs-
beschlusses für die PKH anlief und die Begründung daher ver-
spätet war.

Ausgangspunkt ist stets die Überlegung, dass die unbemittelte
Partei im Hinblick auf die Fristen nicht schlechter gestellt wer-
den darf als die bemittelte Partei. Um hier Einheitlichkeit her-
zustellen, hatte der Gesetzgeber die Wiedereinsetzungsfrist auf
einen Monat verlängert, wenn es sich bei der versäumten Frist
um eine Berufungs- oder Revisionsbegründungsfrist oder auch
eine Frist zur Begründung der Rechtsbeschwerde handelt. Nun
unterscheidet sich aber die Berufungs- bzw. Revisionsbegrün-
dungsfrist von der Frist zur Begründung der Rechtsbeschwerde
dadurch, dass erstere zwei Monate ab Zustellung der anzufech-
tenden Entscheidung, letztere aber nur einen Monat beträgt.
Bei der Rechtsbeschwerde gibt es keine gestaffelte Einlegungs-
und Begründungsfrist. Diese ist gem. § 575 Abs. 1 und Abs. 2
ZPO einheitlich einen Monat lang. Deshalb unterscheidet der
BGH auch im PKH-Verfahren und legt § 234 Abs. 2 ZPO für
Berufung und Revision so aus, dass nicht die Mittellosigkeit der
Partei, sondern die fehlende Entscheidung über den Wiederein-
setzungsantrag das Hindernis bedeutet. Erst mit Zustellung der
Entscheidung über den Wiedereinsetzungsantrag bzgl. der Ein-
legungsfrist beginnt daher dort die Begründungsfrist. Man
würde aber die unbemittelte Partei im PHK-Verfahren vorzie-
hen, wenn man so auch bei der Rechtsbeschwerde-Begrün-
dungsfrist argumentieren würde. Der bemittelten Partei bleibt
ab Zustellung der anzufechtenden Entscheidung eine Frist von
einem Monat zur Begründung. In dieser Situation befindet sich
die Partei im PKH-Verfahren nach Zustellung der die PKH
bewilligenden Entscheidung. Daher beginnt nach Auslegung
der zitierten Vorschriften durch den IX. ZS des BGH die Wie-
dereinsetzungsfrist für die Begründung im Rechtsbeschwerde-
verfahren in diesem Zeitpunkt. Mit dem Wiedereinsetzungsan-
trag ist die Begründung selbst zu verbinden.

Davon wiederum zu unterscheiden ist die Situation nach
Ablehnung eines PKH-Antrags. Hier wird der Partei stets noch
eine weitere Überlegungszeit von „ca. 3 Tagen“ zugebilligt,
innerhalb derer die Partei sich entscheiden kann, das Verfahren
auch ohne PKH durchzuführen. Damit können wir überblicks-
artig einmal wie folgt festhalten:

Wird im Rechtsmittelverfahren PKH bewilligt, gilt für die zu
beantragende Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bzgl. der
Rechtsmitteleinlegung eine Frist von zwei Wochen ab Zugang
der bewilligenden Entscheidung; bei ablehnender Entschei-
dung kommen etwa 3 Tage hinzu. Der Wiedereinsetzungsan-
trag bzgl. der üblicherweise bis dahin ebenfalls abgelaufenen
Begründungsfrist ist binnen einer Frist von einem Monat zu
stellen. Wenn es sich um die zweimonatigen Begründungsfris-
ten handelt (also bei Berufung und Revision), läuft diese Frist
erst ab Zugang des Beschlusses über die Wiedereinsetzung in
die Rechtsmittelfrist, wenn es sich aber um eine Frist zur
Begründung einer Rechtsbeschwerde handelt, beginnt die Frist
bereits mit dem Zugang des Bewilligungsbeschlusses für die
PKH. Für die in § 234 Abs. 1 Satz 2 weiter genannten Fälle
wäre dann ebenso danach zu unterscheiden, wie die Begrün-
dungsfrist jeweils gestaltet ist.

Rechtsanwalt Bertin Chab

Sozietät trotz Zusatz auf Briefbogen „in Elternzeit“

Aus der Tatsache, dass auf dem Kanzleibriefbogen der Zusatz „in
Elternzeit“ aufgenommen ist, kann ein Dritter keineswegs den
sicheren Schluss ziehen, dass die betreffende Anwältin nur ange-
stellt ist, sondern nur, dass sie wegen eines Kindes nicht aktiv tätig
ist. Auch eine Rechtsanwältin, die sich „in Elternzeit“ befindet,
bleibt (Schein-)Gesellschafterin der (Schein-)Sozietät. (eigener
Leitsatz)

AG Charlottenburg, Urt. v. 26.2.2008 – 206 C 491/07

Anmerkung:

In einem Anwaltshaftungsfall war u.a. streitig, ob eine Anwäl-
tin, die auf dem Kanzleibriefbogen mit dem Zusatz „in Eltern-
zeit“ aufgeführt war, für Schadensersatzansprüche gegen die
Sozietät mithaftet. Die Anwältin machte geltend, aus dem
Zusatz ergebe sich, dass sie keine Sozia, sondern nur Ange-
stellte sei, weswegen kein Rechtsschein einer Sozienstellung
bestehe.

Das Gericht schloss sich dieser Rechtsauffassung nicht an.
Grundsätzlich hafte ein Anwalt, der auf dem Briefbogen einer
Kanzlei aufgeführt werde, auch dann gesamtschuldnerisch mit
den anderen Anwälten, wenn er aufgrund des Innenverhältnis-
ses gar kein Sozius sei, nach den Grundsätzen der Rechts-
scheinshaftung (BGH, NJW 1999, 3040).

Hieran ändere auch der Zusatz „in Elternzeit“ nichts. Ein
außenstehender Dritter könne hieraus nicht den sicheren
Schluss ziehen, dass die Anwältin nur angestellt und keine
Sozia sei. Der Zusatz bringe nur zum Ausdruck, dass die
Anwältin wegen eines Kindes nicht aktiv tätig gewesen sei.
Auch eine Anwältin, die sich in Elternzeit befinde, bleibe
(Schein-)Sozia der (Schein-)Sozietät.

Angesichts der Tatsache, dass Elternzeit als Rechtsbegriff nach
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) nur
Arbeitnehmern zugute kommen kann, erscheint die Argumen-
tation der Anwältin verständlich. Andererseits ist jedoch zu
berücksichtigen, dass ein rechtsunkundiger Außenstehender
den Begriff Elternzeit nicht notwendig in seiner rechtstechni-
schen Bedeutung würdigen wird. Außerdem ist wohl nicht
davon auszugehen, dass die Kanzlei den Zusatz mit dem Ziel
verwendet hat, den Rechtsschein einer Sozietät zu zerstören.
Tatsächlich sollte wohl nur das vermittelt werden, was auch das
Amtsgericht aus dem Zusatz herausgelesen hat, nämlich dass
die Anwältin zurzeit wegen eines Kindes nicht aktiv in der
Kanzlei mitarbeite.

Rechtsanwalt Holger Grams
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Wiedereinsetzung bei Poststreik

Auf die übliche Postlaufzeit darf auch bei Warnstreiks bei der Post
vertraut werden, wenn keine konkreten Anhaltspunkte für eine
verzögerte Zustellung gegeben sind. (eigener Leitsatz)

OLG Nürnberg, Beschl. v. 19.5.2008 – 13 U 758/08

Anmerkung:

Immer wieder einmal kommt es durch Poststreiks zu Verzöge-
rungen bei der Zustellung, so auch im letzten Frühjahr. Der RA
hatte im Hinblick darauf das Schriftstück sogar 3 Tage vor Frist-
ablauf zur Post gegeben. Dennoch kam es nicht fristgerecht an.

Grds. darf auf eine Postlaufzeit von einem Werktag vertraut
werden. Im Streikfall ist dieses Vertrauen nur bedingt gerecht-

fertigt. Einkalkulieren muss man Verzögerungen aber nur,
soweit konkrete Anhaltspunkte dafür bestehe, dass das Schrift-
stück betroffen sein kann. Das OLG Nürnberg führt dazu aus,
es habe zwar angesichts der Warnstreiks objektiv die Gefahr
einer gewissen Verzögerung bestanden. Die Sorgfaltspflichten
eines Rechtsanwalts würden aber überspannt, wenn man von
ihm erwarten würde, die Tageszeitung täglich bis in die Rand-
notizen hinein daraufhin durchzusehen, ob dort über mögliche
Verzögerungen bei der Briefzustellung berichtet wird. Wieder-
einsetzung wurde gewährt. Sicherheitshalber wäre dennoch
anzuraten, in solchen Zweifelsfällen am Tag des Fristablaufs
beim Empfänger nachzufragen, ob Zustellung erfolgt ist.

Rechtsanwältin Antje Jungk

Aus der Arbeit der BRAK

Stellungnahme der BRAK zum Problempapier
mit Lösungsskizze „Anrechnung der

Geschäftsgebühr für eine vorgerichtliche
Tätigkeit auf die Verfahrensgebühr für eine

nachfolgende gerichtliche Tätigkeit“

erarbeitet vom Ausschuss Rechtsanwaltsvergütung der BRAK

Mitglieder: RAuNin Dagmar Beck-Bever, Hildesheim, RA Dr.
Jürgen F. Ernst, München, Vorsitzender, RA Roland Gross, Leip-
zig, RAuN Herbert P. Schons, Duisburg, RA Dr. Markus Sicken-
berger, Heilbronn, RAuN Joachim Teubel, Hamm, RA Klaus
Winkler, Kenzingen, RAin Julia von Seltmann, BRAK, Berlin

August 2008, BRAK-Stellungnahme Nr. 28/2008, Im Internet
unter www.brak.de (Stellungnahmen)

Die BRAK bedankt sich für die Möglichkeit, zum Problempa-
pier mit Lösungsskizze des Bundesministeriums der Justiz zum
Problem der Anrechnung der Geschäftsgebühr auf die Verfah-
rensgebühr für eine nachfolgende gerichtliche Tätigkeit Stel-
lung nehmen zu können und gibt nachfolgend ihre Stellung-
nahme wie folgt ab:

Die BRAK begrüßt grundsätzlich das Vorhaben, die Unklarhei-
ten bei der Anrechnung der Geschäftsgebühr auf die Verfah-
rensgebühr zu bereinigen. Eine Neuregelung der Anrechnungs-
methodik im Rechtsanwaltsvergütungsgesetz könnte die prakti-
schen Probleme bei der Kostenfestsetzung beseitigen, die durch
die neue Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs seit dem
7.3.2007 aufgetreten sind.

Der Änderungsvorschlag für einen neuen § 15a RVG-E
erscheint allerdings sehr kompliziert. Es ist zu befürchten, dass
eine solche Regelung die Gerichte weiter beschäftigen und
belasten wird.

Nach dem Problempapier mit Lösungsskizze des Bundesminis-
teriums der Justiz soll die Vorbemerkung 3 Abs. 4 bestehen
bleiben. Zusätzlich soll geregelt werden, was die Anrechnung
nicht zur Folge hat. Schon dieser systematische Ansatz scheint
verfehlt, da es Aufgabe des Gesetzgebers ist zu regeln, was die
Anrechnung bewirkt.

Der in dem Problempapier mit Lösungsskizze enthaltene Vor-
schlag eines neuen § 15a RVG bezieht sich selbst nicht auf die
Problematik der Anrechnung. Die Auswirkungen der vorge-
schlagenen Regelung ergeben sich nicht etwa aus dem Gesetz-
gebungsvorschlag, sondern aus der Gesetzesbegründung. Dies
birgt eine erhebliche Rechtsunsicherheit und sollte unbedingt
vermieden werden.

Durch die Rechtsprechung des BGH seit dem 7.3.2007 ist nun-
mehr klargestellt, dass die im Gesetz geregelte Anrechnung der
Geschäftsgebühr auf die Verfahrensgebühr die Ermäßigung der
Verfahrensgebühr um den anzurechnenden Teil bewirkt. Wenn
diese Folge nicht gewollt ist, ist es systematisch richtig, diesen
Formulierungsfehler zu korrigieren und die Anrechnungsrege-
lung so zu fassen, dass die Verfahrensgebühr in voller Höhe
bestehen bleibt und sich die Geschäftsgebühr um den anzu-
rechnenden Teil ermäßigt. Diese Lösung hätte zur Folge, dass
die bisherige Praxis, mit der die Anwaltschaft insgesamt zufrie-
den war, Gesetz würde. Dagegen vorgebrachte dogmatische
Bedenken, dass eine entstandene Gebühr nicht nachträglich
erlöschen könne, sind unbegründet. Denn die Geschäftsgebühr
ist auflösend bedingt, soweit sie sich durch anteilige Verrech-
nung mit der Verfahrensgebühr vermindert.

Die BRAK schlägt daher vor, durch eine entsprechende Ände-
rung der Anrechnungsvorschriften im RVG und im Vergü-
tungsverzeichnis klarzustellen, dass sich durch die Anrech-
nung die Geschäftsgebühr ermäßigt und die Verfahrensgebühr
in voller Höhe bestehen bleibt. Soweit gegen diesen Vorschlag
eingewandt wird, dass bei nachträglicher Bewilligung von
Prozesskostenhilfe keine Verrechnung der geleisteten Zahlung
auf die Differenz zwischen der Wahlanwaltsvergütung und
der PKH-Vergütung nach § 58 Abs. 2 erfolgen kann, lässt sich
diese Folge durch eine Klarstellung in § 58 Abs. 2 RVG besei-
tigen.

Die BRAK schlägt daher folgende Gesetzesänderungen im RVG
sowie im Vergütungsverzeichnis zum RVG vor:

§ 34 Abs. 2
Wenn nichts anderes vereinbart ist, ermäßigt sich die
Gebühr für die Beratung um die Gebühr für eine sonstige
Tätigkeit, die mit der Beratung zusammenhängt.
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§ 58 Abs. 2 Satz 2
Ist der Rechtsanwalt aufgrund einer nachträglichen Ermäßi-
gung einer Gebühr nach § 34 Abs. 2, der Vorbemerkung 2.1
oder 2.3 Abs. 4 zur Rückzahlung bereits geleisteter Zahlun-
gen verpflichtet, kann er einen zurückzuzahlenden Betrag
zunächst auf die Vergütung verrechnen, für die ein Anspruch
gegen die Staatskasse nicht oder nur unter der Voraussetzung
des § 50 besteht.

Vorbemerkung 2.3 Abs. 4
Soweit wegen desselben Gegenstandes eine Verfahrensge-
bühr entsteht, ermäßigt sich die Geschäftsgebühr auf die
Hälfte, höchstens jedoch um einen Gebührensatz von 0,75.
Sind mehrere Geschäftsgebühren entstanden, ist für die
Ermäßigung die zuletzt entstandene Gebühr maßgebend.
Die Ermäßigung erfolgt nur bezogen auf den Wert des
Gegenstandes, der in das gerichtliche Verfahren übergegan-
gen ist.

Vorbemerkung 2.1
Soweit wegen desselben Gegenstandes eine Geschäftsge-
bühr oder Verfahrensgebühr entsteht, entfallen die Gebühren
dieses Abschnitts.

Vorbemerkung 3
Abs. 4 entfällt
Absätze 5, 6 und 7 werden zu Absätzen 4, 5 und 6.

Dieser Vorschlag setzt die Praxis um, die bis zur Entscheidung
des BGH vom 7.3.2007 galt und die sich bewährt hat.

Die BRAK bittet, diesen Vorschlag zu prüfen und möglichst
kurzfristig das Gesetzgebungsverfahren einzuleiten, damit die
Gesetzesänderung noch in der 16. Legislaturperiode in Kraft
treten kann und so die erheblichen in der Praxis bestehenden
Probleme beseitigt werden können.

Stellungnahmen

Die nachfolgenden Stellungnahmen der BRAK können im
Internet unter www.brak.de/„Stellungnahmen“ abgerufen wer-
den:

Juni 2008

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 20) zur beabsichtigten Rege-
lung des Informationsschutzes für Arbeitnehmer in § 612a
BGB

Juli 2008

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 21) zum Vorschlag für eine
Richtlinie des Rates 200./…/JI vom … zur Erleichterung der
grenzübergreifenden Durchsetzung von Verkehrssicherheits-
vorschriften (KOM[2008] 151) (Ratsdokument 5213/08 –
COPEN 4 – vom 14.1.2008)

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 22) zu dem Entwurf eines ers-
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb (UWG-Novelle) – BR-Drucks. 345/08 vom
23. Mai 2008

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 23) zum Entwurf für ein Vier-
tes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher
Vorschriften/Gesetz zur verwaltungsverfahrensrechtlichen
Umsetzung der EG-Dienstleistungsrichtlinie

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 24) zum Weißbuch Schaden-
ersatzklagen wegen Verletzung des EG-Wettbewerbsrechts –
KOM (2008) 165 endgültig

August 2008

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 26) zur Verfassungsbeschwer-
de der Eheleute H. – 1 BvR 3135/07

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 27) zur Verfassungsbeschwer-
de der Prüftechnik D.B. AG – 1 BvR 2192/05

– Stellungnahme der BRAK (Nr. 28) zum Problempapier mit
Lösungsskizze „Anrechnung der Geschäftsgebühr für eine
vorgerichtliche Tätigkeit auf die Verfahrensgebühr für eine
nachfolgende gerichtliche Tätigkeit“.

Presseerklärungen

Nr. 13 vom 20. August 2008

Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt Gesetzentwurf für ein
umfassendes Beweiserhebungsverbot bei

Berufsgeheimnisträgern

Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin. Die BRAK begrüßt den
heute von der FDP vorgestellten Gesetzentwurf, mit dem
Rechtsanwälte bei heimlichen Ermittlungsmaßnahmen in glei-
cher Weise geschützt werden sollen wie Strafverteidiger, Geist-
liche und Abgeordnete. Das geltende Recht sieht ein Beweiser-
hebungsverbot und damit ein Abhörverbot nur bei Strafvertei-
digern vor, während „normale“ Rechtsanwälte prinzipiell abge-
hört werden dürfen.

„Diese Aufspaltung der Anwaltschaft in eine Zwei-Klassen-
Gesellschaft ist nicht zu rechtfertigen. Sie bedeutet eine unver-
hältnismäßige Beeinträchtigung des hoch sensiblen Vertrauens-
verhältnisses zwischen Mandant und Rechtsanwalt,“ erklärt
hierzu der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer Axel C.
Filges.

Filges weist zudem darauf hin, „dass eine Unterscheidung zwi-
schen Strafverteidigern einerseits und normalen Rechtsanwäl-
ten andererseits schon deshalb nicht praktikabel sei, weil
gerade in einem frühen Stadium heimlicher Ermittlungsmaß-
nahmen für die Polizei oft nicht erkennbar ist, ob ein Rechtsan-
walt als Strafverteidiger oder in sonstiger Funktion als Rechts-
anwalt tätig ist. Die Frage der Verwertbarkeit eines von ihm mit
seinem Mandanten geführten Gesprächs könne deshalb erst
nach umfassender Prüfung des Sachverhalts beantwortet wer-
den,“ erläutert Filges. „Diese gewillkürte Unterscheidung des
Gesetzes birgt daher ein erhebliches Missbrauchspotential,
Rechtsanwälte abzuhören, bis sich deren Strafverteidigereigen-
schaft erwiesen hat. Es gibt keine Veranlassung, die Strafverfol-
gungsbehörden mit einem derartigen Vertrauensvorschuss aus-
zustatten, denn dann wären Beweiserhebungsverbote ja grund-
sätzlich überflüssig. Der jetzt vorgestellte Entwurf beseitigt
diese von der BRAK schon immer kritisierte Unterscheidung.“

Die 2. Sitzung der 4. Satzungsversammlung findet am 14.11.2008 in Berlin statt.
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Hans Joachim Brand † 14.7.2008

Die Rechtsanwaltskammer Celle trauert um Hans Joachim
Brand – Träger des großen Verdienstkreuzes des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland –, der am 14. Juli 2008
im Alter von 81 Jahren verstorben ist.

RAuN a.D. Hans Joachim Brand gehörte dem Vorstand der RAK
Celle seit 1971 an und war von 1977 bis 1995 deren Präsident.
Bei der BRAK war er Mitglied im Ausschuss Öffentlichkeitsar-
beit.

Er hat sich wegweisende Verdienste um die Schaffung des Ver-
sorgungswerks der Rechtsanwälte, die Darstellung der Belange
der Rechtsanwaltschaft in der Öffentlichkeit und die Begrün-
dung von Partnerschaften zu europäischen Rechtsanwaltskam-
mern erworben.

Er bestach durch Geist, Humor und Toleranz. Die Anwaltschaft
verliert eine herausragende Anwaltspersönlichkeit. Wir werden
ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Celle, den 16.7.2008
Im Namen des Vorstandes und der Mitarbeiter der RAK Celle

Dr. Thomas Remmers
Präsident

Bundesverdienstkreuz am Band für Rechts-
anwalt Bertram Börner in Hannover

Der niedersächsische Justizminister Bernd Busemann hat am
13.8.2008 unserem langjährigen Geschäftsleitenden Vorsitzen-
den des Anwaltsgerichts Celle, Herrn Rechtsanwalt Bertram Bör-
ner, Hannover, das Bundesverdienstkreuz am Bande des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland ausgehändigt. Im
Rahmen einer Feierstunde im Gästehaus der Landesregierung
würdigte der Justizminister die Verdienste von Herrn Kollegen
Börner um die Berufsgerichtsbarkeit in Niedersachsen. Rechts-
anwalt Börner ist am 1.6.1982 als Anwaltsrichter berufen wor-
den und war vom 19.11.1994 bis zum 30.7.2006 Geschäftslei-
tender Vorsitzender des Anwaltsgerichts. Der Justizminister hat
in seiner Rede hervorgehoben, dass es für unser funktionieren-
des Rechtssystem von eminenter Wichtigkeit ist, das Berufsethos
der Rechtsanwälte zu stützen und zu stärken, etwaige Verfehlun-
gen zu ahnden und damit der besonderen Rolle des anwaltli-
chen Berufsstandes in der Rechtspflege Rechnung zu tragen.

Mitteilung der RAK Celle

Bayerischer Verdienstorden für
Rechtsanwalt Hansjörg Staehle

Der Präsident der RAK München und Vizepräsident der BRAK,
RA Hansjörg Staehle, München, wurde mit dem Bayerischen
Verdienstorden ausgezeichnet. Der Bayerische Ministerpräsi-
dent Dr. Günter Beckstein überreichte RA Staehle die hohe
Auszeichnung am 11. Juli 2008 im Antiquarium der Residenz
München.

RA Staehle gehört über 28 Jahre dem Vorstand der RAK Mün-
chen an.

Er ist seit 2002 Präsident der Rechtsanwaltskammer München;
im Jahr 2007 wurde er zum Vizepräsidenten der Bundesrechts-
anwaltskammer gewählt. RA Staehle hat an der großen Justizre-
form im Freistaat Bayern mitgewirkt und sich verstärkt für die
Anwendung von Informationstechnologie ausgesprochen. Her-
vorgehoben wurde sein Engagement für die Stärkung des Ver-
trauens zwischen Anwaltschaft und Judikative sowie für die
partnerschaftliche Kooperation mit der Bayerischen Justiz.
Gewürdigt wurde sein Einsatz für die gemeinsame Herausgabe
des Buches „Das Schicksal der jüdischen Rechtsanwälte in
Bayern nach 1933“ durch das Bayerische Staatsministerium der
Justiz und die Kammern Bamberg, München, Nürnberg und
Zweibrücken. RA Staehle vertiefte die Kontakte zu den anwalt-
lichen Berufsorganisationen der Nachbarländer in Italien,
Frankreich, Österreich, Schweiz und Slowenien.

Auf seine Initiative hin wurde der „Vertrauensanwalt“ für in Not
geratene Mitglieder ins Leben gerufen. Für sein selbstloses
Engagement für die Rechtsanwaltschaft hat ihn nun der Frei-
staat Bayern mit dem Bayerischen Verdienstorden, der an nicht
mehr als 2.000 lebende Personen verliehen wird, ausgezeich-
net.

Die Rechtsanwaltskammer München gratuliert Herrn Präsident
Hansjörg Staehle zur Verleihung der hohen Auszeichnung.

Michael Then,
Vizepräsident der Rechtsanwaltskammer München

Rechtsanwalt Dr. Fritz-Eckehard Kempter
erneut in das Präsidium des BFB gewählt

Auf Vorschlag der BRAK wurde RA Dr. Fritz-Eckehard Kempter,
Vizepräsident der RAK München und Vorsitzender des BRAK-
Ausschuss Gesellschaftsrecht, anlässlich der Mitgliederver-
sammlung des Bundesverbandes der Freien Berufe (BFB) am
27.6.2008 einstimmig in das Präsidium des BFB wiederge-
wählt.

Das Präsidium des BFB ist für eine Amtszeit von 4 Jahren
gewählt. Im BFB engagiert sich Dr. Kempter auf Benennung
durch die BRAK bereits als Vorsitzender des Arbeitskreises
Berufsrecht. Dr. Kempter ist ebenfalls Vizepräsident des Lan-
desverbandes Bayern im BFB.

Verleihung des Titels „Justizrat“

Der saarländische Minister für Justiz, Gesundheit und Soziales
hat am 13.8.2008 den nachfolgend genannten Kollegen den
Titel „Justizrat“ für ihre besonderen Verdienste im Dienste der
Anwaltschaft verliehen:

RA Thomas Berscheid
RA Kurt Haag
RA Dieter Kundler.

Schreiben der RAK Saarland v. 1.9.2008

Personalien
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Bundesverfassungsgericht

Unzulässige Durchsuchung von Kanzleiräumen und Woh-
nung eines Strafverteidigers

GG Art. 12 Abs. 1, Art. 13 Abs. 1; StGB § 185

*1. Die Durchsuchung auch beruflich genutzter Räume greift in
schwerwiegender Weise in das Grundrecht aus Art. 13 Abs. 1 GG
ein. Auch wenn eine solche Durchsuchung nicht unmittelbar den
Schutzbereich der Berufsfreiheit berührt, haben die Strafverfol-
gungsbehörden das Ausmaß der mittelbaren Beeinträchtigung der
beruflichen Tätigkeit des Betroffenen zu berücksichtigen.

*2. Die herausgehobene Bedeutung der anwaltlichen Berufsaus-
übung für die Rechtspflege und für die Wahrung der Rechte sei-
ner Mandanten gebietet eine besonders sorgfältige Beachtung der
Eingriffsvoraussetzungen und des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit.

*3. Das Auffinden etwaigen entlastenden Materials in den Unterla-
gen eines Strafverteidigers kann eine Durchsuchung nicht rechtfer-
tigen, wenn es dem RA ohne weiteres möglich ist, solches Material
im Rahmen seiner Verteidigung selbstständig vorzulegen.

*4. Ein Durchsuchungsbeschluss muss erkennen lassen, dass das
Gericht eine Abwägung der berührten Grundrechte mit der
Schwere des Tatvorwurfs vorgenommen hat. Dies gilt in besonde-
rer Weise, wenn eine Straftat, wegen der ermittelt wird, im engs-
ten Zusammenhang mit einer Strafverteidigertätigkeit steht.

BVerfG, Beschl. v. 5.5.2008 – 2 BvR 1801/06

Aus den Gründen:

[1] I. Die Verfassungsbeschwerde betrifft eine strafprozessrecht-
liche Durchsuchung in den Räumen eines als Verteidiger täti-
gen RA.

[2] 1. Der Bf. ist RA. Gegen einen seiner Mandanten wird
wegen diverser Delikte ermittelt, u.a. wegen Veruntreuung
oder Geldwäsche. In einem Strafverfahren gegen diesen Man-
danten erging ein Durchsuchungsbeschluss des AG X., gegen
den der Bf. unter dem 14.10.2005 Beschwerde einlegte.
Wegen einiger Passagen dieses Beschwerdeschriftsatzes erstat-
tete der erkennende Amtsrichter gegen den Bf. Strafanzeige
wegen Beleidigung. Die vorgeworfenen Äußerungen sind in
der Anzeige wie folgt zusammengefasst:

[3] „In der Beschwerdeschrift wird mir insbesondere vorgewor-
fen, ich hätte in diesem Beschluss ‚wider besseres Wissen‘ Tat-
sachen falsch dargestellt, hätte zu einer Summe einen Betrag
von 400.000 Euro ‚hinzugemogelt‘ und Beträge in ‚unzulässi-
ger und rechtswidriger Weise‘ übertrieben, sei meiner Ver-
pflichtung nicht nachgekommen, selbst die Grundlagen meiner
Entscheidung zu beurteilen, hätte mich für eine behauptete
Ungereimtheit scheinbar nicht interessiert, ‚weil sie ja viel-
leicht zugunsten des Beschuldigten gewertet werden müsste‘
und hätte mich gegenüber einer bestimmten behaupteten Kon-
stellation ‚stur nicht erkennend‘ gestellt. Weiter wird mir inzi-
dent vorgeworfen, ‚Tatsachen zu verwischen‘, weil mich
bestimmte behauptete ‚Verhältnisse nicht befriedigen‘, wobei
als Motiv für all dies Neid und Aversionen auf den bzw. gegen-
über dem Beschuldigten vermutet werden.“

[4] In dem daraufhin von der Staatsanwaltschaft eingeleiteten
Ermittlungsverfahren erließ das AG X. den angegriffenen

Durchsuchungsbeschluss, mit dem es die Durchsuchung von
Wohnung und Kanzleiräumen des Bf. anordnete, um dort

[5] „Handakten und Unterlagen“ aufzufinden, „aus denen sich
ergibt, ob der Beschuldigte wider besseren Wissens gehandelt
hat und was Grundlage seiner Behauptungen in der Beschwer-
deschrift v. 14.10.2005 ... ist“.

[6] Zur Begründung heißt es, der Beschuldigte sei

[7] „verdächtig, durch die bereits genannte Beschwerdeschrift
... den Richter ... durch ehrverletzende Äußerungen i.S.d. § 185
StGB beleidigt zu haben und ihn zu Unrecht einer Rechtsbeu-
gung verdächtigt zu haben. Diese Handlungen sind mit Strafe
bedroht gem. §§ 185, 164 Abs. 2 StGB. Der Tatverdacht beruht
auf den bisherigen Ermittlungen, insbesondere der in den
Akten befindlichen Beschwerdeschrift des Beschuldigten ...“.

[8] Bei der daraufhin durchgeführten Durchsuchung seiner
Kanzleiräume gab der Bf. eine Akte und verschiedene Unterla-
gen, die jeweils Transaktionen des oder mit dem Mandanten N.
des Bf. betrafen, freiwillig heraus. Ferner wurde der Aktenbe-
stand des Bf. fotografiert. Im ebenfalls durchsuchten Wohnhaus
des Bf. wurden sämtliche schriftliche Unterlagen durchgese-
hen, aber nichts gefunden.

[9] 2. Im Beschwerdeverfahren bestätigte das LG X. den Durch-
suchungsbeschluss. Eine zwangsweise Durchsuchung habe
angeordnet werden müssen, weil der Bf. den Ermittlungsbeam-
ten den Zutritt nur außerhalb seiner Bürozeiten freiwillig
gestattet habe.

[10] II. Der Bf. rügt die Verletzung seiner Grundrechte aus
Art. 12 und 13 GG. Er macht geltend, der Tatverdacht einer
Beleidigung liege fern, weil seine Aussagen in der Beschwerde-
schrift wahr seien. Überzogene Aussagen des Verteidigers dürf-
ten nicht dazu führen, dass er wegen Beleidigung belangt
werde. Die Durchsuchung sei auch deshalb rechtswidrig, weil
ihr Ziel ausschließlich die Beschlagnahme von gesetzlich
geschützten Verteidigerakten gewesen sei. Der Durchsuchungs-
beschluss enthalte keine wirksame Eingrenzung des Zieles; an
sich hätten die Beamten sämtliche Akten des Bf. auf Anhalts-
punkte hin überprüfen müssen. Jedenfalls die Durchsuchung
seiner 20 km entfernten Privatwohnung sei nicht geeignet gewe-
sen, um Beweismittel für eine Beleidigung aufzufinden.

[11] Darüber hinaus verlangt der Bf. die Herausgabe der Foto-
grafien, die während der Durchsuchung von seinen Aktenbe-
ständen angefertigt wurden.

[12] III. Soweit sich der Bf. gegen die Anordnung der Durchsu-
chung wendet, nimmt die Kammer die Verfassungsbeschwerde
zur Entscheidung an, weil dies zur Durchsetzung der in § 90
Abs. 1 BVerfGG genannten Rechte angezeigt ist (§ 93b i.V.m.
§ 93a Abs. 2 Buchst. b BVerfGG). Die Verfassungsbeschwerde
ist in einem die Zuständigkeit der Kammer nach § 93c Abs. 1
Satz 1 BVerfGG begründenden Sinne offensichtlich begründet.
Die angegriffenen Beschlüsse verletzen den Bf. in seinem
Grundrecht aus Art. 13 Abs. 1 und 2 GG, soweit sie die Durch-
suchung seiner Wohnung und seiner Büroräume anordnen und
die dagegen gerichtete Beschwerde verwerfen.

[13] Soweit der Bf. die Herausgabe der während der Durchsu-
chung angefertigten Fotografien verlangt, wird die Verfassungs-
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beschwerde nicht zur Entscheidung angenommen, weil die
Annahmevoraussetzungen gem. § 93a Abs. 2 BVerfGG nicht
vorliegen; die Verfassungsbeschwerde hat insoweit keine Aus-
sicht auf Erfolg.
[14] 1. Soweit sich der Bf. gegen die Herstellung von Fotografien
seiner Aktenbestände während der Durchsuchung wendet und
deren Herausgabe verlangt, ist die Verfassungsbeschwerde
unzulässig. Er hat insoweit keine Rechtsmittel eingelegt, so dass
der Rechtsweg nicht erschöpft ist (§ 90 Abs. 2 Satz 1 BVerfGG).
[15] 2. Die Durchsuchung auch beruflich genutzter Räume
greift in schwerwiegender Weise in das Grundrecht aus Art. 13
Abs. 1 GG ein (BVerfGE 97, 228 265; st. Rspr). Auch wenn
eine solche Durchsuchung nicht unmittelbar den Schutzbe-
reich der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG berührt
(BVerfGE 97, 228, 253 f.; 113, 29, 48), haben die Strafverfol-
gungsbehörden das Ausmaß der – mittelbaren – Beeinträchti-
gung der beruflichen Tätigkeit des Betroffenen zu berücksichti-
gen (BVerfGE 113, 29, 48 f.).

Die herausgehobene Bedeutung
der Berufsausübung eines RA für
die Rechtspflege und für die
Wahrung der Rechte seiner Man-
danten (vgl. BVerfGE 44, 353,

372 f.; 110, 226, 251 ff.) gebietet die besonders sorgfältige
Beachtung der Eingriffsvoraussetzungen und des Grundsatzes
der Verhältnismäßigkeit, auch wenn die Beschlagnahme und
die auf sie gerichtete Durchsuchung bei einem als Strafverteidi-
ger tätigen RA durch § 97 StPO nicht generell ausgeschlossen
ist, wenn dieser selbst Beschuldigter in einem gegen ihn gerich-
teten Strafverfahren ist (Meyer-Goßner, StPO, 50. Aufl. 2007,
§ 97 Rdnr. 4).
[16] Ein Verstoß gegen diese Anforderungen liegt vor, wenn sich
sachlich zureichende plausible Gründe für eine Durchsuchung
nicht mehr finden lassen. Dass der Ermittlungsrichter diese Ein-
griffsvoraussetzungen selbstständig und eigenverantwortlich
geprüft hat (vgl. BVerfGE 103, 142, 151 f.), muss in dem
Beschluss zum Ausdruck kommen. Es ist zu verlangen, dass ein
dem Beschuldigten angelastetes Verhalten geschildert wird, das
den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt. Die wesentlichen
Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes, die die Strafbarkeit des
zu subsumierenden Verhaltens kennzeichnen, müssen berück-
sichtigt werden (BVerfG, Beschl. der 3. Kammer des Zweiten
Senats v. 7.9.2006 – 2 BvR 1219/05 –, NJW 2007, 1443 f.).
[17] 3. Der angegriffene Durchsuchungsbeschluss genügt die-
sen verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht.
[18] a) Die Durchsuchung der
Kanzleiräume und der Woh-
nung des Bf. war nicht erforder-
lich, um den Tatverdacht zu erhärten.
[19] Die dem Bf. vorgeworfenen Äußerungen ergaben sich aus
einem Schriftsatz in einer den Ermittlungsbehörden zugängli-
chen Gerichtsakte. Die Handakte des Bf. war zum Beweis der

ihm vorgeworfenen Äußerungen nicht erforderlich, denn es
war nicht zweifelhaft, dass die vorgeworfenen Äußerungen tat-
sächlich vom Bf. stammten. Das Auffinden etwaigen entlasten-
den Materials in den Unterlagen des Bf. kann den Grundrechts-
eingriff ebenfalls nicht rechtfertigen; denn es wäre dem Bf.
ohne weiteres möglich gewesen, solches Material im Rahmen
seiner Verteidigung selbstständig vorzulegen.
[20] Anhaltspunkte dafür, dass der Bf. Unterlagen zu den Hin-
tergründen seiner Aussagen in dem Schriftsatz in seiner Privat-
wohnung aufbewahren könnte, nennt der Durchsuchungsbe-
schluss nicht; sie sind auch sonst nicht ersichtlich.

[21] b) Die angegriffenen Be-
schlüsse lassen nicht erkennen,
dass die Gerichte eine Abwä-
gung der berührten Grundrechte
mit der Schwere des Tatvorwurfs
vorgenommen hätten.

[22] Dabei hätte besonderer Anlass für eine Auseinanderset-
zung mit der Bedeutung der Verteidigertätigkeit des Bf. bestan-
den, denn die Straftat, wegen der gegen ihn ermittelt wurde,
stand in engstem Zusammenhang mit dieser Tätigkeit.
Die Durchsuchung richtete sich
gezielt auf die Verteidigerakten
im Falle des Mandanten N., weil
der Hintergrund von Aussagen
des Bf. in einem Schriftsatz in
dieser Sache aufgeklärt werden sollte. Die Frage der inhaltli-
chen Richtigkeit der vom Bf. aufgestellten, ihm vorgeworfenen
Behauptungen war Gegenstand des gegen den Mandanten
gerichteten Ermittlungsverfahrens. Die Rechte des Mandanten
und das Vertrauensverhältnis zu seinem Anwalt waren daher in
besonderer Weise betroffen. Angesichts der Möglichkeit, durch
die Ermittlungen wegen Richterbeleidigung Zugriff auf die
sonst den Ermittlungsbehörden nach § 97 Abs. 1 i.V.m. § 53
Abs. 1 Nr. 2 StPO entzogenen Verteidigerakten zu erhalten,
hätte die Durchsuchung einer besonders sorgfältigen Prüfung
und Begründung bedurft.
[23] Dabei wäre auch die geringe Beweisbedeutung der zu
suchenden Unterlagen für das Ermittlungsverfahren zu berück-
sichtigen gewesen. Denn die erweisliche Unwahrheit der
Äußerungen ist jedenfalls für den Tatbestand des § 185 StGB
nicht relevant. Grundlage des Vorwurfs der Beleidigung war
nicht das Bestreiten bestimmter Tatsachen durch den Bf., son-
dern seine von den Ermittlungsbehörden angenommene Unter-
stellung gegenüber dem Gericht, den Sachverhalt zu Lasten sei-
nes Mandanten bewusst falsch dargestellt zu haben.
[24] Dem angegriffenen Durchsuchungsbeschluss liegt keine
diese Gesichtspunkte berücksichtigende Abwägung zugrunde.
[25] IV. Die angegriffenen Entscheidungen werden gem. § 95
Abs. 2 Satz 1 BVerfGG aufgehoben. Die Sache wird an das LG
zurückverwiesen, das noch über die Kosten des Beschwerde-
verfahrens zu entscheiden haben wird.

Anwaltsgerichtliche Rechtsprechung
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Fachanwalt – Kein eigenes Prüfungsrecht der Rechtsan-
waltskammer hinsichtlich Klausurbewertungen

FAO § 4a, § 6 Abs. 2 c)
1. Die Bewertung der im Fachlehrgang angefertigten Klausuren ist
einer fachlichen Überprüfung durch die RAK entzogen (Bestäti-

gung und Fortführung des Senatsbeschl. v. 23.9.2002 – AnwZ [B]
40/01, NJW 2003, 741).

2. Die Kompetenz des Fachausschusses der RAK beschränkt sich
auf die Prüfung, ob die vom Ast. vorgelegten Zeugnisse den
Anforderungen des § 6 Abs. 2 FAO an eine erfolgreiche Lehr-

Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit

Keine Erforderlichkeit

Unterbliebene Abwä-
gung der Grundrechte

mit Tatvorwurf

Strafverteidiger-
tätigkeit
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gangsteilnahme genügen. Ist dies nicht der Fall, so scheidet ein
Nachweis der besonderen theoretischen Kenntnisse nach § 6
Abs. 2 FAO aus. Der Fachausschuss ist weder berechtigt noch ver-
pflichtet, einen nach § 6 Abs. 2 FAO unzureichenden Nachweis
etwa dadurch zu „vervollständigen“, dass er eine im Fachlehrgang
nicht bestandene Klausur selbst nochmals fachlich beurteilt und
entgegen dem Lehrgangsveranstalter als „bestanden“ bewertet.

BGH, Beschl. v. 21.7.2008 – AnwZ (B) 62/07

Aus den Gründen:

[1] I. Der am 17.11.1995 zur Rechtsanwaltschaft zugelassene
Ast. beantragte am 13.6.2006 bei der Agin., ihm die Führung
der Bezeichnung „Fachanwalt für Strafrecht“ zu gestatten. Er
fügte seinem Antrag als Nachweis der besonderen theoreti-
schen Kenntnisse im Strafrecht ein Zertifikat der DAA über
seine Teilnahme am „Fachlehrgang Strafrecht“ sowie ein „Klau-
surenzertifikat“ bei. In diesem wird bescheinigt, dass der Ast.
im Rahmen des Fachlehrgangs vier (von fünf) schriftlichen Leis-
tungskontrollen (Aufsichtsarbeiten) von je drei Stunden Dauer
bestanden hat. Der Ast. vertrat in seinem Antrag die Auffas-
sung, dass die (nicht bestandene) dritte Klausur des Lehrgangs
sowie die entsprechende Wiederholungsklausur vom Dozenten
des Lehrgangs zu Unrecht als nicht bestanden bewertet worden
seien und deshalb von der Agin. neu zu bewerten und als
bestanden anzusehen seien.

[2] Mit Bescheid v. 12.2.2007 lehnte die Agin. den Antrag ab.
Der AGH hat den Antrag auf gerichtliche Entscheidung zurück-
gewiesen. Dagegen wendet sich der Ast. mit seiner vom AGH
zugelassenen sofortigen Beschwerde.

[3] II. Das Rechtsmittel ist zulässig (§ 223 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4,
§ 42 Abs. 4 BRAO), hat in der Sache aber keinen Erfolg. Die
Agin. hat dem Ast. die Befugnis, die Fachanwaltsbezeichnung
für das Strafrecht zu führen, mit Recht versagt. Der Ast. hat nicht
nachgewiesen, dass er über die nach § 43c Abs. 1 Satz 1 BRAO
i.V.m. § 1 Satz 2, § 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 FAO geforderten
besonderen theoretischen Kenntnisse im Strafrecht verfügt.

[4] 1. Soweit besondere theoretische Kenntnisse durch eine
erfolgreiche Lehrgangsteilnahme (§ 4 Abs. 1 FAO) nachgewie-
sen werden sollen, hat der Bewerber Zeugnisse des Lehrgangs-
veranstalters vorzulegen, die den Anforderungen nach § 6
Abs. 2 FAO entsprechen. Dem genügt das vom Ast. vorgelegte
Klausurenzertifikat der DAA nicht. Es fehlt der Nachweis dafür,
dass die Gesamtdauer der bestandenen Leistungskontrollen 15
Zeitstunden nicht unterschreitet (§ 6 Abs. 2 Buchst. c) Satz 3
FAO a.F.; § 6 Abs. 2 Buchst. a) i.V.m. § 4a Abs. 2 Satz 2 FAO
n.F.). Nach dem Klausurenzertifikat hat der Ast. lediglich (vier
von fünf) Leistungskontrollen mit einer Gesamtdauer von 12
Zeitstunden bestanden.

[5] Mit Recht hat es die Agin. abgelehnt, die dritte Klausur und
die Wiederholungsklausur, die vom Dozenten des Fachlehr-
gangs nach Auffassung des Ast. zu Unrecht als nicht bestanden
bewertet worden sein sollen, in eigener Verantwortung neu zu
bewerten.

Ein eigenständiges Bewertungs-
recht hinsichtlich der Lehrgangs-
klausuren steht der Agin. im Rah-
men des formalisierten Nach-
weisverfahrens, wie es in § 43c
Abs. 2 BRAO i.V.m. § 4 Abs. 1,

§ 6 Abs. 2 FAO geregelt ist, nicht zu.

[6] a) Nach der Rspr. des Senats ist der mit der Prüfung der Vor-
aussetzungen für die Verleihung der Fachanwaltsbezeichnung
befasste Ausschuss der RAK nicht berechtigt, die Rechtskennt-
nisse des Bewerbers anhand der vorgelegten Lehrgangsklausu-
ren (und Arbeitsproben) selbst zu beurteilen und dabei

erkannte Defizite etwa zum Anlass für ein Fachgespräch zu
nehmen. Ein so weitgehendes materielles Prüfungsrecht
hinsichtlich der fachlichen Qualität der vorgelegten Klausuren
(und Arbeitsproben) ist weder § 43c Abs. 2 BRAO noch den
Bestimmungen der FAO selbst zu entnehmen.

Die dem Fachausschuss oblie-
gende Prüfung der theoretischen
Kenntnisse und praktischen
Erfahrungen anhand der vorzule-
genden Nachweise (§ 43c Abs. 2 BRAO) ist vielmehr weitge-
hend formalisiert und lässt dem Fachausschuss keinen Raum
für eine eigenständige Beurteilung der fachlichen Qualifikation
eines Bewerbers, der die in §§ 4 bis 6 FAO geforderten Nach-
weise erbracht hat. Insbesondere steht es dem Fachausschuss
nicht zu, die durch eine erfolgreiche Lehrgangsteilnahme nach-
gewiesenen besonderen theoretischen Kenntnisse des Bewer-
bers anhand der bestandenen Lehrgangsklausuren (und der
vorgelegten Arbeitsproben) zu überprüfen und in Zweifel zu
ziehen (Beschl. v. 23.9.2002 – AnwZ [B] 40/01, NJW 2003,
741, unter II 4 b).

[7] b) Für den umgekehrten Fall, in dem eine oder mehrere der
im Fachlehrgang angefertigten Klausuren als nicht bestanden
bewertet worden sind, gilt nichts anderes. Auch insoweit sind
die Klausurbewertungen einer fachlichen Überprüfung durch
die Agin. entzogen. Die Kompetenz des Fachausschusses der
Agin. beschränkt sich auch hier auf die Prüfung, ob die vom
Ast. vorgelegten Zeugnisse den Anforderungen des § 6 Abs. 2
FAO an eine erfolgreiche Lehrgangsteilnahme genügen. Ist dies
nicht der Fall, so scheidet ein Nachweis der besonderen theo-
retischen Kenntnisse nach § 6 Abs. 2 FAO aus. Der Fachaus-
schuss ist weder berechtigt noch verpflichtet, einen nach § 6
Abs. 2 FAO unzureichenden Nachweis etwa dadurch zu „ver-
vollständigen“, dass er eine im Fachlehrgang nicht bestandene
Klausur, wie es der Ast. begehrt, eigenständig auf ihre fachliche
Qualität beurteilt und entgegen der Beurteilung durch den
Lehrgangsveranstalter als „bestanden“ bewertet.

[8] Dies entspricht auch dem
Sinn und Zweck der Bestimmun-
gen in § 43c Abs. 2 BRAO und
§§ 4 ff. FAO über die vom RA
nachzuweisenden Voraussetzun-
gen für die Verleihung einer

Fachanwaltsbezeichnung. Das in diesen Bestimmungen gere-
gelte Prüfungsverfahren beschränkt sich auf eine Prüfung der
vom RA vorzulegenden Nachweise (§ 43c Abs. 2 BRAO); es ist
insoweit formalisiert und gerade nicht auf eine individuelle
Ermittlung des Wissens und der Fähigkeiten des einzelnen
Bewerbers im Fachgebiet durch eine umfassende (schriftliche
oder mündliche) Prüfung ausgerichtet (Senatsbeschl. v.
23.9.2002, a.a.O., unter II 4 b bb; Senatsbeschl. v. 7.3.2005 –
AnwZ [B] 11/04, NJW 2005, 2082 = BRAK-Mitt. 2005, 123,
unter II 1 a bb; Senatsbeschl. v. 16.4.2007 – AnwZ [B] 31/06,
NJW 2007, 2125, Tz. 12, m.w.N.). Dies würde unterlaufen,
wenn der Fachausschuss berechtigt oder verpflichtet wäre, die
im Rahmen des Lehrgangs als bestanden oder nicht bestanden
bewerteten Klausuren nochmals eigenständig zu bewerten.

[9] Schützenswerte Interessen des
Bewerbers werden dadurch nicht
beeinträchtigt. Ihm verbleibt,
wenn er auch die Wiederho-
lungsklausuren im Fachlehrgang
nicht bestanden hat, die unbe-
schränkte Möglichkeit, an einem oder mehreren weiteren Fach-
lehrgängen teilzunehmen oder den Nachweis besonderer theo-
retischer Kenntnisse im Strafrecht in anderer Weise als durch
erfolgreiche Lehrgangsteilnahme zu erbringen (§ 4 Abs. 3 FAO).

Nur Nachprüfung
i.S.d. § 6 II c) FAO

möglich

Weitgehend formali-
siertes Verfahren

Sinn und Zweck der
§§ 43c Abs. 2 BRAO,

4 ff. FAO

Unbeschränkte
Wiederholungs-
möglichkeiten
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[10] c) Aus der Rspr. des BVerfG zu den aus Art. 12 Abs. 1 GG
abzuleitenden Anforderungen an berufsbezogene Prüfungsver-
fahren und zur gerichtlichen Überprüfung behördlicher Prü-
fungsbescheide (BVerfGE 84, 34 ff.) ist ein Anspruch des Ast.
auf eine Neubewertung der Lehrgangsklausuren durch die
Agin. ebenfalls nicht herzuleiten.

[11] Das BVerfG hat in seiner Grundsatzentscheidung zu den
juristischen Staatsprüfungen (a.a.O.) Maßstäbe dafür entwi-
ckelt, inwieweit den Prüfungsbehörden bei prüfungsspezifi-
schen Wertungen ein Entscheidungsspielraum zusteht und
inwieweit solche Bewertungen der gerichtlichen Kontrolle
unterliegen. Es kann dahingestellt bleiben, ob diese Rspr. auf
Bereiche übertragen werden kann, in denen Prüfungsleistun-
gen nicht von einer hoheitlich tätigen Prüfungsbehörde abge-
nommen und bewertet werden, sondern – wie hier – von der
DAA GmbH auf der Grundlage eines privatrechtlichen Vertra-
ges. Ob sich daraus bereits ergibt, dass der Ast., wie der AGH
gemeint hat, Fragen der Klausurbewertung ausschließlich mit
dem Lehrgangsveranstalter unter Einschaltung der ordentlichen
Gerichte zu klären hätte (so Henssler-Prütting/Stobbe, BRAO,
2. Aufl., § 6 FAO Rdnr. 21), kann offen bleiben. Jedenfalls folgt
aus dem Umstand, dass es sich bei den Bestimmungen über die
Verleihung von Fachanwaltsbezeichnungen lediglich um Rege-
lungen und Einschränkungen der anwaltlichen Berufsausübung
handelt (BVerfG, NJW 2005, 3558; Senatsbeschl. v. 7.3.2005,
a.a.O., unter II 2 a bb), dass eine Überprüfung der im Fachlehr-
gang vorgenommenen Klausurbewertungen durch die Agin.
und im Rahmen eines sich daran anschließenden anwaltsge-
richtlichen Verfahrens jedenfalls nicht weiter gehen könnte, als
es das BVerfG für die juristischen Staatsprüfungen, in denen es
um den Berufszugang und damit um Einschränkungen der
Berufswahlfreiheit geht, entschieden hat.

Danach besteht für die Prüfungs-
behörden bei der Bewertung
juristischer Prüfungsleistungen
ein Entscheidungsspielraum hin-
sichtlich „prüfungsspezifischer
Wertungen“, der einer gerichtli-
chen Kontrolle nur eingeschränkt

zugänglich ist (BVerfGE 84, 34, 50; vgl. auch BGHZ 142, 97,
99). Überschritten ist dieser prüfungsrechtliche Bewertungs-
spielraum nur dann, wenn die Prüfungsbehörden Verfahrens-
fehler begehen, anzuwendendes Recht verkennen, von einem
unrichtigen Sachverhalt ausgehen, allgemeingültige Bewer-
tungsmaßstäbe verletzen oder sich von sachfremden Erwägun-
gen leiten lassen (BVerfGE 84, 34, 53 f.).

[12] Solche Fehler zeigt der Ast. nicht auf. Er wiederholt zwar
in der Begründung seiner sofortigen Beschwerde seinen Vor-
wurf, dass die angegriffenen Bewertungen „nicht nachvollzieh-
bar“ und „inhaltlich nicht sachgemäß und vertretbar“ seien,
legt aber eine Überschreitung des dem Prüfer zustehenden
Bewertungsspielraums nach Maßgabe der oben genannten Kri-
terien nicht konkret dar. Insbesondere zeigt der Ast. nicht auf,
dass etwa allgemeingültige Bewertungsmaßstäbe verletzt wor-
den wären, indem zutreffende oder zumindest vertretbare Ant-
worten vom Prüfer als falsch bezeichnet worden seien (dazu
BVerfGE 84, 34, 56).

Seine Kritik richtet sich im
Wesentlichen gegen die Gesamt-
bewertung der Klausuren als
„nicht bestanden“. Dass diese im
Kernbereich des prüfungsspezifi-
schen Bewertungsspielraums lie-
gende Beurteilung nicht nachvollziehbar, willkürlich oder
offensichtlich falsch sei, hat der AGH zutreffend verneint. Das
Beschwerdevorbringen des Ast. rechtfertigt keine andere Beur-

teilung; es beschränkt sich auf eine Wiederholung seines vorin-
stanzlichen Vorbringens.

[13] 2. Der Ast. hat auch nicht nachgewiesen, dass er beson-
dere theoretische Kenntnisse im Strafrecht außerhalb eines
Lehrgangs erworben hat (§ 4 Abs. 3 FAO). Solche Kenntnisse
müssen dem im jeweiligen Fachlehrgang zu vermittelnden
Wissen entsprechen. Gefordert ist damit eine Äquivalenz der
anderweitig erworbenen besonderen theoretischen Kenntnisse
mit den Lehrgangsinhalten (Henssler-Prütting/Stobbe, a.a.O.,
§ 4 FAO Rdnr. 17). Die vom Ast. vorgelegten Nachweise rei-
chen hierfür nicht aus. Dies gilt für die nicht abgeschlossene
Dissertation des Ast. ebenso wie für die Bescheinigungen v.
17.3.und 5.5.2007 über die Teilnahme des Ast. an eintägigen
Seminaren zur Strafzumessung und zum Sexualstrafrecht und
für dessen Mitwirkung an einem Tagesseminar zur Genitalver-
stümmelung. Unerheblich ist im Rahmen des § 4 Abs. 3 FAO,
dass der Ast. im Rahmen seiner juristischen Ausbildung die
Examenshausarbeiten im Strafrecht angefertigt und als Referen-
dar neben der Pflichtstation auch eine auf das Strafrecht ausge-
richtete Wahlstation absolviert hat.
[14] 3. Die Agin. hat es auch zu Recht abgelehnt, der Bitte des
Ast. nachzukommen, ihn zu einem Fachgespräch zu laden, um
auf diese Weise die nicht erfolgreiche Lehrgangsteilnahme aus-
zugleichen.

[15] Nach der Rspr. des Senats
können in dem Fachgespräch
nach § 7 FAO nur Unklarheiten
in und Zweifel an den vorgeleg-
ten Nachweisen geklärt, nicht
aber fehlende Nachweise ersetzt

werden (Senatsbeschl. v. 16.4.2007 – AnwZ [B] 31/06, NJW
2007, 2125 = BRAK-Mitt. 2007, 399, Leitsatz; siehe auch
Senatsbeschl. v. 25.2.2008 – AnwZ [B] 14/07, BRAK-Mitt.
2008, 133). Danach darf bei einer nicht erfolgreichen Lehr-
gangsteilnahme nicht ein Fachgespräch mit dem Ziel geführt
werden, eine oder mehrere nicht bestandene Klausuren auszu-
gleichen, um auf diesem Weg das Defizit der nicht erfolgrei-
chen Lehrgangsteilnahme durch ein Fachgespräch zu ersetzen.
Dies folgt aus der begrenzten „Ergänzungsfunktion“ des Fach-
gesprächs, die letztlich darauf beruht, dass § 43c Abs. 1 und 2
BRAO nicht auf eine individuelle Ermittlung des Wissens und
der Fähigkeiten des einzelnen Bewerbers im Fachgebiet durch
eine umfassende (schriftliche oder mündliche) Prüfung aus-
gerichtet ist (Senatsbeschl. v. 7.3.2005, a.a.O., unter II 1 a bb).
[16] Die Anordnung eines Fachgesprächs war auch nicht im
Hinblick auf die vom Ast. vorgelegten Nachweise für außerhalb
eines Lehrgangs (§ 4 Abs. 3 FAO) erworbene besondere theore-
tische Kenntnisse im Strafrecht geboten. Eine solche Anordnung
wäre in Betracht gekommen, wenn insoweit der Nachweis der
besonderen theoretischen Kenntnisse nicht voll gelungen wäre
und deshalb diesbezüglicher Klärungsbedarf bestanden hätte
(Senatsbeschl. v. 7.3.2005, a.a.O.). Die vom Ast. für den Nach-
weis nach § 4 Abs. 3 FAO vorgelegten Unterlagen waren
jedoch derart unzureichend, dass die Agin. insoweit mit Recht
keinen (partiellen) Klärungsbedarf und damit keinen Anlass für
ein eng begrenztes Fachgespräch gesehen hat.

Ablehnung eines Richters wegen dessen Mitwirkung an
einem früheren Verwaltungsvorgang
ZPO § 42 Abs. 2
*Der Umstand, dass ein Richter in einem früheren Verfahren ggf.
Verstöße gegen Gesetzesvorschriften begangen hat, reicht allein
nicht als Befangenheitsgrund aus.
BGH, Beschl. v. 18.6.2008 – AnwZ (B) 4/07
Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Entscheidungsspiel-
raum bzgl. prüfungs-

spezifischer
Wertungen

Keine allgemeingülti-
gen Bewertungsmaß-

stäbe verletzt

Kompensation durch
Fachgespräch nicht

möglich
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Unzulässige sofortige Beschwerde gegen Kostenentschei-
dung des Anwaltsgerichtshofs

BRAO § 116 Satz 2; StPO § 304 Abs. 4 Satz 2 Halbs. 1
*1. Auf das anwaltsgerichtliche Verfahren sind, soweit die BRAO
keine eigenen Regeln enthält, die Vorschriften der StPO entspre-
chend anzuwenden.

*2. Nach § 304 Abs. 4 Satz 2 Halbs. 1 StPO ist die Beschwerde
gegen Beschlüsse des OLG, die nicht im ersten Rechtszug erlassen
worden sind, generell ausgeschlossen. Beschlüsse des AGH stehen
insoweit Entscheidungen des OLG gleich.

*3. Die gegen die Kostenentscheidung eines AGH gerichtete
sofortige Beschwerde ist mithin als unzulässig zu verwerfen.

BGH, Beschl. v. 16.6.2008 – AnwSt (B) 5/08

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Verstoß gegen das Gebührenunterschreitungsverbot

BRAO § 43b, § 49b Abs. 1, Abs. 2 Satz 1; RVG § 4 Abs. 1,
Abs. 2; BORA § 6 Abs. 2
*1. Zwar ist es dem RA gestattet, für die außergerichtliche Inkas-
sotätigkeit eine Pauschalvergütung zu vereinbaren, die niedriger
ist als die gesetzlichen Gebühren. Bezieht sich ein Pauschalange-
bot jedoch darüber hinaus auch auf die Durchführung des
gerichtlichen Mahnverfahrens und des Zwangsvollstreckungsver-
fahrens, ist dies unzulässig.

*2. Für das gerichtliche Mahnverfahren und das Zwangsvollstre-
ckungsverfahren besteht lediglich die Möglichkeit, dass ein Teil
des Erstattungsanspruchs des Mandanten an den RA an Erfüllung
statt abgetreten wird.

*3. Die Vergütung muss zudem stets in angemessenem Verhältnis
zu Leistung, Verantwortung und Haftungsrisiko des RA stehen.
Eine Pauschalierung auf eine ganz bestimmte Vergütung ohne
Berücksichtigung der Umstände des Einzelmandats verbietet sich.

*4. Wenn sich die in Aussicht gestellte Pauschalvergütung nicht
auf einen konkreten Einzelfall, sondern auf eine unbestimmte
Vielzahl von Fällen bezieht, wird das Erfordernis des § 4 Abs. 2
Satz 2 RVG nur dann eingehalten, wenn – etwa durch eine
Gebührenstaffelung – sichergestellt ist, dass in sämtlichen Fällen
das erforderliche angemessene Verhältnis des Pauschalbetrags zu
Leistung, Verantwortung und Haftungsrisiko gewahrt ist.

*5. Es verstößt nicht ohne weiteres gegen § 43b BRAO, bei Inkas-
soverfahren auf eine Erfolgsquote (hier: 78,4 % in einem
bestimmten Jahr) hinzuweisen. Zwar ist nach § 6 Abs. 2 BORA
die Angabe von Erfolgszahlen unzulässig. Dieses Verbot ist jedoch
dahingehend eng auszulegen, dass eine solche Angabe nur dann
verboten ist, wenn durch die Erfolgsangabe eine Irreführung zu
befürchten ist.

BGH, Beschl. v. 9.6.2008 – AnwSt (R) 5/05

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Zulassung – Widerruf wegen Vermögensverfalls

BRAO § 14 Abs. 2 Nr. 7
*1. Zur Widerlegung der Vermutung des Vermögensverfalls reicht
es nicht aus, dass der betroffene RA bzgl. einzelner bekannt
gewordener Forderungen eine Schuldtilgung oder eine Stun-
dungsvereinbarung nachweist. Dies gilt insbesondere dann, wenn
Zahlungen weitgehend nicht vom RA selbst, sondern von Dritten
bewirkt worden sind.

*2. Vielmehr muss der RA seine Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse umfassend darlegen. Insbesondere muss er eine Aufstel-
lung sämtlicher gegen ihn erhobenen Forderungen vorlegen und
im Einzelnen darlegen, ob und in welcher Höhe diese inzwischen
erfüllt sind oder in welcher Weise er sie zu erfüllten gedenkt.

*3. Dass der RA in diesem Fall einen mit einer Sozietät geschlos-
senen Anstellungsvertrag vorweisen kann, ist unerheblich, da der
RA seinen Beruf bisher nicht beanstandungsfrei ausgeübt hat. Sein
Fehlverhalten verbietet die Annahme eines Ausnahmefalls.

BGH, Beschl. v. 31.3.2008 – AnwZ (B) 8/07

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Anforderungen an die Freistellungserklärung des Arbeitge-
bers eines Syndikusanwalts

BRAO § 14 Abs. 2 Nr. 8, § 56 Abs. 1 Nr. 1

*1. Gestattet der Arbeitgeber eines Syndikusanwalts diesem, die
Arbeitsstätte zur Wahrung anwaltlicher Termine zu verlassen,
wenn die Tätigkeit als RA „im Einzelfall zwingend erforderlich“
ist, verfügt der Syndikusanwalt nicht über den notwendigen Frei-
raum, seine Anwaltstätigkeit unabhängig zu gestalten, mit der
Folge, dass die rechtliche Möglichkeit zur Ausübung des Anwalts-
berufs erheblich eingeschränkt ist.

*2. Ein zur Anwaltschaft zugelassene Berufsträger muss in eigener
Verantwortung frei entscheiden können, welche Tätigkeiten er
wann ausüben will. Nicht zulässig darf es sein, wenn der Arbeit-
geber überprüft, ob die Tätigkeit als RA im Einzelfall erforderlich
ist.

AGH Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 30.5.2008 – 1 AGH 10/07 (1/1)
(n.r.)

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Fachanwalt – Kein eigenes Prüfungsrecht der Rechtsan-
waltskammer hinsichtlich Klausurbewertungen

FAO § 4a, § 6 Abs. 2 c)

*1. Die RAKn sind weder berechtigt noch verpflichtet, den Erwerb
besonderer theoretischer Kenntnisse und praktischer Erfahrungen
trotz des dafür erbrachten formalisierten Nachweises materiell zu
überprüfen und in Frage zu stellen.

*2. Die RAK darf lediglich i.S.d. § 6 Abs. 2 c) FAO prüfen, ob die
Angaben in dem Zeugnis des Lehrgangsveranstalters über die
Gegenstandsbereiche und Bewertungen der Klausuren zutreffend
sind und den Anforderungen des jeweiligen Fächerkanons ent-
sprechen.

Bayerischer AGH, Beschl. v. 27.2.2008 – BayAGH I - 34/07

Aus den Gründen:

I. Der am ... geborene Ast. ist seit 31.1.2002 als RA zugelassen,
seit 14.2.2007 beim OLG München. Er war ununterbrochen als
RA tätig. Mit Schriftsatz v. 2.6.2005 beantragte er, ihm die
Erlaubnis zur Führung der Bezeichnung Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht zu verleihen. Diesen Antrag nahm er am 6.2.2006
zurück. Am 8.9.2006, bei der Agin. eingegangen am
13.9.2006, stellte er den Antrag erneut. Zum Nachweis der
besonderen theoretischen Kenntnisse legte er eine Bestätigung
der DAA v. 17.1.2005 vor, wonach er im Verwaltungsprozess-
recht, im öffentlichen Baurecht und im öffentlichen Dienstrecht
je eine Klausur unter prüfungsmäßigen Bedingungen geschrie-
ben und bestanden habe. Am 9.1.2007 forderte der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses bei der DAA eine Musterlösung
der Klausur v. 20.2.2004 an, was diese mit Schr. v. 15.1.2007
unter Hinweis darauf, dass die Bewertungsmaßstäbe in den
Fachanwaltskursen den Erfordernissen einer Zulassung zur
Fachanwaltschaft in jedem Fall entsprechen, ablehnte. Mit
Schr. v. 29.3.2007 teilte die Agin. dem Ast. mit, dass die Klau-
sur v. 20.2.2004 nicht als bestanden berücksichtigt werden
könne und forderte ihn auf, zur Vermeidung der Zurückwei-
sung des Antrags bis 31.7.2007 eine weitere Leistungsprobe
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vorzulegen. Mit Schr. v. 16.4.2007 teilte der Ast. sein Unver-
ständnis über diese Vorgehensweise mit und erklärte sich
bereit, sich einem Fachgespräch zur Überprüfung seiner Kennt-
nisse zu unterziehen. Dem Vorschlag des aus drei Fachanwäl-
ten für Verwaltungsrecht bestehenden Prüfungsausschusses fol-
gend wies die Agin. mit Bescheid v. 23.7.2007 den Antrag auf
Verleihung der Fachanwaltsbezeichnung für Verwaltungsrecht
zurück mit der Begründung, dass die mit dem Prüfervermerk
„trotz erheblicher Bedenken noch bestanden“ versehene Klau-
sur wegen grundsätzlicher Bedenken nicht als erfolgreich abge-
legt gewertet werden könne. Aus Sicht der Agin. war die
abschließende Korrekturbeurteilung im Hinblick auf die voran-
gegangenen Korrekturanmerkungen widersprüchlich und grob
falsch. Die nicht vollständig nachgewiesenen theoretischen
Kenntnisse des Ast. könnten auch nicht durch ein Fachgespräch
ersetzt werden. Der Ast. habe von Anfang an nur zwei Nach-
weise der theoretischen Kenntnisse vorgelegt, da ihm bereits
anlässlich des im Jahr 2005 gestellten Antrags, den der Ast.
zurückgenommen hat, mitgeteilt worden sei, dass die Klausur
v. 20.2.2004 nicht als bestanden gelten könne.

Gegen den am 24.7.2007 zugestellten Bescheid stellte der Ast.
mit Telefax v. 23.8.2007 Antrag auf gerichtliche Entscheidung.
Er hält die Vorgehensweise der Agin. für rechtswidrig und
meint, dass die Bewertung von Prüfungsleistungen nur in einer
Gesamtschau der bewerteten Klausuren aller 45 Teilenehmer
vorgenommen werden könne. Zudem habe der Agin. die Mus-
terlösung nicht vorgelegen. Der Korrektor, RA ..., habe eine
zutreffende Bewertung abgegeben. Zudem spräche die Viel-
zahl der Bemerkungen dafür, dass sich der Korrektor intensiv
mit seiner Arbeit befasst und diese bewusst als bestanden
bewertet habe und es sei dessen Korrekturstil überhaupt nicht
berücksichtigt worden. Der Fachausschuss und die Agin. haben
sich ein ihnen nicht zustehendes Prüfungsrecht angemaßt, wel-
ches die weitgehende Formalisierung des Verfahrens nicht
zulasse. Die Agin. habe gegen Vertrauensgrundsätze verstoßen:
Nachdem die Agin. in dem früheren Verfahren, in dem er den-
selben Antrag gestellt hatte, bereits in die Erörterung der Fall-
liste eingetreten sei, habe er sich darauf verlassen können, dass
zumindest ein Fachgespräch stattfinden werde.

Er beantragt:

I. Der Bescheid der Agin. v. 23.7.2007 wird aufgehoben.

II. Die Agin. wird verpflichtet, den Antrag auf Verleihung der
Fachanwaltsbezeichnung für Verwaltungsrecht v. 8.9.2006 neu
zu bescheiden.

Die Agin. beantragt, den Antrag zurückzuweisen.

Sie hält den Antrag für unbegründet und meint, dass sie sich
nicht ein materielles Prüfungsrecht angemaßt, sondern sich den
Korrekturbemerkungen des Korrektors angeschlossen und
daraus den zutreffenden Schluss, dass die Klausur nicht bestan-
den sei, gezogen habe. Da der Ast. von vorne herein nur zwei
Klausuren als bestanden nachgewiesen habe, sei für ein Fach-
gespräch kein Raum gewesen. Vertrauensschutz könne der Ast.
nicht in Anspruch nehmen, da sie nur eine unverbindliche Mei-
nung geäußert habe und nicht zu einem rechtswidrigen Verhal-
ten gezwungen werden könne.

Zum Inhalt der vorstehend genannten Schriftstücke wird auf
diese verwiesen.

II. Der gem. § 223 Abs. 1 BRAO zulässige Antrag ist begründet:

Die Agin. ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass der Ast. das
Vorliegen der besonderen theoretischen Kenntnisse gem. § 6
Abs. 2 c) FAO (nun: § 4a FAO) nicht nachgewiesen hat.

a) Der Ast. hat drei schriftliche Klausuren v. 20.2., 19.3. und
1.5.2004 mit einer Bearbeitungsdauer von jeweils 5 Stunden
vorgelegt, die mit der abschließenden Prüferbemerkung

„bestanden“ bewertet worden sind. Damit sind die formellen
Voraussetzungen in Bezug auf die schriftlichen Leistungskon-
trollen erfüllt.

b) Mit dem Einwand, dass die
Klausur v. 20.2.2004, die vor
dem Ergebnis der Bewertung
„bestanden“ den Zusatz enthält

„trotz erheblicher Bedenken noch“ nicht geeignet sei, das Tat-
bestandsmerkmal „erfolgreich“ nachzuweisen, kann die Agin.
nicht gehört werden, denn ein eigenes Prüfungsrecht steht ihr
insoweit nicht zu.

[1] Die grundsätzliche Verfassungsmäßigkeit der Regelungen
über den Erwerb der Fachanwaltsqualifikation steht seit der Ent-
scheidung des BVerfG v. 12.2.1998, 1 BvR 2124/95, NJW-RR
1998, 1001 nicht mehr in Frage. Nach der st. Rspr. des BGH ist
die Entscheidung des Vorstands der RAK über den Antrag auf
Erteilung der Erlaubnis (§ 43c Abs. 2 BRAO) in vollem Umfang
rechtlich gebunden; die von den RAKn zu treffende Beurtei-
lung, ob die vom Bewerber vorgelegten schriftlichen Unterla-
gen die gesetzlich geforderten Kenntnisse und Erfahrungen in
einem Rechtsgebiet nachweisen, ist grundsätzlich einer unein-
geschränkten gerichtlichen Überprüfung zugänglich. Grenzen
sind der richterlichen Nachprüfung allerdings insoweit gezo-
gen, als es um prüfungsspezifische Wertungen geht (vgl. BGH,
Urt. v. 23.9.2002, AnwZ 40/01, BRAK-Mitt. 2003, 25, m.w.N.).
Ebenso steht auch der RAK und dem ihre Entscheidung vorbe-
reitenden Fachausschuss i.d.R. kein der richterlichen Nachprü-
fung entzogener persönlicher Beurteilungsspielraum für die
Beantwortung der Frage zu, ob die vom Bewerber vorgelegten
schriftlichen Unterlagen ausreichen, die Verleihung der Fach-
anwaltsbezeichnung zu befürworten, denn § 43c BRAO enthält
keine Ermächtigung zu einer nicht vollständig kontrollierbaren
Abwägung.

Der Senat schließt sich auch vollumfänglich den weiteren Aus-
führungen des BGH in II. 4 b) des vorgenannten Beschlusses
an, wonach die RAKn weder berechtigt noch verpflichtet sind,
den Erwerb besonderer theoretischer Kenntnisse und prakti-
scher Erfahrungen trotz des dafür erbrachten formalisierten
Nachweises materiell zu überprüfen und in Frage zu stellen.

[2] Es kann dahinstehen, ob, wie die Agin. meint, diese Grund-
sätze nur i.d.R. gelten und den RAKn und den Fachausschüssen
zumindest in Ausnahme- und Grenzfällen ein Beurteilungs-
spielraum im Einzelfall eröffnet sein muss, denn ein solcher
Ausnahmefall liegt hier nicht vor.

Der Senat teilt insbesondere die
Meinung der Agin. nicht, sie
habe im vorliegenden Fall keine
inhaltliche Prüfung vorgenom-
men, sondern lediglich festgestellt, dass die abschließende Kor-
rekturbeurteilung offensichtlich unzutreffend und im Hinblick
auf die vorher ergangenen Korrekturanmerkungen grob falsch
gewesen sei und in deutlichem und greifbarem Widerspruch zu
den eigenen Korrekturbemerkungen gestanden habe.

Aus Sicht des Senats ist dies bereits deshalb nicht der Fall, weil
die Agin. Veranlassung sieht, zu den im Einzelnen aufgelisteten
Anmerkungen des Korrektors ihre eigene Meinung als Erklä-
rung hinzuzufügen. Ein deutlicher und greifbarer Widerspruch
zwischen Korrekturbemerkungen und abschließender Beurtei-
lung, der ohne inhaltliche Prüfung vorgenommen werden
könnte, könnte aus Sicht des Senats allenfalls dann angenom-
men werden, wenn die Schlüssigkeit auf den ersten Blick
fehlte, wenn also z.B. die Korrekturbemerkungen sich darin
erschöpften, jeweils nur die Unrichtigkeit der Ausführungen
des Prüflings festzustellen und gleichwohl das abschließende
Urteil die Klausur als bestanden wertete.

Kein eigenes Prüfungs-
recht der RAK

Inhaltliche Prüfung
vorgenommen
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Davon kann hier allerdings nicht die Rede sein, wie sich bereits
aus der Differenziertheit der einzelnen Bemerkungen deutlich
ergibt. Darüber hinaus lässt die Agin. bei ihren Erwägungen
völlig außer Betracht, dass der Korrekturstil eines jeden Prüfers
ein höchst individueller ist und nicht jede Korrekturanmerkung
zwingend den Schluss rechtfertigt, dass die Passage, zu der sie
angebracht ist, zwingend unrichtig ist. Zahlreiche Bemerkun-
gen betreffen zudem Stil- und Aufbaufragen oder sind eher rhe-
torischer Natur, so dass sie bei der Bewertung der Fehler und
der Gewichtung der gesamten Klausur von untergeordneter
Bedeutung sein dürften. Einzelne, wie z.B. die erste Anmer-
kung „Beschwer?“ sind dadurch überholt, dass der Bearbeiter
zwei Seiten später zu dem zutreffenden Ergebnis gelangt, was
der Korrektor ohne weiteren Kommentar als „r“ (richtig)
anmerkt. Andere wiederum sind eher belehrend als die Unrich-
tigkeit der Ausführungen feststellend anzusehen. So erscheint
bspw. der Hinweis des Korrektors auf einen nicht geglückten
Aufbau in den Fällen, in denen ein Gutachten verlangt ist, nicht
so gravierend, wenn die Probleme im Übrigen zutreffend oder
vertretbar gelöst oder zumindest erkannt worden sind. Auch
den Hinweis auf eine Entscheidung des BVerwG sieht der Senat
als einen eher wertfreien Kommentar an, zumal hier angemerkt
ist „im Grundsatz richtig“. Eine reine Stilfrage und gewiss nicht
falsch ist die Formulierung „wird erklärt, dass der Antrag …
zurückgenommen wird“ anstelle der simplen Rücknahme des
Antrags.

Bereits aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, dass
aus den Korrekturbemerkungen allein die Feststellung, ob diese
die abschließende Gesamtbewertung tragen, nicht getroffen
werden kann.

Ferner bleibt in der Argumenta-
tion der Agin. unberücksichtigt,
dass bei jeder Klausurkorrektur
nicht nur die individuelle Einzel-
leistung im Mittelpunkt steht,
sondern eine Gleichheit der

Maßstäbe gewährleistet sein muss, an denen sich die einzelnen
Bearbeiter messen lassen müssen. Dazu sind individuelle Wer-
tungen der Korrektoren erforderlich, die notwendigerweise auf
den von ihnen entwickelten Bewertungsmaßstäben, ihrer Erfah-
rung und der Gesamtschau der Leistungen aller Bearbeiter
einer Klausur basieren. Dass einem außen stehenden Dritten
diese Kompetenz zur Gesamtbeurteilung nicht zustehen kann
und nicht zusteht, liegt aus Sicht des Senats auf der Hand. Wei-
tere Ausführungen dazu sind nicht veranlasst.

Es kann dahinstehen, ob nicht u.U. der Meinung von RAin …
zu dem Beschl. des BGH v. 23.9.2002 (s. Anm. zu diesem
Beschl. in BRAK-Mitt. 2003, 28) zu folgen sein kann. Die Ver-
fasserin spricht von der Notwendigkeit, Ausnahmen zuzulassen
in Extremfällen, in denen so gravierende und auf den ersten
Blick erkennbare qualitative Mängel vorliegen, dass es nicht
verantwortbar erscheint, die beantragte Fachanwaltsbezeich-
nung zu verleihen. Ein solcher Extremfall liegt hier jedoch nach
dem oben Ausgeführten ersichtlich nicht vor.

Dass der DAA oder dem hier korrigierenden RA ... die Kompe-
tenz zur objektiven und sachgerechten Bewertung der Klausur-
und sonstigen Leistungen der Lehrgangsteilnehmer im Ganzen
fehle, hat die Agin. selbst nicht vorgetragen. Selbst wenn dem
so wäre, könnte sich dies jedoch nicht dahin auswirken, dass
lediglich die Klausur des Ast. als unzureichend und „nicht
bestanden“ gewertet wird.

Mithin verbleibt es hier bei dem Grundsatz, dass der Prüfungs-
ausschuss dem Sinn des § 6 Abs. 2 c) FAO entsprechend nach-
prüft, ob die Angaben in dem Zeugnis des Lehrgangsveranstal-
ters über die Gegenstandsbereiche und Bewertungen der Klau-
suren zutreffend sind und den Anforderungen des § 6 Abs. 2 c)

Gleichheit der Maß-
stäbe muss gewähr-

leistet sein

i.V.m. § 8 FAO entsprechen. Dagegen kann aus diesen Vor-
schriften nicht das Recht der Agin. abgeleitet werden, sich
darüber hinaus auch persönlich von einer besonderen fachli-
chen Qualifikation des Bewerbers zu überzeugen (s. BHG,
a.a.O.).

Der Einwand der Agin., die erforderlichen Nachweise hätten
schon bei Antragstellung deshalb nicht vorgelegen, weil der
Ast. diese bereits bei dem früheren Antrag vorgelegt habe und
ihm bei dieser Gelegenheit mitgeteilt worden sei, dass die
Klausur v. 20.2.2004 als nicht bestanden gewertet werde und
deshalb nicht berücksichtigt werden könne, kommt nicht zum
Tragen. Der Antrag v. 2.6.2005 wurde mit Schriftsatz v.
6.2.2006 zurückgenommen. Der vorliegende Antrag wurde am
8.9.2006 gestellt.

Der Auffassung der Agin., die nach ihrer Meinung nicht voll-
ständig nachgewiesenen Kenntnisse des Ast. könnten nicht
durch ein Fachgespräch ersetzt werden, tritt der Senat bei.

Mithin hat die Agin. über den
Antrag erneut zu entscheiden
und dabei das Vorliegen der Vor-
aussetzungen der §§ 5 und 8
FAO zu prüfen.

Redaktioneller Hinweis:

Vgl. zu diesem Thema auch den Beschluss des BGH v.
21.7.2008 in diesem Heft (S. 218 ff.).

Anmerkung

Die Anwaltsgerichtsbarkeit war ein weiteres Mal mit der
Frage befasst, ob eine Rechtsanwaltskammer im Rahmen
der Prüfung eines Fachanwaltsantrags die Möglichkeit hat,
eine mit „bestanden“ bewertete Klausur als nicht bestanden
einzustufen und den Antrag deshalb zurückzuweisen. Aller-
dings wies der dem Bayerischen AGH zur Entscheidung vor-
liegende Fall insofern eine Besonderheit auf, als die zustän-
dige Rechtsanwaltskammer die Auffassung vertrat, die
abschließende Beurteilung einer von drei Klausuren sei im
Hinblick auf die vorangegangenen Korrekturanmerkungen
widersprüchlich und grob falsch. Konkret gesagt, war die
Kammer der Meinung, die Vielzahl negativer Randbemer-
kungen des Korrektors könne nur zu der Einschätzung füh-
ren, dass die Klausur nicht bestanden sei.

Kammer und Anwaltsgerichtshof stimmen in der Ansicht
überein, dass den Vorprüfungsausschüssen und Kammervor-
ständen bei der Prüfung von Fachanwaltsanträgen kein
materielles Prüfungsrecht zusteht. Die Meinungsunter-
schiede zwischen Kammer und Gericht liegen in erster Linie
auf der Sachverhaltsebene und in zweiter Linie in der Ein-
schätzung dessen, was unter materieller Prüfung zu verste-
hen ist. Die Kammer macht geltend, sich den Bemerkungen
des Korrektors angeschlossen und aus diesen den einzig
logischen Schluss gezogen zu haben, dass die Klausur nicht
bestanden sei. Dem widerspricht der AGH in tatsächlicher
Hinsicht, indem er die Korrekturanmerkungen viel weniger
negativ bewertet. Außerdem stuft der Senat die Interpreta-
tion von Korrekturbemerkungen zu einer Klausur und die
Entscheidung, ob Bemerkungen und Endergebnis kongruent
sind, als „Gesamtbeurteilung“ ein, zu der der Kammer die
Kompetenz fehle.

Ein deutlicher und greifbarer Widerspruch zwischen Korrek-
turbemerkungen und abschließender Beurteilung, der ohne
inhaltliche Prüfung vorgenommen werden könnte, sei aus
Sicht des Senats allenfalls dann anzunehmen, „wenn die

Nur Nachprüfung
i.S.d. § 6 II c) FAO

möglich
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Schlüssigkeit auf den ersten Blick fehlte, wenn also zum
Beispiel die Korrekturbemerkungen sich darin erschöpften,
jeweils nur die Unrichtigkeit der Ausführungen des Prüflings
festzustellen und gleichwohl das abschließende Urteil die
Klausur als bestanden wertete“.

Es wäre interessant, zu wissen, wie das Gericht in einem
solchen Fall tatsächlich entschieden hätte. Die Argumenta-
tion ist indes nicht von der Hand zu weisen, weil natürlich
die Interpretation und Gewichtung von Korrekturanmerkun-
gen und das Ins-Verhältnis-Setzen von Bemerkungen und
Endergebnis ihrerseits Wertungen voraussetzen. Die Inkon-
gruenz zwischen Anmerkungen und Ergebnis kann, muss
aber nicht zwingend auf innerer Widersprüchlichkeit beru-
hen. Dass die Anmerkungen schlechter ausfallen als die
Endnote, kann auch damit zusammenhängen, dass der Prü-
fer besonders kritisch zu Werke geht oder glaubt, unter Aus-
sparung positiver Bemerkungen nur das kommentieren zu
müssen, was unrichtig ist.

Dennoch bleibt in solchen Fällen ein schaler Beigeschmack.
Zwar hat der Vorprüfungsausschuss, der Mängel an der
inneren Logik zwischen Korrekturbemerkungen und Ergeb-
nis feststellt, natürlich die Möglichkeit, beim Lehrgangsan-
bieter bzw. Korrektor Rückfrage zu halten und um Erläute-
rung und erneute Überprüfung zu bitten. Dass allerdings der
Korrektor in einem solchen Fall aus einem „noch bestan-
den“ ein „nicht bestanden“ macht, ist äußerst unwahr-
scheinlich, zumal der Anbieter dann fürchten müsste, sich
Regressforderungen des Absolventen (für zeitliche Verzöge-
rungen und einen umsonst gestellten Antrag) auszusetzen.

Die Entscheidung, die auf der Linie der BGH-Rechtspre-
chung (vgl. BGH BRAK-Mitt. 2003, 25, m. Anm. Offer-
mann-Burckart) liegt, zeigt ein weiteres Mal das Dilemma
des derzeitigen Fachanwalts-Verleihungsverfahrens auf. Den
Vorprüfungsausschüssen und Kammervorständen fehlt bei
der „Überprüfung“ der Klausur- und Fallnachweise schon
im Ansatz jede Möglichkeit einer inhaltlichen Kontrolle.

§ 6 Abs. 2 lit. c FAO, wonach mit dem Fachanwaltsantrag
auch die Aufsichtsarbeiten und ihre Bewertungen vorzule-
gen sind, hat nach Ansicht des BGH nur den Sinn, dass der
Ausschuss hinsichtlich der Aufsichtsarbeiten nachprüfe, ob
die Angaben in dem Zeugnis des Lehrgangsveranstalters
über die Gegenstandsbereiche und Bewertungen der Klau-
suren zutreffend seien und den Anforderungen der §§ 8 ff.
FAO entsprächen (BGH BRAK-Mitt. 2003, 25, 27). Die Auf-
fassung von Scharmer (in: Hartung/Römermann, Berufs- und
Fachanwaltsordnung, 4. Aufl., § 6 FAO Rdnr. 28), dass die
Regelung dem Ausschuss der Kammer auch Gelegenheit
geben solle, sich davon zu überzeugen, dass der Lehrgangs-
veranstalter nicht unangemessen einfache Klausuren gestellt
oder Gefälligkeitsnoten vergeben habe, schießt über dieses
vom Bundesgerichtshof klar vorgegebene Ziel hinaus.
Scharmer relativiert seine Sichtweise denn auch gleich wie-
der durch die Folgebemerkung, hierbei habe sich der Aus-
schuss wegen der sog. Formalisierung des Nachweisverfah-
rens allerdings große Zurückhaltung aufzuerlegen.

Das Fehlen jeder inhaltlichen Kontrollmöglichkeit ist des-
halb so problematisch, weil das Klausursystem einzig in der
Hand der Anbieter von Fachanwalts-Lehrgängen liegt: Sie
entscheiden – ohne jede Einflussmöglichkeit von außen –
über Inhalt und Schwierigkeitsgrad der Klausuren, sie berei-
ten auf die Klausuren vor, sie führen die Klausuren durch
und bestimmen über Strenge der Aufsichtsführung und
erlaubte Hilfsmittel, und sie urteilen über Bestehen und
Nichtbestehen. Die Situation des jeweiligen Lehrgangsan-

bieters ist mit der eines Kfz-Händlers vergleichbar, der dem
Fahranfänger, der bei ihm sein erstes Auto kaufen will, zuvor
die Führerscheinprüfung abnimmt.

Dass sich die Dualität der Stellung der Anbieter auf das
Niveau der Klausuren und ihrer Bewertung auswirkt, ist
keine böswillige Unterstellung, sondern Realität, über die
Lehrgangsabsolventen (darunter Mitglieder der Satzungsver-
sammlung), Vorprüfungsausschüsse und Kammervorstände
und nicht zuletzt die Anbieter selbst in großem Umfang kla-
gen. Für die Lehrgangsveranstalter ist es wirtschaftliche Not-
wendigkeit, ihre Kunden bei den Klausuren zufrieden zu
stellen. Deshalb überrascht es nicht, dass gerade auch Ver-
treter von Lehrgangsanbietern für eine Änderung des derzei-
tigen Systems plädieren und froh wären, das Klausurge-
schäft los zu sein. Die jetzige Ausgestaltung ist letztlich eine
Farce, die weder den Absolventen noch den Vorprüfungs-
ausschüssen und auch nicht den Anbietern zuzumuten ist.
Überdies ist es unter Wettbewerbs- und Marketinggesichts-
punkten schwer erträglich, wenn Kammern in Einzelfällen
eine Qualität bescheinigen müssen, die erkennbar nicht
vorhanden ist.

Der Ausschuss 1 der Satzungsversammlung diskutiert des-
halb schon seit längerem über ein Konzept, das die zentrale
Erstellung der Klausuraufgaben durch neutral besetzte Auf-
gabenkommissionen und eine Klausurkorrektur durch die
Vorprüfungsausschüsse vorsieht. Die Realisierung eines sol-
chen Konzepts setzt allerdings eine breite Mehrheit in der
Satzungsversammlung und die (nur) hierdurch zu bewir-
kende Überzeugung des Gesetzgebers voraus, weil eine
Änderung von § 43c BRAO erforderlich wäre. Sollte sich
eine entsprechende Neukonzeption nicht verwirklichen las-
sen, wäre es am sinnvollsten und ehrlichsten, das Klausu-
renerfordernis ganz aufzugeben und die eingesparte Zeit
von immerhin 15 Stunden der Lehrgangsdauer zuzuschla-
gen.

In Nebensätzen deutet auch der Bayerische AGH an, dass er
die derzeitige Regelung zumindest in Extremfällen für pro-
blematisch hält.

Die Frage, ob im vorliegenden Fall ein Fachgespräch als
Königsweg hätte dienen können, lässt der Senat leider unbe-
antwortet. Die Kammer hatte – von ihrem Standpunkt aus
konsequenterweise – ein Fachgespräch nicht in Erwägung
gezogen. Der Senat tritt dieser Auffassung bei, ohne zu prü-
fen, ob die Sache nach seiner Haltung tatsächlich entschei-
dungsreif war oder nicht lediglich zur Neubescheidung an
die Kammer hätte zurückgegeben werden müssen. Dies
hätte angesichts der erheblichen Zweifel, die die Kammer
an der Kongruenz von Korrekturbemerkungen und Ender-
gebnis geltend machte, zumindest in Erwägung gezogen
werden müssen. In seinem Beschluss vom 16.4.2007
(BRAK-Mitt. 2007, 166, m. Anm. Offermann-Burckart) hat
der BGH festgestellt, im Fachgespräch könnten (nur)
„Unklarheiten in und Zweifel an den vorgelegten Nachwei-
sen“ geklärt werden. Das von Vorprüfungsausschuss und
Kammervorstand im Einzelnen dargelegte Fehlen einer
inneren Logik zwischen Korrekturanmerkungen und Ergeb-
nis begründet solche Unklarheiten in und Zweifel an der
vorgelegten Klausur. Möglicherweise hätte der Bayerische
AGH diese Klippe mit dem Hinweis, dass es seiner Meinung
nach an einer Kongruenz gar nicht fehle, umschiffen kön-
nen. Doch wäre eine nähere Auseinandersetzung mit den
Themen Entscheidungsreife und Fachgespräch erforderlich
gewesen.

Rechtsanwältin Dr. Susanne Offermann-Burckart, Düsseldorf
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Anbringung eines Kanzleischildes als Bestandteil der Kanz-
leipflicht

BRAO § 27; BORA § 5

*1. Ein RA ist nach wie vor verpflichtet, an seiner Kanzlei ein Pra-
xisschild anzubringen.

*2. Entgegen der Rechtsansicht des AnwG München (BRAK-Mitt.
2007, 269) ist diese Verpflichtung des RA keineswegs durch die
gesellschaftliche und technische Entwicklung, namentlich die Ent-
wicklung elektronischer Kommunikationsmittel, überholt oder
nicht mehr zeitgemäß.

*3. Da der RA Organ der Rechtspflege ist, muss es nicht nur für
Rechtsuchende, sondern auch für Gerichte und Behörden eine
räumlich definierte Stelle geben, an die für ihn bestimmte Zustel-
lungen, Mitteilungen und Nachrichten gerichtet werden können.

*4. Eine Kanzlei muss nicht nur vorhanden, sondern auch räum-
lich auffindbar sein. Ein Praxisschild muss so gestaltet und ange-
bracht werden, dass jedermann auch ohne Zugriff auf elektroni-
sche Kommunikationsmittel unschwer feststellen kann, wo und
wie er die Kanzleiräume erreichen kann.

AnwG Karlsruhe, Beschl. v. 18.7.2008 – AG 1/2008 – I 1/2008

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Werbung – Auf die Erteilung eines Auftrags im Einzelfall
gerichtete Rundschreiben an Kapitalanleger

BRAO § 43b

*1. Eine Werbung ist in unzulässiger Weise auf die Erteilung eines
Auftrags im Einzelfall gerichtet, wenn bei einem potentiellen
Mandanten bereits ein dem RA bekannt gewordener akuter Bera-
tungs- und/oder Vertretungsbedarf entstanden ist oder der RA
jedenfalls mit einem solch akuten Bedarf rechnet oder ihn zu
wecken sucht.

*2. Die Grenzen zulässiger Anwaltswerbung sind auch dann über-
schritten, wenn ein RA mit seinem Rundschreiben die unbedingte
Notwendigkeit der anwaltlichen Beratung weckt.

AnwG München, Beschl. v. 25.4.2008 – 2 AnwG 50/07

Aus den Gründen:

I. 1. Die RAK für den OLG-Bezirk München hat dem Ast. mit
Bescheid v. … gem. § 74 Abs. 1 BRAO eine Rüge erteilt. Die
Rüge wird damit begründet, dass der Ast. mit einem Rundschr.
v. … an Kapitalanleger in unzulässiger Weise geworben hat
und dieses Rundschreiben eine auf die Erteilung eines Auftrags
im Einzelfall gerichtete Werbung darstellt, die nach § 43b
BRAO verboten ist.

Die Rüge beruht auf folgendem Sachverhalt:

Der Ast. wandte sich mit dem Rundschr. v. … an die Mitgesell-
schafter des … Das Anschreiben erfolgte unter namentlicher
Benennung der Mitgesellschafter und mit Beifügung eines vor-
bereiteten Schreibens an die … zur Durchführung einer Son-
derprüfung sowie eines Fragebogens zur Beteiligung an der …
Im Anschreiben wird angegeben, dass der Ast. bzw. seine
Kanzlei eine auf Fragen des Kapitalanlegerschutzes speziali-
sierte Anwaltskanzlei sei und er sich im Rahmen zahlreicher
bestehender Mandate gegen die … mit den Anlagepraktiken
der … beschäftige. Im Rundschreiben sind u.a. die Aussagen

Der Verdacht besteht, dass die Anlegergelder jedenfalls teil-
weise nicht prospektgemäß verwendet wurden.

und

Ausweislich der vorliegenden Daten besteht der dringende Ver-
dacht, dass die Immobilien zu Lasten der Anleger weiter über
Marktwert erworben worden waren.

enthalten. Diese Behauptungen sind nach Auffassung der RAK
geeignet, die Empfänger in „Angst und Schrecken“ zu versetzen
und entsprechende Beratung beim Ast. einzuholen. Der Ast.
kannte diesen Beratungsbedarf und weist am Ende seines
Rundschreibens darauf hin, „jederzeit gerne zur Verfügung“ zu
stehen. Der Anleger als Adressat des Anschreibens sei nach
dessen Lektüre derart verunsichert, dass er dieses Schreiben
zum Anlass einer Mandatierung gegen die Fondsgesellschaft
nehmen werde.

2. Gegen diesen Rügebescheid v. …, zugestellt am …, hat der
Ast. mit Schr. v. …, am gleichen Tag bei der RAK für den OLG-
Bezirk München eingegangen, Einspruch eingelegt. Der Ein-
spruch wurde damit begründet, dass kein Verstoß gegen § 43b
BRAO vorliege.

Soweit sich die Rüge in der Begründung auf eine Entscheidung
des OLG Hamburg v. 25.6.2005 – Az. 5 U 126/04 – stütze, sei
der dortige Sachverhalt mit dem streitgegenständlichen Sach-
verhalt vergleichbar. Im gerügten Schr. v. … würden die Anle-
ger weder zu einem umgehenden Handeln aufgefordert noch
sei ihnen mit einer angeblichen Verjährung der Ansprüche
Angst gemacht worden. Ziel des Rundschreibens sei die Forde-
rung nach einer Sonderprüfung im Interesse der vertretenen
Mandanten zur besseren Einschätzung der Werthaltigkeit und
Seriosität. Es müsse im Interesse der vertretenen Mandanten
erlaubt sein, grundsätzliche Zweifel an der Seriosität der
Gesellschaft zu äußern. Auch die im Rügebescheid der RAK für
den OLG-Bezirk München zitierte weitere Entscheidung des
LG Berlin v. 31.10.2006 – Az. 103 O 169/06 – und der dort der
Entscheidung zugrunde liegende Sachverhalt sei mit dem vor-
liegenden Sachverhalt nicht vergleichbar. Das dem Verfahren
des LG Berlin zugrunde liegende Schreiben sei offensichtlich
darauf gerichtet gewesen, dass sich bei den Absendern diejeni-
gen Anleger meldeten, die konkreten Beratungsbedarf haben
und diesen anderweitig noch nicht stillen konnten. Im eigenen
Schr. v. 17.6.2006 seien die Anleger nicht in Angst und Schre-
cken versetzt worden. Auch der beigefügte Fragebogen sei
nicht mit denen vergleichbar, die der Entscheidung des OLG
Hamburg bzw. LG Berlin zugrunde lagen. Das im Rundschrei-
ben v. … geforderte Sonderprüfungsbegehren sei auch nicht
mit unsachlichen Argumenten begründet worden.

3. Mit Schr. v. … hat die RAK für den OLG-Bezirk München
den Einspruch des Ast. gegen den Rügebescheid v. … zurück-
gewiesen. Zur Begründung wurde zunächst auf die Entschei-
dungsgründe Bezug genommen und ergänzend nochmals
darauf hingewiesen, dass dem Ast. bewusst gewesen sei, dass
bei den Empfängern des Rundschreibens ein konkreter Bera-
tungs- und Vertretungsbedarf bestand, der Ast. deshalb die
Gesellschafter aus eben diesem Grund angeschrieben und ein-
dringlich auf die missbräuchliche Verwendung gezahlter Kapi-
talbeiträge hingewiesen habe. Ziel sei es gewesen, weitere
Mandate zu erhalten. An diesem Ergebnis ändere sich auch
nichts, dass der Ast. zugleich die Basis eines Vorgehens gegen
die Verantwortlichen des Fonds habe verbreitern wollen. Das
Vorgehen des Ast. liege auf der Linie der beiden im Rügebe-
scheid zitierten Entscheidungen des OLG Hamburg und LG
Berlin. Der Zurückweisungsbescheid v. … wurde dem Ast. am
… zugestellt.

4. Mit schriftlichem Antrag v. …, am … eingegangen, bean-
tragte der Ast. die Entscheidung des AnwG gem. § 74a Abs. 1
BRAO gegen den Bescheid v. … Zur Begründung wird darauf
hingewiesen, dass in der Zurückweisung des Einspruchs des
Ast. diesem Motive unterstellt werden, die dem vorgetragenen
Sachverhalt, insbesondere dem gerügten Rundschreiben, nicht
zu entnehmen seien. Ferner werde darüber hinweg gegangen,
dass die Interessen mehrerer Mandanten wahrgenommen wor-
den seien und eine Beschränkung der Berufsausübungsfreiheit
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vorliege, wenn der Anwalt sich nicht im Interesse seiner Man-
danten an Dritte wenden dürfe, wenn das mit dem Risiko ver-
bunden wäre, dass diese ihn ebenfalls beauftragen. Die Man-
danteninteressen seien auch nicht vorgeschoben.

Die RAK für den OLG-Bezirk München äußerte sich mit Schr. v.
… dahingehend, dass der Ast. in dem Rundschreiben Ver-
dachtsäußerungen verwendet habe, die laut einstweiligem Ver-
fügungsverfahren vor dem OLG Hamburg verboten wurden
und dass es sich um eine unzulässige Werbung handele, wenn
beim Adressaten durch Verdachtsäußerungen und durch Schü-
ren von Ängsten anwaltlicher Beratungsbedarf erweckt werde.
Im Hinweis auf eine Entscheidung des OLG München im
Rundschr. v. …, S. 2, letzter Abs., sei ein Appell zur Mandatie-
rung zu sehen. Der Ast. führt als ergänzende Begründung im
Schr. v. … aus, dass dem Rundschreiben ohne weiteres zu ent-
nehmen sei, dass dieses zur Wahrnehmung berechtigter Inter-
essen bereits bestehender Mandatsverhältnisse diene und es
sich um eine andere Sachverhaltskonstellation handele als bei
der von der RAK zitierten Entscheidung des OLG Saarbrücken
v. 7.8.2007 – Az. 4 U 106/04 –. Im Rundschreiben sei weder
eine direkte noch eine indirekte Aufforderung zur Mandatertei-
lung enthalten, so dass die „Gefahr“ des Erhalts weiterer Auf-
träge nicht bestehe. Nicht jede unzulässige Äußerung bedinge
eine Werbung um die Erteilung eines Mandats im Einzelfall.

II. Der zulässige Antrag auf anwaltsgerichtliche Entscheidung
hat in der Sache keinen Erfolg, weil eine schuldhafte Pflichtver-
letzung des Ast. mit Recht bejaht worden ist.

Das Schr. des Ast. v. … wendet sich konkret an die Gesellschaf-
ter der … Nicht zu beanstanden ist grundsätzlich die Werbung
um Mandanten. Einer Werbemaßnahme immanent ist deren
Zielgerichtetheit (siehe Henssler/Prütting, 2. Aufl., BRAO,
§ 43b Rdnr. 65; Hartung/Holl, Anwaltliche Berufsordnung,
2. Aufl., Vor § 6 Rdnr. 83), so dass das direkte Ansprechen
potentieller Mandanten zulässig ist. Es muss gewährleistet sein,
dass der potentielle Mandant frei und unbedrängt seine Ent-
scheidung zur Mandatserteilung treffen kann (Henssler/Prüt-
ting, a.a.O., Rdnr. 70).

Nicht gestattet ist nur die Wer-
bung um einen konkreten Auf-
trag, nachdem bei dem potentiel-
len Mandanten bereits ein dem
RA bekannt gewordener akuter

Beratungs- und/oder Vertretungsbedarf entstanden ist, oder der
RA jedenfalls mit einem solch akuten Bedarf rechnet oder ihn
zu wecken sucht (siehe Feuerich, BRAO, 7. Aufl., § 43b
Rdnr. 31). Der Ast. hat sich gem. Protokoll v. … im Verfahren
LG H., Az. …, verpflichtet, im Bezug auf die … folgende Äuße-
rungen zu unterlassen:

„1. Der Verdacht besteht, dass die Anlegergelder jedenfalls teil-
weise nicht prospektgemäß verwendet wurden.“

„2. Ausweislich der vorliegenden Daten besteht der dringende
Verdacht, dass die Immobilien zu Lasten der Anleger weit über
Marktwert erworben worden waren.“

„3. Da die … teilweise in die identischen Immobilien der …
investierte, besteht hier der dringende Verdacht, dass diese
Gesellschaft Anlegergelder verschleudert hat.“

Gerade durch die mehrfache
Verwendung des Wortes „drin-
gend“ (insgesamt 3x) wird beim
Adressaten, nämlich dem Gesell-
schafter dieser …, Druck i.S.d. Eilbedürftigkeit seines Handelns
aufgebaut, so dass dessen Entscheidungsfreiheit nicht mehr
gewährleistet ist.

Akuter Beratungs-
und/oder Vertretungs-

bedarf

Entscheidungsfreiheit
beeinträchtigt

Aus dem Anschr. v. 17.6.2006 ergibt sich nicht die Vertretung
konkreter Mandanten; es wird lediglich angegeben, dass sich
der Ast. „im Rahmen zahlreicher bestehender Mandate“ mit
den Anlagepraktiken der … beschäftigt.

Im Widerspruch zur behaupteten Bitte der Mithilfe für eine
Sonderprüfung steht der dem Schr. v. … beigefügte „Fragebo-
gen zur Beteiligung an der …“, insbesondere die Frage Ziff. 3.
„Wie sind Sie beteiligt?“. Diese Frage mit den diversen Unter-
punkten zielt zusammen mit dem Inhalt des Rundschr. v. …,
insbesondere dem dortigen Hinweis auf die Altersversorgung
und die Entscheidung des OLG München, zumindest darauf
ab, den konkreten Beratungs- und Handlungsbedarf des Adres-
saten zu wecken, beispielsweise zur Prüfung und Geltendma-
chung des Schadensersatzanspruchs. Der Ast. verunsicherte
den Adressaten seines Schreibens.

Auch die letzte Frage im Fragebogen nach dem Wunsch nach
weiterer Information dient der Vorbereitung des konkreten Ein-
zelmandats und der Werbung dafür. Die zitierten Entscheidun-
gen des OLG Hamburg (NJW 2005, 2783) und LG Berlin
(BRAK-Mitt. 2007, 92) haben im Kern einen durchaus ver-
gleichbaren Sachverhalt. Den Entscheidungen ist als Kern zu
entnehmen, dass kein Beratungs- und Vertretungsbedarf in
einem konkreten Fall geweckt werden darf, da damit die Ent-
scheidungsfreiheit des Adressaten nicht mehr gewährleistet ist.
Die Grenzen zulässiger Anwaltswerbung sind überschritten, da
der Ast. mit dem Rundschreiben nebst Anlagen, insbesondere
auch mit den zu unterlassenen Verdachtsäußerungen, die
unbedingte Notwendigkeit der anwaltlichen Beratung weckte
(siehe Saarländisches OLG, BRAK-Mitt. 2007, 278). Zutreffend
kommt die RAK zum Ergebnis, dass hier ein schuldhafter Ver-
stoß gegen das Verbot aus § 43b BRAO vorliegt.

Der Ast. ist wegen eines Verstoßes gegen das Verbot der Wer-
bung auf Erteilung eines Auftrags im Einzelfall zu Recht gerügt
worden, so dass sein Antrag auf anwaltsgerichtliche Entschei-
dung zurückzuweisen war.

Anmerkung

Das Gericht hat sich in einem berufsrechtlichen Verfahren
mit der Frage auseinandergesetzt, inwieweit unaufgefordert
versandte anwaltliche Rundschreiben an Gesellschafter
einer vermeintlich oder tatsächlich notleidenden Kapitalan-
lagegesellschaft nach § 43b BRAO zulässig sind. Danach
sind Werbemaßnahmen grundsätzlich erlaubt, soweit sie
nicht auf die Erteilung eines Mandats im Einzelfall gerichtet
sind. Die Gerichte haben sich in jüngerer Zeit sowohl in
wettbewerbsrechtlichen Fallkonstellationen als auch in
berufsrechtlichen Verfahren vermehrt mit den Direktwerbe-
methoden von im Kapitalanlagerecht tätigen Rechtsanwäl-
ten beschäftigen müssen. Darunter befinden sich Kollegen,
die sich ausgesprochen intensiv auf diese Form der Man-
datsgewinnung „spezialisiert“ haben, was nicht nur in die
sensible Vertragsbeziehung zwischen Fondsgesellschaft und
Anleger eingreift, sondern nach der Erfahrung des Autors
von den Adressaten solcher Rundschreiben häufig auch als
anstößig und belästigend empfunden wird.

Der Beschluss des Anwaltsgerichts München ist uneinge-
schränkt zu begrüßen. Das Gericht stellt zu Recht entschei-
dend darauf ab, dass bei derartigen Werbemethoden
gewährleistet sein muss, dass der potentielle Mandant und
Adressat des Rundschreibens seine Entscheidung zur Man-
datierung frei und unbedrängt treffen kann. Ob dies der Fall
ist, ist anhand aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere
des Inhalts der Rundschreiben, umfassend zu würdigen.
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Die Entscheidung des Gerichts liegt auf der Linie der bishe-
rigen anwaltlichen Rechtsprechung, die sich im Rahmen des
Verbots der Werbung um ein konkretes Einzelfallmandat mit
derartigen Rundschreiben an Kapitalanleger befasst hat.
Ausgangspunkt für die Zulässigkeit von Rundschreiben an
Nichtmandanten ist das Urteil des BGH vom 15.3.2001.1 In
dem Fall des BGH hatte eine Anwaltskanzlei ein Rund-
schreiben an Nichtmandanten versandt und eine Gesetzes-
änderung zum Anlass genommen, um auf den dadurch ent-
standenen Beratungsbedarf hinzuweisen. Dies ist nach
Ansicht des BGH zulässig. Allerdings kann sich als eine auf
die Erteilung von Aufträgen im Einzelfall gerichtete unzuläs-
sige Werbung nach § 43b BRAO dann ergeben, wenn (1.)
der Umworbene in einem konkreten Einzelfall der Beratung
oder der Vertretung bedarf und (2.) der Werbende dies in
Kenntnis der Umstände zum Anlass für seine Werbung
nimmt. Eine solche Werbung ist unzulässig, weil sie in einer
oft als aufdringlich empfundenen Weise auszunutzen ver-
sucht, dass sich der Umworbene beispielsweise in einer
Lage befindet, in der er auf Hilfe angewiesen ist und sich
möglicherweise nicht frei für einen Anwalt entscheiden
kann.2

Diese Leitlinien wurden in den Folgejahren von verschiede-
nen Oberlandesgerichten aufgegriffen und konkretisiert. In
einem Fall des OLG Hamburg3 wurde den Anlegern mitge-
teilt, dass ihnen durch die Beteiligung bereits ein konkreter
Schaden entstanden sei, sich ihr Risiko fortlaufend erhöhe,
dringender Handlungsbedarf bestehe und eine Prozessvoll-
macht beigefügt. Nach Ansicht des OLG Hamburg war ein
solches Rundschreiben geeignet, die Anleger in „Angst und
Schrecken“ zu versetzen, wodurch eine freie Entscheidung
zur Mandatierung nicht mehr gewährleistet war.

Die einschlägige Regelung in § 43b BRAO schließt es indes
nicht aus, einen potentiellen Mandanten zu umwerben,
wenn noch kein konkreter, dem Rechtsanwalt bekannter
Beratungsbedarf besteht.4 Die Unzulässigkeit der Werbe-
maßnahme setzt auch voraus, dass der Rechtsanwalt von
sich aus potentielle Mandanten mit einem Rundschreiben
kontaktiert. Eine auf die Erteilung eines Auftrags im Einzel-
fall gerichtete unzulässige Werbung nach § 43b BRAO liegt
nicht vor, wenn eine auf die Vertretung von (angeblich)
geschädigten Kapitalanlegern spezialisierte Kanzlei in
einem Interessentenschreiben auf der eigenen Internet-Seite
mit Informationen zu den Chancen und Risiken einer Ver-
tretung wirbt.5 Denn durch die im Internet veröffentlichte
Werbung wird der potentielle Mandant nicht direkt ange-
sprochen. Vielmehr müssen die Interessenten von sich aus
tätig werden und die Homepage der Kanzlei aufrufen und
können sich grundsätzlich frei entscheiden, ob sie die Kanz-
lei sofort, später oder gar nicht kontaktieren.6

Anders ist nach einer neueren Entscheidung des OLG Mün-
chen7 der Fall dann zu beurteilen, wenn Anwälte Werbe-
flyer im Vorraum eines Konferenzraumes am Rande einer
Gesellschafterversammlung einer notleidenden Fonds-

1 BGH NJW 2001, 2886 – Rundschreiben.
2 BGH NJW 2001, 2886, 2887; vgl. ferner: Eylmann, in Henssler/Prüt-

ting, BRAO, 2. Aufl. 2004, § 43b Rdnr. 70; OLG Hamburg, NJW
2005, 2783; OLG München, NJW 2006, 517.

3 OLG Hamburg, NJW 2005, 2783.
4 Zuletzt: BVerfG, BRAK-Mitt. 2008, 66, 67 – Versteigerung von

anwaltlichem Rechtsrat über ein Internetauktionshaus.
5 OLG München (29. Zivilsenat), NJW 2002, 760.
6 OLG München, NJW 2002, 760, 762; Feuerich/Weyland, BRAO,

7. Aufl. 2008, § 43b Rdnr. 31.
7 OLG München (ebenfalls 29. Zivilsenat), NJW 2006, 517.

Gesellschaft verteilen, wobei bei einem Teil der Gesell-
schafter konkreter Beratungsbedarf bestand und die Rechts-
anwälte dies auch wussten. Dies wurde vom OLG München
als aufdringlich qualifiziert.8

Auch nach Ansicht des OLG Saarbrücken9 ist jedenfalls die
Grenze zulässiger Anwaltswerbung dann überschritten,
wenn bei den Adressaten durch Verdachtsäußerungen unter
Schüren von Ängsten hinsichtlich der künftigen Wertent-
wicklung der Anlage die nachhaltige Notwendigkeit anwalt-
lichen Beratungsbedarfs erweckt wird. Wohl am strengsten
– soweit ersichtlich – ist eine Entscheidung des Landgerichts
Berlin10, die allerdings im Verfügungsverfahren ergangen ist.
Danach liegt eine auf die Erteilung eines Auftrags im Einzel-
fall unzulässige Werbung bereits dann vor, wenn eine
Anwaltskanzlei ein Rundschreiben an eine Vielzahl von
Gesellschaftern eines Fonds schickt und ihnen mitteilt, dass
sie Mitgesellschafter vertreten, über langjährige Erfahrungen
im Kapitalanlagerecht verfügen und die Empfänger bittet
mitzuteilen, ob Interesse an näheren Informationen besteht.

Es gibt aber auch liberalere Stimmen, die aus verfassungs-
rechtlichen Erwägungen § 43b BRAO einschränkend ausle-
gen wollen.11 So stellt das OLG Naumburg.12 auf eine
Bewertung der Relation zwischen der Intensität des konkre-
ten Beratungsbedarfs (im Sinne einer Notsituation) und der
Intensität der Werbung (z.B. im Sinne von Bedrängung,
Nötigung, Überrumpelung) ab.

Die bislang zu dieser Problematik ergangene Rechtspre-
chung ist stark von Einzelfällen geprägt. Stets kommt es auf
den Inhalt der Rundschreiben an. Es ist die Tendenz erkenn-
bar, das Verbot der Werbung um ein konkretes Einzelfall-
mandat aus verfassungsrechtlichen Gründen einschränkend
auszulegen und darauf abzustellen, ob sich der Adressat
unbedrängt und ohne Aufbau von Zeitdruck oder sonstigem
Zwang frei für eine Beauftragung des Rechtsanwalts ent-
scheiden kann oder nicht.

Auch dem Beschluss des Anwaltsgerichts München vom
25.4.2008 (2 AnwG 50/07) lag eine Einzelfallentscheidung
zugrunde. Denn in dem Fall lag die Besonderheit vor, dass
der Rechtsanwalt in dem Rundschreiben mit Aussagen in
Bezug auf die betroffene Fondsgesellschaft geworben hat,
die in einem einstweiligen Verfügungsverfahren vom Land-
gericht Hamburg untersagt wurden. Anknüpfend an die
Fälle des OLG Hamburg und des LG Berlin hat das Anwalts-
gericht zutreffend in dem Fall angenommen, dass sich der
potentielle Mandant und Adressat des Rundschreibens nicht
mehr frei und unbedrängt für einen Anwalt entscheiden
kann, da in dem Rundschreiben (1.) von einem Gericht ver-
botene Aussagen enthalten waren, (2.) gleich mehrfach das
Wort dringend verwendet und dadurch Druck im Sinne der
Eilbedürftigkeit des Handelns aufgebaut wurde, (3.) die Ver-
tretung konkreter Mandanten aus dem Rundschreiben nicht
ersichtlich war und (4.) die behauptete Bitte um Mithilfe für
eine Sonderprüfung teilweise im Widerspruch zu dem dem
Rundschreiben beigefügten Fragebogen gestanden hat.

Nicht selten greifen Rechtsanwälte für derartige Rundschrei-
ben auf eine Adressenliste, z.B. aus dem Handelsregister,
zurück. Dies kann einen Verstoß gegen die Vorschriften des
Bundesdatenschutzgesetzes (§§ 28, 35 BDSG) darstellen.

8 OLG München, NJW 2006, 517, 518.
9 OLG Saarbrücken, BRAK-Mitt. 2007, 278.

10 LG Berlin, BRAK-Mitt. 2007, 92.
11 Vgl. dazu auch: Römermann, in: Hartung/Römermann, Berufs- und

Fachanwaltsordnung, 4. Aufl. 2008, § 43b BRAO, Rdnr. 41 ff.
12 OLG Naumburg, AnwBl 2007, 869.
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Wird von den Rechtsanwälten für derartige Rundschreiben
auf eine Adressenliste zurückgegriffen, deren Herkunft die
Anwälte nicht erklären können, so stellt dies einen Verstoß
gegen §§ 28, 35 BDSG dar. Dies ist zugleich wettbewerbs-
widrig.13

Eine höchstrichterliche Rechtsprechung zur Zulässigkeit
anwaltlicher Rundschreiben an Gesellschafter einer ver-
meintlich oder tatsächlich notleidenden Kapitalanlage-
gesellschaft steht noch aus. Die Ausgangsentscheidung des
BGH vom 15.3.2001 liegt bereits einige Zeit zurück. Es
besteht aber durchaus weiterhin Bedarf für eine eigenstän-
dige Regelung des Verbots der Werbung um ein Mandat im
Einzelfall in § 43b BRAO. Stets muss gewährleistet sein,
dass der potentielle Mandant seine Entscheidung für oder
gegen einen Anwalt ohne Einfluss von Zeitdruck oder sons-
tigem Zwang frei und unbedrängt treffen kann. Dies muss
auch unterhalb der Schwelle im Sinne einer Nötigung oder
Überrumpelung garantiert sein. Eine eigenständige Rege-
lung in § 43b BRAO ist nicht überflüssig, selbst wenn die
meisten Fälle auch nach den Vorschriften des Gesetzes

13 OLG Naumburg, NJW 2003, 3566, 3567; Feuerich/Weyland, a.a.O.,
§ 43b BRAO Rdnr. 31.

gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) verboten sein
sollten.14 Zum einen kann man mit Hilfe des UWG letztlich
nur „Hardcore-Fälle“ wie das unmittelbare Ansprechen von
Opfern am Unfallort verbieten lassen. Zum anderen gibt es
im Berufsrecht und in zivilrechtlichen Auseinandersetzun-
gen, z.B. unmittelbar betroffener Fondsgesellschaften gegen
werbende Rechtsanwälte, natürlich Fallkonstellationen, wo
das UWG mangels Wettbewerbsverhältnis gar nicht
anwendbar ist.15 Nicht zuletzt kann aber auch das UWG
wegen der Stellung des Rechtsanwalts als unabhängiges
Organ der Rechtspflege nicht allein Verhaltensmaßstab sein.
Rechtsanwälte sind heute zwar auch Unternehmer. Das vor-
wiegend auf Kaufleute zugeschnittene UWG wird dem
jedoch nicht gerecht.

Dr. Frank R. Remmertz16

14 So aber: Römermann, in: Hartung/Römermann, a.a.O., Rdnr. 38;
ders., AnwBl 2007, 744, 745.

15 So etwa in dem Fall des OLG Saarbrücken, BRAK-Mitt. 2007, 278,
wo §§ 1004 Abs. 1, 823 Abs. 1 BGB für die betroffene Kapitalanla-
gegesellschaft als Anspruchsgrundlage diente.

16 Rechtsanwalt in München, Mitglied des Vorstands der Rechtsan-
waltskammer München und der 4. Satzungsversammlung der Bun-
desrechtsanwaltskammer. Der Beitrag gibt ausschließlich die
persönliche Ansicht des Verfassers wieder.

Weitere berufsrechtliche Rechtsprechung
*Leitsatz der Redaktion (Orientierungssatz)

Rechtsberatungsgesetz – Verstoß einer Wirtschaftsprü-
fungs- und Steuerberatungsgesellschaft gegen das Rechts-
beratungsgesetz

RBerG Art. 1 § 1, § 5 Nr. 1; GG Art. 12 Abs. 1

Es wird daran festgehalten, dass es für den Erlaubnisvorbehalt
nach dem RBerG nicht darauf ankommt, ob der Vertragspartner
des Rechtsuchenden sich zur Erfüllung seiner Beratungspflichten
eines zugelassenen Rechtsberaters als Erfüllungsgehilfen
bedient. Eine verfassungskonforme, in dieser Hinsicht erwei-
ternde Auslegung des Art. 1 § 5 Nr. 1 RBerG kommt nicht in
Betracht.

BGH, Urt. v. 3.7.2008 – III ZR 260/07

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Vergütung – Beauftragung eines externen Rechtsanwalts

ZPO § 91

Es ist für sich allein kein ausreichender Grund, einen weder am
Sitz des Prozessgerichts noch der Prozesspartei niedergelassenen
RA mit der Prozessvertretung zu beauftragen, wenn eine zu einer
Unternehmensgruppe gehörende Handelsgesellschaft den an
einem dritten Ort niedergelassenen RA nur deshalb wählt, weil
dieser mit den Gesellschaftern der zur Unternehmensgruppe
gehörenden Gesellschaften durch eine langjährige vertrauensvolle
Zusammenarbeit verbunden ist und daher für alle Gesellschaften
dieser Gruppe tätig wird.

BGH, Beschl. v. 20.5.2008 – VIII ZB 92/07

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Vergütung – Kostenerstattung für Abmahnung durch einen
externen Rechtsanwalt

UWG § 12 Abs. 1 Satz 2
1. Möchte ein Unternehmen einen wettbewerbsrechtlichen
Unterlassungsanspruch geltend machen und beauftragt es deswe-
gen einen RA mit der Abmahnung, kann es grundsätzlich die
dadurch entstehenden Kosten auch dann vom Verletzer ersetzt
verlangen, wenn es über eine eigene Rechtsabteilung verfügt.

*2. Die Verfolgung von Wettbewerbsverstößen, die Mitbewerber
begehen, gehört nicht zu den originären Aufgaben eines kaufmän-
nischen Unternehmens.

BGH, Urt. v. 8.5.2008 – I ZR 83/06

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Rechtsdienstleistungsgesetz – Anfrage einer Bank an die
Gläubiger eines Kunden

RBerG Art. 1 § 1; RDG § 2 Abs. 1
1. Richtet eine Bank an die anderen Gläubiger einer GmbH, die
bei ihr Kunde ist, im Hinblick auf eine beabsichtigte Umschul-
dung die Anfrage, ob sie bereit seien, auf ihre Forderungen gegen
die GmbH teilweise zu verzichten, so liegt darin nicht in jedem
Fall eine unerlaubte Rechtsberatung nach Art. 1 § 1 RBerG bzw.
eine erlaubnispflichtige Rechtsdienstleistung i.S.v. § 2 Abs. 1
RDG.

*2. § 2 Abs. 1 RDG erfasst nur juristische Tätigkeiten, nicht aber
Tätigkeiten auf wirtschaftlichem oder sonstigem Gebiet. Für die
Abgrenzung dieser Bereiche ist wie bisher nicht auf formale Krite-
rien abzustellen, sondern darauf, in welchem Gebiet der Kern
bzw. Schwerpunkt der jeweiligen Tätigkeit liegt. So ist die bloße
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Mitwirkung bei einem Vertragsschluss oder einer Vertragskündi-
gung nicht schon deshalb als rechtliche Tätigkeit anzusehen, weil
sie auf die Gestaltung von konkreten Rechtsverhältnissen gerich-
tet ist.

OLG Karlsruhe, Urt. v. 9.7.2008 – 6 U 51/08

Aus dem Tatbestand:

Der klagende Anwaltsverein nimmt die beklagte …bank im
Wege der einstweiligen Verfügung wegen unerlaubter Erbrin-
gung von Rechtsdienstleistungen auf Unterlassung in
Anspruch, weil diese anderen Gläubigern eines Kunden vorge-
schlagen hat, zur Ermöglichung einer Umschuldung auf einen
erheblichen Teil ihrer Forderungen zu verzichten.

Die Verfügungsbekl. stand mit einer ihrer Darlehensnehmerin-
nen, deren Konto in erheblichem Umfang überzogen war, in
Verhandlungen wegen einer Umschuldung. Die Verfügungs-
bekl. übersandte mit dem Einverständnis des Geschäftsführers
ihrer Kundin an verschiedene Gläubiger derselben ein Schrei-
ben mit folgendem Inhalt:

„Herr X. hat bei uns die Umschuldung der Verbindlichkeiten
der X. GmbH beantragt.

Wir haben den Antrag geprüft und festgestellt, dass eine Finan-
zierung der gesamten Verbindlichkeiten (trotz Absicherung aus
privaten Mitteln) nicht darstellbar ist.

Eine Finanzierung von 35 % der uns bisher bekannten Verbind-
lichkeiten der X. GmbH ist darstellbar.

Wir bitten Sie, uns bis zum 15.1.2008 mitzuteilen, ob Sie
einem Vergleich in dieser Größenordnung zustimmen. Wir
gehen davon aus, dass wir Ihnen dann bis 31.1.2008 mitteilen
können, ob der Vergleich zustande kommen wird.

Aufgrund der wirtschaftlichen Verhältnisse muss Herr X. für die
X. GmbH bei einem nicht Zustandekommen des Vergleichs
einen Insolvenzantrag stellen.

Entsprechend der Vermögensverhältnisse ist nur mit einer
geringen Konkursquote zu rechnen ...“

Der Verfügungskl. hat geltend gemacht, das Schreiben der Ver-
fügungsbekl. sei darauf gerichtet, die Rechtsverhältnisse ihrer
Kundin im Verhältnis zu deren Gläubiger umzugestalten. Die
Gläubiger sollten im Vergleichswege zu einem teilweisen Ver-
zicht auf ihre Forderungen bewogen werden. Diese Tätigkeit
sei als erlaubnispflichtige Schuldenregulierung zu qualifizie-
ren. Das Schreiben könne nur dahin verstanden werden, dass
die Verfügungsbekl. zumindest auch für die X. GmbH auftrete,
da nur diese vom Vergleich betroffen sei. Das eigene wirt-
schaftliche Interesse der Verfügungsbekl. am Erfolg der Ver-
gleichsverhandlungen führe nicht zur Zulässigkeit ihres Vorge-
hens. Es zeige vielmehr gerade die Gefährlichkeit ihres Han-
delns, da ein evidenter Interessenkonflikt vorliege. Zwar sei es
der Verfügungsbekl. nicht verboten, Verhandlungen mit ande-
ren Gläubigern zu führen. Verboten sei jedoch, dass sie
zugleich für den Schuldner selbst auftrete. Es handle sich auch
nicht um ein notwendiges Hilfsgeschäft i.S.v. Art. 1 § 5 RBerG.

Das LG hat der Verfügungsbekl. mit Beschl. v. 4.3.2008 im
Wege der einstweiligen Verfügung unter Androhung der
gesetzlich vorgesehenen Ordnungsmittel antragsgemäß verbo-
ten, im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs
für Dritte geschäftsmäßig Schuldenregulierungs- und/oder Ver-
gleichsverhandlungen zu führen und/oder anzubieten.

Die Verfügungsbekl. hat Widerspruch eingelegt und geltend
gemacht, es fehle bereits an einer Besorgung fremder Rechtsan-
gelegenheiten. Die Verfügungsbekl. habe das gleiche Interesse
an einem Zustandekommen des Vergleichs gehabt wie die Dar-
lehensnehmerin. Das Interesse der Darlehensnehmerin
schließe nicht aus, dass die Verfügungsbekl. ein eigenes

Geschäft in Vollzug eigener Interessen tätige. Ansonsten wäre
kein Gläubiger mehr in der Lage, ohne Beiziehung eines
Anwalts zur möglichst umfassenden Rettung eigener Ansprü-
che mit anderen Gläubigern in Verhandlungen über einen teil-
weisen Forderungsverzicht einzutreten. Dass die beanstandete
Tätigkeit keiner Erlaubnis bedürfe, ergebe sich auch aus der
Testamentsvollstreckerentscheidung des BGH. Die Verfügungs-
bekl. habe ferner nicht geschäftsmäßig gehandelt, weil sie
keine Werbung für einen „Umschuldungsservice“ mache.
Jedenfalls komme ihr das Privileg des Art. 1 § 5 Nr. 1 RBerG
zugute.

Mit dem angefochtenen, am 4.4.2008 verkündeten Urteil, auf
das wegen aller Einzelheiten Bezug genommen wird, hat das
LG die einstweilige Verfügung bestätigt. Hiergegen wendet sich
die Verfügungsbekl., die mit der Berufung ihr erstinstanzliches
Begehren in vollem Umfang weiterverfolgt.

Die Verfügungsbekl. macht unter Wiederholung und Vertiefung
ihres erstinstanzlichen Vortrags geltend, ihr Verhalten habe
nicht gegen die Vorschriften des RBerG verstoßen. Sie sei
zudem nach Art. 1 § 3 Nr. 7 RBerG zur Besorgung fremder
Rechtsangelegenheiten für ihre Mitglieder befugt gewesen.
Diese Befugnis berechtigte sie auch zur Besorgung von Rechts-
angelegenheiten von Kunden, die, wie im hier zugrunde lie-
genden Fall, keine Genossenschaftsmitglieder seien. Entspre-
chendes gelte für die Befugnis nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 RDG.

Die beanstandete Tätigkeit verstoße auch nicht gegen § 2 RDG.
In Übereinstimmung mit der Rspr. des BVerfG seien nach dem
neuen Recht nur noch die Fälle echter Rechtsanwendung allein
dem Anwalt vorbehalten. Die Abgrenzung sei nach den Krite-
rien vorzunehmen, die der BGH bereits in der Testamentsvoll-
strecker-Entscheidung herangezogen habe. Im konkreten Fall
sei die Mitwirkung eines Anwalts nicht erforderlich gewesen,
weil es nur um die Frage gegangen sei, ob ein Forderungsver-
zicht ausgesprochen wird oder nicht. Die beanstandete Tätig-
keit sei jedenfalls nach § 5 RDG erlaubt, weil sie in engem
Zusammenhang zur Kreditgewährung und damit zum eigentli-
chen Berufs- oder Tätigkeitsbild der Verfügungsbekl. gestanden
habe. Die Haupttätigkeit der Verfügungsbekl. erfordere weiter-
gehende Rechtskenntnisse als die hier in Rede stehende Tätig-
keit.

Darüber hinaus fehle es an einem geschäftsmäßigen Handeln.
Die vom LG als unzulässig eingeordnete einmalige Tätigkeit
rechtfertige nicht die Annahme einer Wiederholungsabsicht.
Gegen ein geschäftsmäßiges Handeln spreche auch, dass die
Verfügungsbekl. für die beanstandete Tätigkeit kein Honorar
genommen habe.

Die Verfügungsbekl. beantragt, unter Abänderung des Urt. des
LG Karlsruhe v. 4.4.2008 – Geschäftsnummer . . . /08 KfH I –
die einstweilige Verfügung v. 4.3.2008 aufzuheben und den
Antrag der Kl. v. 3.3.2008 zurückzuweisen. Der Verfügungskl.
beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Der Verfügungskl. verteidigt das angefochtene Urteil unter
Wiederholung und Vertiefung seines erstinstanzlichen Vortrags.
Er macht ergänzend geltend, das beanstandete Verhalten sei
auch nach den Vorschriften des RDG nicht zulässig. Die Tätig-
keit sei als Rechtsdienstleistung anzusehen, weil sie darauf
gerichtet sei, konkrete Rechtsverhältnisse der Darlehensnehme-
rin zu gestalten und zu verändern. Sie erfordere eine rechtliche
Prüfung im Einzelfall. Vor der Verhandlung mit den Gläubigern
müsse sich die Verfügungsbekl. mit dem Bestehen und der
Durchsetzbarkeit der Forderungen auseinandersetzen. Darüber
hinaus erfordere auch der rechtsverbindliche Abschluss eines
Vergleichs eine rechtliche Prüfung. Etwas anderes ergebe sich
auch nicht aus der Testamentsvollstrecker-Entscheidung des
BGH.
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andere Kunden zu wiederholen (vgl. BGH, NJW 1986, 1050,
1052). Von letzterem ist das LG im vorliegenden Fall zutreffend
ausgegangen. Es ist weder vorgetragen noch sonst ersichtlich,
dass die Verfügungsbekl. die beanstandete Tätigkeit als beson-
dere Gefälligkeit nur für diese eine Darlehensnehmerin
erbracht hat.

c) Entgegen der Auffassung des
LG hat die Verfügungsbekl. keine
Rechtsangelegenheit besorgt.
Der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit
lag vielmehr auf wirtschaftli-
chem Gebiet.

Nach der früheren Rspr. des BGH handelte es sich allerdings
stets um die Besorgung einer Rechtsangelegenheit i.S.v. Art. 1
§ 1, wenn eine Tätigkeit ihrer Natur nach darauf gerichtet und
geeignet ist, konkrete fremde Rechtsverhältnisse zu gestalten
und zu verändern (BGH, GRUR 1987, 714, 715 – Schuldenre-
gulierung). Diesen Maßstab hat der BGH mittlerweile aber –
auch im Lichte der verfassungsrechtlichen Anforderungen (vgl.
dazu BVerfG, GRUR 1998, 556, 560 – Patentgebührenüberwa-
chung) – modifiziert. Nach der nunmehr st. Rspr. ist zur
Abgrenzung erlaubnisfreier Geschäftsbesorgung von erlaubnis-
pflichtiger Rechtsbesorgung auf den Kern und den Schwer-
punkt der Tätigkeit abzustellen, weil eine Besorgung wirtschaft-
licher Belange vielfach auch mit rechtlichen Vorgängen ver-
knüpft ist. Es ist daher zu fragen, ob die Tätigkeit überwiegend
auf wirtschaftlichem Gebiet liegt und die Wahrnehmung wirt-
schaftlicher Belange bezweckt oder ob die rechtliche Seite der
Angelegenheit im Vordergrund steht und es wesentlich um die
Klärung rechtlicher Verhältnisse geht (BGH, GRUR 2007, 245
Rdnr. 16 – Schulden Hulp, m.w.N.; vgl. auch OLG Karlsruhe,
GRUR-RR 2007, 51, 52). Bei der Regulierung fremder Schul-
den ist demgemäß entscheidend, ob sich die Tätigkeit haupt-
sächlich auf rechtliche Fragen wie bspw. die inhaltliche Prü-
fung der gegen den Schuldner gerichteten Forderungen, die
Vorbereitung eines Insolvenzverfahrens oder die Geltendma-
chung eigener Forderungen des Schuldners gegen seine Gläu-
biger bezieht oder ob die wirtschaftliche Seite der Überschul-
dung im Vordergrund steht. Letztere war vom RBerG nicht
berührt (BGH, GRUR 2007, 245 Rdnr. 16 – Schulden Hulp;
BVerwG, NJW 2005, 1293, 1296 f.).

Im vorliegenden Fall stand nach
Auffassung des Senats die wirt-
schaftliche Seite der Überschul-
dung im Vordergrund. Zwar war
die Tätigkeit der Verfügungs-

bekl. auf die Änderung von Rechtsbeziehungen gerichtet, weil
die Gläubiger im Rahmen des vorgeschlagenen Vergleichs auf
einen Teil ihrer bestehenden Forderungen verzichten sollten.
Die Verfügungsbekl. hat ihren Vorschlag aber ausschließlich
auf wirtschaftliche Gesichtspunkte gestützt, nämlich ihre Ein-
schätzung, dass allenfalls eine Finanzierung von 35 % der
bekannten Verbindlichkeiten „darstellbar“ sei. Rechtliche
Aspekte, etwa der Rechtsbestand der Forderungen oder die
Chancen einer gerichtlichen Durchsetzung, werden in dem
beanstandeten Schreiben hingegen nicht einmal ansatzweise
angesprochen. Die Verfügungsbekl. hat darüber hinaus keine
individuellen Verhandlungen angeboten, sondern lediglich um
Mitteilung gebeten, ob die Adressaten mit einem Verzicht in
der vorgeschlagenen Größenordnung einverstanden sind oder
nicht. Sie hat sich damit – noch – im Rahmen einer zulässigen
Geschäftsbesorgung gehalten und keine unerlaubte Rechtsbe-
sorgung vorgenommen.
Eine Anwendung von Art. 1 § 1 RBerG auf die beanstandete
Tätigkeit ist auch nicht durch den Gesetzeszweck geboten.
Zweck der Vorschrift war, die Rechtsuchenden vor einer
unsachgemäßen Erledigung ihrer rechtlichen Angelegenheiten

Keine Besorgung einer
Rechtsangelegenheit

Wirtschaftliche Belan-
ge im Vordergrund

Der Verfügungskl. macht ferner geltend, die Verfügungsbekl.
habe eine fremde Angelegenheit wahrgenommen. Aufgrund
des bestehenden Interessenskonfliktes habe sie zudem gegen
§ 4 RDG verstoßen. Das Verhalten der Verfügungsbekl. sei
auch nicht nach §§ 5 bis 7 RDG zulässig.

Aus den Gründen:

Die zulässige Berufung ist begründet. Entgegen der Auffassung
des LG hat die Verfügungsbekl. nicht gegen das RBerG versto-
ßen. Ihr Verhalten verstößt auch nicht gegen das nunmehr gel-
tende RDG.

1. Für das ausschließlich auf Unterlassung gestützte Begehren
sind nunmehr die am 1.7.2008 in Kraft getretenen Vorschriften
des RDG maßgeblich. Ein auf Wiederholungsgefahr gestützter
Unterlassungsanspruch setzt jedoch zusätzlich voraus, dass das
beanstandete Verhalten auch nach den zuvor geltenden Regeln
des RBerG verboten war (vgl. BGH, GRUR 2005, 353, 354 –
Testamentsvollstreckung durch Banken).

2. Das beanstandete Verhalten
der Verfügungsbekl. verstieß
nicht gegen Art. 1 § 1 RBerG.

a)
Allerdings hat die Verfügungs-
bekl. mit dem Schreiben an die
Gläubiger ihrer Darlehensneh-
merin eine fremde Angelegen-
heit besorgt.

Die Frage, ob eine eigene oder eine fremde Angelegenheit
betroffen ist, richtet sich danach, in wessen wirtschaftlichem
Interesse die Besorgung der Angelegenheit liegt. Wird die
Angelegenheit nicht nur im eigenen, sondern auch im fremden
Interesse besorgt, führt dies nicht notwendig dazu, dass es sich
um eine fremde Angelegenheit i.S.v. Art. 1 § 1 RBerG handelt.
Ein lediglich mittelbares Eigeninteresse macht eine fremde
Rechtsangelegenheit allerdings nicht zu einer eigenen (BGH,
GRUR 2007, 978 Rdnr. 22 – Rechtsberatung durch Haftpflicht-
versicherer).

Im vorliegenden Fall lag der Abschluss des angebotenen Ver-
gleichs im Interesse der Darlehensnehmerin, die als Schuldne-
rin unmittelbar von den Wirkungen einer solchen Vereinba-
rung profitiert hätte. Zwar hatte auch die Verfügungsbekl. ein
Interesse am Zustandekommen einer solchen Vereinbarung,
weil sie bei Abschluss des Vergleichs einen neuen Kredit an
ihre Kundin ausreichen konnte und anderenfalls weitergehende
Ausfälle mit eigenen Forderungen zu befürchten hatte. Dies
stellt jedoch nur ein mittelbares Interesse dar und macht den
Abschluss des den Gläubigern vorgeschlagenen Vergleichs
nicht zu einer eigenen Angelegenheit der Verfügungsbekl.

b) Zutreffend hat das LG auch
ein geschäftsmäßiges Handeln
der Verfügungsbekl. bejaht.

Geschäftsmäßig handelt derje-
nige, der beabsichtigt – sei es auch nur bei sich bietender Gele-
genheit – die Tätigkeit zu wiederholen, um sie dadurch zu
einem dauernden oder wiederkehrenden Bestandteil eines
Erwerbs zu machen (BGH, GRUR 2001, 357 – Heizkraftwerke,
m.w.N.). Als Anzeichen für eine solche Wiederholungsabsicht
kann bereits der Umstand ausreichen, dass der Berater für seine
rechtsberatende oder rechtsbesorgende Tätigkeit ein Honorar
gefordert hat, zumal, wenn dies im Rahmen seiner hauptberuf-
lichen Tätigkeit geschehen ist (BGH, NJW 1986, 1050, 1052).
Dies ist indes nicht erforderlich. Erfolgt die Handlung im Rah-
men einer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit, ist viel-
mehr davon auszugehen, dass der Handelnde bereit ist, die-
selbe Dienstleistung bei sich bietender Gelegenheit auch für

Kein Verstoß gegen
Art. 1 § 1 RBerG

Fremde
Angelegenheit

Geschäftsmäßiges
Handeln
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zu schützen und im Interesse einer reibungslosen Abwicklung
des Rechtsverkehrs fachlich ungeeignete oder unzuverlässige
Personen von der geschäftsmäßigen Besorgung fremder Rechts-
angelegenheiten fern zu halten (BGH, NJW 2003, 1594, 1595).
Dieser Zweck gebietet es nicht, einen RA zur Beurteilung der
Frage hinzuzuziehen, in welcher Höhe eine Schuldentilgung
wirtschaftlich realistisch ist. Ein RA, der von einem Schuldner
mit der Regulierung seiner Verbindlichkeiten betraut ist, kann
diese wirtschaftlichen Aspekte jedenfalls nicht besser beurtei-
len als eine Bank. Er wird im Sinne einer umfassenden Betreu-
ung seines Mandanten häufig sogar gehalten sein, wegen die-
ser Frage Rücksprache mit den für eine Finanzierung in Frage
kommenden Banken zu halten. Vor diesem Hintergrund ist aus
Sicht des Senats die Vertretung durch einen RA nicht geboten,
soweit es um eine rein wirtschaftliche Lösung des Schuldenpro-
blems geht.
Dass die Verfügungsbekl. im vorliegenden Fall eigene Interes-
sen hatte und deshalb eine Interessenkollision denkbar war,
führt zu keiner anderen Beurteilung. Der Schutzzweck des
RBerG ist nur dann betroffen, wenn sich fachlich ungeeignete
oder unzuverlässige Personen mit der Besorgung von Rechtsan-
gelegenheiten befassen. Auf die Frage einer Interessenkollision
kommt es hierbei nicht an.
3. Die beanstandete Tätigkeit der
Verfügungsbekl. stellt auch keine
erlaubnispflichtige Rechtsdienst-
leistung i.S.v. § 2 Abs. 1 RDG
dar.
a) Nach § 2 Abs. 1 RDG ist als Rechtsdienstleistung nur eine
Tätigkeit anzusehen, die eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls
erfordert. Dies ist bei der hier angegriffenen Tätigkeit nicht der
Fall.

(1) In dem Schreiben an die
Gläubiger ist die Verfügungsbekl.
auf rechtliche Aspekte nicht ein-
gegangen. Sonstige Anhalts-
punkte, die nahelegen könnten,

dass die Verfügungsbekl. im Vorfeld des Schreibens oder im
weiteren Verlauf des Geschehens eine rechtliche Prüfung der
bekannt gewordenen Verbindlichkeiten vorgenommen hat,
sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich.

(2) Entgegen der Auffassung des Verfügungskl. ist eine rechtli-
che Prüfung für die Durchführung der beanstandeten Tätigkeit
weder objektiv noch nach den berechtigten Erwartungen des
Kunden erforderlich.
Dabei braucht nicht entschieden zu werden, ob eine seriöse
Beratung von Verbrauchern, die den Überblick über ihre Ver-
bindlichkeiten verloren haben und deshalb umfassender Hilfe-
stellung bedürfen und sich deshalb an einen Berater wenden,
grundsätzlich eine rechtliche Prüfung erfordert. Bei Verhand-
lungen einer GmbH mit ihrer kreditgebenden Bank über die
Möglichkeiten einer Umschuldung ist eine solche Prüfung
jedenfalls nicht geboten. Die Bank darf mangels besonderer
Anhaltspunkte – deren Vorliegen hier nicht ersichtlich ist –
davon ausgehen, dass der Geschäftsführer einer GmbH selbst
in der Lage ist zu erkennen, ob der rechtliche Bestand von Ver-
bindlichkeiten einer rechtlichen Prüfung bedarf. Sie braucht
eine solche Prüfung nicht von sich aus anzuregen oder vorzu-
nehmen, sondern darf sich auf die wirtschaftlichen Aspekte der
angestrebten Umschuldung beschränken. Auch der Geschäfts-
führer, der mit der Bank über die Möglichkeiten einer
Umschuldung verhandelt, wird i.d.R. weder erwarten noch
wünschen, dass diese unaufgefordert den rechtlichen Bestand
der aufgelaufenen Verbindlichkeiten prüft.
Eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls ist auch nicht im Zusam-
menhang mit dem Abschluss des vorgeschlagenen Vergleichs

Kein Verstoß gegen
§ 2 Abs. 1 RDG

Keine rechtliche
Prüfung im Einzelfall

geboten. Allerdings ist, wie der Prozessbevollmächtigte des
Verfügungskl. in der mündlichen Verhandlung aufgezeigt hat,
durchaus denkbar, dass einzelne oder mehrere Gläubiger ent-
gegen der an sie gerichteten Aufforderung Gegenvorschläge
unterbreiten, die eine rechtliche Prüfung der Forderung nahele-
gen oder deren Umsetzung einer detaillierten rechtlichen Ver-
einbarung bedarf. Wenn die Verfügungsbekl. auch bei einer
solchen Entwicklung weiter für ihre Kundin tätig würde, läge
eine Rechtsdienstleistung zweifellos vor. Mit dem hier bean-
standeten Schreiben hat die Verfügungsbekl. sich aber – noch –
nicht auf dieses Terrain begeben. Entgegen der Auffassung des
Verfügungskl. führt diese Tätigkeit nach Einschätzung des
Senats auch nicht zwangsläufig dazu, dass Rechtsdienstleistun-
gen der genannten Art im weiteren Verlauf erforderlich wer-
den. Nach dem Wortlaut des Schreibens hat die Verfügungs-
bekl. lediglich in Aussicht gestellt, innerhalb relativ kurzer Frist
mitzuteilen, ob alle Gläubiger ihrem Vorschlag zugestimmt
haben oder nicht. Im einen wie im anderen Fall mag es Anlass
geben, mit einzelnen Gläubigern in detaillierte Verhandlungen
einzutreten. Durch ihr Schreiben hat sich die Verfügungsbekl.
aber weder verpflichtet, solche Verhandlungen für ihre Kundin
zu führen, noch den Eindruck oder die berechtigte Erwartung
geweckt, dass sie ggf. auch diese Tätigkeit übernehmen werde.
Angesichts dessen stellt das hier zu beurteilende Verhalten der
Verfügungsbekl. noch keine Rechtsdienstleistung dar.

b) Eine Subsumtion der beanstandeten Tätigkeit unter § 2
Abs. 1 RDG ist auch nicht aufgrund des Normzwecks geboten.
§ 2 Abs. 1 RDG erfasst nur juris-
tische Tätigkeiten (Römermann,
NJW 2008, 1250, 1251), nicht
aber Tätigkeiten auf wirtschaftli-
chem oder sonstigem Gebiet. Für
die Abgrenzung dieser Bereiche ist nach Auffassung des Senats
wie bisher nicht auf formale Kriterien abzustellen, sondern dar-
auf, in welchem Gebiet der Kern bzw. Schwerpunkt der jewei-
ligen Tätigkeit liegt. So ist die bloße Mitwirkung bei einem Ver-
tragsschluss oder einer Vertragskündigung nicht schon deshalb
als rechtliche Tätigkeit anzusehen, weil sie auf die Gestaltung
von konkreten Rechtsverhältnissen gerichtet ist (vgl. Kleine-
Cosack, BB 2007, 2637, 2639). Vielmehr ist – wie bisher – ent-
scheidend, ob die rechtliche Seite im Vordergrund steht und es
wesentlich um die Klärung rechtlicher Verhältnisse geht oder
ob die Tätigkeit überwiegend auf wirtschaftlichem Gebiet liegt
und die Wahrnehmung wirtschaftlicher Belange bezweckt.
Dabei kann dahingestellt bleiben, ob bestimmte Tätigkeiten,
die bislang von Art. 1 § 1 RBerG erfasst waren, auch nach
neuen Recht noch erlaubnispflichtig sind (zu Stellvertretung
und Treuhand vgl. vom Stein, AnwBl. 2008, 385, 386 und BT-
Drucks. 16/3655, 46) und ob der Anwendungsbereich des
RDG in einzelnen Beziehungen weiter ist als der des früheren
Rechts (vgl. dazu BT-Drucks. 16/3655, 37). § 2 Abs. 1 RDG
umfasst jedenfalls nicht solche Tätigkeiten, deren Schwerpunkt
auf wirtschaftlichem Gebiet liegt und die deshalb schon nach
altem Recht keine Rechtsbesorgung zum Gegenstand haben.
Letzteres ist hier, wie bereits oben dargelegt, der Fall. Damit
greift § 2 Abs. 1 RDG im vorliegenden Fall nicht.
4. Nach allem war das angefochtene Urteil auf die Berufung
der Verfügungsbekl. abzuändern.

Vertretung widerstreitender Interessen durch Rechtsan-
wälte in Bürogemeinschaft

BRAO § 43a Abs. 4; BORA § 3 Abs. 2
1. Auch bei einer einverständlichen Scheidung hat der prozess-
kostenhilfeberechtigte Antragsgegner Anspruch auf Beiordnung
eines RA.

Nur juristische Tätig-
keiten sind umfasst
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2. Die Beiordnung des von der Partei gewählten RA ist ausge-
schlossen, wenn er einem Tätigkeitsverbot unterliegt. Dies ist
dann der Fall, wenn er mit dem Vertreter der Gegenseite in Büro-
gemeinschaft verbunden ist.

*3. Obwohl es bei einer Bürogemeinschaft an einer gemeinschaft-
lichen Berufsausübung fehlt, unterliegen auch die in einer Büro-
gemeinschaft verbundenen Rechtsanwälte der Vorschrift des § 3
Abs. 2 BORA, da nicht auszuschließen ist, dass jedes Mitglied der
Bürogemeinschaft jederzeit Kenntnis von den Mandatsvorgängen
der anderen Mitglieder erlangen kann.

*4. Ein Tätigkeitsverbot scheidet aus, wenn sich die betroffenen
Mandanten in den widerstreitenden Mandaten nach umfassender
Information mit der Vertretung ausdrücklich einverstanden
erklärt haben und Belange der Rechtspflege dem nicht entgegen-
stehen.

OLG Bremen, Beschl. v. 24.4.2008 – 4 WF 38/08

Aus den Gründen:

I. [1] Das AG hat den von der Agin. im vorliegenden Schei-
dungsverfahren gestellten Antrag auf Bewilligung von PKH
sowie auf Beiordnung ihres Verfahrensbevollmächtigten
zurückgewiesen. Unter (teilweiser) Abhilfe der hiergegen ein-
gelegten Beschwerde hat das AG der Agin. PKH bewilligt. Die
Beiordnung ihres Verfahrensbevollmächtigten hat es abgelehnt
mit der Begründung, dass es sich nicht um ein streitiges Schei-
dungsverfahren handele, so dass sie keiner anwaltlichen Ver-
tretung bedürfe. Im Übrigen bestünden hinsichtlich der Tätig-
keit des von ihr beauftragten RA erhebliche standesrechtliche
Bedenken im Hinblick darauf, dass der Verfahrensbevollmäch-
tigte der Agin. mit dem Verfahrensbevollmächtigten des Ast.
durch Bürogemeinschaft verbunden ist.

II. [2] Entgegen der Auffassung des AG hat die Agin. auch bei
einer einverständlichen Scheidung einen Anspruch auf Beiord-
nung eines RA. Bereits die Vorschriften der §§ 78 Abs. 2, 625
ZPO zeigen, dass nach der Absicht des Gesetzgebers im Regel-
fall beide Parteien anwaltlich vertreten sein sollen (Kalthoener/
Büttner/Wrobel-Sachs, PKH und Beratungshilfe, 4. Aufl.,
Rdnr. 433). Deshalb ist es für die Frage der Beiordnung uner-
heblich, ob und wie sich der Ag. auf den Scheidungsantrag ein-
lässt (Zöller/Philippi, ZPO, 26. Aufl., § 114 Rdnr. 42). Dennoch
war die Beschwerde der Agin. – soweit das AG ihr nicht abge-
holfen hat – zurückzuweisen.

[3] Soweit die Beiordnung eines RA in Betracht kommt, hat die
Partei zwar grundsätzlich einen Rechtsanspruch darauf, dass
das Gericht ihr den Anwalt ihres Vertrauens beiordnet (§ 121
ZPO). An diese Wahl ist das Gericht aber nicht gebunden,
wenn der gewählte RA nicht tätig werden darf (Baumbach/Lau-
terbach, ZPO, 66. Aufl., § 121 Rndr. 4; SchlHOLG, SchlHA
1982, 197). Einer der Verbotstatbestände ist in § 43a Abs. 4
BRAO, § 3 Abs. 1 BORA normiert, wonach der RA keine
widerstreitenden Interessen vertreten darf. Dementsprechend
darf ein Anwalt auch im Rahmen einer einverständlichen
Scheidung nicht für beide Ehegatten tätig werden (Hartung, FF
2003, 156, 157).

Denn allein schon die unter-
schiedlichen Interessen der
Eheleute bei der Durchfüh-
rung des Versorgungsaus-

gleichs reichen für einen Interessenwiderstreit aus (Hartung,
ebenda). Während sich das Verbot widerstreitender Interessen
nach § 3 Abs. 2 BORA a.F. lediglich auf die Sozietät und auf
die in sonstiger Weise (Anstellungsverhältnis, freie Mitarbeiter)
zur gemeinschaftlichen Berufsausübung verbundenen RAe
erstreckte, gilt das Tätigkeitsverbot nach der am 1.7.2006 in
Kraft getretenen Neufassung des § 3 Abs. 2 BORA für alle RAe,
die mit dem von dem Verbot betroffenen RA in derselben

Berufsausübungs- oder Bürogemeinschaft verbunden sind,
wobei die Rechts- oder Organisationsform ohne Belang ist.
Obwohl es bei einer Bürogemeinschaft an einer gemeinschaft-
lichen Berufsausübung fehlt, unterliegen auch die in einer
Bürogemeinschaft verbundenen RAe der Erstreckungsregel des
§ 3 Abs. 2 BORA, da nicht auszuschließen ist, dass jedes
Gemeinschaftsmitglied jederzeit Kenntnis von den Mandatsvor-
gängen der anderen Gemeinschaftsmitglieder erlangen kann,
andererseits § 3 auch Schutz vor Verletzung der Verschwiegen-
heitspflicht gewährleisten soll (Feuerich/Weyland, BRAO,
7. Aufl., § 3 BORA Rndr. 11; Hartung, Anwaltliche Berufsord-
nung, 3. Aufl., § 3 BerufsO Rdnr. 104). Danach ist der Verfah-
rensbevollmächtigte der Agin. gehindert, diese im vorliegenden
Verfahren zu vertreten. Der Umstand, dass der Verfahrensbe-
vollmächtigte nach dem Vortrag der Agin. das Mandat von sei-
ner Zweigstelle aus betreibt, rechtfertigt es nicht, ihn vom
Tätigkeitsverbot auszunehmen. Die Agin. hat selbst vorgetra-
gen, dass für ihren Verfahrensbevollmächtigten bestimmte
Schriftsätze immer wieder an die Adresse des Hauptsitzes der
Bürogemeinschaft geschickt werden. Außerdem verfügt die
Bürogemeinschaft einschließlich Zweigstelle lediglich über
einen Telefonanschluss. Die Belange der Agin. sind somit bei
einer Vertretung durch ihren Verfahrensbevollmächtigten nicht
hinreichend gewahrt.

[4] Die grundsätzliche Erstre-
ckung des Tätigkeitsverbots
nach § 3 Abs. 1 BORA kann
zwar nach § 3 Abs. 2 Satz 2
BORA im Einzelfall entfallen
mit der Folge, dass die Vertretung mehrerer Mandanten mit
widerstreitenden Interessen innerhalb einer Gemeinschaft
zulässig ist. Dies setzt jedoch voraus, dass sich die betroffenen
Mandanten in den widerstreitenden Mandaten nach umfassen-
der Information mit der Vertretung ausdrücklich einverstanden
erklärt haben und Belange der Rechtspflege dem nicht entge-
genstehen. Das bedeutet für den vorliegenden Fall, dass nicht
nur die Agin., sondern auch der Ast. mit der Vertretung der
Agin. durch deren Verfahrensbevollmächtigten einverstanden
sein muss.

Aus dem Vortrag der Agin. lässt
sich aber nicht entnehmen, ob
das nach § 3 Abs. 2 Satz 2
BORA erforderliche Einver-

ständnis des Ast. eingeholt worden ist. Eine Beiordnung des
Verfahrensbevollmächtigten der Agin. kommt daher nicht in
Betracht.

Rundfunkgebührenpflicht auch für internetfähige PCs in
Anwaltskanzleien

RGebStV § 1 Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 2 Satz 1, § 5 Abs. 3
*1. Auch ein internetfähiger PC ist ein nach dem Rundfunkgebüh-
renstaatsvertrag gebührenpflichtiges, zum Empfang bereitgehalte-
nes Gerät.

*2. Die Heranziehung eines RA zu Rundfunkgebühren wegen des
Bereithaltens eines internetfähigen PCs ist nicht verfassungswid-
rig.

VG Ansbach, Urt. v. 10.7.2008 – AN 5 K 08.00348 (n.r.)

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

Redaktioneller Hinweis:

Vgl. hierzu auch die gegenteilige Rechtsansicht des VG
Koblenz, BRAK-Mitt. 2008, S. 233 ff.

Unterschiedliche
Interessen der Eheleute

Schutz vor Verletzung
der Verschwiegenheits-

pflicht

Keine Einverständnis-
erklärung
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Keine Rundfunkgebührenpflicht für internetfähige PCs in
Anwaltskanzleien

RGebStV § 1 Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 2 Satz 1, § 5 Abs. 3; GG
Art. 5

*1. RAe, die in ihren Kanzleien PCs mit Internetanschluss beruf-
lich nutzen, sind keine Rundfunkteilnehmer und müssen mithin
auch keine Rundfunkgebühren entrichten.

*2. Allein die bloße abstrakte technische Möglichkeit des Rund-
funkempfangs über den Internetbrowser eines PCs begründet
noch nicht die Rundfunkteilnehmereigenschaft. Darüber hinaus
ist eine gewisse Zweckbestimmung des Bereithaltens zum Emp-
fang notwendig.

*3. Internetfähige PCs werden außerhalb des privaten Bereichs
nicht typischerweise zum Empfang von Rundfunk bereitgehalten,
sondern in vielfacher Weise anderweitig verwendet.

VG Koblenz, Urt. v. 15.7.2008 – 1 K 496/08.KO (n.r.)

Aus dem Tatbestand:

[1] Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit der Heran-
ziehung des Kl. zu Rundfunkgebühren für einen „Personal
Computer“ (PC).

[2] Der Kl. ist selbstständiger RA. Für seinen Kanzleibetrieb
setzt er einen internetfähigen PC ein, den er zu Schreib- und
Recherchearbeiten verwendet. Dabei nutzt er den Internetzu-
gang insbesondere zum Zugriff auf Rspr.-Datenbanken, für
sonstige beruflich bedingte Recherchen sowie zur elektroni-
schen Abgabe der USt-Voranmeldung. Um einen schnelleren
Zugang zum Internet zu erhalten, verfügt der Rechner über
einen DSL-Anschluss.

[3] Der Bekl. sowie zahlreiche andere öffentlich-rechtliche
Rundfunkanstalten bieten im Internet das sog. Webradio über
einen Livestream an. Mittels eines Livestream-Programms kann
damit über das Internet mit dem PC das aktuelle Radiopro-
gramm empfangen werden. Livestream-Programme werden im
Internet zum kostenlosen Herunterladen (Download) bereitge-
halten. Das Herunterladen und die Installation derartiger Pro-
gramme sind dabei für Rechner mit geringer Speicherkapazität
mit einem Zeitaufwand von – je nach Prozessor – wenigen
Sekunden bis zu einigen Minuten möglich. Alternativ hierzu
besteht die Möglichkeit, über externe, also im Internet bereitge-
haltene Livestream-Programme, die Radiosendungen zu emp-
fangen. Der Empfang des Webradios ist weltweit möglich.
Livestream-Programme können darüber hinaus jede Art von
Livestream-Sendungen ausstrahlen. Eine Beschränkung auf
Radioprogramme besteht nicht. Derzeit senden die öffentlich-
rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten in Deutschland
nur einen Teil ihrer Fernsehsendungen parallel zur TV-Aus-
strahlung über das Internet. Eine Nutzung der Radio- und Fern-
sehprogramme über den PC durch den Kl. erfolgt eigenen
Angaben zufolge nicht.

[4] Mit Schr. v. 8.1.2007 meldete der Kl. seinen PC bei der
Gebühreneinzugszentrale der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten (GEZ) an. In einem ergänzenden Schr. v. 26.3.2007
teilte er außerdem mit, dass sich die Art und Anzahl der Emp-
fangsgeräte in seiner Kanzlei auf einen internetfähigen PC
beschränke und er eine Veranlagung zu Rundfunkgebühren für
verfassungswidrig halte.

[5] Nachdem der Kl. auf mehrfaches Anfordern der GEZ keine
Rundfunkgebühren geleistet hatte, setzte der Bekl. ihm gegen-
über mit Bescheid v. 3.8.2007 für den Zeitraum von Januar bis
März 2007 sowie mit Bescheid v. 2.9.2007 für den Zeitraum
von April bis Juni 2007 jeweils Rundfunkgebühren i.H.v. 16.56
Euro zzgl. Säumniszuschläge i.H.v. jeweils 5,11 Euro fest.

[6] Der Kl. legte gegen beide Bescheide mit Schr. v. 30.8.und
1.10.2007 Widerspruch ein und hielt ohne nähere Begründung
daran fest, dass die Erhebung einer Gebühr für einen internetfä-
higen PC in seinem Fall verfassungswidrig sei.

[7] Mit Widerspruchsbescheid v. 15.3.2008, dem Kl. zugestellt
am 31.3.2008, wies der Bekl. die Widersprüche zurück und
führte im Einzelnen aus, dass der Kl. ein neuartiges Rundfunk-
gerät zum Empfang bereithalte, für das er nach § 5 Abs. 3
Rundfunkgebührenstaatsvertrag – RGebStV – gebührenpflichtig
sei.

[8] Der Kl. hat am 25.4.2008 Klage erhoben und trägt vor, dass
seine Heranziehung zu Rundfunkgebühren mit dem Grundge-
setz nicht zu vereinbaren sei. In diesem Zusammenhang müsse
berücksichtigt werden, dass der historische Normgeber bei
dem Erlass des RGebStV monofunktionale Geräte, also klassi-
sche Radio- und Fernsehgeräte, die neben der Radio- oder
Fernsehfunktion über keine weiteren Funktionen verfügten, vor
Augen gehabt habe. Die Unterwerfung multifunktionaler
Geräte unter das auf monofunktionale Apparate zugeschnittene
Regime sei demgegenüber nicht in verfassungskonformer
Weise möglich. Zunächst sei der allgemeine Gleichheitsgrund-
satz aus Art. 3 Abs. 1 GG verletzt, weil zwischen Besitzern
eines internetfähigen PCs und Personen, die weder einen Rech-
ner noch ein monofunktionales Empfangsgerät bereithielten,
keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht
bestünden, dass sie die Ungleichbehandlung rechtfertigen
könnten. Denn bei der Rundfunkgebühr handele es sich der
Sache nach um einen Beitrag, mit dem lediglich eine Gruppe
belastet werden dürfe, deren Sachnähe durch die Vermutung
der Inanspruchnahme des gewährten Vorteils begründet werde.
Eine derartige Vermutung sei bei dem Besitzer eines multifunk-
tionalen Geräts aber nicht gerechtfertigt. So bleibe etwa ein
Mobiltelefon, das neben der Telefon-, Kamera-, Taschenrech-
ner- oder Kalenderfunktion und zahlreichen weiteren Funktio-
nen Radiosendungen empfangen könne, ausweislich seines
Vertriebswegs und der damit regelmäßig anfallenden Telekom-
munikationsentgelte in erster Linie ein Telekommunikationsge-
rät. Dass dieses als Rundfunkgerät genutzt werde, sei bereits
aus dem Grunde nicht zu vermuten, weil der Besitzer sich in
den seltensten Fällen bewusst für den Erwerb eines Radios ent-
scheide. Vielmehr sei ein multifunktionales Mobiltelefon ohne
Radiofunktion kaum noch zu erwerben. Noch deutlicher gelte
dies bei internetfähigen PCs. Mit der beim Kauf eines Compu-
ters mitgelieferten Software könne nämlich eine Vielzahl ande-
rer Nutzungen aufgerufen werden. Für den gegenwärtig die
Kommunikationsmittel dominierenden E-Mail-Verkehr sei der
Internetanschluss genauso erforderlich wie für die den gesetzli-
chen Maßgaben entsprechende USt-Voranmeldung. Hafte
somit den sog. neuartigen Rundfunkempfangsgeräten keine
Vermutung der Nutzung zu Empfangszwecken an, sei aber
nicht erkennbar, aus welchem Grund der Besitzer eines sol-
chen Geräts der Gesamtveranstaltung Rundfunk näher stehe als
eine beliebige andere Person. Die Herauslösung der Gebüh-
renpflicht von der vermuteten Nutzung verstoße zudem gegen
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG, da die darin geregelte Meinungs- und
Informationsfreiheit auch das Recht beinhalte, sich Informatio-
nen, insbesondere im Wege der Rundfunkteilnahme, nicht zu
beschaffen (negative Informationsfreiheit). Durch die derzeitige
Ausgestaltung des RGebStV werde aus dem gewährten Grund-
recht eine „Grundpflicht“. Dies gelte gerade für seine Person.
Denn letztlich könne er sich der Gebührenpflicht nur dadurch
entziehen, dass er den PC oder den Internetanschluss
abschaffe. Diese Abschaffung sei ihm jedoch aus verfassungs-
rechtlicher Sicht nicht zumutbar, weil er ohne den Rechner die
vorgeschriebene USt-Voranmeldung nicht abgeben könne und
ein effizientes Arbeiten ohne Zugriff auf die Datenbanken des
Internets nicht möglich sei. Die Abschaffung des PCs hätte
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letztlich die Einstellung seines Betriebs zur Folge, so dass
zugleich seine Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG und darü-
ber hinaus seine allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2
Abs. 1 GG in nicht mehr hinnehmbarer Weise eingeschränkt
wäre. Ferner seien die in §§ 1 Abs. 1 und 5 Abs. 3 RGebStV
enthaltenen Begriffe „Rundfunkempfangsgerät“ und „Bereithal-
ten zum Empfang“ infolge der technischen Entwicklung sowie
der ausdrücklichen Einbeziehung von Rechnern zu unbe-
stimmt. Nach dem gegenwärtigen Stand der Technik sei es dem
gewöhnlichen technischen Laien nicht mehr klar, mit welchen
Geräten Rundfunksendungen empfangen werden könnten oder
nicht. Faktisch beinhalte die Rundfunkgebühr eine unzulässige
Abgabe für den reinen Besitz. Eine solche Regelung falle
zudem gem. Art. 73 Abs. 1 Nr. 7 GG in den Kompetenzbereich
des Bundes, nicht jedoch in denjenigen der Länder.

[9] Der Kl. beantragt,

[10] die Gebührenbescheide des Bekl. v. 3.8. und v. 2.9.2007
sowie den Widerspruchsbescheid des Bekl. v. 15.3.2008 aufzu-
heben.

[11] Der Bekl. beantragt,

[12] die Klage abzuweisen.

[13] Er tritt dem Vorbringen des Kl. entgegen und trägt vor, dass
der Nutzer eines internetfähigen PCs die Möglichkeit habe,
über sein Gerät Rundfunkangebote wahrzunehmen. Allein
diese Nutzungsmöglichkeit sei Gegenstand der gesetzlichen
Gebührenpflicht. Die Abwägung, ob er einen derart ausgestal-
teten PC für seine berufliche Tätigkeit nutzen wolle und dafür
die Gebührenpflicht in Kauf nehme, bleibe allein dem Kl. über-
lassen und werde von der Rundfunkanstalt nicht im Sinne eines
Zwangs vorgegeben. Als Teilnehmer, der Rundfunk über das
Internet empfange, unterscheide er sich nicht von anderen Per-
sonen, die als Besitzer eines herkömmlichen Radio- oder Fern-
sehgeräts gebührenpflichtig seien, und zwar unabhängig von
der Entscheidung, das Empfangsgerät als solches tatsächlich zu
nutzen. Eine ungerechtfertigte Gleichbehandlung i.S.d. Art. 3
GG sei deshalb hierin nicht zu sehen. Zugleich verhindere die
gesetzliche Ausgestaltung der Gebührenpflicht für neuartige
Rundfunkgeräte in § 5 Abs. 3 RGebStV eine übermäßige Belas-
tung des einzelnen Nutzers. Zum einen werde lediglich die
Grundgebühr i.H.v. 5,52 Euro erhoben, auch wenn das Gerät
den Empfang von Fernsehprogrammen ermögliche. Zum ande-
ren sei gem. § 5 Abs. 3 Satz 2 RGebStV auch für den Fall, dass
der Kl. sich dafür entscheide, mehrere Geräte in seinen Büro-
räumen aufzustellen, nur eine Gebühr zu zahlen.

[14] Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes
ergeben sich aus den von den Beteiligten zu den Gerichtsakten
gereichten Schriftsätzen sowie aus den vorgelegten Verwal-
tungs- und Widerspruchsvorgängen; diese Unterlagen waren
sämtlich Gegenstand der Entscheidungsfindung.

Aus den Gründen:

[15] Die Klage, über die das Gericht mit Einverständnis der
Beteiligten gem. § 101 Abs. 2 VwGO ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden konnte, hat Erfolg.

[16] Die Bescheide des Bekl. v. 3.8. sowie v. 2.9.2007 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids v. 15.3.2008 sind rechts-
widrig und verletzen den Kl. in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1
Satz 1 VwGO).

[17] Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 RGebStV (vgl. Landesgesetz Rhein-
land-Pfalz v. 10.12.1991 zu dem Staatsvertrag über den Rund-
funk im vereinten Deutschland v. 31.8.1991, GVBI. 1991, 369)
ist grundsätzlich jeder Rundfunkteilnehmer für jedes von ihm
zum Empfang bereitgehaltene Gerät rundfunkgebührenpflich-
tig. Dabei bestimmt § 5 Abs. 3 RGebStV, der durch den am
1.4.2005 in Kraft getretenen 8. Rundfunkänderungsstaatsver-

trag – RÄStV – seine jetzige Fassung erhalten hat (vgl. Landes-
gesetz Rheinland-Pfalz v. 14.3.2005, 63), dass für neuartige
Rundfunkempfangsgeräte (insbesondere Rechner, die Rund-
funkprogramme ausschließlich über Angebote aus dem Internet
wiedergeben können) im nicht ausschließlich privaten Bereich
keine Rundfunkgebühr zu entrichten ist, wenn (1.) die Geräte
ein und demselben Grundstück oder zusammenhängenden
Grundstücken zuzuordnen sind und (2.) andere Rundfunkemp-
fangsgeräte dort zum Empfang bereitgehalten werden (Satz 1).
Werden ausschließlich neuartige Rundfunkempfangsgeräte, die
ein und demselben Grundstück oder zusammenhängenden
Grundstücken zuzuordnen sind, zum Empfang bereitgehalten,
ist für die Gesamtheit dieser Geräte eine Rundfunkgebühr zu
entrichten (Satz 2). Nach dem Auslaufen des bis zum
31.12.2006 bestehenden Gebührenmoratoriums für Rechner,
die Rundfunkprogramme ausschließlich über Internet wieder-
geben können (vgl. § 11 Abs. 2 RGebStV), ist somit zwar seit
dem 1.1.2007 der in seiner RA-Kanzlei vorhandene und zu
beruflichen Zwecken genutzte PC des Kl., auf den auch nicht
die Ausnahmeregelungen nach Nrn. 1 und 2 des § 5 Abs. 3
Satz 1 RGebStV anwendbar sind, tauglicher Anknüpfungspunkt
für eine Gebührenpflicht. Gleichwohl sind die Voraussetzun-
gen für eine Heranziehung des Kl. zu einer Rundfunkgebühr
hier nicht gegeben. Der Kl. ist nämlich kein Rundfunkteilneh-
mer.

[18] Rundfunkteilnehmer ist
nach § 1 Abs. 2 Satz 1 RGebStV,
wer ein Rundfunkempfangsgerät
bereithält. Ein Rundfunkemp-
fangsgerät wird gem. § 1 Abs. 2
Satz 2 RGebStV zum Empfang

bereitgehalten, wenn damit ohne besonderen zusätzlichen
technischen Aufwand Rundfunkdarbietungen, unabhängig von
Art, Umfang und Anzahl der empfangbaren Programme,
unverschlüsselt oder verschlüsselt, empfangen werden kön-
nen.

[19] Der Begriff des Bereithaltens in diesem Sinne stellt auf die
(mögliche) Nutzung des Rundfunkempfangs ab. Die Rundfunk-
gebührenpflicht ist damit der Sache nach wegen der Anknüp-
fung des die Abgabenpflicht auslösenden Tatbestands an die
tatsächliche Möglichkeit der Nutzung von Rundfunkprogram-
men einem Beitrag bzw. einer Gebühr mit Beitragselementen
vergleichbar (OVG Rheinland-Pfalz, NVwZ-RR 1995, 291).
Voraussetzung für die Entstehung der Rundfunkgebühr ist eine
Sonderverbindung zu der Landesrundfunkanstalt, die den Ein-
zelnen zum Rundfunkteilnehmer macht (vgl. BVerfGE 90, 60,
106). Sie beginnt nach § 1 Abs. 2 Satz 1 RGebStV, sobald ein
Rundfunkteilnehmer ein Rundfunkempfangsgerät zum Emp-
fang bereithält. In diesem Zusammenhang ist nicht entschei-
dend, ob ein Rundfunkteilnehmer tatsächlich Rundfunkleistun-
gen in Anspruch nimmt bzw. welche Programme er empfangen
will oder tatsächlich nutzt (vgl. BVerfGE 90, 60, 106). Dennoch
stellt die tatsächliche Nutzung die stärkste Form der Teilnahme
am Rundfunk dar und ist daher der ursprüngliche und typische
Anknüpfungspunkt für die Gebührenpflicht (OVG Rheinland-
Pfalz, AS 32, 35, 36).

[20] Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass der von dem
Kl. vorgehaltene PC in der Lage ist, über seinen Internetbrowser
die Livestream-Sendungen der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten zu empfangen.

Allein die abstrakte technische
Möglichkeit des Rundfunkemp-
fangs begründet jedoch nicht
zwangsläufig die Rundfunkteil-
nehmereigenschaft und damit
das Sonderverhältnis einer Person zur örtlichen Rundfunk-

Bereithaltung eines
Rundfunkempfangs-

geräts

Abstrakte Möglichkeit
des Empfangs genügt

nicht
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anstalt im Sinne einer Teilnahme an der Gesamtveranstaltung
Rundfunk (vgl. BVerwGE 79, 90, 94; OVG Rheinland-Pfalz, AS
32, 35, 36). Darüber hinaus muss der PC „zum Empfang“
bereitgehalten werden. Daran fehlt es im vorliegenden Fall.

[21] Der Begriff „zum Empfang“
bereithalten in § 1 Abs. 2 Satz 1
RGebStV beinhaltet ein finales
und auf den Rundfunkteilnehmer

bezogenes Tatbestandsmerkmal, das allerdings nach objektiven
Gesichtspunkten zu beurteilen ist. Entscheidend ist daher nicht
allein die bloße abstrakte technische Möglichkeit des Rund-
funkempfangs. Bei der Rundfunkgebühr handelt es sich näm-
lich nicht um eine schlichte „Besitzabgabe“, sondern es ist da-
rüber hinaus eine gewisse Zweckbestimmung des Bereithaltens
notwendig, für die der Besitz lediglich eine notwendige Vo-
raussetzung ist. Diese Auslegung folgt aus dem Gesetzeswort-
laut, der ein zielgerichtetes Verhältnis zwischen „Bereithalten“
und „Empfang“ zum Ausdruck bringt und für die Rundfunkteil-
nehmereigenschaft gerade nicht den bloßen Besitz genügen
lässt (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, AS 32, 35, 37; 271, 273; siehe
auch Fiebig, Rundfunkgebühren für Internet-PC – Rundfunkpo-
litik auf Abwegen?, K & R 2005, 71, 76; ders., Gerätebezogene
Rundfunkgebührenpflicht und Medienkonvergenz, Diss. 2008,
S. 324).

[22] Dieser Zweck wiederum besteht, wie sich aus § 1 Abs. 2
Satz 1 und 2 RGebStV ergibt, im „Empfang“ von „Rundfunk-
darbietungen“. Sofern die Verwendung des Wortes „Empfang“
nicht ohnehin als Synonym für das „Hören und Sehen einer
Sendung“ steht, ist es zumindest als ein „Entgegennehmen“ zu
verstehen. Folglich muss der als Bereithalten beschriebene
Besitz des Geräts final auf die Entgegennahme des an die All-
gemeinheit gerichteten Rundfunks bezogen sein. Mit dem
Merkmal des Bereithaltens „zum Empfang“ beschreibt der
Gebührentatbestand somit, dass sich das Empfangsgerät des-
halb im Verfügungsbereich des Benutzers befindet, um es
bestimmungsgemäß zum Empfang von Rundfunkdarbietungen
zu nutzen oder nutzen zu können (Fiebig, Diss., a.a.O.,
S. 326).

[23] Abweichendes folgt daher auch nicht aus der Legaldefini-
tion in § 1 Abs. 2 Satz 2 RGebStV, der diese Definition der
objektiven Zweckbestimmung stillschweigend als selbstver-
ständlich voraussetzt, weil ein Auseinanderfallen von Emp-
fangseignung und Zweckbestimmung des Gerätebesitzes zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorgenannten Bestimmung
kaum auftreten konnte. Denn Satz 2 der Vorschrift wurde erst
durch den angesprochenen Rundfunkstaatsvertrag v. 31.8.1991
eingeführt. Ausweislich der Gesetzesbegründung war hier-
durch keine Änderung der bisherigen Rechtslage beabsichtigt.
Vielmehr sollte Satz 2 lediglich zur Klarstellung die zum Begriff
„zum Empfang bereithalten“ ergangene Definition durch die
Rspr. berücksichtigen (LT-Drucks. Rh.-Pf. 12/273, 75; vgl. auch
Fiebig, Diss., a.a.O., S. 327).

[24] Ausgehend von diesen Kriterien ist bei herkömmlichen
Rundfunkempfangsgeräten im Rahmen einer typisierenden
Betrachtungsweise zwar ohne Weiteres davon auszugehen,
dass diese nach ihrem Zweck allein darauf angelegt sind,
Rundfunk in Form von Hörfunksendungen oder Fernsehpro-
grammen zu empfangen. Denn bei Geräten, die speziell für
einen Hörfunk- oder Fernsehempfang ausgerichtet sind, ent-
spricht es der allgemeinen Lebenserfahrung, dass der Besitzer
sie gerade dafür angeschafft hat. So will etwa derjenige, der
ein Fernseh- oder Radiogerät vorhält, dieses regelmäßig auch
zum Rundfunkempfang nutzen, da sich diese Nutzung als die
allein mögliche bzw. kennzeichnende Verwendungsform dar-

stellt. Die objektive Zweckbestimmung des Gerätebesitzes
wird mithin unter den Bedingungen der analogen Rundfunk-
ordnung bereits durch die Art des (monofunktionalen) Geräts
indiziert, weshalb eine Verwendung „zum Emfpang“ vermutet
werden kann und besondere Feststellungen insoweit grund-
sätzlich entbehrlich sind. Desgleichen kann bei mehrfunktio-
nalen Geräten mit Rundfunkempfangsteilen, wie z.B. einer
Stereoanlage oder einem Radiowecker, pauschalierend an
den Gerätebesitz angeknüpft werden. Denn mit der Anschaf-
fung solcher Geräte will sich der Erwerber zumindest die
Option offenhalten, die Stereoanlage nicht nur zum Abspie-
len von Tonträgern, sondern auch zum Rundfunkempfang zu
nutzen bzw. beim Radiowecker zur Unterhaltung, Infor-
mation oder als Weckfunktion einen Rundfunksender einzu-
stellen.

[25] Anders verhält es sich
jedoch bei einem internetfähigen
PC. Denn diese Geräte werden
jedenfalls außerhalb des privaten
Bereichs nicht typischerweise
zum Empfang von Rundfunk

bereitgehalten, sondern in vielfacher Weise anderweitig
genutzt. Insbesondere das Internet als komplexer Verbund von
Rechnernetzen eröffnet dem Nutzer eines angeschlossenen
Rechners nicht nur den Zugriff auf eine praktisch unüberseh-
bare Fülle von Informationen, die von anderen Netzrechnern
zum Abruf bereitgehalten werden. Es stellt ihm daneben zahl-
reiche neuartige Kommunikationsdienste zur Verfügung, mit
deren Hilfe er aktiv soziale Verbindungen aufbauen und pfle-
gen kann. Zudem führen technische Konvergenzeffekte dazu,
dass auch traditionelle Formen der Fernkommunikation im wei-
ten Umfang auf das Internet verlagert werden können (vgl.
BVerfG, DÖV 2008, 459). Dabei ist zusätzlich in Rechnung zu
stellen, dass ein PC mit Internetanschluss aufgrund der ange-
sprochenen multifunktionalen Einsetzbarkeit i.d.R. keinesfalls
primär für den Rundfunkempfang angeschafft wird. Vielmehr
stehen bei seiner Nutzung regelmäßig die telekommunikativen
Anwendungen (z.B. WWW, E-Mail) im Vordergrund. Die Typi-
sierung, die in der Vorhaltegebühr liegt, verkehrt sich bei multi-
funktional nutzbaren Geräten sogar geradezu ins Gegenteil:
Typischerweise wird ein Gerätenutzer nicht gleichzeitig Rund-
funk mit seinem internetfähigen Computer empfangen.
Namentlich im Fall einer beruflichen Nutzung in Geschäfts-
oder, wie vorliegend, Kanzleiräumen eines RA ist der Einsatz
von Internet-PCs zum Rundfunkempfang vielmehr typischer-
weise fernliegend.

[26] Im schlichten Gerätebesitz eines ausschließlich beruflich
genutzten PCs verkörpert sich daher weder generell, aufgrund
von Wahrscheinlichkeitsurteilen, noch im Einzelfall, aufgrund
individueller Ausstattungsmerkmale des Rechners, eine Teil-
nahme am Rundfunk. Der völlig indifferente Gerätebesitz kann
nach allem allein dann zu einem Bereithalten „zum Empfang“
werden, wenn ein solches Gerät tatsächlich zum Rundfunk-
empfang genutzt wird, woran es hier mangels positiver Fest-
stellungen fehlt. Schon der Wortlaut des Gebührentatbestandes
spricht damit gegen eine (generelle) Gebührenpflicht von Inter-
net-PCs (vgl. Fiebig, Diss., a.a.O., S. 328), so dass eine Ver-
anlagung des Kl. für den in seinem Büro stehenden PC aus-
scheidet.

[27] Systematisch-teleologische Erwägungen unterstützen diese
Beurteilung. So wäre etwa der in § 5 Abs. 2 Satz 2 RGebStV
enthaltene klarstellende Hinweis, dass es auf den Umfang der
Nutzung der Rundfunkempfangsgeräte nicht ankomme, über-
flüssig, wenn die Rundfunkgebühr generell keine nutzungsab-
hängige Komponente enthielte. Ferner lässt sich einer verglei-

Bereithalten „zum
Empfang“ notwendig

Nicht typischerweise
zum Empfang von
Rundfunk bereit-

gehalten
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chenden Betrachtung des Händlerprivilegs des § 5 Abs. 4 (bis
zum 31.3.2005: Abs. 3) RGebStV ebenfalls entnehmen, dass
alleiniger Bezugspunkt für eine Gebührenpflicht nicht die über
den bloßen Besitz vermittelte Benutzungsmöglichkeit sein
kann und daher lediglich gelagerte und anschließend verkaufte
Geräte nicht gebührenpflichtig sind (so OVG Rheinland-Pfalz,
AS 32, 35, 38; 271, 273 f. für den Verkauf von Rundfunkgerä-
ten in einem Lebensmitteldiscounter bei Sonderaktionen). Für
eine Gebührenerstreckung auf Internet-PCs kann nichts ande-
res gelten, besteht doch hier wie dort „keine Vermutung für die
Nutzung der Gesamteinrichtung Rundfunk“ (OVG Rheinland-
Pfalz, AS 32, 35, 37; vgl. Fiebig, Diss., a.a.O., S. 332). Damit
wird deutlich, dass eine allgemeine Erstreckung zugleich den
Zweck der gerätebezogenen Gebühr verfehlt. Denn abgaben-
pflichtig wären hiernach nicht die „Rundfunkteilnehmer“, son-
dern die Besitzer von nahezu beliebigen Kommunikationsgerä-
ten (Fiebig, Diss., a.s.O., S. 328).

[28] Schließlich kann von einem Bereithalten „zum Empfang“
auch in verfassungskonformer Auslegung dieses Tatbestands-
merkmals nur die Rede sein, wenn konkrete Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass ein PC tatsächlich rundfunkrechtlich rele-
vant genutzt wird (vgl. Degenhart, Rundfunkrecht in der Ent-
wicklung, K & R 2007, S. 1, 6).

[29] Denn eine generelle
Gebührenpflicht eines internetfä-
higen PC würde jedenfalls gegen
das Grundrecht der Informati-
onsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1

Halbs. 2 GG, wonach jeder das Recht hat, sich aus allgemein
zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten, verstoßen.
Zwar gewährt diese Bestimmung nicht den kostenlosen Zugang
zu Informationsquellen (vgl. BVerfG, NJW 2000, 649). Durch
die Einführung einer Rundfunkgebühr für Internet-PCs wurde
indes eine staatliche Zugangshürde errichtet, die mit den Infor-
mationsquellen nichts zu tun hat. Der Zugang zu an sich frei
verfügbaren Informationen ist damit nicht mehr „ungehindert“
möglich (vgl. Jutzi, Informationsfreiheit und Rundfunkgebüh-
renpflicht, NVwZ 2008, 603, 604). Ein solcher Eingriff kann
auch nicht durch die Regelungen des Rundfunkgebührenstaats-
vertrags als allgemeines Gesetz i.S.d. Art. 5 Abs. 2 GG gerecht-
fertigt werden, da diese im Rahmen der erforderlichen
Abwägung dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz widersprechen
würden.

[30] Der Kl. könnte einer Rundfunkgebühr nämlich nur
dadurch entgehen, dass er seinen vorhandenen Internetan-
schluss deaktiviert, was praktisch einer Besitzaufgabe des Inter-
net-PCs oder einer Unbrauchbarmachung des Geräts gleich-
käme. Damit würde er jedoch zwangsläufig in seinen individu-
ellen Kommunikationsmöglichkeiten im Hinblick auf sein
Recht, die öffentlichen Informationsquellen des Internets zu
nutzen, in unzumutbarer Weise beeinträchtigt.

Dies gilt um so mehr, als die im
Internet angebotenen Rundfunk-
darbietungen für den Kl. nur eine
„aufdrängende“ Verwendungs-
möglichkeit darstellen (vgl. Tschentscher, Gebührenpflichtig-
keit des Internet- und Handyrundfunks?, AfP 2001, 1, 6), die er
weder beeinflussen noch unterbinden kann und aus seiner
Sicht, wie nachvollziehbar dargelegt, entbehrlich sind. Insbe-
sondere erscheint es nicht gerechtfertigt, den Zugang zu den
weltweit abrufbaren Informationen des Internets von der Ent-
richtung einer besonderen Gebühr abhängig zu machen, die
ausschließlich der Finanzierung Dritter, vor allem der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten, dient, die aufgrund eige-

ner, wenn auch durch den Gesetzgeber limitierter Entschei-
dung, Teil dieser Informationsquelle wurden, für deren Existenz
jedoch völlig unerheblich sind und als Teil dieses Systems eine
marginale Rolle spielen (Jutzi, a.a.O., S. 8; Tschentscher,
a.a.O., S. 1, 5; Degenhart, a.a.O., S. 6). Das Interesse der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten an einer möglichst
weitgehenden gebührenrechtlichen Erfassung von internetfähi-
gen PCs nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 RGebStV muss daher
zurücktreten, zumal es ihnen unbenommen bleibt, für den
Zugang zu einem Rundfunkempfang im Internet eine vorherige
Registrierung oder Anmeldung einzuführen, wodurch zugleich
im Gegensatz zu einem herkömmlichen Rundfunkempfang der
konkrete Nachweis einer Nutzung unschwer geführt werden
kann.

[31] Ist das Merkmal des Bereithaltens „zum Empfang“ schon
aus diesem Grund verfassungskonform auszulegen, bedarf es
keiner näheren Erörterung mehr, ob Gleiches auch im Hinblick
auf einen möglichen Verstoß gegen das Grundrecht der Berufs-
freiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG, den allgemeinen Gleichheits-
grundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG, die allgemeine Handlungsfrei-
heit nach Art. 2 Abs. 1 GG oder das aus Art. 20 Abs. 3 GG
abgeleitete gebührenrechtliche Äquivalenzprinzip gilt.

[32] Der Klage war nach allem mit der Kostenfolge aus § 154
Abs. 1 VwGO stattzugeben.

[33] Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit des
Urteils wegen der Kosten findet ihre Rechtsgrundlage in § 167
VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

[34] Die Berufung wird gem. § 124a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 124
Abs. 2 Nr. 3 VwGO zugelassen, da die Frage der Gebühren-
pflicht für internetfähige PCs grundsätzliche Bedeutung hat.

Auskunft über die Berufshaftpflichtversicherung eines
Rechtsanwalts

BRAO § 51 Abs. 6 Satz 2, § 223
*Voraussetzung für die Erteilung einer Auskunft über die Berufs-
haftpflichtversicherung eines RA durch dessen RAK ist, dass die
Informationen zur Geltendmachung von Schadensersatzansprü-
chen erteilt wird. Eine Auskunft kann nicht erteilt werden, wenn
schon nach dem eigenen Vorbringen des Rechtsuchenden ein
Anspruch nicht einmal im Bereich des Möglichen liegt.

VG Stuttgart, Urt. v. 17.6.2008 – 6 K 399/08

Aus dem Tatbestand:

Der Kl. macht gegenüber der Bekl. einen Auskunftsanspruch
geltend.

Der Kl. wendete sich im Jahre 2004 gegen eine durch seinen
Arbeitgeber ausgesprochene Kündigung und ließ sich im ArbG-
Verfahren vor dem ArbG X. vom Beigeladenen vertreten. Der
Beigeladene legte später das Mandat nieder, wobei er mit Schr.
v. 3.2.2005 die Verlängerung einer bis 4.2.2005 seitens des
Gerichts gesetzten Schriftsatzfrist um 2 Wochen beantragt
hatte, um ggf. einem neuen Prozessbevollmächtigten eine
angemessene Einarbeitungszeit zu ermöglichen. Der Kl.
gewann später seinen ArbG-Prozess, machte allerdings bereits
im Rahmen eines Streits um die Vergütungsfestsetzung durch
seinen ehemaligen Prozessbevollmächtigten geltend, dass die
Kündigung des Mandats so kurz vor Fristablauf zur Unzeit
erfolgt sei und ihn in seinen Rechten verletzt habe.

Im Juni 2007 stellte der Kl. dann bei der RAK den Antrag auf
Erteilung einer Auskunft über den Berufshaftpflichtversicherer
des Beigeladenen.

Grundrecht der
Informationsfreiheit

tangiert

Aufgedrängte Verwen-
dungsmöglichkeit
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Mit Schr. v. 17.7.2007 teilte der Beigeladene der Bekl. seine
Bedenken gegen die Auskunftserteilung über seine Berufshaft-
pflichtversicherung mit und gab an, dass es sich beim Kl. um
einen notorischen Querulanten handele. Nachdem dieser zur
Güteverhandlung in seinem ArbG-Verfahren mit zwei Perso-
nen aufgetaucht sei, von denen sich eine als RAin und die
andere als Personalleiter eines Unternehmens geoutet und auf
ihn eingeredet hätten, wie er die Verhandlung zu führen habe,
habe er die Niederlegung des Mandats angeboten. Davon
habe der Kl. aber keinen Gebrauch machen wollen. Die stän-
dige Bombardierung mit Hinweisen über die Person des
Arbeitgebers in verunglimpfender und menschenverachtender
Form nebst Vorschriften, was er noch zu tun habe, hätten ihn
dann unter Hinweis auf eine zu verlierende Reputation an den
ArbG die Vertrauensfrage neu stellen lassen, die er für sich
nicht mehr als gegeben angesehen habe. Zwischenzeitig sei
das Verfahren zugunsten des Kl. beendet worden. Anlässlich
des Vergütungsfestsetzungsantrags beim ArbG X. habe der Kl.
sein Interesse an der Berufshaftpflicht damit begründet, dass
seine Mandatsniederlegung zur Unzeit erfolgt sei und ihm
geschadet habe. Vor Mandatsniederlegung habe er jedoch
eine Schriftsatzverlängerung beantragt, die auch gewährt wor-
den sei.

Somit gebe es keine Pflichtverletzung, keinen Schaden und kei-
nen Schadensersatzanspruch. Er mache deshalb ein schutzwür-
diges Interesse an der Nichterteilung der Auskunft geltend.

Mit Bescheid v. 14.8.2007 lehnte die Bekl. die Erteilung einer
Auskunft über die Berufshaftpflichtversicherung seines ehema-
ligen Prozessbevollmächtigten RA Y., Z. unter Hinweis auf die
beigefügten Einwände seines ehemaligen Prozessbevollmäch-
tigten ab. Als Rechtsmittel ist dabei ein Antrag auf gerichtliche
Entscheidung beim AGH benannt.

Der Kl. erhob daraufhin mit Schriftsatz v. 7.9.2007 Klage zum
AGH des Landes Baden-Württemberg und rügte u.a. die Verlet-
zung rechtlichen Gehörs, nachdem ihm der Schriftsatz seines
ehemaligen RA v. 17.7.2007 nicht zugeleitet worden sei. Die-
ser Rechtsstreit wurde nach Anhörung vom AGH mit Beschl. v.
14.12.2007 an das VG Stuttgart verwiesen. Zur Begründung
trägt der Kl. im Wesentlichen vor: Der Deutsche Bundestag
habe in der Begründung zum Gesetzesentwurf der BRAO bzgl.
der Änderung zu § 51 BRAO in der BT-Drucks. 15/5223 zu
Nr. 31 ausgeführt, dass die Verpflichtung, eine Berufshaft-
pflichtversicherung zu unterhalten, zum Schutz der Mandanten
in das Gesetz aufgenommen worden sei. Diese Schutzfunktion
würde aber leerlaufen in den Fällen, in denen der Geschädigte
von den RAen selbst weder Schadensersatz noch diejenigen
Informationen über dessen Haftpflichtversicherung erlangen
könne, die erforderlich seien, um auf den Freistellungsanspruch
der Anwälte gegenüber der Versicherung zurückgreifen zu kön-
nen. Die RAK habe sich bei ihrer Entscheidung einseitig, partei-
isch auf die Seite des RA geschlagen. Dies widerspreche den
Interessen des Gesetzgebers. Ihn als notorischen Querulanten
zu bezeichnen, wenn er um seinen Arbeitsplatz kämpfe, sei
ungeheuerlich. Der Beigeladene habe vielmehr seine anwaltli-
chen Pflichten nicht erfüllt, indem er, trotzdem ihm eine letzte
Frist bis zum 4.2.2005 eingeräumt worden sei, diesem auch
alle Informationen und Unterlagen dafür zur Verfügung gestellt
worden seien, mit Schr. v. 3.2.2005 das Mandat niedergelegt
habe und in einem weiteren Schr. um eine Schriftsatzfrist von 2
Wochen für einen neuen Anwalt gebeten habe. Die Niederle-
gung eines Mandats vor Ablauf der letzten Frist sei zur Unzeit
geschehen und habe die Gefahr des kompletten Rechtsverlusts
für ihn erzeugt. Die sich aus dieser Vorgehensweise ergebende

Schädigung seiner Person bedinge Schadensersatzansprüche
gegen den Beigeladenen. Ferner sei dem Beigeladenen mit der
Mandatserteilung eine zweiseitige Stellungnahme übergeben
worden, u.a. auch mit dem Auftrag, den tarifrechtlichen Lohn,
den der Arbeitgeber nicht gewährt habe, einzuklagen. Bis zur
Mandatsniederlegung habe dieser aber nicht sämtliche Auf-
träge erledigt, so dass ein Teil der tarifvertraglichen Nachzah-
lungsansprüche verfristet und nicht mehr vollständig zur Zah-
lung gelangt sei, woraus ihm ebenfalls ein Schaden entstanden
sei. Der Schaden beziffere sich ohne Kosten und Zinsen materi-
ell auf mindestens Euro 959,29; immateriell wegen Nichtent-
fernung der Abmahnung aus der Personalakte und weiter auf
Euro 1.548,60 für die erforderlich werdende weitere anwaltli-
che Vertretung.

Der Kl. beantragt, die Bekl. zu verpflichten bzw. zu verurteilen,
den Berufshaftpflichtversicherer des RA Y., …str. .., … Z. mitzu-
teilen.

Die Bekl. beantragt, die Klage abzuweisen.

Zur Begründung verweist sein Vertreter darauf, dass die Ver-
weisung an das VG Stuttgart nicht richtig sei, denn dies sei
nicht der richtige Rechtsweg. Die RAK sei nach wie vor der
Ansicht, dass der Rechtsweg gem. § 223 BRAO zum AGH
eröffnet sei. Der Gesetzeswortlaut sei eindeutig. Die Auskunft
gegenüber Dritten über die Berufshaftpflicht eines Kammermit-
glieds habe die RAK gem. § 51 Abs. 6 Satz 2 BRAO zu erteilen.
Diese Vorschrift sei mit Wirkung zum 1.6.2007 in Kraft getre-
ten, sie werde derzeit noch in keiner Kommentierung zur
BRAO berücksichtigt. Die Erteilung einer Auskunft bzw. deren
Verweigerung sei hoheitliches Handeln der Kammer im Rah-
men der gesetzlichen Aufgaben und Verpflichtung nach der
BRAO. Dieses Handeln sei somit ein Verwaltungsakt (Bescheid)
auf der Grundlage des § 51 BRAO. Nach § 223 BRAO sei für
die Überprüfung von Verwaltungsakten „nach diesem Gesetz“
die alleinige Zuständigkeit des AGH gegeben. Wäre die
Rechtsansicht des AGH zutreffend, dann müsste die erhobene
Klage derzeit als unzulässig zurückgewiesen werden, denn es
läge noch kein formelles Widerspruchsverfahren vor. Die RAK
habe auch keine entsprechende Rechtsmittelbelehrung erteilt,
weil § 223 BRAO ein solches Widerspruchsverfahren gerade
nicht vorschreibe.

Der Beigeladene beantragt, die Klage abzuweisen.

Durch seinen Prozessbevollmächtigten trug er im Wesentlichen
vor, dass er eine Auskunft über seinen Versicherer nicht erteilen
werde. Denn der Kl. wolle diese offensichtlich nur dazu ver-
wenden, den Beigeladenen gegenüber seinem Berufshaft-
pflichtversicherer in Diskredit zu bringen. Dies könne der Bei-
geladene nicht akzeptieren, denn er befürchte entsprechende
Repressalien durch seinen Berufshaftpflichtversicherer in Form
von Prämienerhöhungen oder Aberkennung/Nichtgewährung
von Rabatten. Eine Erledigung des Rechtsstreits sei nur dann
möglich, wenn der Kl. sich verpflichte, seinen Widerspruch
gegen den Mahnbescheid zurückzunehmen, den der Beigela-
dene vor dem AG S. gegen diesen wegen ausstehender Hono-
rarforderung i.H.v. Euro 1.432,60 beantragt habe, und wenn
der Kl. sich verpflichte, die erteilte Auskunft ausschließlich zur
Beantragung eines eventuellen Pfändungs- und Überweisungs-
beschlusses nach Titulierung seiner angeblichen Schadenser-
satzansprüche gegen den Beigeladenen zu verwenden und es
zu unterlassen, wegen dieser angeblichen Ansprüche den
Berufshaftpflichtversicherer in anderer Weise zu kontaktieren
oder durch Dritte kontaktieren zu lassen. Die Bekl. habe zu
Recht die begehrte Auskunft nicht erteilt. Denn Voraussetzung
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der Norm sei, dass die Auskunft zur Geltendmachung von
Schadensersatzansprüchen benötigt werde. Dies setze voraus,
dass der Kl. Tatsachen vortrage, die einen Schadensersatzan-
spruch gegen den Beigeladenen zumindest für möglich
erscheinen lassen. Dabei könnten die RAKn zwar keine
abschließende Prüfung vornehmen, aber zumindest zum
Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung der
Mitglieder eine summarische Prüfung. Der Kl. trage vor, Scha-
densersatzansprüche aus der „Mandatsniederlegung zur
Unzeit“ geltend machen zu wollen. Der Kl. habe selbst vorge-
tragen, dass der Beigeladene zunächst ausreichende Fristver-
längerungsanträge gestellt habe und der Vorsitzende der Kam-
mer dies auch bewilligt habe. Dies sei belegt durch die Verfü-
gung des Vorsitzenden des ArbG und sei dem Beigeladenen
auch fernmündlich bestätigt worden. Erst danach habe der Bei-
geladene das Mandat gekündigt. Von einer Kündigung zur
Unzeit könne nicht die Rede sein. Durch diese Vorgehensweise
sei es möglich gewesen, einen anderen Anwalt zu beauftragen,
dies sei auch geschehen und eine vollständige fristwahrende
Erledigung finde sich auf Bl. 91–114 der dortigen Akten. Im
Verfahren habe der Kl. vollständig obsiegt (bis auf einen Teilbe-
trag von rund Euro 400 Jahressonderzahlung) nach Rücknahme
der Berufung durch die dortige Bekl. Damit sei auch aus dieser
Vorhaltensweise kein Schadenseratzanspruch herzuleiten. Auf
Bl. 29 führe der Kl. aus, dass ein Schaden dadurch entstanden
sei, dass der Beigeladene es unterlassen habe, eine Kündigung
des Arbeitgebers dem ArbG vorzulegen. Hierzu bestehe nach
dem ArbGG aber keine Notwendigkeit, auch sei eine solche
Vorlage durch das Gericht nicht verfügt worden. Unabhängig
sei die Kündigung vermutlich durch den Kl. zu den Akten
gelangt. Dass eventuelle Ansprüche mit der Folge einer Verjäh-
rung oder Verwirkung nicht rechtzeitig geltend gemacht wor-
den seien, habe der Kl. nicht dargetan. Nach alledem zeige der
Kl.-Vortrag nicht einmal im Ansatz einen möglichen Schadens-
ersatzanspruch gegen den Beigeladenen. Ferner setze die Aus-
kunftsverteilung voraus, dass der betroffene RA kein schutz-
würdiges Interesse an der Nichterteilung der Auskunft habe.
Hier habe der Beigeladene aber solche schutzwürdigen Interes-
sen, denn er befürchte, durch unsachliche und unzutreffende
Äußerungen des Kl. gegenüber der Berufshaftpflichtversiche-
rung in Diskredit zu geraten. Im Rahmen der Auslegung der
vorliegenden streitigen Regelung sei ergänzend die gesetzgebe-
rische Begründung dieser Regelung zu beachten. Die Begrün-
dung der BT-Drucks. 16/513, 13 lautet aber, dass die Aus-
kunftsberechtigung nach Auffassung der RAKn und der Landes-
justizverwaltung zum Schutz geschädigter Mandanten drin-
gend erforderlich sei, wenn der RA selbst nicht zahlungsfähig
oder mitwirkungsbereit sei. Die hingegen vom Kl. zitierte
Begründung BT-Drucks. 15/5223 sei nicht maßgeblich, denn
nach Auflösung des 15. Deutschen Bundestages sei diese Fas-
sung nicht in Kraft getreten. Demnach habe der Gesetzgeber
einen Auskunftsanspruch (bzw. lt. der Begründung nur ein
Recht der RAKn, eine Auskunft zu erteilen) für die Fälle
begründet, dass der RA zahlungsunfähig oder nicht zur Mitwir-
kung bereit sei, so dass die Norm tatbestandlich auf diese Fälle
zu reduzieren sei. Der Beigeladene sei aber nicht zahlungs-
unfähig und sehr wohl zur Mitwirkung bereit. Ihm sei bis heute
keine Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen zuge-
gangen. Soweit die Geltendmachung noch erfolgen sollte,
werde der Beigeladene in Abstimmung mit seinem Berufshaft-
pflichtversicherer die Ansprüche prüfen und bei Berechtigung
selbstverständlich umgehend begleichen. Ergänzend wies der
Beigeladenen-Vertreter darauf hin, dass der Beigeladene
bestreite, die vom Kl. vorgelegte zweiseitige Zusammenstel-
lung, die als K2 vorgelegt worden sei, jemals gesehen zu

haben. Der Kl. habe in erster Linie seinen Kündigungsschutz-
anspruch durchgesetzt bekommen wollen und nicht uralte
Gehaltsansprüche. Der Kl. habe die nicht zugesprochenen
Euro 959,29 nur deshalb nicht erhalten, weil er die Klage
zurückgenommen habe. Die Ausführungen zu der Abmah-
nung seien ohne Substanz. Die Kosten für die weitere
anwaltliche Vertretung seien kein Schaden, denn der Kl. habe
nicht dargetan, tatsächlich eine Zahlung geleistet zu haben.
Auch seien die Leisungen daraus nicht wertlos geworden. Die
bei der Kollegin T. entstandene Anwaltsvergütung sei bereits
am 16.11.2004 durch ihre Anwesenheit bei der Gütever-
handlung verdient gewesen, an der diese teilgenommen habe,
ohne sich zu erkennen zu geben. Ihre Rechnung wäre auch
zu bezahlen gewesen, wenn der Beigeladene sein Mandat
nicht niedergelegt hätte. Auch werde vermutet, dass die Kolle-
gin ihre Vergütung noch nicht erhalten habe, weil sie sich
weigere, die Handakten herauszugeben. Auch deshalb sei
kein Schaden entstanden. Im Übrigen spreche einiges dafür,
dass ein möglicher Schaden Euro 2.500 nicht übersteigen
werde. In dieser Höhe habe der Beigeladene aber mit seiner
Versicherung einen Selbstbehalt vereinbart, so dass der Kl.
Ansprüche in dieser Höhe von der Versicherung nicht erhalten
werde.

Dem Gericht lag der Ausgangsbescheid der Bekl. mit den dazu
ergangenen Schriftsätzen der Beteiligten vor. Hinsichtlich der
weiteren Ausführungen der Beteiligten wird auf die Ausführun-
gen dort Bezug genommen.

Aus den Gründen:

Im Einverständnis mit den Beteiligten konnte das Gericht gem.
§ 101 Abs. 2 VwGO ohne mündliche Verhandlung entschei-
den.

Die Klage ist zulässig.

Soweit der Bekl. dabei den
Rechtsweg zum VG rügt und gel-
tend macht, dass gem. § 223
BRAO Rechtsschutz gegen die

Ablehnung der Erteilung einer Auskunft über den Berufshaft-
pflichtversicherer des Beigeladenen zum AGH eröffnet sei, ist
für das VG der Verweisungsbeschluss des AGH bindend (§ 17a
Abs. 2 Satz 3 GVG).

Das Gericht lässt dabei offen, ob die auf Auskunft gerichtete
Klage als Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 2. Alt. VwGO) oder
allgemeine Leistungsklage (vorausgesetzt in § 43 Abs. 2
VwGO) zu qualifizieren ist, da im konkreten Fall die Zulässig-
keitsvoraussetzungen beider Klagearten erfüllt wären. So ist die
Frage, ob eine Klage auf Erteilung einer Auskunft eine Ver-
pflichtungsklage oder eine allgemeine Leistungsklage darstellt,
nämlich äußerst umstritten und hängt davon ab, ob es sich bei
der begehrten Auskunft um einen sog. Verwaltungsakt nach
§ 35 VwVfG handelt. Diese Frage kann dabei nicht allgemein
bejaht oder verneint werden (so aber wohl Kopp, Kommentar
zur VwGO, 15. Aufl., Anh., § 42 Rdnr. 43).

Das BVerwG knüpft dabei im Wesentlichen an die Frage an, ob
mit der Entscheidung über die Erteilung oder Versagung einer
Auskunft eine Prüfung oder eine Ermessensentscheidung der
zuständigen Behörde verbunden ist (dazu grundlegend
BVerwG, Urt. v. 25.2.1969 – 1 C 65.67, juris). Hier wurde zwar
das Kriterium der Ermessensentscheidung des ersten Entwurfs
fallen gelassen. Allerdings sprechen die Formulierungen „zur
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen“ und „soweit

Verweisungsbeschluss
des AGH ist bindend
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der RA kein überwiegendes schutzwürdiges Interesse an der
Nichterteilung der Auskunft hat“ für eine entsprechende Prü-
fungskompetenz der RAKn und damit für einen Verwaltungs-
akt. Das mag aber dahinstehen. Denn sollte mangels eines Ver-
waltungsaktes die allgemeine Leistungsklage die richtige Klage-
art sein, wäre dies für den Kl. insoweit günstiger, als für diese
Klage kein Vorverfahren und keine Frist zur Klageerhebung vor-
geschrieben wäre. Sollte hingegen von einem Verwaltungsakt
auszugehen sein und damit die Verpflichtungsklage die richtige
Klageart sein, dann weist der Bekl.-Vertreter zwar zu Recht dar-
auf hin, dass für diese Klageart grundsätzlich ein Vorverfahren
gem. § 68 Abs. 2 VwGO vorgeschrieben wäre. Allerdings
käme in diesem Fall die vom Bekl.-Vertreter benannte Rege-
lung des § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO i.V.m. § 223 BRAO zum
Tragen, wonach Verwaltungsakte, welche nach der BRAO oder
nach einer aufgrund der BRAO erlassenen Rechtsverordnung
ergehen, unmittelbar durch einen Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung angefochten werden können. Ein Vorverfahren wäre
in diesem Fall durch Bundesgesetz ausgeschlossen, die Klage
somit auch dann zulässig.

Die Klage ist aber nicht begründet. Der Kl. hat keinen
Anspruch auf Verpflichtung bzw. Verurteilung der Bekl. zur
Mitteilung des Berufshaftpflichtversicherers des Beigeladenen
und die insoweit ausgesprochene Ablehnung der Bekl. verletzt
den Kl. nicht in eigenen Rechten.

Soweit der Kl. dabei die Verletzung rechtlichen Gehörs durch
die Bekl. rügt, nachdem ihm der Schriftsatz seines ehemaligen
RA v. 17.7.2007 nicht zugeleitet worden sei, führt das nicht
zum Erfolg der Klage. Denn der Kl. hatte in diesem Verfahren
ausreichend Gelegenheit, zu den Ausführungen seines ehema-
ligen Prozessbevollmächtigten Stellung zu nehmen. Bei einem
Verwaltungsakt ist insoweit auch geregelt, dass die Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften gem. §§ 45, 46 VwVfG
geheilt werden kann und dass die Aufhebung eines Verwal-
tungsaktes, der nicht nach § 44 nichtig ist, nicht alleine deshalb
beansprucht werden kann, weil er unter Verletzung von Vor-
schriften über das Verfahren, die Form oder die örtliche Zustän-
digkeit zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass
die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst
hat. Vorliegend steht einem Anspruch des Kl. aber entgegen,
dass die tatbestandlichen Voraussetzungen des Auskunftsan-
spruchs nicht erfüllt sind.

So setzt nach seinem Wortlaut
die Erteilung einer entsprechen-
den Auskunft gem. § 51 Abs. 6
Satz 2 BRAO zunächst voraus,
dass die Auskunft zur Geltend-
machung von Schadensersatzansprüchen erteilt wird. Diese
Formulierung ist im Gesetzgebungsverfahren auf ausdrück-
lichen Vorschlag der Bundesregierung aufgenommen worden
und ersetzt dabei die vorab vorgeschlagene unbestimmte For-
mulierung „berechtigtes Interesse“ (vgl. dazu BT-Drucks. 15/
5223, 8, 17 f., 25; siehe auch BT-Drucks. 16/513, 13 und
16 f.). Damit setzt die Erteilung einer Auskunft einen konkre-
ten Zweck voraus, dem die Übermittlung der Daten dienen
soll. Sie kommt hingegen dann nicht in Betracht, wenn schon
nach dem Vorbringen des Rechtsuchenden der im Gesetz
bekannte Zweck, der Schadensersatzanspruch, nicht einmal
im Bereich des Möglichen liegt. Zwar obliegt dabei den RAKn
keine ausgiebige Prüfung zur Begründetheit eines möglichen
Schadensersatzanspruches des Auskunftsuchenden. Aller-
dings ist eine Auskunftserteilung dann ausgeschlossen, wenn
der Auskunftsuchende nicht nachvollziehbar darlegen kann,

einen Schaden erlitten zu haben und einen entsprechenden
Ersatzanspruch gegen den betroffenen RA geltend machen zu
können.

Soweit der Kl. seinen Schadensersatzanspruch mit einer angeb-
lichen Kündigung des Mandatsverhältnisses durch den Beigela-
denen zur Unzeit begründet, hat er allerdings nicht dargetan,
dass ihm dadurch ein Schaden entstanden sein könnte. Auch
nach Aufforderung des Gerichts mit Verfügung v. 13.3.2008
erfolgte zunächst keine Klarstellung, sondern lediglich der Hin-
weis, dass diese Mandatskündigung ihn in seinen Rechten ver-
letzt habe und dadurch ein Schaden – allerdings nicht welcher
– entstanden sei. Der Kl. hat nach den vorliegenden Unterlagen
seinen Kündigungsschutzprozess allerdings gewonnen und ihm
wurde auch nach der Mandatsniederlegung eine verlängerte
Frist zur Begründung der Klage eingeräumt, so dass er bzw.
sein neuer Prozessbevollmächtigter ausreichend Zeit hatte,
ergänzend vorzutragen. Soweit er hingegen auf die unterlas-
sene Vorlage seiner Kündigung im Kündigungsschutzprozess
und auf die unterlassene Entfernung einer Abmahnung aus der
Akte hingewiesen hat, erschließt sich dem Gericht ebenfalls
nicht, zu welchem Schaden diese Verhaltensweisen geführt
haben sollen. Allerdings hat der Kl. im Schriftsatz v. 6.6.2008
sein Vorbringen u.a. dahingehend ergänzt, dass ihm ein Scha-
den von mindestens Euro 959,29 aus der unterlassenen soforti-
gen Einklagung seines tarifrechtlichen Lohnes entstanden sei.
Denn das ArbG hat auf S. 8 seiner Entscheidungsgründe im
Urt. v. 7.4.2005 darauf hingewiesen, dass für Oktober 2004
lediglich die Differenz zwischen dem vom Bekl. tatsächlich
gezahlten Gehalt und dem Grundgehalt von Euro 3.122 gel-
tend gemacht werden könne, nachdem alle Ansprüche inner-
halb einer Frist von drei Monaten nach Fälligkeit schriftlich zu
erheben seien, Ansprüche, welche sich aus der Erhöhung des
Grundgehalts ergeben würden, aber erst mit Klage v.11.2.2005
erhobenen worden seien.

Insoweit erscheint ein Schadens-
ersatz durchaus möglich, ohne
dass das Gericht eine Aussage
darüber zu treffen hat, ob eine

etwaige Klage tatsächlich Aussicht auf Erfolg hätte und ob dies
den vom Kl. bezifferten Schaden mit Euro 959,29 tatsächlich
rechtfertigen würde. Dies wird vom Beigeladenen-Vertreter
ebenso wie ein möglicher Pflichtverstoß des Beigeladenen sub-
stantiiert bestritten und wird damit im Falle einer Schadenser-
satzklage konkret zu überprüfen sein.

Allerdings fehlt es im konkreten Fall am Tatbestandsmerkmal
des „nicht überwiegenden schutzwürdigen Interesses des RA
an der Nichterteilung der Auskunft“. Dabei mag offen blei-
ben, ob der Gesetzgeber einen entsprechenden Auskunftsan-
spruch immer erst nach erfolgreichem Abschluss eines mög-
lichen Schadensersatzprozesses begründen wollte, ansonsten
hingegen schutzwürdige Interessen des RA an der Nichtertei-
lung der Auskunft bestehen (vgl. dazu auch BT-Drucks. 15/
5223, 8, 17 f., 25; siehe auch BT-Drucks. 16/513, 13 und
16 f.; Dahns, Die kleine BRAO-Reform, NJW 2007, 1557).
Dagegen spricht, dass der Gesetzgeber keine ausdrückliche
Formulierung ins Gesetz aufgenommen hat, obwohl in der
Literatur bereits zu diesem Zeitpunkt diskutiert wurde, ob man
für Fallgestaltungen, in denen der Geschädigte nach erfolgrei-
chem Haftpflichtprozess gegen den RA nicht erfolgreich voll-
strecken könne und Zwangsvollstreckungsmaßnahmen man-
gels Auffindbarkeit des RA ins Leere gingen, eine Verpflich-
tung der RAKn zur Auskunft über den Berufshaftpflichtver-
sicherer begründen müsse. Darauf haben auch die Beteiligten
hingewiesen.

Auskunft zur Geltend-
machung von Scha-

densersatzansprüchen

Schadensersatz
durchaus möglich
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Denn jedenfalls geht das Gericht
im konkreten Fall davon aus,
dass derzeit ein überwiegendes
schutzwürdiges Interesse des
Beigeladenen an der Nichtertei-
lung der Auskunft besteht. Denn es ist in der Sache völlig offen,
ob dem Kl. tatsächlich ein Schadensersatzanspruch gegen sei-
nen ehemaligen Prozessbevollmächtigten zusteht.

Bislang hat der Kl. noch nicht
einmal eine diesbezügliche
Klage erhoben, obwohl im damit

zusammenhängende ArbG-Prozess bereits im April 2005 ein
Urteil erging und eine erhobene Berufung im Jahre 2006
zurückgenommen worden ist. Der Beigeladene ist nach seinen
unbestrittenen Angaben auch nicht zahlungsunfähig und hat
im Übrigen erklärt, dass er sich im Falle eines erfolgreichen
Schadensersatzprozesses vorbehalte, den Anspruch des Kl.
selbst zu begleichen oder ihm die Daten seines Haftpflichtver-
sicherers zu offenbaren. Ferner hat er darauf hingewiesen, dass
er mit seinem Haftpflichtversicherer einen Selbstbehalt i.H.v.
Euro 2.500 vereinbart habe, der geltend gemachte Schaden
aber möglicherweise diese Summe gar nicht übersteigen
werde. Auch soll derzeit im Rahmen eines Mahnverfahrens vor
dem AG S. wegen ausstehender Honorarforderung i.H.v. Euro
1.432,60 der Kl. eine Gegenforderung aus Schadensersatz gel-
tend gemacht haben; auch darüber ist bislang noch nicht ent-
schieden. In einer solchen Situation kann der RA aber durchaus
ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse geltend machen,
vor verunglimpfenden Direktansprüchen gegenüber seinem
Haftpflichtversicherer verschont zu bleiben.

Vom Rechtsanwalt verschuldete Aussetzung eines Verfah-
rens

BRAO § 16 Abs. 7, § 155 Abs. 2; StPO § 145 Abs. 4

*1. Teilt ein RA in einem Verfahren ein ihn betreffendes schwe-
bendes Widerrufsverfahren nicht mit, hat er die spätere Ausset-
zung dieses Verfahrens zu vertreten.

*2. Bei rechtzeitiger Kenntnis des Widerrufsverfahrens hätte das
Gericht rechtzeitig zur Verfahrenssicherung einen weiteren
Pflichtverteidiger bestellen können, der an der weiteren Haupt-
verhandlung teilnehmen und sich einarbeiten hätte können.

*3. Außerdem hätte das Gericht die Möglichkeit gehabt, die
zuständige RAK rechtzeitig auf das vorliegende Strafverfahren
hinzuweisen, so dass diese bei ihrer Entscheidung über die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung des Widerrufs auch die Auswir-
kungen auf das Strafverfahren hätte berücksichtigen können.

LG Dortmund, Beschl. v. 2.7.2008 – 44 KLs 3/08

Aus den Gründen:

I. Das Verfahren wurde vormals unter dem Aktenzeichen 44
KLs 1/07 (früheres Aktenzeichen 14 (XIV) W 1/04) geführt und
richtete sich gegen die Angeklagten A., B., C. und Z. Pflichtver-
teidiger und alleiniger Verteidiger des Angeklagten Z. war RA X.

Durch Widerspruchsbescheid v. 9.1.2008, zugestellt am
17.1.2008, widerrief die RAK … die Zulassung des RA X. zur
Rechtsanwaltschaft, was RA X. dem Gericht jedoch nicht mit-
teilte. Mit Bescheid v. 14.5.2008, von dem RA X. am 3.6.2008
nur die erste Seite vorgelegt hat (vgl. Bd. XXII, Bl. 587 der
Hauptakte 44 KLs 1/07), ordnete die RAK … gem. § 16 Abs. 6
Satz 2 BRAO die sofortige Vollziehung des Widerrufsbescheids
v. 9.1.2008 an; diese Anordnung hat nach wie vor Bestand.

Im Hauptverhandlungstermin v. 9.6.2008, dem 209. Verhand-
lungstag, erschien RA X. nicht. Durch den Gerichtsbeschluss
Anl. 1 zum Tagesprotokoll v. 9.6.2008 wurde das Verfahren,
soweit es sich gegen den Angeklagten Z. richtete, abgetrennt
und zunächst unterbrochen. Dieses abgetrennte Verfahren wird
nunmehr unter dem Aktenzeichen 44 KLs 3/08 geführt.

Durch Beschl. v. 17.6.2008 bestellte der Vorsitzende dem
Angeklagten Z. zur Verfahrenssicherung RA L. aus Dortmund
als Pflichtverteidiger. Anschließend meldete sich RA Dr. ... aus
Dortmund als Wahlverteidiger des Angeklagten Z.

Die Hauptverhandlung gegen den Angeklagten Z. wurde am
20.6.2008 fortgesetzt. In diesem Termin trat RA X. nicht mehr
als Verteidiger auf. Die neuen Verteidiger RA Dr. ... und RA L.
beantragten in der Sache die Aussetzung des Verfahrens gem.
§ 145 Abs. 3 StPO.

In dem Verfahren gegen die Angeklagten A., B. und C. wurde
inzwischen am 30.6.2008 ein Urteil verkündet.

II. Die Aussetzung des Verfahrens gem. § 145 Abs. 3 StPO ent-
spricht pflichtgemäßem Ermessen. Insoweit gibt die Kammer
den Anträgen der neuen Verteidiger RA Dr. ... und RA L. statt,
um eine sachgerechte Verteidigung des Angeklagten Z. sicher-
zustellen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 145 Abs. 4 StPO.

RA X. ist im Hauptverhandlungstermin v. 9.6.2008 nicht
erschienen und ist auch im anschließenden Hauptverhand-
lungstermin v. 20.6.2008 nicht mehr als Verteidiger aufgetreten
(§ 145 Abs. 1 Satz 1 StPO). Aufgrund der gegen ihn ergange-
nen Anordnung der sofortigen Vollziehung darf er die Verteidi-
gung des Angeklagten Z. nicht weiterführen (§ 16 Abs. 7 i.V.m.
§ 155 Abs. 2 BRAO).

Die Aussetzung ist durch die Schuld des RA X. erforderlich
geworden (§ 145 Abs. 4 StPO).

Der Widerruf der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft und die
Anordnung der sofortigen Vollziehung des Widerrufsbeschei-
des liegen im alleinigen Verantwortungsbereich des RA X. RA
X. hat im vorliegenden Verfahren insoweit auch nichts zu sei-
ner Entlastung vorgetragen; den Bescheid v. 14.5.2008 hat er
nur auszugsweise und den Widerrufsbescheid v. 9.1.2008 hat
er gar nicht vorgelegt.

Unabhängig davon hat RA X. die Aussetzung schon deshalb
verschuldet, weil er dem Gericht von dem seit langem gegen
ihn schwebenden Widerrufsverfahren keine Mitteilung
gemacht und damit dem Gericht die Möglichkeit genommen
hat, Maßnahmen zur Sicherung des Verfahrens zu treffen. Der
Widerrufsbescheid erging bereits am 9.1.2008 und wurde am
17.1.2008 zugestellt. Vorher muss schon eine Anhörung des
RA X. erfolgt sein (vg. § 16 Abs. 2 BRAO). Wenn RA X. das
Gericht von diesen Vorgängen in Kenntnis gesetzt hätte, hätte
das Gericht schon vor etwa einem halben Jahr zur Verfahrenssi-
cherung einen weiteren Pflichtverteidiger bestellen können;
dieser hätte an der weiteren Hauptverhandlung teilnehmen
und sich einarbeiten können. Außerdem hätte das Gericht die
Möglichkeit gehabt, die RAK … rechtzeitig auf das vorliegende
Strafverfahren hinzuweisen; so hätte die RAK … bei ihrer Ent-
scheidung über die Anordnung der sofortigen Vollziehung
auch die Auswirkungen auf das vorliegende Strafverfahren
berücksichtigen können.

Das Gericht hat RA X. bereits mit Schr. v. 3.6.2008 (Bd. XXII,
Bl. 601 der Hauptakte 44 KLs 1/07) auf die mögliche Anwen-
dung des § 145 Abs. 4 StPO hingewiesen.

Überwiegendes
schutzwürdiges
Interesse des RA

Anspruch völlig offen



BRAK-Mitt. 5/2008 Aktuelle Hinweise IX

schen Griechenlands, „Fürsprecher“ im
Mittelalter oder seit dem Liberalismus
„Rechtsanwälte“. Es gab schon immer ei-
nen Bedarf an Transformation abstrakter
Gesetze auf die Lebenssituation der dem
Recht unterworfenen Menschen. Zur De-
ckung dieses Bedarfs bedurfte es stets
Rechtsvertreter, die ihre Beratung anbo-
ten. Es gab somit schon immer einen
Markt für Rechtsdienstleistung. Ein histo-

rischer Beleg für die Wahr-
heit des Slogans der Bundes-
rechtsanwaltkammer: „An-
wälte – mit Recht im
Markt“.
Der „Grundriss des Anwalt-
lichen Berufsrechts“ bietet
rasche Orientierung durch
eine klare Gliederung und
ein Stichwortverzeichnis.
Das Buch führt den Leser
schnell zum Kern des Prob-
lems und verweist ihn zu-
verlässig zu aktueller und
grundlegender Rechtspre-
chung oder Literatur. Für
alle Anwälte, die keinen
umfangreichen BRAO-Kom-
mentar anschaffen wollen
oder eine zusammenhän-
gende Darstellung vorzie-
hen, ist dieses Buch eine
Empfehlung.

Rechtsanwalt Dr. Fabian
Heintze,

Hamburg

Veranstaltungen

DACH
Europäische Anwalts-

vereinigung e. V.

Die 39. DACH-Tagung ist für den 18.–
20. September 2008 in Amsterdam zum
Thema „Schiedsverfahren“ vorgesehen.
Die 40. DACH-Tagung wird vom 7.–9.
Mai 2009 in Vaduz (FL) stattfinden.
Weitere Informationen über die DACH
Europäische Anwaltsvereinigung e. V.
sind erhältlich bei der Mitgliederverwal-
tung, c/o Frau Rechtsanwältin Dr. Susan-
ne Hüppi, Klosbachstraße 10, CH-8032
Zürich, Tel.: 0041 44 252 66 88, Fax:
0041 44 252 63 90, E-Mail: sh@inter-
law.ch oder im Internet unter www.
dach-ra.de.

Deutsch-Tschechisches
Anwaltsforum

Die Rechtsanwaltskammern Bamberg,
Sachsen und Tschechien veranstalten

walt geführt hat. Eine – womöglich ver-
deckt – vom Anwalt vorgetragene Kritik
wird als schlechter Stil und auch der Rol-
le des Rechtsanwalts als Organ der
Rechtspflege nicht dienlich gekenn-
zeichnet. Dabei lässt sich der Autor je-
doch gerade nicht zu einem Plädoyer für
ein rechtliches Verbot der Urteilsschelte
verleiten, sondern bleibt auf dem Funda-
ment eines modernen Berufsrechts:

Nicht alles, was als nicht erwünscht
empfunden wird, darf schon deshalb
verboten werden.
Interessenkonflikte in Sozietäten und
von Kanzleiwechslern werden realitäts-
und praxisnah behandelt. Bei der (zivil-
rechtlichen) Haftung wird der sehr stren-
ge Haftungsmaßstab trotz Kritik unter-
stützt, für die Praxis werden aber auch
Hinweise zur Haftungsreduktion gege-
ben (AGB-Recht, Gesellschaftsform, in-
haltliche Begrenzung des Mandats). Eine
Anwendung des Datenschutzrechts auf
die mandatsbezogene Tätigkeit, die es
dem Rechtsanwalt verbieten würde, per-
sonenbezogene Daten Dritter an Gerich-
te oder Sachverständige zu übermitteln,
wird zu Recht abgelehnt.

Die stets im Mittelpunkt der Darstellung
stehende, nützliche Information wird
vom Autor durch einen feuilletonistisch
gesprenkelten Stil so aufbereitet, dass das
Buch auch in der Gesamtschau lesbar
bleibt. Einen wahren Lesegenuss stellt
das Kapitel über die Geschichte des An-
waltsberufs dar. Durch die übersichtliche
Darstellung wird neben vielem anderen
deutlich, dass sich in allen Rechtssyste-
men die Bürger der Hilfe von Anwälten
bedienten, hießen diese nun „Rhetoren“
in den mündlichen Prozessen des klassi-

will, muss das Werk kaufen. Mit einer
einzigen Vereinbarung hat sich der Kauf-
preis schon amortisiert.

Rechtsanwalt Wolfgang Madert, Moers

Grundriss des Anwaltlichen Berufs-
rechts, von Kai v. Lewinski, 2. Aufl.,
Nomos-Verlag, Baden-Ba-
den 2008, 229 S., brosch.,
48 Euro, ISBN 978-3-8329-
3748-5
Wer, wenn nicht der Exper-
te, überblickt eigentlich
noch, was Rechtsanwälte
dürfen und was nicht? Die
Rechtsprechung hat viele
alte Regeln aufgeweicht
(z.B. die Werbebeschrän-
kungen), und viele neue Re-
geln sind begrifflich bis zur
Unverständlichkeit differen-
ziert (so etwa die zum Er-
folgshonorar). Für den –
durchaus auch anwaltlichen
– Laien im Anwaltlichen Be-
rufsrecht, der sich einen
schnellen und zuverlässigen
Überblick über seine Pflich-
ten und Rechte verschaffen
möchte, bedarf es somit ei-
ner Einführung. Als eine sol-
che ist nun die 2. Auflage
des „Grundrisses des An-
waltlichen Berufsrechts“
von Kai von Lewinski er-
schienen. Wichtige Ände-
rungen wie der Wegfall des Zweigstel-
lenverbots, die begrenzte Zulässigkeit
des erfolgsabhängigen Honorars und das
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) sind
eingearbeitet; damit ist das Buch auf
dem Stand vom 1.7.2008.
Fachkundig und einfach verständlich er-
läutert der Autor – seit 2002 Dozent an
der Humboldt-Universität Berlin, u.a. am
dortigen Institut für Anwaltsrecht – alle
Themenkomplexe des Berufsrechts. Ihm
gelingt es dabei, trotz der knappen Dar-
stellung Verwirrung durch verkürzte For-
mulierungen zu vermeiden. Zu jedem
einzelnen Thema sind die wichtigen wei-
terführenden Literatur- und Rechtspre-
chungsnachweise spezifisch aufgeführt.
Zu Fragen der Berufsaufsicht nimmt das
Buch eine pragmatisch-liberale Haltung
ein, wie sie seit langem in der Rechtspre-
chung zu finden ist. In Fragen der berufli-
chen Zusammenarbeit werden die meis-
ten praktizierten und bewährten Formen
für erlaubt gehalten, im Werberecht geht
die Darstellung im Ergebnis von einer
grundsätzlichen Werbefreiheit aus.
Ein gutes Beispiel für den nüchternen
Standpunkt des Buches stellen die Aus-
führungen zur sog. „Urteilsschelte“ dar,
also die Kritik an als falsch empfundenen
Urteilen in Prozessen, die der Rechtsan-
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Rechtswirt (FSH), Betriebswirt (FSH)
Wirtschaftsjura (FSH)

Fernstudiengänge, 4-7 Semester

Fachakademie Saar für Hochschulfortbildung (FSH) GmbH
An der Universität, Science-Park 2, 66123 Saarbrücken

Tel. 0681/390-5263, F. 390-4620, www.e-FSH.de
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des Völkerstrafrechts nach Marburg/
Lahn, um dort über die Hintergründe,
die aktuellen Anwendungsprobleme und
die Zukunft dieses wichtigen völker-
rechtlichen Dokumentes zu diskutieren.
Unter den Keynote-Speakern befinden
sich: Richter am IStGH Hans-Peter Kaul;
Richterin am Ruandatribunal Inés Wein-
berg de Roca; Serge Brammertz, Chef-
Ankläger am Jugoslawientribunal; Pro-
fessor Antonio Cassese, ehem. Präsident
des Jugoslawientribunals; Professor Wil-
liam Schabas; Professor Andreas Zim-
mermann, Professor Jost Dülfert; Profes-
sor Whitney Harris, ehem. US-Ankläger
in Nürnberger Prozess. Den Abschluss
der Tagung bildet ein „Festakt“ im Haus-

Gallus in Fankfurt am Main
mit einem Vortrag zum
Ausschwitz-Prozess von
Herrn Dr. Düx, ehem. Er-
mittlungsrichter im Aus-
schwitz-Prozess und einem
Festvortrag von Richter am
IGH Bruno Simma.
Teilnahmegebühr: 70 € (35
€ Studierende)
Kontakt: Professor Dr.
Christoph Safferling, LL.M.

(LSE), Philipps-Universität Marburg, Uni-
versitätsstr. 6; 35032 Marburg – info@
genocide-convention2008.de
Weitere Informationen zu Programm
und Anmeldung unter www.genocide-
convention2008.de

Vermischtes

DACH-Tagung vom
22. bis 24. Mai 2008 in Graz

Stichworte: Beweise und Beweisfüh-
rungsgrundsätze im Zivilrecht

Die Frühjahrstagung der DACH fand
vom 22. bis 24. Mai 2008 in der Steier-
mark in Graz statt. Sie stand unter dem
Motto „Beweise und Beweisführungs-
grundsätze im Zivilrecht“. Tagungsstätte
war das Grand Hotel Wiesler. Traditions-
gemäß begann die Veranstaltung mit ei-
nem Abendempfang, der im Tagungs-
hotel stattfand.

Zu Beginn der Tagung stellten Herr Präsi-
dent Rechtsanwalt Dr. Zimmermann und
der Präsident des DAV, gleichzeitig Prä-
sident des Bayerischen Anwaltverbands,
Herr Rechtsanwalt Mertl, die Erforder-
lichkeit einer einheitlichen ZPO sowie
einheitliche Beweis- und Beweislastre-
geln im Hinblick auf eine Angleichung
des kontinental-europäischen Rechts
dar. Diese Erwartungen wurden sodann

mit Vorträgen von Prof. Dr. Klaus
Tolksdorf, Prof. Dr. Hanns Prütting
und Prof. Dr. Martin Henssler und an-
schließender Podiumsdiskussion
4.11.2008, 16–17.30 Uhr, HS XIII:
RA Alfred Börsch, Koch & Börsch
Rechtsanwälte, Köln
„Stadtanwalt – Landanwalt: Kanzlei-
standort und Berufsausübung“
18.11.2008, 16–17.30 Uhr, HS XIII:
RA Dr. Andreas Frieser, Redeker Sell-
ner Dahs & Widmaier, Bonn
„Der erbrechtlich spezialisierte
Rechtsanwalt“
9.12.2008, 16–17.30 Uhr, Neuer
Senatssaal: RA Prof. Dr. Dirk Schrö-
der/RA Thomas Buhl LL.M., Cleary

Gottlieb Steen & Hamilton LLP, Köln /
Frankfurt
„Anwaltliche Tätigkeit in der interna-
tionalen Law Firm“
13.1.2009, 16–17.30 Uhr, Neuer
Senatssaal: RA Dr. Marko Brambach,
HDI/Gerling, Köln
„Tätigkeit als Rechtsanwalt in der Ver-
sicherungswirtschaft“.

Nähere Informationen zu den einzelnen
Veranstaltungen: www.anwaltsrecht.org
(Veranstaltungen) oder unter Tel.
0221/470-5711.

Internationale Konferenz
zum 60. Jahrestag der Ver-

abschiedung der Völkermord-
konvention

4. bis 6. Dezember 2008
Philipps-Universität Marburg – For-
schungs- und Dokumentationszentrum
für Kriegsverbrecherprozesse
Am 9.12.1948 wurde in New York die
Konvention zur Verhütung und Bestra-
fung des Völkermordes verabschiedet.
Erst 50 Jahre später wurde vor dem Ru-
andatribunal zum ersten Mal in der
Menschheitsgeschichte eine Person vor
einem Internationalen Straftribunal we-
gen des Verbrechens des Völkermordes
zu einer hohen Freiheitsstrafe verurteilt.
60 Jahre nach der Verabschiedung kom-
men verschiedene hochrangige Praktiker
und Wissenschaftler aus dem Bereich

auch in diesem Jahr wieder das Deutsch-
Tschechische Anwaltsforum. Im Rahmen
dieser Tagung am 24. und 25.10.2008 in
Bayreuth sprechen Referenten aus Tsche-
chien und Deutschland zum euro-
päischenVertrags- undVerbraucherrecht.
Darüber hinaus ist ein Referat über
Rechtsfragen rund um das Skifahren ge-
plant. Sowohl am Begrüßungsabend am
24.10. als auch am Seminartag am
25.10.2008 bietet sich ausreichend Ge-
legenheit, miteinander ins Gespräch zu
kommen und grenzüberschreitende kol-
legiale Kontakte zu knüpfen.
Informationen und Anmeldung: RAK
Bamberg (0951/986200), info@rak
bamberg.de

5th World Congress
on Family Law and
Children’s Rights

Vom 23. bis 26. August
2009 findet in Halifax,
Nova Scotia, Canada der
„5th World Congress on
Family Law and Children’s
Rights“ statt.
Der Kongress fand erstmalig 1993 in
Sydney statt. Es nahmen über 800 Rich-
ter, Rechtsanwälte und Vertreter der Leh-
re und Politik aus 54 Ländern teil. Den
zweiten Kongress im Jahr 1997 in San
Francisco, der in Verbindung mit einem
Youth Forum abgehalten wurde, besuch-
ten 1600 Teilnehmer. Weitere Kongresse
gab es 2001 in Bath/England und 2005
in Kapstadt, wobei dort jeweils knapp
900 Teilnehmer erschienen.
Nähere Informationen finden Sie auf fol-
gender Homepage: www.lawrights.asn.
au

Institut für Anwaltsrecht an
der Universität zu Köln

Ringvorlesung „Einführung in
den Anwaltsberuf“

Im Wintersemester 2008/2009 werden
im Rahmen der von Prof. Dr. Martin
Henssler und Prof. Dr. Hanns Prütting,
Direktoren des Instituts für Anwaltsrecht
an der Universität zu Köln, angebotenen
Ringvorlesung „Einführung in den An-
waltsberuf“ Referenten zu den folgenden
Themen vortragen:

23.10.2008, 10.30–17.00 Uhr, Re-
präsentationsraum der Universität
zu Köln, Klosterstr. 79b:
Festveranstaltung zum 20jährigen Ju-
biläum des Instituts für Anwaltsrecht
„20 Jahre Anwaltsrecht – Anwalts-
recht in 20 Jahren“

®-Zeichen für Anwälte 99,-- EUR
Info:

Ihre Mobil–Nr. an SMS 0172/5638147
RA Hans-Georg Landgrebe
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an den beiden Veranstaltungstagen mit
spannenden und zielführenden Vorträ-
gen im vollen Umfang erfüllt.
Für das Gastgeberland Österreich stellte
Herr Rechtsanwalt Dr. Leitner in seinem
Einleitungsreferat zunächst die Zivilver-
fahrensnovelle in Österreich aus dem
Jahre 2002 dar. Eine Besonderheit des
österreichischen Rechts ist die Widerruf-
barkeit der zunächst durch eine Partei
erfolgten Außerstreitstellung, da es sich
hier um eine einseitige Willenserklärung
handele. Für die Fragen der Beweislast
existieren keine konkreten gesetzlichen
Normen. Vielmehr ist am jeweiligen
konkreten Anspruch abzuklären, wie die
Beweisverteilung zu erfolgen hat. So ist
z.B. die Echtheit eines Testaments durch
den Berechtigten zu beweisen. Der Un-
mittelbarkeitsgrundsatz erfordert – aus-
nahmsweise – nicht, dass der Richter
z.B. an einem Ortstermin teilnimmt, ob-
wohl dies für die spätere freie Beweis-
würdigung nötig wäre. Der Länderbe-
richt Deutschland wurde sodann durch
Herrn Rechtsanwalt Schäfer dargestellt.
Er wies darauf hin, dass zurückgenom-
mene Beweisanträge jederzeit wieder-
holt werden können. Unzulässig ist aber
ein Ausforschungsbeweis. Die Prozess-
förderungspflicht gebietet es, rechtzeiti-
ge Beweisanträge zu stellen. Das Be-
weismittel der Parteivernehmung stellt
sich erheblich anders als in Österreich
dar: die Vernehmung der gegnerischen
Partei ist nur zulässig, wenn es sich hier
um das einzige Beweismittel handelt.
Sodann machte Herr Rechtsanwalt van
Dijk Ausführungen zum niederländi-
schen Recht, das an das französische
Prozessrecht angelehnt ist. In der Klage-
schrift müssen bereits sämtliche Zeugen
angeführt werden einschließlich der Ein-
reden der beklagten Partei. Auch betref-
fend diese Einreden müssen schon Be-
weise in der Klageschrift angeführt wer-
den. Bei Gericht findet eine elektroni-
sche Aktenführung statt, so dass der Pro-
zessbevollmächtigte sich jederzeit über
den Aktenstand orientieren kann. Zeu-
gen werden von den Prozessbevollmäch-
tigten geladen.
Am Ende der Vormittagsveranstalltung
stellte Herr Dipl.-Ing. Eberhard Stampfl
den elektronischen Rechtverkehr sowie
die elektronische Aktenführung dar
(www.rwin.at). Sodann referierte Herr
Dietmar Dworschak zu Marketingfragen
mit dem Thema „Image als Gewinnfak-
tor“. Auch für Rechtsanwälte ist Marke-
ting im standesüblichen Umfang zur
nachhaltigen Sicherung der anwaltlichen
Tätigkeit erforderlich.
Nach dem Mittagslunch gab Frau Rechts-
anwältin Dr. Rebholz den Länderbericht
Liechtenstein. Die liechtensteinische
ZPO stammt von Österreich ab und stellt
heute eine Mischung aus schweizeri-
schem und liechtensteinischem Recht

dar. Besonderheiten sind z.B., dass jedes
Vorbringen zu beweisen ist. Bei einer
Urkundenvorlegung hat der dazugehöri-
ge Tatsachenvortrag betreffend die Ur-
kunde zu erfolgen. Der Gegner hat bei
der Urkundenvorlage Erklärungen zur
Echtheit der Urkunde abzugeben. In der
so genannten Beweistagsatzung regelt
der Richter den Beweisumfang, worauf-
hin dann der Beweisbeschluss ergeht,
der aber erweiterbar ist. In zweiter In-
stanz können neue Beweismittel vorge-
bracht werden, auch wenn sie bereits in
erster Instanz bekannt waren. Die zweite
Instanz ist nochmalige Sachinstanz. Herr
Rechtsanwalt Dr. Weibel stellte sodann
den Länderbericht Schweiz dar. Er wies
darauf hin, dass es derzeit aufgrund der
Anzahl der Kantone 27 ZPO’s gebe. Eine
einheitliche ZPO ist für 2010 oder später
geplant. Die kantonalen Verfahrensvor-
schriften weisen zum Teil bundesrechts-
widrige Verfahrensvorschriften auf. Bei
ärztlichen Kunstfehlern muss der Arzt
beweisen, dass er de lege artis gehandelt
hat und nicht der Patient, dass der Arzt
fehlerhaft gehandelt hat. Zum Abschluss
des ersten Tagungstages fand eine
Premiere statt: Erstmals wurde ein Län-
derbericht aus der Türkei abgegeben.
Herr Rechtsanwalt Alper Efe Erten stellte
das türkische Beweismittelrecht dar und
wies daraufhin, dass die türkische ZPO
ihren Ursprung im schweizerischen Kan-
ton Neuenburg hat und bis heute laufend
unter Beeinflussung durch das französi-
sche Recht angepasst und verändert wor-
den ist. Im Hinblick auf die beabsichtigte
EU-Integration ist eine ZPO-Reform ge-
plant. Beweismittel dürfen nicht von
Amts wegen herangezogen werden; eine
Beweismittelvereinbarung zwischen den
Parteien ist zulässig; ein vorgeschlagenes
Beweismittel darf nur mit Einwilligung
des Gegners zurückgezogen werden.
Der zweite Tagungstag begann mit dem
Länderbericht Tschechien von Herrn
Rechtsanwalt Pavel Trnka. Er wies darauf
hin, dass ein Beweis bezogen auf die
Schadenshöhe ausgeschlossen ist, wenn
er „unverhältnismäßige Schwierigkeiten“
bedeutet. In einem derartigen Fall kann
das Gericht den Beweis ausschließen
und die Höhe des Anspruchs selbst be-
stimmen. Der Grundsatz „iura novit cu-
ria“ gilt u.a. nicht für Rechtsvorschriften
sog. niedriger Rechtskraft (z.B. Gemein-
deverordnungen). Diese sind dem Ge-
richt nachzuweisen. Die Tagung schloss
mit dem Tagungsbericht Italien von
Herrn Rechtsanwalt Dr. Gruber. Eine Be-
sonderheit gibt es beim Urkundsbeweis.
Über die Echtheit der Urkunde wird in
einem Sonderverfahren durch ein Rich-
terkollegium entschieden. Ein Zeugen-
beweis bei Urkunden ist nicht zulässig
für Einwendungen, die den Zeitpunkt
vor Errichtung einer Urkunde betreffen,
vielmehr nur betreffend den späteren
Zeitraum. Zeugen werden durch einen

Schiedseid vereidigt. Beim Sachverstän-
digenbeweis hat der Sachverständige ei-
nen Schlichtungsversuch durchzuführen
und bei Erfolg zu protokollieren, der
dann mit einer Vollstreckungsklausel
durch das Gericht versehen wird.
Durch die Referate zeigten sich gravie-
rende Unterschiede der Beweise und Be-
weisführungsgrundsätze in den einzel-
nen Ländern. Angesichts der immer wei-
ter um sich greifenden Globalisierung
zeigt sich damit die Erforderlichkeit des
zu Tagungsanfang geäußerten Postulats
der Angleichung des kontinentaleuropä-
ischen Rechts.
Weitere Informationen über DACH Euro-
päische Anwaltsvereinigung entnehmen
Sie auf der website www.dach-ra.de
oder bei der Vizepräsidentin RA Dr. Su-
sanne Hüppi, Klosbachstraße 110, CH-
8032 Zürich, Tel. 0041 44 252 66 88,
Fax, 0041 44 252 63 90.
Die Referate werden in Band 31 der
Schriftenreihe von DACH (Schulthess
Verlag, Zürich) publiziert werden.
Die nächste DACH-Tagung findet vom
18.–20. September 2008 in Amsterdam
statt und ist dem Thema Schiedsverfah-
ren gewidmet. Auch Nicht-Mitglieder
sind willkommen.
Dr. Hermann Thebrath ist Rechtsanwalt
und Notar und Fachanwalt für Steuer-
recht in Schalksmühle

European Lawyers Football
Cup – 27.5. bis 2.6.2009 in

Ungarn

Im nächsten Jahr findet der ELFCUP in
Budapest, Ungarn statt. ELFCUP steht für
European Lawyers Football Cup, ist ein
internationales Fußballturnier für Anwäl-
te und wird im Zweijahresturnus ausge-
tragen. Im letzten Jahr fand die Begeg-
nung in Portugal an der Algarve statt.
Gespielt wird 2x30 Minuten, jedes Team
muss an den fünf Spieltagen des Turniers
einmal pro Tag auf dem Platz stehen. So
bleibt genügend Zeit, die historische
Stadt zu erkunden. Untergebracht sind
die Mannschaften in einem Vier-Sterne-
Hotel, fußläufig ungefähr 15-20 Minuten
von der City entfernt. Neben dem Fuß-
ballspielen bestehen vielfältige Möglich-
keiten, mit den Kollegen aus den anderen
Ländern ins Gespräch zu kommen. Alle
relevanten Infos findet man unter

www.elfcup.com.
Anmeldefrist für die Teams ist der 31.
Oktober 2008.
Infos zum ELFCUP 2009:
Organisation ELFCUP 2009, Veranstal-
terbüro, Löwengasse 27 C, 60385 Frank-
furt am Main, Tel.: 069/ 94508444, Fax:
069/94508446, E-Mail: info@elfcup.
com.
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AGB- und
AGG-fest

Aufruf zum Aufsatzwettbewerb der Rechts-
anwaltskammer Frankfurt am Main
„Das Verhalten von Rechtsanwälten

(Rechtsanwaltschaft) und Justizangehö-
rigen (Justiz) im Kontext von Freiheit und

Sicherheit“

Die RAK Frankfurt am Main ruft alle auf, die an dem Wett-
bewerb teilnehmen wollen, ihre Arbeit bis zum 30.4.2009
bei der RAK Frankfurt am Main einzureichen.
Mit diesem Aufruf setzt die RAK ihre Reihe von Aufsatz-
wettbewerben fort, die sie 2004 mit dem Thema „Die Ethik
des Rechtsanwalts im Beruf – Ist auch in Zukunft an einem
gemeinsamen Pflichtenkodex der Rechtsanwälte festzuhal-
ten?“ begonnen hat. Damals war der Frage nachzugehen,
ob der Anwaltsberuf in der Zukunft allein durch wirtschaft-
liche oder auch durch ethische Faktoren bestimmt ist bzw.
bestimmt sein soll.
Das aktuelle Thema stellt das Spannungsverhältnis von
Freiheit und Sicherheit in der heutigen Gesellschaft in den
Mittelpunkt, das nicht nur die Gesetzgebung entscheidend
beeinflusst, sondern insbesondere das Verhältnis von Justiz
und Anwaltschaft. Anwaltliche Rechte – wie das Schweige-
recht und das Verbot der Wahrnehmung widerstreitender
Interessen – werden vom Gesetzgeber immer häufiger als
Privilegien des Anwalts und Ausdruck anwaltlicher Freiheit
angesehen, die dem Sicherheitsbedürfnis des Bürgers und
der Gesellschaft entgegenstehen.
Dabei wird verkannt, dass die so genannten Privilegien des
Rechtsanwalts nicht Rechte des Rechtsanwalts, sondern
Schutz- und Freiheitsrechte des Bürgers sind. Der Rechts-
anwalt ist dazu der geborene Vertreter und Verteidiger der
Freiheitsrechte des Bürgers. Er muss seine mahnende Stim-
me erheben, wenn der Staat die Freiheit zugunsten der Si-
cherheit immer häufiger einschränkt und bisher geschützte
Rechte des Bürgers aushöhlt oder gar aufhebt. Inwiefern
Freiheit und Sicherheit zum Wohl der Bürger in Einklang
gebracht werden können, ist immer wieder neu zu über-
denken und muss ständiges Thema in der rechtlichen und
politischen Diskussion bleiben.
Gerade die von Amts und Berufs wegen mit dem Thema
beschäftigten Richter und Rechtsanwälte müssen sich
nachdrücklich für eine angemessene Auslegung der beiden
wichtigen, staatstragenden Grundsätze Freiheit und Sicher-
heit einsetzen.
Die RAK Frankfurt am Main will durch den Aufsatzwettbe-
werb feststellen, ob es eine Verbindung zwischen dem Ver-
halten der Organe der Rechtspflege und der Entwicklung
von Freiheit und Sicherheit gibt. Können Gesetze, können
Urteile, können Verhaltensweisen der Organe der Rechts-
pflege Freiheit und Sicherheit eines Volkes, eines Staates
garantieren oder sind sie nur Spielball mächtiger politi-
scher oder wirtschaftlicher Interessen?
Es geht der RAK um die eigene, die unmittelbare Beeinflus-
sung des Justizsystems im eigenen Land, im eigenen Be-
zirk, im eigenen Gericht oder der eigenen Kanzlei.
Weitere Informationen über die Ausschreibungskriterien,
die Jury und das Preisgeld erhalten Sie bei der RAK Frank-
furt: Bockenheimer Anlage 36, 60322 Frankfurt am Main,
Tel.: 069-17009801, E-Mail: zobec@rak-ffm.de oder im
Internet unter http://www.brak.de/Aktuelle Themen.

XII Aktuelle Hinweise BRAK-Mitt. 5/2008

Beilagenhinweis:

Dieser Ausgabe liegt der Prospekt „Fortbildung, die man
sehen kann“, Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin, bei.
Wir bitten unsere Leser um freundliche Beachtung.
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Auf die Plätze,
fertig, los!

Kleveman (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Einstweiliger
Rechtsschutz Herausgegeben von RA Dr. Dirk Kleveman.
Bearbeitet von zehn sehr erfahrenen Rechtsanwälten. 2008,
763 Seiten Lexikonformat, gbd., inkl. CD 99,– 2.
ISBN 978-3-504-47093-7

Im neuesten der erfolgreichen An-

walts-Handbücher aus dem Verlag

Dr. Otto Schmidt zeigen Ihnen erst-

klassige Anwälte präzise, was zu tun

ist, wenn Ihrem Mandanten sofort

geholfen werden muss. Schritt für

Schritt, damit Sie niemals was ver-

gessen.

In einem Allgemeinen Teil erfahren

Sie, woran Sie beim Einstweiligen

Rechtsschutz immer denken müssen.

Von den Vorüberlegungen bei der

Übernahme eines Mandats bis hin

zu Kosten und Gebühren. Man macht

Sie mit dem Verfahrensablauf ver-

traut, mit Rechtsbehelfen und selbst-

verständlich auch mit Ihrer Haftung.

Der Besondere Teil ist einzelnen

Rechtsgebieten vorbehalten, in

denen der Einstweilige Rechtsschutz

erfahrungsgemäß ganz häufig eine

Rolle spielt. Hier schlagen Sie die

speziellen Erfordernisse nach, auf die

Sie in der jeweiligen Rechtsmaterie

zusätzlich achten müssen.

Und da es in diesen Fällen immer

sehr schnell gehen muss, werden

Ihnen auch alle notwendigen Hilfs-

mittel an die Hand gegeben, damit

Sie gerade unter Zeitdruck fehlerfrei

zum Ziel kommen: Hinweise auf

häufig gemachte Fehler und die op-

timale Vorgehensweise, praxiser-

probte Muster für alle nötigen Schrift-

sätze und Anträge – im Buch und

auf CD.

Kleveman (Hrsg.), Anwalts-Hand-

buch Einstweiliger Rechtsschutz. Auf

die Plätze, fertig, los! Sofort bestellen.

Leseprobe? www.otto-schmidt.de

Neu

Bestellschein ausfüllen und faxen (02 21) 9 37 38-9 43

B e s t e l l e n S i e b e i I h r e r B u c h h a n d l u n g o d e r b e i m Ve r l a g D r. O t t o S c h m i d t · P o s t f a c h 5 1 1 0 2 6 · 5 0 9 4 6 K ö l n
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Name Straße PLZ Ort
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Telefon Fax Datum Unterschrift 8/08

�� Ja, ich bestelle mit 14-tägigem Rückgaberecht Kleveman (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Einstweiliger Rechts-
schutz gbd., inkl. CD 99,– 2 plus Versandkosten. ISBN 978-3-504-47093-7
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„Standardwerk
und

Klassiker.“

Lützenkirchen (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Mietrecht
Herausgegeben von RA Dr. Klaus Lützenkirchen.
Bearbeitet von 13 erfahrenen Praktikern im Mietrecht.
3. Auflage 2007, 2.584 Seiten Lexikonformat, gbd.
129,– 2. ISBN 978-3-504-18049-2

Bestellschein ausfüllen und faxen (02 21) 9 37 38-943
Ja, ich bestelle mit 14-tägigem Rückgaberecht Lützenkirchen (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Mietrecht 3. Auflage,
gbd. 129,– 2 plus Versandkosten. ISBN 978-3-504-18049-2

B e s t e l l e n S i e b e i I h r e r B u c h h a n d l u n g o d e r b e i m Ve r l a g D r. O t t o S c h m i d t · P o s t f a c h 5 1 1 0 2 6 · 5 0 9 4 6 K ö l n

�

Der große Erfolg dieses Handbuchs
beruht auf seinem besonderen Kon-
zept. Es behandelt das gesamte Miet-
recht aus der Anwaltsperspektive
und orientiert sich dabei konsequent
am typischen Gang des Mandats.

Vom ersten Gespräch bis zur Ge-
bührenabrechnung wird Ihnen alles
an die Hand gegeben, was Sie brau-
chen, um die Interessen Ihrer Klien-
tel optimal durchzusetzen. In mate-
rieller wie in prozessualer Hinsicht.
Ob als Vermieter- oder Mieteranwalt.

Umfassend kommentierte Check-
listen verhindern, dass Sie in recht-
licher oder tatsächlicher Hinsicht
etwas vergessen oder übersehen.
Musterformulierungen helfen Ihnen,
optimale Vertragsgestaltungen zu
entwickeln. Komplexe Zusammen-

hänge werden mit anschaulichen
Beispielen verdeutlicht. Tabellen in
ABC-Form erleichtern Ihnen den Um-
gang mit der ausufernden Kasuistik.
Und es gibt wieder jede Menge Tipps
der praxiserfahrenen Autoren zur
jeweils richtigen Strategie und Taktik.

Das Werk wurde grundlegend
überarbeitet, um neue Kapitel er-
weitert und rundum auf den aktuellen
Stand gebracht.

„Bereits in der 3. Auflage erschie-
nen, entwickelt sich das Anwalts-
handbuch Mietrecht mehr und
mehr zu einem Standardwerk und
Klassiker unter den immer zahl-
reicher werdenden mietrechtlichen
Titeln.“

RA Hubertus Mattern in AdVoice 3/07

Leseprobe? www.otto-schmidt.de

�

8/08

Name Straße PLZ

Datum

Ort

UnterschriftFaxTelefon

3. Auflage
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Nach dem großen Erfolg der
Erstausgabe dürfen Sie sich jetzt
über die brandaktuelle Neuauflage
dieses Handbuchs freuen: das
gesamte Insolvenzrecht mandats-
bezogen aufbereitet. Aus Sicht
des Anwalts – ob er nun Insolvenz-
verwalter, Berater des Schuldners
oder eines Gläubigers ist. Ob
alter Hase oder ein Kollege, der
in diese haftungsträchtige Mate-
rie erst noch hineinwachsen muss.

Hochkarätige Insolvenzrechts-
praktiker haben wieder alle denk-
baren Beratungssituationen so
aufbereitet, dass Sie in jedem Fall
auf der sicheren Seite sind. Mit
vielen Tipps zu Strategie und Tak-
tik. Mit vielen Beispielen, Über-
sichten, umfassend kommentier-

ten Checklisten und praxiser-
probten Musterformulierungen.
Mit Hinweisen auf Haftungs-
fallen, häufig gemachte Fehler,
wichtige Aspekte. Mit ganz
neuen Kapiteln, wie etwa dem
zur Freiberuflerinsolvenz. Und
einem Stichwortverzeichnis mit
über 1.600 insolvenzrechtlich
relevanten Begriffen.

Alles auf dem allerneuesten Stand.
Von Rechtsprechung, Literatur
und den jüngsten, tief greifen-
den Novellen des Gesetzgebers.

Anwalts-Handbuch Insolvenz-
recht. War die Erstauflage schon
ein großer Wurf, ist die neue
noch viel besser. Überzeugen Sie
sich selbst. Mit einer Leseprobe.
www.otto-schmidt.de

Bestellschein ausfüllen und faxen (02 21) 9 37 38-9 43

Damit liegen Sie
immer richtig.

Runkel (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Insolvenz-
recht Herausgegeben von RA Hans P. Runkel. Bear-
beitet von 16 hochkarätigen Praktikern des Insolvenz-
rechts. 2. Auflage 2008, 2.400 Seiten Lexikonformat,
gbd. 149,– 2. ISBN 978-3-504-18053-9

�� Ja, ich bestelle mit 14-tägigem Rückgaberecht Runkel (Hrsg.) Anwalts-Handbuch Insolvenzrecht
2. Auflage, gbd.149,– 2 plus Versandkosten. ISBN 978-3-504-18053-9
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Einfach. Komplett.
Erfolgreich.

Moderne Kanzleiorganisation von Deutschlands
Marktführer für Anwaltssoftware.
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